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Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


- Danach 


Narsektungs- 


und Auswertungstext 
vom Bündnis gegen Rechts, Leipzig 
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Schwerpunktsetzung 


Obwohl festgehalten werden muß, daß 
die Vorstellungen der Vorbereitungsgruppe 
und der ReferentInnen, was bei den einzelnen 
Themen und ihrer Skizzierung der Gegen- 
stand des Vortrages sein würde, teilweise er- 
heblich voneinander abwichen und sich in der 
Nachbereitung entsprechend kein in sich 
stimmiges Bild des Themenkomplexes „Nazi- 
hegemonie - rechte Alltagskultur“ abzeichnet 
oder gar do it yourself Anleitungen für die 
Beseitigung einer dominanten Naziweltan- 
schauung zu erkennen sind, schätzen wir die 
thematische Eingrenzung als erfolgreiche 
Maßnahme zur Strukturierung der Zusam- 
menkunft ein. 

Die konkrete Vorgabe von Fragen ist Vor- 
aussetzung dafür, andere Theoriefragmente 
und politische Praxen in einen antifaschisti- 
schen Kontext zu überführen. Gleichzeitig 
stellt sie eine Fokusierung der Diskussion dar, 
orientiert diese an Problemen und verlangt so 
eine Diskussion, die weniger von der Darstel- 
lung grundsätzlicher Positionen bestimmt ist, 
als vielmehr vom geteilten Interesse an der 
Lösung eines gemeinsamen Problems. In all 
diesen Punkten kann der Verstärkerkongreß 
nicht den Anspruch erheben mustergültig ge- 
wesen zu sein. Vielmehr stellen sie eine Ori- 
entierung dar, die von einer vorgenommenen 
Schwerpunktsetzung unterstützt wird. 

Die noch klarere Benennung der Proble- 
me und eine engere Zusammenarbeit mit den 
Referierenden im Kongreßvorfeld erscheinen 
uns als der richtige Weg. Dabei ist vor allem 
die Zusammenarbeit mit den ReferentInnen 
entscheidend, um deren Potentiale nicht 
durch zu einseitig vorgegebene Analyserich- 
tungen zu beschneiden. 

In diesem Zusammenhang hat sich die 
Auswahl der ReferentInnen für den Verstär- 
kerkongreß im Nachhinein als nicht vielseitig 
genug herausgestellt. War die Begrenzung der 
Themen durch die Vorgabe eines Schwer- 
punktes gewollt, hätte gleichzeitig noch stär- 
ker als geschehen die Differenzen linksradika- 
ler Ansätze bei der Analyse deutlich werden 
müssen. Mit Differenz sei hier die verschiede- 
nen Herangehensweisen an ein und dasselbe 
Problemfeld gemeint. Das bereits vollzogene 
Auffächern in diverse partikularen Ansätze 
innerhalb der Linken und das damit einherge- 
 hende Ignorieren weiterer Ansätze muß aufge- 
löst werden. Nicht im Sinne eines neuen „uni- 
ty“- Bestrebens, sondern durch die Feststel- 


lung, daß durch das Zusammengehen der ver- 
schiedenen praxisorientierten Ansätze und 
Gesellschaftsanalysen eine neue effektive An- 
tifapolitik möglich sein kann. 

Zur Verbesserung der Konstruktivität der 
Debatte im Plenum wäre die intensivere Vor- 
bereitung der Teilnehmenden ein entscheiden- 
der Schritt. Dazu bietet sich die öffentliche 
Debatte einiger Kernthemen des Kongresses 
durch ReferentInnen und Gruppen im Vorfeld 
an. Auch aus diesem Grund bedauern wir das 
Scheitern unserer Bemühungen inhaltliche Po- 
sitionen vor dem Verstärkerkongreß in bun- 
desweit relevanten Publikationen veröffentli- 
chen und diskutieren zu können.! 

Vorschläge, die Diskussion in kleineren 
Arbeitsgruppen zu führen, sind zwar sicher 
ebenfalls geeignet, die Diskussionskultur bes- 
ser gestalten zu können, stehen allerdings im 
Gegensatz zu dem Anliegen, eine höchstmög- 
liche Transparenz der aktuellen Diskussions- 
stände von allen für alle zu erreichen. Schon 
während des Kongresses, spätestens aber bei 
der Auswertung wurde deutlich, daß die Refe- 
rate innerhalb der Arbeitsgruppen das zentrale 
Moment waren- und oft auch blieben. Die 
Diskussionen bestanden eher aus Nachfragen, 
eine dialektische Auseinandersetzung unter 
den TeilnehmerInnen blieb leider die Ausnah- 
me. Wir sehen darin aber nicht das Scheitern 
des Anliegens des Arbeitsgruppenkonzeptes. 
Für ein neues Kongressvorhaben aber bleibt 
der Charakter der Arbeitsgruppen weiterhin zu 
klären. 


Die Referentinnen 


Die Strategie, nach einer Diversifizierung 
theoretischer und praktischer Ansätze zu stre- 
ben, halten wir für richtig. Allerdings mußten 
wir eine Vielzahl von Absagen bei dem Ver- 
such, ReferentInnen zu gewinnen, hinnehmen. 
Wobei sich zwei Hauptgründe abzeichneten: 
Zum einen die Frage der Finanzierung, da wir 
von den Referierenden - wie von allen am 
Kongreß Beteiligten - den Verzicht auf eine 
Vergütung ihres Engagements verlangten und 
nur Unkosten erstatten konnten/wollten. Der 
ein oder andere zusätzliche interessante Vor- 
trag hätte sich sicher einkaufen lassen. Zum 
anderen stellte sich für Referierende, die sich 
selbst nicht der Antifa zurechnen, die Frage, 
ob sie mit ihren Themen vor dem zu erwarten- 
den Publikum richtig seien. Wer da war, wird 
diese Angst sicher verloren haben. Daß sich 
fast alle relevanten Strömungen der Antifa be- 
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reit fanden ihre Postionierungen aufzuzeigen, 
war wenig erstaunlich - trotzdem sehr erfreu- 
lich. Leider war aber gerade in diesem Spek- 
trum festzustellen, daß das Propagieren der ei- 
genen Ansätze im Vordergrund stand, nicht 
aber der Versuch aus der Unzulänglichkeit 
praktizierter Handlungen der letzten Jahre ein 
Fazit zu zichen. Darüber hinaus weist diese 
Sorge aber auf den Zustand der Linksradika- 
len in der BRD hin, die sich inzwischen völlig 
in ihre Teilbereiche partikularisiert und dort 
zum Teil aufgelöst hat. Die Antifa hat ein dar- 
aus resultierendes Imageproblem und wird 
sich Konzepte einfallen lassen müssen, ihr un- 
terstelltes umfassendes Interesse an politischen 
Strategien, Gesellschaftsanalysen und Wider- 
standspraxis in die pulverisierte Linke zu tra- 
gen. 

Daß dazu das unterstellte Interesse ein 
reales werden muß, zeigt die Vorbereitung des 
Verstärkerkongresses in ihrem Unvermögen, 
dem im Einleitungsreferat benannten An- 
spruch, feministische Positionen in Theorie 
und Praxis einzubeziehen, bei der Vergabe der 
Referate zu berücksichtigen. Wo de facto kei- 
ne oder eine marginale Auseinandersetzung 
mit aktuellen feministischen Positionen statt- 
findet, ist die personelle und thematische Ein- 
beziehung solcher Standpunkte, wie demon- 
striert, zum Scheitern verurteilt. Für andere - 
in ihrem Fehlen noch nicht einmal benannte - 
Themenfelder gilt diese Analyse analog, Sind 
die Reaktionen des Auditoriums ein Spiegel 
der momentanen inhaltlichen Position 
der antifaschistischen Linken, wird deutl 
daß einige Themenfelder wie Ökonomie oder 
antinationale Kritik sich als relevant durchgo- 
setzt haben. Sie werden bereitwillig diskut- 
tiert. Andere Ausgangspunkte der Analyse 
werden weiterhin ignoriert, 


Die TeilnehmerInnen 


Die Einladung zu dem Kongressvorhaben 
hauptsächlich auf Antifagruppen auszurichten 
und deren schr gute Ressonanz betrachten wir 
als Erfolg. Die Unterteilung in Arbeitsgrup- 
pen, die sich -etwas vereinfacht- in Analyse 
und Strategiedisskussionen aufteilen lassen, 
ist im Rückblick ebenso ein Konzept, das sich 
bewährt hat. Die Arbeitsgruppen sollten Berei- 
che der Rechten Alltagskultur beschreiben, 
bestimmte Begriffe in den Diskurs einbringen. 
Daraus sollten sich konkrete Strategien ent- 
wickeln, mithilfe derer sich linke antifaschisti- 
sche Politik umsetzen läßt. Dabei waren die 


bereits entfachten Diskussionen wie antifa- 
schistische Jugendarbeit, Organisierungsde- 
batte, antifaschistische Öffentlichkeitsarbeit 
etc. inbegriffen. Nach dem Kongreß fühlen 
wir uns in unserer Einschätzung bestätigt, daß 
diese Gruppen eine gemeinsame Diskussions- 
struktur jenseits praktisch orientierter Arbeits- 
treffen benötigen. Die Frage ob die von uns 
festgelegten Themenschwerpunkte auf Interes- 
se stießen, kann die TeilnehmerInnenzahl nur 
teilweise Aufschluß bieten. Der weitere bun- 
desweite Diskurs wird aufzeigen ob die von 
uns gestellten Fragen als relevant betrachtet 
werden. Die Anwesenheit einzelner Vertrete- 
rInnen anderer Politikbereiche hätte vielleicht 
durch die inhaltliche Präsenz des Kongresses 
in der Öffentlichkeit gesteigert werden kön- 
nen, wir sind uns aber recht unsicher, wer alles 
da draußen eigentlich noch ist. 


Kongreß und antifaschisti- 
sche Organisierung 


Warum die Antifa inhaltliche Auseinan- 
dersetzung benötig liegt auf der Hand. Als 
bundesweit immer wieder gemeinsam agieren- 
de Szene, die sich auch in bundesweiten Orga- 
nisierungsansätzen strukturiert, werden ver- 
schiedene Strategien und Bewertungen der 
einzelnen Gruppen und Zusammenhänge mit- 
einander konfrontiert, ohne daß die Vorberei- 
tung, Durchführung und Nachbereitung von 
Aktionen den Raum inhaltlicher Diuskussion 
bildet. So bleiben Eindrücke und Äußerungen 
in konkreten Situationen, die sich zu Bildern 
zusammensetzen, welche den Umgang mitein- 
ander mehr bestimmen als die aktuellen Posi- 
tionen. Hier bietet inhaltliche Auseinanderset- 
zung die Möglichkeit, Konflikte zu versachli- 
chen, Bilder und Positionen mit aktuellen 
Gruppenstandpunkten zu vergleichen und Ent- 
wicklungen transparent zu machen. 

Zum anderen ermöglicht es die inhaltliche 
Auseinandersetzung differente Positionen kla- 
rer zu artikulieren und gleichzeitig die Analy- 
sen verschiedener Gruppen zu Problemen 
überhaupt ersteinmal mitzuteilen. Im Gegen- 
satz zur praktischen Ebene bietet die inhaltli- 
che Auseinandersetzung so die Möglichkeit 
eines Austausches, der nicht von der Notwen- 


nt 


II Situationsanalyse — Bündnis gegen Rechts — Antifaschistische Aktion Berlin 


digkeit zum konsensualen Ergebnis geprägt 
ist. 

Die konkreten Interessen der jeweiligen 
Gruppen an inhaltlicher Auseinandersetzung 
sind sicher verschieden. Geht es einigen Grup- 
pen darum ihre Positionen transparent zu ma- 
chen und zu vertreten, sind andere auf der Su- 
che nach Hinweisen, Analysen und Lösungen. 

Der Verstärkerkongreß kann in dieser 
Hinsicht nur ein Anfang gewesen sein. Wün- 
schenswert wäre seine Wiederholung in jährli- 
chen Abständen, wobei deren Erfolg von einer 
umfassenden Teilnahme der sich als antifa- 
schistisch verstehenden Gruppen und der fort- 
bestehenden Bereitschaft zur gemeinsamen in- 
haltlichen Diskussion abhängt. Ob sich eine 
solche Praxis als ausreichend erweist, um in- 
haltliche Diskussionen innerhalb der bundes- 
weiten Antifaszene zu ermöglichen, wird sich 
zeigen müssen. 


Das Auftauchen neuer 
Handlungsansätze 


Es wäre eigentlich verwunderlich gewe- 
sen, wenn sich auf dem Kongreß bisher im 
Verborgenen entwickelte Ansätze linker, anti- 
faschistischer Intervention gezeigt hätten. Ent- 
sprechend gering ist die Ausbeute bei der 
Sichtung der neu präsentierten Methoden. We- 
sentlicher war die als Gesamttendenz beob- 
achtbare Verschiebung der antifschistischen 
Ansätze weg von den Nazis und hin zur The- 
matisierung gesamtgesellschaftlicher Verhält- 
nisse. 

Dem korrespondiert ein gewachsenes In- 
teresse an „Inhalten“. Ein einheitliches 
Schwerpunktthema dieser Fortsetzung von 
Antifapolitik in Zeiten abnehmender gesell- 
schaftlicher Bedeutung der Nazis war jedoch 
nicht auszumachen. Da sich derzeit kein quasi 
natürliches Folgethema abzeichnet, ist der 
Spielraum der Möglichkeiten vom Spektrum 
der linksradikalen All-time-favourits aufge- 
spannt. 

Durch diesen Trend wurde die Ausgangs- 
frage nach langfristig erfolgreichen Interventi- 
onsmöglichkeiten gegenüber einer dominanten 
Naziszene bzw. gegen deren Akzeptanz im 
Rahmen von rechtem Konsens/rechter Alltags- 


- Situationsanalyse 


Siıtuationsanalyse 
vom Bündnis gegen Rechts, Leipzig 
und der Antifaschistische Aktion Berlin (AAB) 


Eröffnung 


Mir ist die ehrenvolle Aufgabe zu Teil ge- 
kommen, Euch recht herzlich zu begrüßen. Ich 
bin vom Leipziger Bündnis gegen Rechts 
(BgR) und würde einleitend etwas zu unseren 
Vorstellungen über die nächsten zwei, drei 
Tage sagen. Anschließend daran noch ein paar 
organisatorische Dinge und dann der fließende 
Übergang zu unserer ersten inhaltlichen Ver- 
anstaltung. Wir gehen natürlich davon aus, 
daß ihr alle wißt, warum ihr unserer Einladung 
zum Kongreß gefolgt seid. Unsere Motivation 
und Zielsetzung wird im folgenden kurz ge- 
sagt werden. 

Wir sind bei unserer praktischen Arbeit ir- 
gendwann an Punkte gestoßen, wo ich denke, 
daß es hier für einer Vielzahl von Leuten ge- 


nauso zutrifft, daß man mit den gängigen In- 
terventionsmethoden an gewisse Grenzen 
stößt, wo sich dann ganz bestimmte Frage- 
komplexe auftun. Wir haben uns die Arbeit 
gemacht, am Ende fünf Komplexe herauszuar- 
beiten, die sich mehr oder weniger schwer- 
punktmäßig mit dem, was wir als rechte All- 
tagskultur bezeichnen - was nachher in dem 
Referat zur Sprache kommt - auseinandersetz- 
ten, haben uns diese Komplexe detaillierter 
angeschaut und uns da die Fragestellung ge- 
nommen, wer kann da die eventl. am besten 
aus Praxis und inhaltlichen Diskussionen be- 
richten. Wir haben dann im Endeffekt das, 
was sich hier an ReferentInnen in den näch- 
sten Tagen hier euch vorstellen wird dazu an- 
gefragt und auch ganz klar eine Gewichtung 
für diesen Kongreß getroffen und gesagt, es 
soll ein Kongreß werden, bei dem es klar dar- 
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kultur zur Seite gedrängt. 
Neue Schwerpunktdiskus- 
sionen 


Gleichzeitig ergaben sich quer zu den 
Einzelvorträgen liegende Schwerpunkte der 
Diskussion, die Programm nicht ausgewiesen 
worden waren: 


® die Rolle der Arbeit für Identitätsbildung 
und als politische Kategorie in der BRD 
(unter Berücksichtigung der Traditionslini- 
en aus dem Nationalsozialismus und der 
DDR). 

* die Bedeutung der kapitalistischen Verfaßt- 
heit der Gesellschaft für die Entwicklung, 
Akzeptanz und den Kampf gegen Nazis 


Weiterhin wurde als fehlende Diskussion 
mehrfach angemahnt (ohne das eine entspre- 
chende Diskussion auf dem Kongreß von Re- 
ferentInnen oder Publikum begonnen worden 
wäre): 


* die Bedeutung rassistischer und sexistischer 
Kategeorien für die den antifaschistischen 
Konzeptionen zugrunde liegenden Analysen 
von Macht und Herrschaft 


Eine Aufnahme dieser Themen wäre wün- 
schenswert. Da sich abzeichnet, daß kaum 
eine der referierenden Gruppen oder Personen 
bereit waren, die Themen implizit mitzuver- 
handeln, wird es nur die Möglichkeit einer se- 
peraten, expliziten Darstellung geben. 


Fußnoten: 

! Im Vorfeld des Kongresses mußten wir zur 
Kenntnis nehmen, daß gerade die Publika- 
tionen, die wir für ein bundesweites Diskus- 
sionsforum darstellen - JungleWorld und 
konkret- auch auf Nachfragen keinerlei 
Ambtionen zeigten uns bei der Veröffentlich 
unseres Vorhabens zu unterstützen. In kon- 
kret erschien die Kongressankündigung 
noch nicht einmal im Terminkalender. Wir 
betrachten dies als eindeutige Postionie- 
rung der beiden Organe zu praxisorientier- 
ter, linker, antifaschistischer Politik. 


um geht, ergebnisorientiert zu diskutieren. 

Unter ergebnisorientiert diskutieren ver- 
stehen wir im Groben: Es gibt verschiedene 
Ansätze im Umgang mit dieser rechten All- 
tagskultur und es geht letzten Endes darum, 
woran ces halt in verschiedenen Diskussionszu- 
sammenhängen, die es gibt und Organisations- 
formen, in denen man hängt, daß man einfach 
dazu kommt, einen Weg zu finden, diese ver- 
schiedenen Ansätze zu verbinden. Das heißt 
ganz klar, daß unsere Scherpunkte inhaltlich 
auf Strategien und Konzepte liegt. Deswegen 
nimmt das auch einen besonderen Raum ein. 
Dazu sage ich nachher noch mal kurz was. 

Die Themenkomplexe werdet ihr ja größ- 
tenteils dem Reader und unserem Programm 
entnommen haben. Es geht also ganz konkret 
um eine Situationsanalyse, es geht um die Be- 
deutung der politischen Kultur, es geht um die 
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Option Selbstverwaltung für Linksradikale 
und Nazis. Wir wollen versuchen, staatliche 
Strategien zu beleuchten und letzten Endes, 
wie ich schon erwähnt habe, wollen wir dazu 
kommen, unsere Konzepte und Strategien vor- 
zustellen und zu diskutieren. Der Ablauf wird 
so sein, daß ich hier nachher das Podium ver- 
lassen werde und fließend dazu übergehen 
werde, die Situationsanalyse hier vorzustellen. 


Einleitung 


Moderation: Ich freue mich, jetzt die er- 
ste inhaltliche Veranstaltung eröffnen zu dür- 
fen. Es wird dabei um eine Gesellschafts- oder 
Situationsanalyse gehen, wobei das Verhältnis 
der Nazis zur sog. Normalgesellschaft oder 
Normalbevölkerung im Mittelpunkt stehen 
wird. Es wird mit dieser Veranstaltung der er- 
ste Teil des Kongreß eröffnet, der sich gerade 
solchen analytischen Fragen widmet und bis 
zum gewissen Teil natürlich auch eine Ursa- 
‚chenforschung streift. Diese Fragen werden 
jetzt bei dieser ersten Auftaktveranstaltung 
schon angestreift werden und sind sozusagen 
der Ausgangspunkt für das was dann morgen 
weiter passieren wird. Vielleicht sollte deswe- 
gen an dieser Stelle,ein bißchen schon um 
Rücksicht gebeten werden, daß Fragen der 
Praxis und Interventionsmöglichkeiten heut 
noch nicht ganz den Schwerpunkt bilden, wie 
sie es dann auf jeden Fall am Sonntag tun wer- 
den, d.h. wenn es dann Fragen geben sollte 
oder es zur Diskussion kommt, wäre es nett, 
wenn die Schwerpunktsetztung von uns im- 
mer noch die Headline bzw. Ausgangspunkt 
unsere Fragestellung ist und sich der Situati- 
onsanalyse widmet, weil viele Antifagruppen 
wissen ja schon, daß bei solchen Diskussionen 
ganz oft die Praxis und konkrete Antifaaktio- 
nen im Mittelpunkt stehen und das war nicht 
ganz der Sinn von diesem ersten Analyseteil. 

Bevor es jetzt gleich losgehen wird, da 
wir ja auch etwas Zeitdruck haben, vielleicht 
noch etwas zu den ReferentInnen. Ich freue 
mich, daß von der AAB die Katja und der Pit 
da sind. Die AAB ist ja nicht mehr so no- 
name in diesen Kreisen. Es gibt sie seit 7 Jah- 
ren, ich würde sagen, es ist eine Gruppe die 
aufgefallen ist, da sie obwohl sie eine Antifa- 
gruppe ist, eine inhaltliche Position vertritt, 
also sich auch an Diskussionen beteiligt. So 
viele gibt’s da wirklich nicht, das war jetzt ein 
Lob für die Gruppe. Sie ist weiterhin aufgefal- 
len als eine Gruppe, die als erste konzeptionell 
Jugendarbeit gemacht hat und das auch in ei- 
ner gewisser Weise propagiert. Das finde ich 
erwähnenswert und sie ist natürlich eine Grup- 
pe, die was den Mobilisierungseffekt betrifft 
in der Szene zu den erfolgreichsten gehört, 
wenn man das sagen kann, und mit solchen 
eben Events wie am 1. Mai oder vielleicht bei 
der LL- Demo doch so etwas wie ein bißchen 
mehr Rippen vorweisen kann. Das muß man 
ja nicht hinter den Berg stellen, daß es ein 
Haufen Probleme, recht viele mit dieser Grup- 
pe haben, aber darüber wollen wir heute nicht 
reden. Ich freue mich natürlich auch, daß ich 
die Sabine vom BgR vorstellen darf. Das BgR 
ist viel berühmter als die AAB. 


Pit: Aber nicht so gut! 


Moderation: BgR heißt Bündnis gegen 
Rechts. Wir haben uns 1995 gegründet, es war 
vor allen Dingen die Auseinandersetzung mit 
der Naziszene in Wurzen, die uns an einen 
Tisch gepreßt hat. Uns gibt es immer noch - 
die Naziszene in Wurzen auch. Und wir haben 
außer mit dieser großen Sache in Wurzen, also 
dieser Demo natürlich noch einiges anderes 
gemacht, wir versuchen uns auch immer wie- 
der an inhaltlichen Diskussionen zu beteili- 


gen. Mit dem Kongreß versuchen wir das ja 
auch ein bißchen fortzusetzen, oder dem gan- 
zen eigentlich die Krone aufzusetzen und wir 
hatten dann den 1.Mai mit vielen Nazis hier 
und das waren sozusagen die Mobilisierungs- 
erfolge, die wir vielleicht vorweisen könnten. 
Ich möchte jetzt diese Referate beginnen las- 
sen. Es wird anfangen die Ute vom BgR. Da- 
nach gleich das Referat von der AAB. Wir 
haben‘s uns so gedacht, daß zwischendurch 
keine Fragen kommen und die Sachfragen 
dann am Ende der Referate, weil, wenn die 
jetzt zwischendurch kommen, dann besteht 
die Gefahr, daß wir uns gleich verzetteln und 
deswegen das vielleicht am Ende zu machen. 
Wie das dann funktionieren wird mit der mit 
den Mikrofonen und so das können wir viel- 
leicht nachher noch klären, je nach dem ob es 
überhaupt ein Tohuwabo gibt, wie das viel- 
leicht bei so vielen Leuten möglich ist. 


BQR: 


Spätestens seit dem Wendepunkt 1989 ist 
eine allmähliche Verschiebung allgemeiner 
Wertevorstellungen in Richtung Rechts nach- 
zuvollzichen. 

Heute 1999 ist festzustellen, daß Konzep- 
te antifaschistischer, linksradikaler Interven- 
tionen zwar teilweise das Fortschreiten einer 
rechten Hegemonie verlangsamen konnten, 
generell aber bleibt festzuhalten, daß keiner 
der praktizierten Ansätze längerfristig, breite 
gesellschaftliche Entwicklungen zu verhindern 
vermochte. 

Deutschland nimmt aktiv und wegen 
Auschwitz am Kriegsgeschehen teil, Walser 
will von der Geschichte nichts mehr wissen, 
mittels akzeptierender Jugendarbeit werden 
rechte Jugendliche zu Nazis herangezogen, öf- 
fentliche Gelöbnisse finden unverhohlen in 
der neuen Regierungsresidenz statt, Nazis 
marschieren in mittlerweile jeder mittelmäßi- 
gen Kleinstadt ‚Übergriffe auf nicht der deut- 
schen Norm entsprechende Personen finden 
nur noch in besonders grausamen Ausnahmen 
ein Interesse in der Öffentlichkeit. 

Das Lamentieren könnte endlos werden, 
richtiger ist an diesem Punkt Interventions- 
möglichkeiten zu suchen, die nicht die Fehler 
der Vergangenheit wiederholen. 

Als Ausgangspunkt sollte eine Situations- 
analyse stehen, die nicht in einer Beschrei- 
bung der Realität verhaftet bleibt, sondern er- 
möglicht, langfristige, tiefgreifende Verände- 
rungen in Gang zusetzen, oder zumindest, um 
den Mund nicht ganz so voll zu nehmen, ein 
Ende mit dem bloßen Reagieren auf staatli- 
ches oder dem äußersten rechten Rand ent- 
springendem Vorpreschen zu machen. 


Der folgende Versuch einer Analyse geht 
demnach von der Frage aus, warum werden 
die Grenzen zwischen extremen Rechte und 
Mitte und gar der Linken der Gesellschaft im- 
mer fließender werden, auf welchem Wege 
stabilisiert sich die Gesellschaft in sich und 
warum sind rechte Positionen innerhalb der 
gesellschaftlichen Diskurse zur Normalität ge- 
worden. 


Soweit ein kurzer Abriß dessen, was im 
nachhinein Folgen soll. 

Beginnen möchte ich, oder hinaus möchte 
ich auf die Einführung eines neuen Begriffes. 
Zunächst einmal den alten Begriff, nämlich 
den des „Rechten Konsens“ der bestimmt ge- 
läufig ist. Ich möchte ihn erst noch mal an 
zwei Beispielen irgendwie klar machen, um 
hinterher zu einer Abgrenzung bzw. zu einer 
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Erweiterung zu kommen. Es sind zwei prakti- 


sche Beispiele. Im Wahlkampfjahr hat man ge- 
schen auf diesen Wahltafeln, was irgendwie so 
als rechter Konsens ziemlich schnell rüber- 
kommen kann. Jede Partei hat geworben mit 
Arbeit. Es ging dann von „Arbeit, Arbeit, Ar- 
beit“ bis „Arbeit zuerst für Deutsche“ und 
überall war genau dieses zu bemerken. Der 
Konsens, der sich hier politisch artikuliert hat, 
nämlich der Schrei nach Arbeit, hat natürlich 
eine Basis. Die Basis ist ziemlich schnell zu 
erklären, wenn man sich dann auch einmal ein 
bißchen unterhält, oder die Wahlprogramme 
anschaut, ist klar, daß Arbeit nicht irgendwas 
ist, und auch nicht zum Kohle verdienen da 
ist, sondern daß es klar eine der wenigen Iden- 
tifikationsmöglichkeiten ist, die es hier in der 
Gesellschaft gibt. Festzustellen war auch, daß 
es keine gesellschaftlich relevante Gruppe 
gibt, die sich auf ihre Fahnen geschrieben hat, 
gegen diesen Arbeitsethos, der uns auch im 
späteren noch mal begegnen wird aufzuleh- 
nen, bzw. sich hinzustellen und zu sagen: 
„Wer braucht schon Arbeit?“ Ein zweites Bei- 
spiel kommt jetzt direkt aus der Geschichte 
der Gruppe der ich auch angchört habe, näm- 
lich Wurzen, das wird bestimmt auch für die 
meisten ein Begriff sein. 

Es ist relativ viel gelungen - denken wir 
erstmal. Was nicht gelungen ist - wie es schon 
einleitend gesagt wurde, es gibt da immer 
noch Nazis und es gibt da immer noch den 
Rechten Konsens. Die Arbeit war ganz „ba- 
nal“- zu Wurzen. Wir haben einen Rechten 
Konsens festgestellt wir haben ihn aufgedeckt, 
wir haben ihn in die Öffentlichkeit gebracht, 
wir haben Druck ausgeübt, es kam partiell 
auch zu Erfolgen, es wurde ein Jugendhaus 
geschlossen und weitere Sachen sind passiert. 
Also man konnte da schon ein bißchen Tumult 
anrichten und auch vielleicht einiges verhin- 
dern, was jetzt vielleicht noch viel schlimmer 
wäre. Passiert ist was passieren mußte, in dem 
Moment, wo der Druck nachgelassen hat, also 
der öffentliche Druck, konnte sich das ganz 
schnell wieder zusammenfügen, und ist heute 
wieder nahtlos vorhanden. 

Ausgehend von dieser Betrachtung zu 
Wurzen ist klar oder ist uns klar geworden, 
daß so eine Analyse des Rechten Konsens in 
dem Fall nicht mehr ausreichen kann. Es gibt 
etwas, was normalerweise gerne in den vorpo- 
litischen Bereich gedrückt wird, daß aber von 
hier auch die Aufforderung ausgeht das auch 
als politisch wahrzunehmen. Gesellschaftliche 
Bereiche, in denen der Rechte Konsens trai- 
niert und tradiert wird. Dafür soll im folgen- 
den der Begriff der Rechten Alltagskultur die- 
nen. Wenn man den Versuch unternimmt, den 
Rechten Konsens von der Rechten Alltagskul- 
tur zu trennen, kann man erst mal mit den Ge- 
meinsamkeiten anfangen: Beide sind flächen- 
deckend in der Bevölkerung vorhanden, mal 
mehr mal weniger, beide haben es nicht nötig, 
sich permanent zu artikulieren und schon gar 
nicht an die Öffentlichkeit zu treten. Das Zu- 
sammenspiel der Beiden kann funktionieren, 
daß man den Rechten Konsens angreift, aber 
da er in der rechten Alltagskultur weitertra- 
diert und neu aufgefrischt wird, es an anderen 
Stellen zu ähnlichen Prinzipien kommen kann. 
Die Rechte Alltagskultur zeichnet durch einen 
Kanon oder durch ein Geflecht verschiedener 
Ideologeme der Ungleichheit aus. Die größten, 
die auch immer wieder in der Linken genannt 
werden oder nicht, aber zumindest weite Teile 
umfassende ist klar Rassismus, Antisemitis- 
mus, aber auch Geschlechterverhalten, also 
Patriarchat. Einhergehend mit diesen Ideolo- 
gemen ist ziemlich oft oder gekoppelt sind sie 
oft an autoritäre Denkweisen, die sich wieder- 
um in einem autoritären Staatsverständnis 
oder in einer autoritären Auffassung von Fa- 


milien, ja Organisation äußern kann. Deswei- 
teren schwingen ganz oft so eine Biologisie- 
rung von Gesellschaft bzw. von eigentlich po- 
litischen Bereichen mit. Also das Naturhafte 
kommt auch wieder ins Spiel. Als Ursache 
bzw. als Analyse - wie auch in der Überschrift 
abzulesen war ist ganz klar - oder war ganz 
klar eine Bestandsaufnahme von dem, was um 
uns herum passiert für diesen Begriff und das 
ist hier erstmal auch wenn man sich Wurzen 
oder andere Sachen angeguckt hat, daß wir 
uns hier in der ehemaligen DDR befinden, 
diese Rechte Alltagskultur kommt nicht von 
irgendwo her. 

Ich möchte jetzt im Folgenden an 5 Bei- 
spielen skizzieren, wo es eventl. Parallelen, 
bzw. Herleitungen gibt oder Ursachen zu fin- 
den sind, worum sich diese Rechten Alltags- 
kultur heute zehn Jahre nach dem Zusammen- 
bruch oder der Okkupation doch sehr sattel- 
fest hier bewegen kann. 


Ursachen der Rechten All- 
tagskultur: 

Auf der Suche nach Ursachen dafür, war- 
um sich im Alltagsleben neonazistische Werte 
und sogenannte “deutsche Sekundärtugenden” 
gerade im Osten des wiedervereinigten 
Deutschlands in dieser Weise manifestieren 
konnten, kristallisieren sich Fragen heraus, die 
geradezu eine Auseinandersetzung fordern: 
Zum einen mit möglichen Nachwirkungen des 
gesellschaftlichen Systems der ehemaligen 
DDR als auch mit dem eventuellen Einfluß 
der Entwicklung Ostdeutschlands nach der so- 
genannten Wiedervereinigung auf die jetzige 
Situation. So wird bei der Betrachtung gesell- 
schaftlicher Realität der DDR und propagier- 
ter DDR-Ideologie - wie ich noch aufzeigen 
werden - deutlich, daß hier nicht offensichtli- 
che, aber entscheidende Grundlagen für eine 
prinzipielle Offenheit gegenüber neonazisti- 
schen Ideologien geschaffen und gefestigt 
wurden. Natürlich muß an dieser Stelle auch 
auf den permanenten Widerspruch zwischen 
staatlicher Ideologie, deren realer Umsetzung 
und deren tatsächlicher gesellschaftlicher Re- 
levanz hingewiesen werden. Wir schen darin 
eine Ursache für den derzeitigen gesellschaft- 
lichen Zustand in Ostdeutschland, die ihren 
Ausdruck in der Realität einer rechten Alltags- 
kultur findet. Auch wenn die Selbstdefinition 
der DDR-Gesellschaft eine klär antifaschisti- 
sche war, darf dies nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß sowohl struktureller Aufbau als 
auch inhaltliche Ausrichtung der Gesellschaft, 
genau dieser häufig nicht entsprachen. Trotz- 
dem bestehen wir darauf, aus diesen Elemen- 
ten keine Zwangsläufigkeit zu konstruieren. 
Egal, ob zu Zeiten tiefster DDR oder nach der 
sogenannten Wiedervereinigung, gibt es im- 
mer eine individuelle Entscheidungsfähigkeit 
jedes einzelnen Menschen, eigene Sozialisati- 
onsprozesse und -funktionen zu hinterfragen 
und sich infolgedessen von eben diesen eman- 
zipieren. 

Keinesfalls haben all die angeführten ge- 
sellschaftlichen Einflüsse eine entlastende 
Funktion nach dem Motto: „Wer in der DDR 
aufgewachsen ist, mußte rassistisch werden.“ 
Es bleibt aber auch festzuhalten, daß hier Ras- 
sismus und Antisemitismus nicht offen zum 
Ausbruch kamen, was einerseits auf den - 
zwar plakativen, platten - staatlich propagier- 
ten antifaschistischen und emanzipatorischen 
Anspruch zurückzuführen ist, und andererseits 
in der Bevölkerung nur unzureichend eine 
Auseinandersetzung mit der eigenen Vergan- 
genheit stattgefunden hat. ' 

Genauso wenig halten wir es für richtig, 
die Ausprägung einer rechten Alltagskultur 
nur auf eine spezifische DDR-Sozialisation zu 
reduzieren. Hatten wir gerade schon. 
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Im folgenden werde ich fünf Bereiche der 
Sozialisation skizzieren, weitere Beispiele lie- 
Ben sich bestimmt hinzufügen: 

Grundsätzlich muß ebenfalls auf die auto- 
ritär angelegten Strukturen innerhalb des 
Staatsgebildes der DDR und seinen Institutio- 
nen hingewiesen werden. Der Aufbau einer 
sozialistischen Gesellschaftsform wurde nach 
1945 in der SBZ quasi von oben durchgeführt. 
Dabei verlangte der praktizierte Massenansatz 
geradezu die Freisprechung der Bevölkerung 
von einer individuellen Verantwortung im Na- 
tionalsozialismus. Festzustellen bleibt, daß fa- 
schistisches, reaktionäres Potential in Famili- 
en mit der Staatsgründung der DDR nicht ver- 
schwand, sondern darauf aufgebaut wurde. 
Beispielhaft für autoritär angelegte Strukturen 
ist das Erziehungs- und Bildungssystem der 
DDR als eine zentrale Sozialisationsinstanz. 
Es schuf die Grundlage für eine Orientierung 
auf Gemeinschaft, Gruppenkonformität und 
deren Autoritäten statt auf Kreativität und In- 
dividualität. Daß es einen signifikanten Zu- 
sammenhang zwischen autoritärer Erziehung 
und Anfälligkeit für faschistische Denk- und 
Verhaltensweisen gibt, ist schon seit Adornos 
„Studien über den autoritären Charakter“ be- 
kannt. So ist z.B. im Bereich der Erziehung 
nachzuvollziehen, wie geringfügig eine Ab- 
grenzung im Erziehungsmodell gegenüber der 
nationalsozialistischen Praxis stattfand. Trotz 
einer eindeutigen ideologischen Absage an 
den Nationalsozialismus, bezog man sich in 
der Praxis teilweise unhinterfragt auf diesel- 
ben Grundwerte. Deutlich wird dies besonders 
darin, welche Bedeutung die sogenannten 
deutschen Sekundärtugenden wie Disziplin, 
Ordnung, Sauberkeit und dem Gemeinschafts- 
sinn gegenüber einer Stärkung des Individu- 
ums beigemessen wurde. 


In der Auseinandersetzung mit dem vor- 
handenen historischen Deutsch-Nationalismus 
wurde versucht, diesem einen scheinbar posi- 
tiv besetzten DDR-Nationalismus entgegenzu- 
setzen. Dies ergab sich vor allem aus dem Ver- 
such der Abgrenzung als eigenständige Nation 
gegenüber der BRD, als ein Ergebnis der 
Frontstellung der DDR in der politischen 
Blöckekonfrontation. Abgesehen davon, daß 
eine prinzipielle Abgrenzung von Nationalis- 
mus in der DDR nie erfolgte, stützte sich der 
DDR-Nationalismus in bezeichnender Konti- 
nuität auf „typische altdeutsche Werte und Tu- 
genden“. Der DDR-spezifische Nationalismus 
findet sich in Bildern vom „besseren deut- 
schen Staat“ oder vom „Vaterland DDR“ wie- 
der. Gerade Ende der 80er fand dieser als Ab- 
grenzungsversuch zur Perestroika verstärkte 
Ausprägung. Parolen wie „Sozialismus in den 
Farben der DDR“ stehen dafür symbolisch. 
Nationalismus wurde sozusagen von staatli- 
cher Seite verordnet und war kein gesell- 
schaftliches Randphänomen, sondern Grund- 
lage des Verständnisses der DDR-Politik. 

Ebenso wurde von staatlicher Seite ein 
tradierter deutscher Arbeiterbegriff propagiert. 
So wurde ein Wohlstands- und Arbeitsethos 
aufrechterhalten, der - lediglich auf die Gesell- 
schaftssituation zugeschnitten - im Mittel- 
punkt den fleißigen für die sozialistische Ge- 
meinschaft arbeitenden DDR-Bürger oder die 
DDR-Bürgerin sah. Dies war nicht zuletzt auf 
Grund einer falschen Faschismusanalyse mög- 
lich, die im Großkapital die Ursache für Fa- 
schismus sah und diesem den sauberen, fleißi- 
gen und unschuldigen deutschen Arbeiter ent- 
gegensetzte. Gleichsam verknüpfte sich dieser 
ausgeprägte Arbeitsethos auch mit einer spezi- 
fischen Form des Rassismus und beförderte 
ebenso tendenziös antisemitische Einstellun- 
gen, wie wir im folgenden zumindest in 
Grundzügen aufzeigen wollen. 
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Rassismus war in der DDR keine unbe- 
kannten Erscheinung. Trotzdem wurde inner- 
halb der Gesellschaft jede tiefergehende Aus- 
einandersetzung mit dem Thema gemieden. 
Nur in seinen krassesten Ausformungen fand 
eine Thematisierung - dann allerdings in ande- 
ren Ländern, wie beispielsweise am Apart- 
heidsregime in Südafrika, statt. Rassismus in 
der eigenen Bevölkerung in Form von stereo- 
typen rassistischen Vorstellungen wie etwa 
Bilder vom „faulen Polacken“ oder rassisti- 
sche Übergriffe in Form gängiger Prügeleien 
gegen AusländerInnen auf Dorffesten wurden 
in der Öffentlichkeit nicht thematisiert. Es 
konnte nicht sein, was nicht sein durfte. 

Zudem hatte die DDR-Politik einen ste- 
reotype Rassismen verfestigenden und norma- 
lisierenden Effekt: Durch die permanente Be- 
tonung, als das sozialistische Land mit dem 
höchsten Lebensstandard, produzierte man 
staatlich legitimierten Nationalstolz, der sich 
in einem Gefühl von „deutscher Überlegen- 
heit“ in das traditionelle Identitätsmuster naht- 
los einfügt hat. Indem sich innerhalb der Be- 
völkerung nicht vergegenwärtigt wurde, daß 
der hohe Lebensstandard in der DDR lediglich 
der Strategie des „Schaufenstersozialismus“ 
entsprach, vereinnahmte die Bevölkerung die 
vollen Schaufenster für sich, in dem sich aus 
dem im Verhältnis zu anderen sozialistischen 
Staaten hohen Lebensstandard ein übersteiger- 
tes nationales Selbstwertgefühl, entwickelte. 
Zudem führte man staatlicherseits rassistische 
Stereotype als Begründung für Konsumlücken 
an, erließ Einkaufsbeschränkungen für Aus- 
länderInnen, die sich dann im Alltagsbewußt- 
sein dementsprechend wiederfanden: „Vietna- 
mesen kaufen uns die Fahrräder weg und die 
Polen uns die Bekleidung“. Verstärkt wurden 
diese Vorstellungen durch die Separation der 
in der DDR lebenden AusländerInnen in eige- 
nen Wohnblocks oder Kasernen. Ein Zusam- 
menleben war so faktisch nicht möglich und 
nicht erwünscht, kultureller Austausch blieb 
auf der Ebene von „Völkerverständigung“ ver- 
haftet. Eine solch enge Verflechtung von Ras- 
sismen legitimierender Politik und gelebtem 
„Volkscempfinden“ in der DDR ist eventuell 
eine Erklärung für die heutige kollektive 
Wahrnehmung von Rassismen als legitime, 
normale Gemeinplätze in der Alltagskultur der 
Ostdeutschen. > 

Ebenso waren antisemitische Tendenzen 
in der DDR unverkennbar. Am augenschein- 
lichsten kamen sie in der Form des Antizionis- 
mus vor. Dies darauf zurückzuführen, daß Is- 
rael im Blöckekonflikt auf der Seite der West- 
mächte stand, ist ganz sicher falsch, da in der 
DDR-Propaganda teilweise sogar antisemiti- 
sche Parolen der PLO unhinterfragt übernom- 
men wurden. Weiterhin problematisch er- 
scheint in diesem Zusammenhang, daß die 
Thematik des Holocaust im Bezug auf die 
Staatsgründung Israels nie diskutiert wurde 
und deshalb die Existenz Israels von der DDR 
nur akzeptiert wurde, erst 1989 aber die staat- 
liche Anerkennung erfolgte. Zuletzt muß zu- 
mindest noch einmal darauf hingewiesen wer- 
den, daß der propagierte Arbeitsethos zu 
DDR-Zeiten unhinterfragt auch Elemente des 
antisemitischen Arbeitsbegriffs des NS über- 
nahm. Dies äußerte sich z.B. in Arbeiterver- 
herrlichung, Intellektuellenfeindlichkeit und 
einer suspekten Vorstellung von Kosmopoli- 
tInnen und WeltbürgerInnen. Nicht zuletzt exi- 
stierte ein teilweise antisemitisch konotiertes 
Kapitalisten-Feindbild, das auch in der Argu- 
mentation gegenüber Israel eingesetzt wurde. 


Tatsächlich können diese Bereiche, die 
ich jetzt kurz versucht habe anzuskizzieren, 
innerhalb von Sozialisationselementen nicht 
ausreichend sein. Sie sind zum Teil vielleicht 
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auch falsch angekommen. Trotzdem ist klar an 
der Ausgangsfrage warum im Hier und Jetzt es 
keinen nennenswerten Widerstand oder keinen 
nennenswerten Gegenstandpunkt dazu gibt - 
zu Rechter Alltagskultur und zum Rechten 
Konsens der einer rechten kulturellen Hege- 
monie, warum dieser Widerstand nicht vorzu- 
finden ist, könnten hier evtl. Antworten zu fin- 
den sein. Bewußt habe ich ein paar Sachen 
rausgelassen, die dann auch im nächsten Refe- 
rat vorkommen werden und da auch näher be- 
handelt werden, ich denke in Anbetracht der 
Zeit - also es gäbe noch einen großen Punkt, 
ist natürlich klar ‘89 - ein Wendepunkt an dem 
irgendwie niemand vorbeikommt, wo ich jetzt 
aber dafür plädieren würde dann später in der 
gemeinsamen Diskussion noch mal genauer zu 
beleuchten. Vielleicht auch mit einer Spezifik, 
die hier vorherrscht. 


Fußnote 

! Sich auf derartige Repressionen positiv zu 
beziehen, stellt sie für uns allerdings des- 
halb schwierig dar, da diese autoritätshöri- 
ges Denken stärken, daß ebenso Basis für 
rechtes Denken ist. 


Katja: Wir teilen unseren Vortrag in zwei 
Teile auf: ich werde anfangen mit einer Ein- 
schätzung, Bedeutung der Nazis und der 
Rechten, weitermachen mit einer Bewertung 
der Rechtsentwicklung seit ‘89, und Pit wird 
dann weitermachen mit einem Ost- Westver- 
gleich und den Schlußfolgerungen daraus für 
die Antifa. 

Um die Bedeutung der Rechten aktuell 
einschätzen zu können, ist es notwendig die 
Bereiche zu analysieren, in denen sie gesell- 
schaftlich Einfluß nehmen können. Einfluß 
nehmen heißt, mit Positionen präsent zu sein 
und diese auch durchzusetzen. Wenn von ei- 
ner kulturellen Hegemonie der Rechten die 
Rede ist, bedeutet das, daß die Positionen er- 
folgreich durchgesetzt sind, und das in Berei- 
chen der Gesellschaft die rechten Maßstäbe 
setzten. Wir denken, das geht in die Richtung, 
was die Leipziger in ihrem Beitrag unter rech- 
ter Alltagskultur verstehen. Wir betrachten 
den Kampf um kulturelle Hegemonie als ' 
langst nicht entschieden, auch wenn es in eini- 
gen gesellschaftlichen Bereichen ganz danach 
aussieht. Wir denken, um wirksam gegen Na- 
zis vorgehen zu können, ist es, neben dem not- 
wendigen Abwehrkampf auf der Straße, wich- 
tig zu vermitteln, daß wir als radikale Linke 
im absoluten Gegensatz zu den Positionen der 
Rechten stehen. Damit meinen wir auch eine 
Kritik an den reaktionären Positionen inner- 
halb der Gesellschaft. Daß man dabei nicht 
zwangsläufig bei den Nazis stehen bleiben 
darf, erhoffen wir uns als Ergebnis des Kon- 
greß. Nun zu den gesellschaftlichen Berei- 
chen, in denen Nazis präsent sind. 

Der eine Bereich den Nazis mit ihren Po- 
sitionen durchdringen, ist der parlamentari- 
sche Bereich, dort vertreten durch DVU, NPD, 
Reps, um einmal die wichtigsten zu nennen. 
Insbesondere im Wahlkampf kommt ihnen die 
Position der Stichwortgeber zu. Forderungen 
wie „Ausländer raus“, „Arbeit zuerst für Deut- 
sche“ und der Versuch die soziale Frage von 
Rechts zu beantworten, werden und wurden 
von ihnen vorgegeben, sind aber längst von 
den etablierten Parteien umgesetzt. Nach Wah- 
len, wenn alle Wahlforschungsinstitute ihre 
Prognosen abgegeben haben, wenn alle ihre 
Betroffenheit gemurmelt haben, wird es mei- 
stens still um die rechten Parteien, sie nehmen 
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im parlamentarischen Geschehen isoliert wer- 
den, sieht man einmal von der CSU in Bayern 
ab. Die Möglichkeit allerdings für die Wähler, 
faschistische Parteien zu wählen, ermöglicht 
ihnen sich rechts zu positionieren. Durch re- 
aktionären Parolen fühlen sich in erster Linie 
nicht diejenigen angesprochen, die Arbeitslos 
und kahl dabei sind, sondern diejenigen, die 
Angst vor dem vermeintlichen sozialen Ab- 
stieg haben, Angst Privilegien zu verlieren. 
Sowas, was man vielleicht unterer Mittelstand 
nennen könnte. Zusätzliches Potential ist da 
vorhanden, wo eine konservative, auf traditio- 
nelle Familienstrukturen aufgebaute Welt sich 
mit den Nazis trifft, vornehmlich auf dem 
Land und in den Kleinstädten. An den Stimm- 
erfolgen läßt sich die große Zustimmung zu 
den Positionen dieser Parteien ablesen, wir be- 
trachten sie als Gradmesser des rechten Poten- 
tials, auch wenn reale gesellschaftliche Macht 
nicht ausgeübt werden kann. 

Der zweite Bereich in dem Nazis präsent 
sind, äußert sich vornehmlich auf der Straße. 
Vertreten durch die Stiefelnazis, die freien Ka- 
meradschaften und die Parteibasis z.B. der JN 
wird der stumpfe Vernichtungswille alles 
Nichtdeutschen, alles Anderen zum Ausdruck 
gebracht. Hierbei stellen die Nazis als allerer- 
stes eine physische Gefahr durch die Aus- 
übung massiven Terrors dar. Sie rekrutieren 
und organisieren auf dieser Ebene ziemlich er- 
folgreich Jugendliche und haben sich durch 
die in großer Anzahl erfolgenden Aufmärsche, 
welche auch nicht mehr von der Antifa zu ver- 
hindern sind, auf der Straße durchgesetzt, was 
der Formierung einer rechten Jugendkultur 
dient. Die Akzeptanz der Rechten als ein Teil 
der Jugend ist durchgesetzt, d.h. sie werden 
vornehmlich als Jugend wahrgenommen und 
weniger als Rechte. Sie werden somit als zu 
integrierender Teil der Gesellschaft betrachtet, 
die nicht ausgegrenzt werden dürfen, damit sie 
nicht auf noch dümmere Ideen kommen. 

An erster Stelle der gesellschaftlichen Re- 
aktion auf die Nazis steht somit die Akzep- 
tanz. Eine Akzeptanz die sich in der akzeptie- 
renden Sozialarbeit ausdrückt, die antifaschi- 
stische Demos wie in Guben oder Saalfeld zu 
spüren bekommen. Sie macht es schwer auf 
der politischen Ebene gegen Nazis zu argu- 
mentieren, denn die Annahme eines rechten 
Weltbildes wird nicht mehr als eine individu- 
elle Entscheidung des Einzelnen geschen, son- 
dern erscheint als Mitschwimmen im Mainst- 
ream, als Schicksal welches den Jugendlichen 
vor allem im Osten vorbestimmt ist. Sozial- 
wissenschaftler fragen sich ja: Ist der Jugend- 
protest heute rechts? Je perspektivloser die Ju- 
gendlichen zu sein scheinen, umso kausaler 
erscheint der Zusammenhang. 

Gerade in der Akzeptanz sehen wir einen 
Faktor welcher dazu beiträgt, daß die rechte 
Hegemonie gefestigt wird. Alternativen schei- 
nen nicht in Sicht und ist der rechte Jugend- 
club der einzige im Ort, erscheint die Orientie- 
rung weiterer Jugendlicher daran, dann auch 
als keine große Kunst mehr. Gewaltexzesse 
der Nazis lösen gerade noch wenn sie in einem 
Mord enden, partielle Betroffenheit aus, an- 
sonsten scheint klar, daß das eigentliche Opfer 
rechts steht. Die Integrierbarkeit der rechten 
Jugendkultur liegt auch in der Werteüber- 
schneidung mit der Elterngeneration begrün- 
det. Die Sekundärtugenden sind erfüllt, der 
Wunsch, wieder wer sein zu wollen in der 
Welt, geteilt. Der blaue Iro hat hier nichts zu 
kichern, er ist sowohl Gegenpol zu den Rech- 
ten, als auch, daß er mit den Werten der EI- 
terngeneration bricht. Wir schen hier also ei- 
nen notwendigen Ansatzpunkt für die Antifa 
den Kulturkampf aufzunehmen, durch die Zu- 
rückdrängung der Nazis, aber auch mit dem 
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nfluß, da sie nach wie vor gleichzeitigen Anbieten einer linken, antifa- 


schistischen Orientierung, die in der Lage ist 
eigene Akzente zu setzen und Strukturen auf- 
zubauen. 

Wir sehen aber, daß die Nazis nicht im 
politisch leeren Raum schweben, daß sie nicht 
unsere einzigen Gegner sind. Die Rede ist hier 
von der vielbesprochenen Rechtsentwicklung 
in der Gesellschaft sein ’89. Die Frage ist, wo 
diese herkommt und wie sie sich ausdrückt. 

Wir sind nicht der Meinung, daß die Na- 
zis die Macher dieser Rechtsentwicklung sind, 
sondern denken, daß sie lediglich von dieser 
profitieren, indem ihre Positionen wieder dis- 
kutierbar werden. Die eigentlichen Profiteure 
der Entwicklung sind die Extremisten der Mit- 
te, die etablierten Parteien. Diese schen wir als 
Schrittmacher der Entwicklung an. 

Die Rechtsentwicklung macht sich fest in 
der Abwesenheit von linken Positionen in ge- 
sellschaftlichen Debatten. Diskutiert wird le- 
diglich noch die beste Methode zur Verwal- 
tung des Kapitalismus. Inhalt der Diskussion 
ist der selbstgeschaffene Sachzwang - Stand- 
orte müssen erhalten werden, sonst geht es al- 
len schlecht; wir müssen unsere Rolle in Euro- 
pa militärisch durchsetzen etc.. Spätestens seit 
der Wiedervereinigung ist der Kapitalismus 
als bestes System akzeptiert und damit weder 
dikutier- noch veränderbar. Alle anderen ge- 
sellschaftlichen Utopien und Versuche gelten 
als gescheitert, die Geschichte ist Zeuge. So 
reihen sich die Verschärfung der inneren Si- 
cherheit, die Begründung eines Angriffskrie- 
ges nicht trotz sondern wegen Auschwitz, die 
gnadenlose Abschiebung von Flüchtlingen 
oder die Äußerung eines Berliner Innensena- 
tors, jüdische Friedhöfe nicht schützen zu 
können, fast unwidersprochen aneinander. Die 
demokratische Linke zerfällt, die Reste wer- 
den integriert und die radikale Linke ist so 
laut zu hören wie ein Hühnerfurz. Die Frage 
ist: Wo eingreifen und wie? 

Die einzige Möglichkeit, die wir für die 
radikale Linke schen, ist immer wieder in po- 
litische Debatten einzugreifen. Dies bringt na- 
türlich gewisse Schwierigkeiten mit sich: die 
Debatten laufen mehr und mehr im Rahmen 
des Feuileton ab und zeichnen 

sich vor allem durch eine zunehmende 
Entpolitisierung aus, wie durch eine Konse- 
quenzenlosigkeit. Das bedeutet für die Linke 
spektakulär sein zu müssen, sich Gehör zu 
verschaffen an Punkten, an denen eine Polari- 
sierung noch möglich ist. Die Bedingungen 
dafür sind im Osten und Westen sehr unter- 
schiedlich. Darum folgt jetzt ein Ost-West- 
Vergleich: 


Pit: In der Geschichte hat es im Westen 
eine Auseinandersetzung mit dem Nationalso- 
zialismus gegeben, welche weitgehend von ei- 
ner personellen uns strukturellen Kontinuität 
geprägt war. Es gab keine wirkliche Entnazifi- 
zierung, viele Bereiche der Gesellschaft wie 
Militär, Justiz waren geprägt von Exnazis. Es 
gab Ende der 40er die Persilscheine, in den 
50ern wurden die Kriegsverbrecher wieder 
freigelassen, kurzum auf diese Art und Weise 
wurden ehemalige Nazis wieder in die Gesell- 
schaft integriert. Antifaschismus wurde als 
kommunistisch infiltriert angesehen und war 
dementsprechend nicht schr angesehen, auch 
wenn er sich damals noch in einer bedeuten- 
deren gesellschaftlichen Stellung befand als 
heute. 

Bis heute gibt es eine Kultur der Ver- 
schleierung von Ursachen des Neofaschismus 
und Rassismus. Dazu einige Beispiele: Die 
NPD-Anhänger der 60er wurden als Ewiggest- 
rige bezeichnet, d.h. die Gründe für das dama- 
lige Erstarken der NPD wurden in die vorde- 
mokratische Zeit verbannt, ein Phänomen das 


sich auch heute noch findet. In der Zeit des 
kalten Krieges war die Totalitarismustheorie 
(Kommi = Nazi) hoch angesehen, die ja auch 
heute wieder fröhliches Erwachen feiert. Auf 
diese muss ich, glaube ich nicht näher einge- 
hen. Nur soviel, auch hier sollen die Ursachen 
des Faschismus und des Rassismus nicht in 
der Demokratie selber liegen. Durch die 68er 
wurde im Westen die Elterngeneration mit ih- 
rer persönlichen individuellen Schuld kon- 
frontiert. Erstmals wurden die Ursachen des 
Faschismus in breiteren Kreisen diskutiert. 
Dies stellt sich als gesellschaftlicher Bruch 
dar. 

Die DDR und ihr gesellschaftlicher Kurs 
stellt sich als Konsequenz auf den Faschismus 
dar. Das was heute verortneter Antifaschismus 
genannt wird. Die Institutionen, welche im 
Westen mit den Tätern besetzt wurden, wur- 
den im Osten gründlich entnazifiziert. Die 
heute oft als verbrecherisch dargestellten, Pro- 
zesse von Waldheim z.B., waren Prozesse ge- 
gen Kriegsverbrecher und kleine Nazis. Ein 
Großteil der in den sogenannten Speziallagern 
nach dem Krieg internierten, waren NSDAP- 
Mitglieder und Kriegsverbrecher oder solcher 
Dinge Verdächtiger. Diese gründliche Entnazi- 
fizierung der Institutionen ging zu Lasten der 
Thematisierung persönlicher Schuld einzelner. 
Das Gedenken an den antifaschistischen Wi- 
derstand war beispielsweise völlig überge- 
wichtet gegenüber der Judenvernichtung. Die 
gängige Erklärung für das Auftauchen des Na- 
tionalsozialismus und die Niederlage der Ar- 
beiterbewegung war eine rein auf ökonomi- 
sche Strukturen ausgerichtete Theorie. Reali- 
stischerweise muss festgestellt werden, daß es 
in der DDR zwar Nazis und Rassisten gab, 
diese aber real keinen gesellschaftlichen Ein- 
fluß hatten. Soweit der grobe geschichtliche 
Abriß. 


Seit der Wiedervereinigung gibt es einen 
Anstieg von Faschismus und Rassismus. Im 
Osten allerdings ist dies besonders offensicht- 
lich und zwar nicht deswegen weil es im 
Osten mehr Nazis und Rassisten gibt als im 
Westen, sondern weil diese Bewegung dort 
wesentlich militanter auftritt und weil ihnen 
weniger entgegengesetzt wird. Begleitet wird 
dieser Anstieg durch verschiedene Theorien 
über seine Ursachen, welche teilweise an vor- 
hin schon genannte anschließen. Besonders 
oft zu hören sind a) die „Täter als Opfer Theo- 
rie“, d.h. der arme Ossi wird arbeitslos und 
zündet deswegen Flüchtlingsheime an, b) die 
„die 68er waren es - Theorie“, d.h. diese ha- 
ben es durch antiautoritäre Erziehung zustan- 
de gebracht, daß Jugendliche Freude an der 
Benutzung des Baseballschlägers empfinden, 
c) - und da haben wir heute schon die linke 
Variante von gehört - die „DDR-Krippentöpfe 
Theorie“, d.h. die autoritäre Erziehung in der 
DDR, insbesondere verknüpft mit dem verort- 
neten Antifaschismus, erzeugt das unwider- 
stehliche Bedürfnis Andersfarbige zu liquidie- 
ren. 

Gemeinsam ist diesen Erklärungen, daß 
sie die Ursachen entweder in die Geschichte 
verlagern oder die Täter zu Opfern irgendwel- 
cher Umstände machen. Im Gegensatz zur 
letztgenannten Theorie denken wir, daß nicht 
die durchaus zu kritisierenden DDR-Verhält- 
nisse als Ursachen gültig sind, sondern erst die 
Konfrontation der durch sie geprägten Men- 
schen mit dem Kapitalismus. Die Zustände, 
welche heute herrschen halten wir für die ent- 
scheidenden. 

Im Osten existiert eine wesentlich militan- 
tere Nazi- und Rassistenbewegung, sie ist ra- 
dikalisierter als die im Westen. Die Einbin- 
dung der ostdeutschen Rassisten in das exi- 
stierende Demokratiemodell gelingt im Osten 
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immer weniger. Ursache dafür ist die im We- 
sten als erfolgreich empfundene Erfahrung ei- 
nes funktionierenden Sozialstaates. Im Osten 
wird dieses Modell als nicht das eigene begrif- 
fen und als nicht funktionierend angesehen, 
kein Wunder bei einer zehn Jahre andauern- 
den 25%igen Arbeitslosigkeit. Für den Durch- 
schnittsossi ist der Staat dafür da, ihm ein 
Auskommen zu sichern, kommt dieser dem 
nicht nach, verliert er und seine Spielregeln 
seine Gültigkeit. In gewissem Sinne ist die 
rassistische Bewegung also doch Reaktion auf 
soziale Zustände und Konkurrenzideologien. 
Jedoch kann sie nicht als Protest bezeichnet 
werden. Protest richtet sich per Definition von 
unten nach oben und das ist bei Rassisten aber 
nun einmal umgekehrt. Im Westen ist diese 
Bewegung, vor allem in ihren Mitteln, aber 
noch weitgehend integriert, siche die Unter- 
schriftenaktion der CDU Anfang 99. Das ist 
aber auch schon der größte Unterschied, da- 
nach fangen die Gemeinsamkeiten an. Ich 
würde nicht auf die Humanität des Westens im 
Falle einer schweren Wirtschaftskrise wetten. 
Es gibt aber einige wichtige Unterschiede in 
der Gesellschaftsstruktur zwischen Ost und 
West, die besonders für unsere Praxis wichtig 
sind. Zum einen gibt es im Westen einen rela- 
tiv hohen Anteil von sogenannten integrierten 
Ausländern, die wohl auch in Zukunft zum 
Widerstand gegen Rassisten bereit sind. Im- 
mer noch gibt es im Westen eine gewachsene 
Alternativstruktur, welche auch dazu beiträgt 
das deutsche Tugenden nicht allzuhoch im 
Kurs stehen. Diese Strukturen stellen mögli- 
che Bündnispartner bei antifaschistischen Ak- 
tivitäten dar. Hinzu kommen zwei entschei- 
dende Punkte: Im Osten ist die Antifa noch 
viel mehr als im Westen isoliert, ihr steht oft 
nur die PDS als Bündnispartner zur Verfü- 
gung. Diese nimmt allerdings immer wieder 
Rücksicht auf ihre konservativ geprägte An- 
hängerschaft. Die Tatsache, daß ein Teil der 
PDS-Wählerschaft rassistische Vorurteile hegt, 
ist unserer Meinung nach kein Hindernis für 
Bündnisse, solange die PDS programmatisch 
das Gegenteil proklamiert. Allerdings nützen 
uns diese Bündnisse nicht bei unserem grund- 
sätzlichen Problem, welches vor allem in der 
abnehmenden Mobilisierungsfähigkeit, in dem 
begrenzten Nutzen unserer Aktionsformen und 
in dem immer stärkeren verfall der Linken au- 
Berhalb der Antifa liegt. Die Alternativen für 
die wir als linksradikale Antifa stehen sind 
nicht mehr sichtbar und genau darum wird es 
in den kommenden Jahren gehen: Schaffen 
wir es, uns als radikale Gegner all dessen dar- 
zustellen, was als Rassismus gilt und sind wir 
fähig, dieses dargestellte Bewußtsein in Akti- 
onsformen umzumünzen, die erfolgreich sind, 
gegen die Mainstreambewegung des Rassis- 
mus und Nationalismus. Unser Ratschlag ist 
folgender - hört, hört - : Die Antifa muss poli- 
tischer werden, linker werden ohne sich zu 
isolieren. Daraus muss eine Wirkung nach au- 
Ben folgen, nur recht zu haben und zu der 
Minderheit der Guten zu gehören reicht leider 
nicht. Wir empfehlen eine Politik, die eine po- 
litisierte Gegenkultur im weitesten Sinne 
schafft, mit genug Spaß und Erfolg da wo es 
öglich ist und vor allem mit genug Schärfe 


Auditorium männlichl: Zu Sabine: Also 
ich bin da gerade reingekommen und dann 
habe ich die Tiraden über die DDR gehört, das 
hat mich ziemlich schockiert und ich wollte 
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fragen, ob es denn - mir kam es so vor als 
würde das wirklich nur gegen die DDR ge- 
richtet sein, und es denn überhaupt keine An- 
knüpfungspunkte zum antifaschistischen 
Grundverständnis der DDR gibt. Und ob man 
da die Kritik jetzt da ein bißchen überbetont 
hat oder ob die DDR da jetzt genauso scheiße 
ist, wie die BRD. 


weiblichl: Ich hab ne Frage eigentlich an 
alle, aber hauptsächlich an Sabine, weil die 
das so ein bißchen angerissen hatte. Ich würde 
ich mir wünschen, daß das was ihr zunächst 
einmal unter rechter Alltagskultur versteht ein 
bißchen klarer abgrenzt. Du hattest genannt, 
diese Geschichte mit der Arbeit, Identifikation 
durch die Arbeit und mit der Arbeit außerdem 
spezifisches Verhältnis zur Autorität und ich 
kann da nicht so direkt sehen, was daran spe- 
zifisch rechts sein soll und was dabei einfach 
bürgerlich ist. Und bei euch kam das ja so et- 
was dran, da fehlte mir auch eine etwas klare- 
re Abgrenzung und vielleicht könnte man an 
der Stelle dann auch auf die Veränderungen 
nach ‘89 zu sprechen kommen. 


m2: ich hätte eine Frage an den Genossen 
von der AAB: ob du genauer erklären könn- 
test, was Du unter den Ursachen für den 
Rechtsextremismus im Osten ausgemacht 
hast, da hast du gesagt, daß die Konfrontation 
mit dem Kapitalismus, mit dem Westen auch 
wesentlich sei. Da habe ich Schwierigkeiten, 
wenn ich das so höre, zum einen läuft das wie- 
der darauf hinaus, die Rechtsextremisten im 
Osten zu den sozialen Opfern zu machen. Das 
ist genau dieser Opferdiskurs, den man da 
hört. 

Zum anderen würde ich gerne wissen, ob 
du glaubst, daß es in der DDR keinen offenen 
Faschismus gab, gleich dazu gesagt: Es gab 
bei Fußballspielen offen auftretende Nazis 
auch in der DDR, die da mit Transparenten 
und so aufgetreten sind. 


Moderation: Wenn es jetzt keine weiteren 
Fragen gibt, würde ich vorschlagen, daß Sabi- 
ne jetzt beginnt, zu der Problematik der DDR- 
Beschimpfung, der angeblichen, was zu sagen. 
Und vielleicht könnte man dann von dort auch 
auf diese ‘89 Problematik überleiten. 


Sabine: Daß was du eine Tirade gegen die 
DDR genannt hast - es stimmt erst mal, daß da 
eine ziemlich heftige Gewichtung darauf lag, 
allerdings nicht im Sinne einer Tirade dage- 
gen, oder das einfach nur so wegzufegen, son- 
dern geschuldet dessen, daß die meisten in lin- 
ken oder linksradikalen Zusammenhängen ir- 
gendwie ein Bild vorgehalten bekommen von 
der ehemaligen DDR, was im Gegensatz dazu 
mehr als beschönigt. Es ist klar, daß es Prinzi- 
pien gibt, die auf beiden Seiten der Grenze 
fortgesetzt wurden. Z.B. wenn es um diesen 
Arbeitsbegriff geht, da kann man nette Ver- 
gleiche anstellen, zwischen Wirtschaftswun- 
derästhetik und dem Begriff des DDR-Arbei- 
ters. Worum es erst einmal ging ist, da ziem- 
lich scharf dagegen zu halten und zu sagen: So 
kann es auch nicht gewesen sein, wie man es 
in den meisten Bildern mitbekommt. Also an- 
tifaschistisch, emanzipatorisch. Es muß doch 
zu denken geben, daß wenn es heißt, das da- 
mals alles so gut war, warum es zehn Jahre da- 
nach plötzlich nicht mehr so ist und selbst auf 
den ersten Demos gegen die Mauer Nazi mit- 
marschierten. 

Zur Frage der Abgrenzung des Bürgerli- 
chen von der rechten Alltagskultur: Das ist 
schwierig, auch weil es hier wirklich alles nur 
sehr kurz angerissen ist. Man könnte sich ein 
Beispiel herauspicken, wie sich das Familien- 
bild etwa in einer rechten Tradition oder in ei- 
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ner bürgerlichen darstellt. Das ist hier jetzt 
noch gar nicht besprochen. 


Pit: (zu m2) Ich habe sehr wohl gesagt, 
daß es Nazis auch im Osten gab, aber diese 
hatten nun einmal keinen relevanten politi- 
schen Einfluß. Um genauer darauf einzuge- 
hen: Für mich gibt es einen Unterschied zwi- 
schen rassistischen Vorurteilen und Rassis- 
mus. Rassismus begreife ich als gesellschaftli- 
ches Verhältnis, das Privilegien sichern soll. 
Privilegien, welche von der DDR gegenüber 
Polen oder Vietnam gesichert werden sollten, 
sind mir nicht deutlich. Es gab mit Sicherheit 
im Osten rassistische Vorurteile, diese kann 
man aber auch nicht einfach abschaffen. Um 
für die DDR in die Bresche zu springen: Es 
geht einfach nicht, daß man ein Dekret erläßt 
und dann denken alle Leute richtig. Das war 
teilweise das Motto der Chefs im Osten, aber 
solche Sachen kann man nur durch Erziehung 
bekämpfen. 

Zur Konfrontation mit dem Kapitalismus: 
Mit diesem sind erst einmal alle konfrontiert, 
seine sie nun seine Opfer oder nicht. Rassisten 
sind erst einmal keine Opfer sondern Täter. 
Die Werte die in der DDR propagiert wurden, 
wurden doch erst problematisch als sie mit 
dem Kapitalismus konfrontiert wurden. Wenn 
also ein von oben oktroyierter Arbeitsmythos 
der DDR mir dem Leistungsdenken des Kapi- 
talismus zusammenprallt, gibt das eine schöne 
Mischung. Ähnlich verläuft die Konfrontation 
der in der DDR existenten rassistischen Vorur- 
teile mit einer Konkurrenzgesellschaft. Da las- 
sen sich die Vorurteile umsetzen in Vorteile. 
Der Nazi macht ja aus seiner Sicht das Richti- 
ge, er beseitigt Konkurrenz. Diese Brisanz 
konnte sich in der DDR einfach nicht entwik- 
keln. 


m3: Zu einem unterbelichteten Aspekt: 
Zu einer Situationsanalyse müssen insbeson- 
dere die Fragen der Auswirkungen durch die 
Kulturindustrie hinzugezogen werden. Denn 
es ist wichtig, ein Verständnis dafür zu ent- 
wickeln, was die dominierende Kultur in die- 
ser Gesellschaft ist, in welchem Verhältnis sie 
sich zur Ökonomie setzt. Und zwar ist das die 
Popkultur, die Popularisierung als dominieren- 
de Kultur von allen und jedem. Unter dem 
Aspekt gibt es sicherlich Erscheinungen, die 
so bestehende Vorurteile abrufen, die so ne 
rechte Alltagskultur bestätigen, wie beispiels- 
weise so ne Band wie Rammstein oder unter 
etwas anderem Aspekt auch die Böhsen On- 
kelz. Es gibt meines Erachtens einen Gegen- 
trend der gewisse deutsche Speziefiken aushe- 
beln kann. 

Ich bin gestern in einem Schuhgeschäft 
gewesen und habe dort einen Schuhkarton mit 
entsprechenden Schuhen gesehen und der 
Schuh nannte sich Che Guevara. Das ist kein 
Witz. Auf dem Karton war das Konterfeit von 
Che und der Spruch: „shoes for heroes‘. Eine 
andere interessante Sache, die auch ein wenig 
die Schizophrenie aufzeigt, in der wir uns als 
Linksradikale bewegen wenn man über Sym- 
bolik redet: Es gibt derzeit ein interessantes 
Video von den Chemical Brothers „out of con- 
trol“. Da wird am Anfang ein ästhetischer sau- 
berer Riot auf der Straße gezeigtm, wo die 
Bullen mit Mollis attackiert werden und wäh- 
rend der ganzen Zeit spielt eine sog. Viva- 
Cola ne Rolle. Und diese Viva-Cola wird als 
Schlußsequenz gemeinsam von den Bullen 
und den linken Riotleuten getrunken. Dann 
stellt man aber fest, daß es sich nur um einen 
Werbespot handelt, daß plötzlich die Kamera 
zurückfährt und nun tatsächliche Bilder von 
einem Riot zu sehen sind. Das soll schon mal 
in eine Richtung weisen, wie man z.B. über 
symbolische Attacken diskutieren kann, denn 


im weiteren des Videos sieht man auch, wie 
ein Viva-Cola-Automat zerdroschen wird. 

Ich will damit nur zeigen, wie linksradi- 
kale Codierungen in der Alltagskultur ver- 
marktet werden. Ganz verrückt wird’s dann, 
wenn man feststellt, daß ich z.B. das nur rezi- 
pieren und sehen konnte durch den VIVA 2 - 
Musiksender. Das ist so eine innere Logik von 
Schizophrenie in der wir uns alle befinden, auf 
die ich gerne hinweisen möchte. Das Fazit ist, 
daß die Diskussion, wenn sie schon ergebnis- 
orientiert geführt werden soll, dahin gegen 
muß, daß man sich heutzutage so radikal ge- 
bärden kann, wie man will, man ist als links- 
radikale Einzelperson nicht mehr als ein ge- 
wollter Farbtupfer in der Gesellschaft, den alle 
toll und schräg finden. Mehr kommt da nicht 
raus. Man kann sagen, man will den Staat ab- 
schaffen. Solange man das als Einzelperson 
tut, wird man in dieser Gesellschaft begrüßt 
und man spielt tatsächlich den schrägen Vo- 
gel. Überall wo wir auftauchen und wir nicht 
zeigen, daß wir eine Form von Organisation 
dahinter haben, die man ernst nehmen muß, 
machen wir uns letztlich nur lächerlich, indem 
wir das ganze Spiel mitspielen müssen. Diesen 
Aspekt möchte ich gleich von Anfang an mit 
aufwerfen. 


Katja: Ich sag da was dazu, und zwar 
möchte ich uns selbst zitieren: nämlich daß 
sich Politik um die Frage der Macht dreht, 
aber Kultur dreht sich um die Frage des inter- 
essanten. Wenn man auf der Ebene der Kultur 
bleibt, ist völlig klar, daß jede Form von Sym- 
bolik vereinnahm- und vermarktbar ist und 
daß man diese Anziehungskraft über Symbole 
benutzen kann, um mehr zu wollen. Wir wol- 
len ja nicht Leute ansprechen, die sich an die- 
sen Symbole reiben, sondern danach muß eine 
Politisierung stattfinden, die die Leute an ver- 
bindlichere Strukturen bindet, um dann Politik 
zu machen und nicht auf dieser Kulturebene 
stehen zu bleiben. Aber trotzdem schließt sich 
das nicht aus, also Symboliken zu benutzen, 
um Leute anzusprechen. 


Moderation: Mich befriedigt die Erklä- 
rung noch nicht, was der Kapitalismus denn 
mit den Ossi gemacht hat. Denn sie waren ja 
auch schon vorher rechts, besonders gleich 
nach ’89 und da gab es ja noch gar nicht so 
viel Kapitalismus. Von heute auf morgen, daß 
kann doch noch nicht so schnell geklappt ha- 
ben. So wirkungsmächtig ist er dann doch 
nicht. 

Darum würde ich jetzt mal die Moderato- 
renrolle kurz verlassen und Partei ergreifen für 
Erklärung vom B$R und würde sagen, die 
Zone hat doch schon ganz viel bei den Zonies 
versaubeutelt, weil die in der Schule alle im 
Kreis gehen mußten und das prägt und deswe- 
gen ist die autoritäre Erziehung doch z.T. mit 
daran schuld, daß die Nazis hier so schnelle 
Erfolge hatten. 


m4: Was mir noch aufgefallen ist, was ich 
hier vernachlässigt sche, ist die aktive Rolle 
des Staates. Alle reden immer darüber, daß in 
der Vergangenheit in der DDR dies und jenes 
eine Rolle gespielt hat und das sind Gründe 
dafür und unsere Soziallage sieht so aus. Aber 
was mir fehlt ist das aktive Tun, was unser 
Staat seit 1945 betreibt: Wiederherstellung 
von einem totalitären System, Remilitarisie- 
rung der Öffentlichkeit. Das ist mit alles noch 
sehr kurz gekommen. Ich denk, daß ist einer 
der wichtigsten Teile, wodurch sich die Nazi- 
szene auch so gut in die Gesellschaft einpas- 
sen kann. Denn sie ist Teil der Gesellschaft 
und sie ist nicht besonders auffällig. Sie ist 
eine Konsequenz aus unserer Gesellschaftspo- 
litik und wir müssen noch genauer Positionen 
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bezichen, die außerhalb dieser Gesellschaft 


sind. Wir müssen Gedankenmodelle aufstel- 
len, die uns wirklich abtrennen von dem, was 
wir als Gesellschaftsbild vorfinden. 


m5: Ich wollte noch eine ergänzende An- 
merkung machen, weil der Focus jetzt schr 
stark auf die ehem. DDR gelenkt wird. Der 
Prozeß, der sich in der jetzigen „Berliner Re- 
publik“ vollzieht, wenn nicht unter dem Vor- 
zeichen von Stiefelnazis, sondern unter ande- 
ren Vorzeichen, siche z.B. Kameras in der 
Leipziger Innenstadt, ist nicht minder gefähr- 
lich. Das fällt mir hier leider ein bißchen unter 
den Tisch. 

Es gibt auch diese Formel: Die DDR ist 
die BRD minus ’68, aber da wäre ich sehr vor- 
sichtig. Eine sanftere und damit wirksamere 
Repression hat sich erst im Westen und jetzt 
auch in der „Berliner Republik“ durchgesetzt. 
Wenn man sich nur auf ’68 und die antiautori- 
täre Erziehung im Westen beschränkt, wird 
das zu ungenau. 


Katja: Du hast vorhin die Frage aufge- 
worfen, nach dem Unterschied zwischen der 
Rechten und der Bürgerlichkeit. Ich denke, 
daß die Bürgerlichkeit schon ziemlich weit 
rechts steht. Das als kleinen Erklärungsansatz, 
woher im Osten die ganzen Nazis rausge- 
schlüpft sind. Die deutsche Werte, also die 
bürgerlichen Sekundärtugenden, waren auch 
inhaltlicher Teil der DDR. Die wurden eigent- 
lich unaufbereitet aus der NS-Zeit übernom- 
men und so weitergegeben. So sehen sich ju- 
gendliche Nazis vielleicht genötigt, diesen 
„Volkswillen“ zu vollstrecken. 


Pit: Ich halte es für problematisch, den 
ganzen Mist mitzumachen, den uns da diverse 
Rechtextremismusexperten usw. vormachen, 
nämlich überall die Ursachen für Rassismus 
und Nazismus zu suchen nur nicht heute. Na- 
zis DDR = Nazis heute. Ich bin mir relativ si- 
cher, daß es nicht so ist. Es ist problematisch, 
sich einzelne Wertvorstellungen rauszugreifen 
und die so zu übersetzen, wie es heute irgend- 
welche Nazis machen und eine gleiche Moti- 
vation zu unterstellen. 


Sabine: Ausgehend von der Frage, die 
ganz am Anfang stand, also Bürgerlichkeit 
und rechtes Denken usw. Klar muß sein, weil 
wir hier nicht in der Mitte diskutieren, daß es 
zwar einige Sachen gibt, die man aus einer 
bürgerlichen Gesellschaft als achtenswert 
empfinden kann und die vielleicht für danach 
mitgenommen werden können. Aber klar ist, 
das wir aus einem linksradikalen Standpunkt 
diskutieren sollten und uns da auch noch mal 
so eine Bürgerlichkeit mit ankucken. Die Mei- 
sten gehen wahrscheinlich doch erst mal von 
so extrem rechten Entscheidungen aus. Fakt 
ist immer noch, daß von den bürgerlichen Sa- 
chen so viel Mist ist, das sie bis jetzt noch 
nichts verhindert haben, von dem, was auf der 
Straße so abgeht. Und das haben sie historisch 
auch in den seltensten Fällen getan. 

Für mich bleibt es weiterhin wichtig, sich 
ein paar Elemente noch mal anzukucken. Man 
kann ja auch erst mal diese Ost-West-Schiene 
rauslassen und einfach mal Gegenmodelle 
dazu aufzeigen, die gesellschaftlich existent 
waren oder sind. Ich glaube nicht, daß eine 
antiautoritäre Erziehung irgendwas verhindert. 

Es kam noch eine Bemerkung, die eigent- 
lich cher ergänzend sein sollte. Bei uns im Re- 
ferat klingt auch schon an, daß man das auch 
erst mal auf verschiedenen Ebenen betrachten 
müßte, also was wird staatlich propagiert oder 
angestrebt auch in Bezug auf die „Berliner 
Republik“, wie wird sich hier geäußert. Dann 
muß man genauer schauen, was passiert denn 


so in diesem Ganzen. Also in den Zeitungen, 
in irgendwelchen Jugendgangs usw.. Da gibt 
es doch erhebliche Unterschiede, die einen 
z.B. legitimieren den Kosovo-Krieg anders als 
andere. 


mö: Ich bin leider etwas später gekom- 
men, deswegen weiß ich nicht genau, ob ich 
jetzt was sage, was schon angesprochen wur- 
de. Und zwar die Verflechtung der radikalen 
Linken mit den Leuten die jetzt an der Macht 
sind, also den Grünen in den Alten Bundeslän- 
dern, die ja ne Zeit lange einiges zusammen 
politisch gemacht haben. Wo z.Z. ja noch per- 
sonelle und materielle Verflechtungen herr- 
schen. Viele Leute scheuen sich davor, Bin- 
dungen zu lösen, also die Konsequenz aus der 
Politik, die momentan gestaltet wird, zu zie- 
hen. Eine ähnliche Entwicklung steht ja auch 
den neuen Bundesländern bevor, gerade die 
Bindung zwischen radikaler Linker und PDS. 
Es wurde schon angesprochen, daß die PDS, 
neben einzelnen GewerkschafterInnen der ein- 
zige Bündnisparter ist für Leute, die hier akti- 
ve Antifa-Politik machen wollen oder sich in 
anderen emanzipatorischen Bereichen enga- 
gieren wollen. Nun befürwortet die PDS, ne- 
ben anderen problematischen Positionen, zu- 
nehmend auch Militäreinsätze. Ich finde es 
wichtig, daß wir uns dazu positionieren und 
entsprechende Konsequenzen daraus ziehen. 
Die PDS wird sich mehr und mehr auch den 
staatlichen Verhältnissen anbiedern. Meine 
Frage/ These an Euch: Sind die Verflechtun- 
gen mit staatstragenden Parteien und Organi- 
sationen ein Grund für unsere inhaltliche und 
personelle Schwäche, weil wir uns in Bünd- 
nissen zu sehr auf sie verlassen und immer 
wieder enttäuscht werden? Aus diesen Enttäu- 
schungen heraus ziehen wir nicht die notwen- 
digen Konsequenzen. 

An die AAB: Ich weiß nicht so recht, was 
Ihr unter linksradikaler Politik versteht. Be- 
sonders in Regionen im Osten, wo die Nazis 
das Bild dominieren, weiß ich nicht, wie ein- 
zelne Leute dort offen linksradikale Positionen 
vertreten können. Das sind Widersprüche, die 
mal klar formuliert werden sollten. 


m7: Ich möchte das noch mal aufgreifen, 
was die Genossin vom BgR gesagt hat. Ich 
sehe es nicht so, daß ein roter Faden zwischen 
der NS-Arbeiter-Mythologig und dem DDR- 
Proletarierkult besteht. Der staatlich verordne- 
te Antifaschismus hat in der DDR-Gesell- 
schaft eine unterschwellige Antihaltung ge- 
genüber sozialistischen, antifaschistischen 
Thesen provoziert. 

Und noch mal kurz zu PDS. Die PDS war 
immerhin die einzige Partei im Bundestag die 
sich gegen den NATO-Einsatz im Kosovo aus- 
gesprochen und eindeutige Gegenposition be- 
zogen hat. 


m8: Ich bin ein wenig enttäuscht über die 
Erklärungs- und Analyseversuche, sowohl 
vom BgR als auch von der AAB, woher denn 
die Nazis nach 1989 nun gekommen sind. Es 
kommt mir so, vor als wenn jeder nur sagen 
würde, was er glaube, aber wichtig ist eigent- 
lich bei Positionen, daß die nachvollziehbar 
sind. Die beiden Punkte, die Ihr vertretet wi- 
dersprechen sich übrigens nicht unbedingt. 
Nicht nur der Kapitalismus brach über den 
Osten rein, sondern generell einen nationalisti- 
schen Taumel und ich glaube, daß das auch 
seine Wirkung im Osten hinterlassen hat. 


Moderation: Ich schlage vor, wir machen 
jetzt noch einen Antwortenblock machen zu 
der Frage, wo denn die Nazis herkommen. Da- 
nach würde ich gerne noch ein Thema aufgrei- 
fen, was vorhin schon angedeutet wurde und 
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zwar, was denn die Nazis heute noch für eine 
Rolle spielen. Denn wenn die Nazis nicht 
mehr so schlimm sind, dann hieße das ja, daß 
sich unsere Politik auf ganz andere Institutio- 
nen und Sphären konzentrieren müßte. 


m9: Mir fällt dabei auf, daß der Unter- 
schied zwischen Ost und West einen total ho- 
hen Stellenwert bekommt. Bei Analysen, wor- 
aus Nazis eigentlich bestehen, fällt mir vor al- 
lem das Geschlechterverhältnis auf, was gar 
nicht thematisiert wird. Warum ist Faschismus 
v.a. ein Problem von männlicher Gewalt? Ich 
könnte dann auch weiter fragen: Warum ist 
Antifaschismus v.a. eine männliche Domäne? 
Diese Frage würde ich auch gerne mit berück- 
sichtigen. 

Subkulturelle Konzepte und Konzepte von 
kultureller Hegemonie vermischt. Kulturelle 
Hegemonie macht sich für mich aber ganz an- 
ders fest. Z.B. in Erziehungswerten oder beim 
Stellenwert von Nation, Familie oder sonst 
was. Ich finde, in der DDR gab es immer diese 
rechte kulturelle Hegemonie. Das hatte ein lin- 
kes Gewand, aber wenn ich mit das ganze 
Fahnengeschwenke ankucke, die FDJ und das 
ganze Erziehungswesen, das ist für mich ein 
total rechtes kulturelles Hegemoniekonzept. 

Die Linke ist meiner Ansicht nach ziem- 
lich weit in der Gesellschaft integriert. Aber 
was sind unsere kulturellen Gegenkonzepte, 
wie wollen wir eigentlich leben, wie wollen 
wir diskutieren, wie wollen wir uns von männ- 
lichen Wertevorstellungen abgrenzen? 


Moderation: Ich fände es gut, wenn wir 
auch auf Kongressen lernen würden, uns bei 
Wortbeiträgen zu beschränken. D.h. daß wir 
vielleicht heute die Probleme benennen, mor- 
gen sie vertiefen und am Sonntag dann die Lö- 
sungsvorschläge diskutieren. 


Pit: Jetzt noch mal was zur Analyse, weil 
das oft kritisiert wurde. Mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit kann man sa- 
gen, daß der Kapitalismus Ursache von 
Rechtsextremismus ist. Der empirische Nach- 
weis wäre, daß ich keinen faschistischen Staat 
außerhalb des kapitalistischen Wirtschaftssy- 
stems kenne. 

Ich bestreite, daß es im Osten mehr Nazis 
und Rassisten gibt, als im Westen. Der Unter- 
schied ist das Auftreten, d.h. im Osten ist die 
Rassistenbewegung stärker radikalisiert und 
militanter. Eine der Ursachen sind unserer 
Meinung nach, soziale Ursachen, dieses kon- 
frontiert werden mit dem Kapitalismus und 
damit einhergehende Verlustängste des sozia- 
len Status. Das ist verkürzt die Analyse der 
AAB. 


Katja: Es wird ja gesagt, was soll das 
überhaupt sein: linksradikale Politik machen 
und im Osten geht’s eh nicht. Wir denken, daß 
dabei aber gerade das Problem liegt: wenn 
man die Aufgabe der Antifa definiert als pure 
Zurückdrängung der Nazis, dann wird man 
damit keinen Erfolg haben. Es muß darüber 
hinaus gehen. Linksradikale Politik machen 
heißt für uns, daran festzuhalten, daß es Alter- 
nativen gibt zum Kapitalismus. Und das ist im 
Moment das, was eine linksradikale Politik 
ausmachen kann und wo man die Punkte fin- 
det, an den man das zum Ausdruck bringen 
kann, wo man durchdringen kann. Und da 
sind die Bedingungen im Osten schwieriger, 
weil die Bedrohung von linken Strukturen ein- 
fach größer ist. Um linksradikale Politik über- 
haupt machen zu können, muß man sich die 
Nazis natürlich vom Leib halten. Es gibt auch 
Beispiele, wo versucht wurde neben dem An- 
tinaziding eigene Strukturen aufzubauen und 
sei es, eigene Zentren aufzubauen, weil dies 
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auch die Bereiche sind, wo die Nazis keinen 
Fuß mehr auf den Boden bekommen. Auf der 
reinen Abwehrebene wird sich die Linke aber 
nicht durchsetzen. Deswegen sehen wir eine 
linksradikale Politik als wirksamste Strategie 
gegen Nazis und eben nicht die reine Reduzie- 
rung auf „wir müssen uns die Nazis vom Lei- 
be halten“. Die Nazis verschwinden ja nicht, 
die kann man nur isolieren und das auch nur, 
wenn die Linke eine gewisse Stärke entwik- 
kelt. 


Pit: Bei der Bündnispolitik kann ich 
überhaupt keine neue Situation erkennen. Wir 
haben schon immer mit Parteien zusammenge- 
arbeitet und daß sie Scheiße sind, wußten wir 
doch auch schon immer. Also was ist da das 
Problem? Wir müssen sehen, daß erkennbar 
ist, wer da mit wem ein Bündnis macht und da 
mußten wir immer schon drauf achten und da 
hatten wir auch schon immer Probleme ge- 
habt, daß wir nicht hinten runter fallen, daß 
unsere Position erkennbar ist. Bei Antifa- 
demos wird das Bündnis ja nur für das Plakat 
beschlossen, denn von denen kommt ja sowie- 
so niemand. Das ist aber nichts neues. 


w2: Ich finde, daß wenig differenziert mit 
dem Begriff Nazis umgegangen wird. Ich wür- 
de mir da bei allen Redebeiträgen eine größere 
Differenzierung wünschen, also meint man die 
Stiefelnazis da oder die Leute am CDU-Stand 
gegen die doppelte Staatsbürgerschaft dort 
oder wie weit geht das. 


m10: (zur AAB) Ich glaube, daß kann 
man so nicht stehen lassen, daß der Faschis- 
mus kausal mit dem Kapitalismus erklärt 
wird. Das ist die typische, in Eueren Struktu- 
ren beliebte, Dimitrowsche Faschismusanalyse 
und das ist einfach ein Widerspruch der mit 
Sicherheit bei uns allen besteht in der Analyse 
von Politik. Ich denke, daß dieses Hauptwi- 
derspruchsdenken eigentlich der Vergangen- 
heit angehört müßte. Konstituierend für den 
Faschismus sind ganz fundamental die Ele- 
mente Rassismus und Patriarchat. 


Pit: Das ist schlicht und einfach ein Miß- 
verständnis und ich unterstelle Dir, daß du das 
mit Absicht machst. 


m11: Ich möchteydiese langweilige Dis- 
kussion jetzt mal abkürzen. An das BgR: Ihr 
habt Euch ja ziemlich stark auf die DDR kon- 
zentriert, die Phänomene, die Ihr als faschisti- 
sche Übergriffe beschreibt, die spielen aber 
meist nach 1989. Mich würde interessieren, 
welche Zustände macht ihr dafür verantwort- 
lich, daß das gerade 1989 so stark geworden 
ist. 


Sabine: Die Wiedervereinigung war ganz 
klar ein nationales Ereignis in West und Ost. 
Und es konnte auch nur als nationales Ele- 
ment empfunden bzw. aufgefaßt werden und 
hat sich dann auch so auf der Straße umge- 
setzt. 


m3: Ich glaube es gibt so einen kausalen 
Gleichlauf zwischen Inhaltslosigkeit und 
quantitativer Schwäche. D.h., die Antifaszene 
als Bestandteil der linksradikalen oder autono- 
men Bewegung ist immer schwächer gewor- 
den. Und sie hat aufgrund dieser Schwäche 
gemerkt, daß sie dem Staat nicht mehr die 
Faust zeigen kann und hat inhaltlich schon vor 
Jahren kapituliert. Das hat sich insbesondere 
an solchen Ereignissen gezeigt, wie dem 
„Asylkompromiß“. Das war vielleicht das letz- 
te Zucken und man hatte kläglich versagt, weil 
man inhaltlich nichts anderes zu bieten hatte, 
als eine reine Anti-Nazi-Position. Und der er- 
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nüchternde Fakt ist, daß die Stiefelnazis ei- 
gentlich überhaupt keine gesellschaftliche Re- 
levanz haben. Und wenn man sich dem mal 
stellt, dann merkt man, daß wir als Linke ein 
riesiges Problem haben. Wir müssen eine Ant- 
wort finden auf die Frage: Welche Existenzbe- 
rechtigung haben wir denn eigentlich als Lin- 
ke? Denn wir sind nicht mehr in der Lage 
überhaupt noch dem Kapitalismus in irgend 
einer Form zu definieren. Wir müssen uns 
auch zu Fragen der Ökonomie wieder hinwen- 


den und davon ist die Antifaszene aber wei 
entfernt. Ich würde sogar rein faktisch zustim- 
men, daß die richtige Antwort gegen Rechtsra- 
dikalismus und Nazismus Linksradikalismus 
ist. Ich sehe bloß das Problem, daß es nicht 
möglich ist weiter zu kommen, wenn nicht 
endlich dieses unsägliche „Hinter dem Fa- 
schismus steht das Kapital“ vom Tisch ist. 
Wir stehen hier unter dem Druck, Ergeb- 
nisse erzielen zu müssen, den wir haben nicht 
mehr viele Chancen in Zukunft und wir stehen 


tatsächlich mit dem Rücken gegen die Wand 


als Linke. 


Pit: Natürlich ist es Quatsch, Daimler- 
Benz zu unterstellen, sie würden die Nazis 
aufhetzen. Es ist im Gegenteil so, das dieser 
Nationalismus z.B. der NPD dem Kapital ent- 
gegen läuft. Sie sind unmodern und deshalb 
sind die in der Gesellschaft heutzutage nicht 
wichtig. Kapitalinteressen spielen sich heute 
abseits von Nationalismus ab. 


# Politische Bedeutung der Kultur 


Schwierigkeiten mit der Normalität 
Implizite Politik - Das Selbstverständliche im politischen 


Ich habe zwei, aus organisatorischen 
Gründen ursprünglich getrennt angekündigte 
Themenblöcke zu behandeln, deshalb darf ich 
auch etwas länger reden. Wir haben jetzt die 
Fragestellungen zusammengefaßt: Das Ver- 
hältnis von staatlicher Politik und alltägli- 
cher Normierung und Implizite Politik. Das 
Selbstverständliche im politischen Alltag. Das 
ist ein ziemlicher Brocken. Ich weiß nicht, ob 
ich alle Fragestellungen, die in der Veranstal- 
tungsankündigung gestellt werden, in der vor- 
gegebenen Zeit beantworten kann. Damit aber 
genug der Vorrede. 


Unser Kongreß steht unter dem, mit Ironie 
gewählten pfiffigem Titel „Postbananische Zu- 
stände“. Gemeint ist die aktuelle ostdeutsche 
Ausprägung eines deutschen Zustandes, den 
ein früherer Leipziger vor sechs Jahren so be- 
schrieb: „Seit es diese neu zufassende Realität 
‘Bundesrepublik’ vom 3. Oktober 1990 gibt, 
gibt es auch ein neues virulentes Problem in 
diesem wahrlich neuem Deutschland. Es gibt 
eine zahlenmäßig ernstzunehmende Sehnsucht 
nach dem Dritten Reich. Diese Formulierung 
wird mißfallen, daß versteht sich. Doch wie 
anders wäre er zu erklären, der allenthalben 
nun hervorbrechende Judenhaß in einem Land 
ohne Juden. Die neuen Hakenkreuzler, die jü- 
dische Gedenksteine beschmieren und den Ge- 
denkstein geschändet haben, der im Berliner 
Grunewald an der Stelle steht, wo der deut- 
sche Jude Walter Rathenau ermordet wurde, 
haben vermutlich niemals in aller Bewußtheit 
irgendeinen Juden getroffen, geschweige denn 
hassen können. Sie möchten jedoch dort wie- 
der hassen dürfen, wo einstmals gehaßt wurde. 
Wobei der damalige Haß in den Völkermord 
führen sollte.“ k 

Dies schrieb der Literaturwissenschaftler 
Hans Meyer 1993 im Nachwort zu seinem 
Buch Der Widerruf. Meyer wußte aus eigener 
Erfahrung nur zu gut, wovon er sprach, jüdi- 
scher Herkunft, war er als Jurist preußischer 
Beamter und gleichzeitig als linksradikaler 
Aktivist tätig. Er ging 1933 ins Exil nach 
Frankreich, kooperierte dort mit dem emigrier- 
ten Frankfurter Institut für Sozialforschung 
und kehrte nach der Befreiung Deutschlands 
vom Nazismus zunächst nach Westdeutsch- 
land zurück. Im Jahre 1948 folgte er einem 
Ruf an die Universität Leipzig und lehrte dort 
deutsche Literatur, bzw. vergleichende Litera- 
tur, bis er 1963 im Streit mit der Partei, der er 
nie beigetreten war, die DDR verließ. Ich weiß 


nicht, ob die Leipziger Uni die Erinnerung an 
Hans Meyer in irgendeiner Weise wachhält, 
wenn wir aber für unseren Kongreß ein Uni- 
Gebäude nutzen, daß in der Hauptsache der 
Züchtung des Humankapitals für den Wirt- 
schaftsstandort Deutschland dient, dann 
möchte ich doch eine kleine Ehrung für Hans 
Meyer hinzusetzen. Hans Meyer hat nicht nur 
hier gelehrt, sondern sein Werk, insbesondere 
seine Studie Außenseiter, ist direkt mit unse- 
rem Thema verknüpft. Wenn der jüdische, ho- 
mosexuelle, linksinteilektuelle Meyer in dem 
Buch Außenseiter, Juden und Homosexuelle 
als „Monstren“ bezeichnete, wollte er mit die- 
ser vielleicht schockierenden Metapher deut- 
lich machen, inwieweit die benannten außer- 
halb des dominierenden Normalitätsverständ- 
nisses standen, bzw. stehen, daß sie als krasscs 
Gegenteil von Normalität galten, bzw. gelten. 
Meyer vernachlässigte indes, genauer zu be- 
leuchten was Normalität eigentlich ist. Wie 
diese Ordnungsschemata aussehen, in die die- 
se „Monster“ nicht reinzubringen sind. Diesen 
Mangel teilt er allerdings mit etlichen anderen. 
Obwohl Normalität, vor allem seit 1989, 
eine tragende Kategorie des medienpolitischen 
Diskurses über das Selbstverständnis von 
Staat und Gesellschaft geworden ist, bleibt der 
Begriff „Normalität“ im Halbdunkeln, er 
bleibt im Trüben. Da es nun nicht ergiebig 
sein dürfte, im Trüben zu fischen, Normalität 
und Normalisierung aber eine tragende Rolle 
spielen, auch in der Themenausschreibung für 
die jetzige Veranstaltung, werde ich versu- 
chen, die angesprochenen Fragen am Leitfa- 
den des Normalitätsproblems zu entwickeln. 
Ich beginne mit einem kurzen Rückblick 
auf zwei politische Prozesse der 90‘er Jahre, 
die allgemein bekannt sind und die zeigen, in- 
wiefern von einer Tendenz zur Normalisierung 
rechter Positionen im öffentlichen Diskurs 
und in der Alltagskultur gesprochen werden 
kann. Dann folgt der abstrakte Teil, in dem ich 
das wissenschaftliche Konzept „Normalismus“ 
vorstellen werde und zeige, wie Normalität 
gesellschaftlich überhaupt produziert wird. 
Normalität ist nichts Natürliches. Und darauf 
aufbauend werde ich das ganze politische 
Normalitätsystem der BRD, vor allem diese 
Einordnung symbolischer Art - links, mitte, 
rechts - darstellen und dabei auch zeigen, wie 
staatliche Ausgrenzungsstrategien ineinander- 
greifen. Ich werde zeigen, welche Grenzen da 
gezogen werden, was als fanatisch, als extre- 
mistisch, als fundamentalistisch, als terrori- 
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stisch gilt und wie diese Grenzziehungen vor- 
genommen werden. Einen Satz wie der von 
Vera Lengsfeld in der letzten Woche, „die PDS 
ist keine normale Partei“, soll nämlich heißen, 
die gehören nicht ins politische System, eben- 
so wie Linksradikalismus. Der symbolisch im- 
mer schon aus der Zugehörigkeit zur Gesell- 
schaft und aus der Zugehörigkeit zu den poli- 
tischen Kräften, die legitimiert sind, ausge- 
grenzt wird. Das funktioniert auch über Sym- 
bolik, also längst nicht nur über materielle 
Ausgrenzung wie Polizeigewalt und alles ähn- 
liche mehr. Ich glaube diese symbolische Ebe- 
ne sollten wir wirklich ernst nehmen. Insofern 
bin ich auch froh, daß es diesen ganzen Kul- 
turblock während dieses Kongresses gibt. 


1. „Endlich ein normales Volk” 


Nun also zum ersten Teil. Ich will eine Sa- 
che nur schr knapp behandeln, in Anknüpfung 
an das, was gestern in der Diskussion passiert 
ist. Die ganze Frage, die sich um die viel zu 
einfache Frage drehte, war, wer ist den nun die 
treibende Kraft dieser Rechtsentwicklung. 
Entweder die bürgerliche Mitte, der Staat oder 
aber die Nazis. Bei den meisten Beiträgen war 
nicht deutlich, inwiefern man das Zusammen- 
spiel dieser Kräfte betrachten muß. Wer ist da 
gerade die dominante Kraft, aber welche zicht 
auch weiter mit und wie stellen sich die Aus- 
tauschprozesse dar? In letzter Instanz wurde 
diese Frage zu einer Glaubenseinschätzung ge- 
macht oder einfach pp * Daumen beantwortet. 
Ich denke, wenn man ernsthaft analysieren 
will, muß man auch schauen, in welcher Phase 
der Entwicklung war welche Kraft treibend 
und wer war weniger wichtig, und wie wech- 
seln solche Verhältnisse. Aus Zeitgründen läßt 
sich das an dieser Stelle jetzt nicht in aller 
Ausführlichkeit darlegen. Ich möchte aber ein- 
fach zwei Beispiele für solche Austauschpro- 
zesse zwischen dem Mainstream der Gesell- 
schaft und den Nazis zeigen. 


Idebatte 

In der Asyldebatte konnte man dies sehr 
gut sehen. Ich möchte anhand einiger Zei- 
tungsmeldungen zeigen, wie es mit den Aus- 
tauschverhältnissen schon einmal funktioniert 
hat. Diese sind aus der Hochzeit der Asylde- 
batte. Viele kennen sie auch, aber es sind ja 
heute auch viel jüngere Leute da, die eventuell 
diese Entwicklung gar nicht live miterlebt ha- 
ben. Das ist eine Titelseite der größten Tages- 
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zeitung, die wir haben, ihr kennt sie alle. Dar- 
auf parallel gestaltet die Überschrift „Drei 
Blutschanden“. Die Blutschande - ein tradier- 
ter Nazibegriff - ist, wie auch der Blick in ak- 
tuelle Lexika verrät, immer noch doppelt ko- 
diert. Er bedeutet einerseits familiärer Inzest. 
Die Begriffsbedeutung steht aber auch für die 
sog. „Rassenschande“. Auf der selben Zei- 
tungsseite weiter unten wird dieses Motiv mit 
einem weiteren kombiniert: „Miethaie - die 
ersten bestraft“. Auch „Miethaie“ ist keine 
Neuerfindung dieser Tageszeitung, sondern 
dieser Begriff geht zurück auf den „jüdischen 
Spekulanten“. Und zwischen diesen beiden 
Schlagzeilen, die dritte „Asylanten - Bonn 
wach auf!“. Allein über die Gestaltung dieser 
drei Meldungen, denen jeweils ein „Endlich!“ 
als verbindendes Element vorangestellt ist, 
wird deutlich, daß hier eine für diese Zeit ak- 
tuelle rassistische Kampagne mit Elementen 
des tradierten völkischen Nationalismus zu- 
sammengeschaltet wurde. Und das nicht in ir- 
gendeinem Nazi-Blatt, sondern in einer am je- 
den Kiosk offen ausliegenden Tageszeitung. 
Das war kein Einzelfall, aber eins der krasse- 
sten Beispiele, wo Elemente der Nazi-Ideolo- 
gie einfach aufgenommen und verbreitet wur- 
den. Ich sage nicht, die Bild ist ein Nazi-Blatt. 
Genau weil sie das nicht ist, macht es um so 
schlimmer. Die Bild hing sich bei diesem The- 
ma selbstverständlich öfter aus dem Fenster. 
Ich will noch zwei andere Titelseiten zeigen. 
Daran läßt sich erkennen, wie man den Leuten 
über einen Zeitraum, hier vom 1. 9. - 8. 9. 92, 
das Problem immer näher herbeizoomt: „Asy- 
lanten jetzt auf Schulhöfen!“ Und eine Woche 
später schon die Drohung: „Familie muß Asy- 
lanten aufnehmen!“ Näher konnte man dem 
deutschen Kleinbürger das „Problem Flücht- 
linge“ nicht bringen. Als hätte man die dem- 
nächst zwangsweise im eigenen Wohnzimmer 
sitzen. Das war natürlich völliger Hirnriß, es 
gab überhaupt keine reale Grundlage für eine 
solche Annahme, aber das war eben auch ein 
Produkt, nicht der Nazi-Presse, sondern der 
Bild. Und dies steht repräsentativ für einige 
andere. 

- In dem Moment war es dann so, daß ge- 
wisse Nazi-Kreise das sofort übernehmen 
konnten. Betrachtet man zum Beispiel die Ti- 
telseite der Remer-Depesche. Remer war der- 
Jenige Offizier, der sich am 20. Juli 1944 ge- 
gen den konservativen Widerstand um Stau- 
fenberg einige Verdienste erworben hat. Für 
den Führer war er an den Verhaftungswellen 
nach dem gescheiterten Attentat maßgeblich 
beteiligt und war dann auch nach der deut- 
schen Niederlage bis an sein Lebensende, wel- 
ches er in Spanien erlebte, als Nazi aktiv. Er 
gab beispielsweise diese Remer-Depesche her- 
aus. Die übernehmen einfach die Bild-Titelsei- 
te und powern dann noch ein bißchen stärker 
hinein. Daran bemerkt man für den Medienbe- 
reich ein direktes Zusammenspiel von Mainst- 
ream und Nazis. Man könnte dies;jetzt für die 
ganze Kampagne „Asyl“ über etliche Jahre 
hinweg immer wieder zeigen. Es gibt dann 
Unterschiede, wer gerade die treibende Kraft 
ist, denn das Verhältnis ist wechselhaft. Inso- 
fern konnte man bei der gestrigen Diskussion 
für jede These, wer jetzt gerade der Schlimme- 
Te ist, etliche Belege finden, weil dieses Ver- 
hältnis auch innerhalb dieser Kampagne ge- 
wechselt hat. 

Ebenso läuft es bei anderen Prozessen, die 
genauso rassistisch mobilisieren. Denn nach- 
dem das Recht auf Asyl faktisch abgeschafft 
war, hat ja nicht nur die extreme Rechte in ih- 
rer Publizistik umgeschaltet auf sogenannte 
„Ausländerkriminalität“, „Flüchtlingskrimina- 
lität“, sondern das kam auch aus dem Innen- 
ministerium. Da war es auch so, daß die fakti- 
schen Maßnahmen vom Herrn Kanter (ehem. 
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Bundesinnenminister d. Red.) sofort greifen 
konnten, während bei der „Asylproblematik“ 
über einige Jahre hinweg praktische Konse- 
quenzen blockiert waren, weil eine 2/3- Mehr- 
heit im Bundestag für eine Grundgesetzände- 
rung notwendig war. Für die Kampagne zur 
sog. „Ausländerkriminalität“ war die extreme 
Rechte gar nicht in dem Maße wie bei der Ab- 
schaffung des Asylrechts nötig. Man könnte 
dies sehr detailliert betrachten und sähe dann 
auch, wer wann wie getrieben hat, wer plötz- 
lich die Führung übernommen hat. Es gab 
aber immer ein Zusammenspiel. Oftmals auch 
ohne, daß man jetzt sagen konnte, die liegen 
alle in einem Bett und kuscheln. Die richtige 
Pogromwelle Anfang der 90‘er Jahre war für 
die bürgerliche Mitte nicht vorteilhaft, wegen 
des Anschens von Deutschland im Ausland. 
Die Industrie machte in Folge dessen Öffent- 
lichkeitsarbeit dagegen, weil sie Angst hatte 
vor den drohenden Imageverlusten und daraus 
resultierenden Exporteinbußen. Gleichzeitig 
machte die Politik aber die Pogrome zum Ar- 
gument für die Abschaffung des Asylrechts. 
Angeblich zeigten die rassistischen Übergriffe, 
daß es um so dringlicher sei, beim Asylrecht 
zu intervenieren. Es gab also so etwas wie eine 
antagonistische Kooperation, die dabei statt- 
fand. Nicht alle politischen Mitspieler sind auf 
der selben Wellenlänge, sie senden nicht auf 
der selben Frequenz. Aber es gibt das Zusam- 
menspiel und das wirklich in allen Bereichen 
des Rassismus und auch nicht erst seit 1989. 
Man kann mindestens seit Mitte der achtziger 
Jahre einen doppelt wirkenden Prozeß feststel- 
len, den wir als gleichzeitigen Rechtsruck in 
die Mitte und Rechtsruck der Mitte benannt 
haben. Die extreme Rechte bemühte sich ihre 
Ideologie kosmetisch zu modernisieren und in 
der Mitte der Gesellschaft Fuß zu fassen. 
Während gleichzeitig die Mitte der Gesell- 
schaft zunehmend liberale Positionen aufgab, 
sich zunehmend wieder rassistisch auflud und 
das Nationale wieder in der Vordergrund stell- 
te. Die bewegten sich aufeinander zu und es 
sind dennoch auch politisch konkurrierende 
Kräfte. Das ist ein Beispiel für das Normal- 
werden von rechten Positionen in der Mitte 
der Gesellschaft. 


Normalitä 

Das zweite Beispiel, welches ich ausge- 
wählt habe, ist eines, wo das Verständnis von 
Normalität selber zum Thema des Normalwer- 
dens von rechten Positionen wird. Das ist die 
Rede Martin Walsers zur Verleihung des Frie- 
denspreises des deutschen Buchhandels 1998. 
Der diesjährige Festakt zur Verleihung war ja 
in gewissem Sinn, ohne daß dies direkt formu- 
liert wurde, eine Zurücknahme, denn der 
Preisträger von 1999 Fritz Stern hat in seiner 
Rede die Normalitätsthese verneint. Damit 
war natürlich längst nicht rückholbar, was 
durch die Walser-Rede losgetreten worden ist - 
gerade auch an Antisemitismus. Mit Walser 
kam dieses Normalitätsmoment, dieses „End- 
lich ein normales Volk“ aus dem rechts-kon- 
servativen, rechten Rand tatsächlich ins Zen- 
trum der Gesellschaft. Er wurde auch über lan- 
ge, lange Zeit kaum von den Rest-Liberalen 
kritisiert. Die Konkret hat nicht zufällig zu 
dieser Debatte eine Titelgeschichte gemacht 
mit Bubis-Bild und der Schlagzeile Allein un- 
ter Deutschen. Bubis war während der Debat- 
te wirklich lange Zeit allein geblieben. Eines 
der Elemente in der Rede Walsers, die so fatal 
waren, war die Passage, als er davon sprach, 
daß die Deutschen endlich ein normales Volk 
seien. Er hatte das verkleidet in eine Frage, 
aber dies war schon so suggestiv, daß die The- 
se deutlich wurde. Dieses Gerede von Norma- 
lität bei Walser war nicht kontextlos, das war 
auch keine neue Sache, sondern das stand bei 
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ihm im Kontext von früherem Normalitätsge- 
rede. Was man über die Leute, die es von sich 
gegeben haben, leichter verdeutlichen konnte. 
Entsprechend wurde auch diese Passage von 
der rechtsextremen Presse ganz geil aufge- 
nommen. Die Junge Freiheit machte daraus in 
riesen Lettern die gesamte Titelseite. Eine 
Ausgabe, in der sie dann auch die Walser- 
Rede komplett abdruckte. Die Zeitung Der 
neue Republikaner, brachte auf der Titelseite 
die Kopfzeile Endlich ein normales Volk? Und 
der entsprechende Artikel im Blatt, geschrie- 
ben vom Herrn Schlierer, dem Parteivorsitzen- 
den der REPs, war mit dieser These über- 
schrieben, die natürlich bestätigt wurde. Daß 
die Rechten so wild darauf waren, lag daran 
daß dies genau auf der Linie lag, die deren 
Presseorgane Jahre vorher schon gefahren wa- 
ren - inklusive des Normalitätsbegriffs. Es gab 
beispielsweise im Sommer 1993 einen Leitar- 
tikel in der Jungen Freiheit, von deren Chefre- 
dakteur geschrieben. Die Überschrift: Wann 
werden wir endlich normal? Und was er sich 
darunter vorstellte werde ich jetzt gleich vor- 
tragen. Der Artikel ist, was die Einschätzung 
der damaligen Bundespolitik betrifft, ziemlich 
verquast, wenn man ihn liest, hat man den 
Eindruck, die BRD wird regiert von einem Rat 
aus kommunistischen Lesben, sozialistischen 
Schwulen und irgendwelchen Antiautoritären. 
Man muß da in Erinnerung halten, es war eine 
Regierung Kohl. Aber bei Stein in der Jungen 
Freiheit hat man den Eindruck es handelt es 
sich um ein alternatives Programm. Das 
Grundverständnis der BRD sei zumindest 
linksalternativ. Stein schrieb: „Seit 1989 müß- 
te Deutschland eigentlich Relikte der alten 
Bundesrepublik ablegen. Nationvergessenheit 
und Geschichtsvergessenheit, Machtignoranz, 
antiautoritäres Denken (Man höre und staune - 
zu Zeiten Kanthers im Inneministerium „anti- 
autoritäres Denken“ A.S.), Pazifismus, Femi- 
nismus, Antimilitarismus (Die Bundeswehr 
war wohl abgeschafft. A.S.), Vergangenheits- ' 
bewältigung und Westextremismus.“ Diese 
Wahrnehmung war ziemlich paranoid, deshalb 
auch diese verzweifelte Frage: Wann werden 
wir endlich normal? Der Begriff ist ja mei- 
stens so besetzt, daß Menschen sich unange- 
nehm fühlen, wenn sie merken, sie sind nicht 
ganz normal. Denn eine Gegenbezeichnung 
lautet ja „verrückt“. Also wurde wirklich ver- 
zweifelt gefragt, wahn wir endlich normal 
werden. Nur ein paar Nummern später in der 
Jungen Freiheit gab es noch einmal so eine 
dicke Schlagzeile. Da wurde Ernst Nolte inter- 
viewt, der Historiker aus Berlin, der angefan- 
gen hatte, die Auschwitzleugner geschichts- 
wissenschaftlich zu veredeln. Er schloß sich 
ihren Thesen, daß es in Auschwitz keine Gas- 
kammern gegeben hätte, nicht an, aber er 
meinte, man muß dies ernsthaft wissenschaft- 
lich diskutieren, die gehören auch zum wis- iy 
senschaftlichen Diskurs. Und er nannte das, 
„den Normalgang der Wissenschaft herstel- 
len“. Auschwitzleugnung als normale These in 
einer Debatte um deutsche Geschichte. Auch 
sozialdemokratische Vetriebenenorgane haben 
mit diesem Begriff „Normalität“ gearbeitet. In 
einer ihrer Zeitschriften, mit dem Namen Die 
Brücke, die in der Hauptsache eine Publikati- 
on der sudetendeutschen Sozialdemokraten 
ist, heißt es, daß das Gesetz gegen die Ausch- 
witzleugnung, etwas völlig anormales sei, man 
müsse auch bei so einer Frage die Normalität 
durch die Bereitschaft zur demokratischen 
Streitkultur zeigen. Normalität im Umgang 
mit denjenigen, die Auschwitz leugnen. Mit 
denen soll man also normal diskutieren, 

Dies sind auf den ersten Blick Minder- 
heitenphänomene. In die Breite wirkten solche 
Argumente schon 1993, als Kohl seinen Kan- 
didaten für das Amt des Bundespräsidenten 
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vorstellte, die ortsansässigen Zuhörer ahnen 
schon, ich rede vom Sachsen Steffen Heit- 
mann. Der erklärte in einem Interview in der 
Welt: „Deutschland steht jetzt vor der Aufga- 
be, wieder ein normales Volk unter normalen 
Völkern zu werden.“ In einem Interview mit 
der Süddeutschen hat er das dann präzisiert 
und vollführte dabei einen Eiertanz um die 
Frage nach der Singularität der Judenvernich- 
tung. Bei ihm wurde diese übrigens der „orga- 
nisierte Tod“ genannt. Und jener sei so einma- 
lig wie andere historische Vorgänge auch, also 
ist die Einmaligkeit wieder weg. Und Heit- 
mann sorgte sich in diesem Interview, kaum 
50 Jahre nachdem durch die militärische Zer- 
schlagung des Nazismus die Vernichtung der 
Juden durch die Deutschen gestoppt werden 
konnte, kaum 50 Jahre danach, sorgte er sich 
im Interview, daß die Erinnerung an die Shoa 
den Deutschen „bis ans Ende der Geschichte 
eine Sonderrolle auflegen werde“. „Das dürfe 
nicht sein. Deutschland müsse eine normales 
Land werden, die Deutschen ein normales 
Volk.“ Es war klar, daß Heitmann damit auch 
zum Lieblingskandidaten von Junge Freiheit 
& Co wurde. Damals sprang ihm mit einem 
ellenlangen Essay im Spiegel ein gewisser 
Martin Walser bei. Er verteidigte Heitmann. 
Insofern war auch die Frankfurter Paulskir- 
chenrede nicht ein erstmaliger Ausrutscher 
vom Herrn Walser, sondern man konnte sehr 
genau wissen, wen man da den Preis um den 
Hals hängt. Und Walser hat genau an diesem 
Diskurs angeknüpft und ihn erfolgreicher als 
andere noch in der Mitte der Gesellschaft pla- 
ziert. Hinzukamen noch etliche andere Knaller 
in dieser Rede, vor allem was er an Antisemi- 
tismus losgetreten hat. Ich will das jetzt nicht 
weiter verfolgen, mir geht es darum, daß auch 
dieses Normalwerden für Deutschland selbst 
wieder Teil des Prozesses ist, wie rechte, ex- 
trem rechte Positionen in der Mitte, im politi- 
schen Alltag landen, in gewisser Weise normal 
werden. 

An dieser Stelle ist jedoch erst einmal zu 
klären, was „normal“ überhaupt heißt. Ich hat- 
te im vorletzten Satz schon das Wort „Alltag“ 
mit drin. Man wird jedoch zwischen Normali- 
tät und Alltag unterscheiden müssen. 


2. Normalismus oder wie 
Normalität produziert wird 


Ich beziehe mich besonders auf For- 
schungsarbeiten einer befreundeten Gruppe in 
Bochum um Jürgen Link, die unter anderem 
die Zeitschrift kulturrevolution herausgibt. Sie 
arbeiten schon seit Anfang der 80er Jahre vor 
allem an Medienanalysen zum Thema „Out of 
area-Einsätze“. Sie haben bereits sehr früh da- 
vor gewarnt, was dieses Jahr in Punkto Koso- 
vo passiert ist. Des weiteren machen sie Ana- 
lysen zum Rassismus in den Medien, wie wir 
Duisburger auch, und Jürgen Link hat in dem 
gleichen Zeitraum auch ein theoretisches Mo- 
dell von Normalisierung entwickelt, in seinem 
etwas schwierig zu lesenden, dicken, dicken 
Buch Versuch über den Normalismus. Ich ver- 
suche das jetzt allgemein verdaulich, in weni- 
gen Minuten darzustellen, was Jürgen Link 
kompliziert, dennoch gut und lesenswert auf 
vierhundert und mehr Seiten untergebracht 
hat. Dazu nur eine Sache noch ganz knapp. 
Ich mache dies jetzt nicht mit allen theoreti- 
schen Hintergründen, z.B. auf wen sich Jürgen 
Link bezieht und anderes mehr. Ich werde 
auch nicht erklären, was Diskurstheorie ist, 
ich werde auch nicht weiter auf Michel Fou- 
cault eingehen, auf den sich Link bezicht etc. 
Ich will zu dem theoretischen Hintergrund 
wirklich nur eines sagen, angesichts mancher 
Dummheiten, die von antinationalen Gruppen 
in linksradikalen Blättern geschrieben werden. 


der Bahamas, dann würde ich jetzt hier sozu- 
sagen die Theorie eines Faschisten präsentie- 
ren, weil Foucault ja irgendwie auch Nazi sei 
und so weiter. Man mußte sich da in der Jung- 
le World in letzter Zeit an einige Blödheiten 
leider gewöhnen. Mir ist das eigentlich zu 
blöd, solche Vorwürfe so ernst zu nehmen, um 
sie auch noch zu bestreiten. Ich gebe nur den 
warnenden Hinweis. Und die Leute, die so et- 
was schreiben, die sollen die angegriffenen 
Sachen erst mal lesen, dann würden sich sol- 
che Dummheiten erübrigen. Nun also zur Klä- 
rung der Begriffe. 

Normalität ist nicht gleich Alltäglichkeit. 
In unserer Gesellschaft ist Alltäglichkeit nor- 
mal und normalistisch, aber in all den Gesell- 
schaften, die nicht moderne kapitalistische 
Gesellschaften sind, in all den Gesellschaften 
vorher, war Alltag nicht normalistisch. Das 
werde ich gleich noch genauer erklären, jeden- 
falls ist das nicht deckungsgleich. Das kommt 
also auch nicht nur aus dem Alltagsverständ- 
nis heraus und aus den alltäglichen Zwängen 
des menschlichen Lebens, vom Stoffwechsel 
bis sonstwohin. Des weiteren ist Normalität 
nicht identisch mit „Norm“. Es gibt interes- 
sierte Kreise, die das gerne ineinander schmei- 
Ben. Es gibt auch eine gemeinsame Worther- 
kunft, also Ethymotologie. Aber die gerät an 
der Stelle zur „Ethymogelei“, wenn man Nor- 
malität zur Norm erklärt als sei das etwas wie 
das Gute oder eine christliche Norm. Brigitte 
Sebacher-Brand, die Witwe und heutige Kurti- 
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Mitte der 90’er in ihrer Paulskirchenrede ver- 
sucht, sie hat Normalität tatsächlich zur Uto- 
pie erklärt. Sprich die Absage an jegliche Uto- 
pie durchsetzen zu wollen. Sie sagte „Norma- 
lität, was sonst sollten wir wollen als Normali- 


- tät“, Ich kann mir da schon noch andere Dinge 


vorstellen. 

Der Unterschied von Norm und Normali- 
tät ist leicht zu erklären, wenn er am Unter- 
schied von Sexualnormen und Normalität sta- 
tistischer Art verdeutlicht wird. In katholi- 
schen Ländern ist Abtreibung gewiß nicht 
normgemäß, sondern verstößt gegen sie. Aber 
selbst dort kann man statistisch zeigen, daß sie 
zur Normalität gehört. Was Normalität ist, 
weiß man immer erst hinterher; was eine 
Norm ist, wissen die Pfaffen immer schon von 
vornherein. In jeder christlich geprägten Ge- 
sellschaft mit der entsprechenden Sexualethik 
ist Homosexualität in keinem Fall normal im 
Sinne von normgemäß. Dennoch läßt sich 
auch hier statistisch zeigen, daß sie zur Nor- 
malität gehört. Ebenso Spezifika des Ge- 
schlechtsverkehrs, die auch nicht so, wie sie 
praktiziert werden, in den christlichen Norm- 
büchern stehen. Man merkt dann hinterher 
über Kinsey-Reporte und ähnliches, was es da 
alles gibt, was eine Normalität in dem Bereich 
ist. Die kann dann übrigens auch nachträglich 
über entsprechende Ratgeberliteratur, über Ki- 
oskzeitungen, selbst wiederum zur Norm wer- 
den. Also wer mangelnde Koitusfrequenz hat 
und plötzlich liest, wie oft’s die anderen trei- 
ben, der stellt sich auch die Frage: „Ja bin ich 
noch normal?“ Umgekehrt geht das auch. Das 
sind schr banale Sachen. Diese Normal-Ver- 
ständnisse gerade der statistischen Art haben 
sich auch gezeigt, bezogen auf Flüchtlinge. 
Das nur nebenbei, um es zu erklären, wie es 
auch zu diesem Punkt „Handlungsbedarf“ 
kam. In der Frühzeit der BRD durften sehr 
viele Flüchtlinge kommen, da waren es näm- 
lich gute, deutschen Blutes. Dann ging das ra- 
pide runter und dann gab es eine steigende Li- 
nie. Oftmals wurde die dann noch progno- 
stisch weitergeschrieben. Die Steigerungsrate 
vom letzten Jahr auf die nächsten zehn Jahre 
projeziert, dann kriegt man exponentielles 
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Wachstum, daß sind so explodierende Kurven, 
dann rastet das aus, dann überschreitet das 
Wachstum eine symbolischen Grenze. Dann 
muß unbedingt gehandelt werden. So funktio- 
niert die Machart. Witzigerweise kommen da 
immer so runde Zahlen raus. Keiner sagt 
98.500 ist Belastungsgrenze, 100.000 oder I 
Millionen, da genau liegt die Grenze. So wird 
das gebaut. Normalität, die dann wieder zur 
Norm werden soll. Dies sind reine Konstruk- 
tionen. Keiner kann angeben, wie er diese Be- 
lastungsgrenzen errechnet. Aber sie werden 
symbolisch durchgepeitscht. In Darstellungs- 
weisen, Grafiken zum Beispiel, die immer 
pseudowissenschaftlich und objektiv daher- 
kommen. Der Hintergrund, warum dies so ein- 
fach verfängt, liegt in der Herausbildung die- 
ses Normalitätsverständnisses und da muß ich 
jetzt tatsächlich für einen Moment ins letzte 
Jahrhundert. Da gab es eine ganz entscheiden- 
de Entwicklung im Verhältnis zu dem, was 
normal ist oder was nicht mehr. Es setzte sich 
ungefähr in der Mitte des 19 Jh. in der Wis- 
senschaft, gerade bezogen auf Sexualität, Ge- 
sundheit/ Krankheit, bzw. Gesundheit und 
Wahn eine zunächst die Leute erschreckende 
Vorstellung durch. Daß es nämlich keine strik- 
te Wesensdifferenz gibt, zwischen sogenannt 
„gesund“ und „wahnsinnig“. Oder zwischen 
gesunder Sexualität und ihrer Abweichung. 
Ganz wichtiges Beispiel. Statt dessen stellte 
man damals fest, es gibt graduelle Unterschie- 
de, die man auf eine Skala bringen kann. 
Nicht eine Sache hier, da die andere, sondern 
es gibt Übergangsformen und ähnliches mehr. 
Bei einigen Prozessen stellte man dann auch 
noch fest, daß sie sich statistisch unter einer 
Gauskurve verteilen. Die kennt ihr alle vom 
10-Mark-Schein, diese mathematische Nor- 
malverteilung. Da gibt es also einen Mitte-Be- 
reich, der liegt im Bereich des Akzeptablen. 
Und nur noch die Extreme, die wurden raus- 
gekämmt. Aber man konnte nicht mehr strikt 
trennen, der ist wahnsinnig und ich habe die 
geistige Gesundheit. Freud ist da auch ein 
wichtiges Beispiel dafür, wenn er die Psycho- 
pathologie des Alltags erklärte. Oder die Leute 
damit schockierte, daß sie ziemlich monströse 
Vorstellungen haben. Vatermord und mit der 
Mutter schlafen als Normalität, das entsprach 
nicht der Norm. Auch da ist keine Wesens- 
trennung krank/gesund; wahnsinnig/gesund. 
Gleichzeitig war das für die entsprechenden 
Kreise eine sehr erschreckende Vorstellung. 
Die erweckte sozusagen „Denormalisierungs- 
angst“. Gleich bekamen sie Panik, denn wenn 
die Grenzen nicht so fest sind, kann ich auch 
jederzeit in den anormalen Bereich mit rein- 
fallen. Es gab dafür eine Lösung, die sich 
gleich auch politisch zeigte. Und die unmittel- 
bar mit Rassismus und Antisemitismus zu tun 
hat. Obwohl man erkannt hatte, daß die Gren- 
zen fließend sind, zog man künstlich um so 
striktere Grenzen wieder ein. Wichtiges Bei- 
spicl dafür, auch ein sehr tragisches Beispiel, 
ist Otto Weininger. Der hat ein ganz furchtba- 
res Buch geschrieben, Geschlecht und Cha- 
rakter, um die Jahrhundertwende in Wien. Im 
ersten Teil dieses Buches gibt es bei Otto 
Weininger tatsächlich diese fließenden Gren- 
zen, gerade auch was das Sexuelle angeht. Er 
hat zum Beispiel tatsächlich geschrieben, 
„Homosexualität ist keine Anomalie“. Er hat 
sexuelle Mittelstufen eingeführt. Nicht nur 
Männlein/ Weiblein, sondern dazwischen gibt 
es auch was. Er war dann aber über die Er- _ 
kenntnis so erschrocken, daß er die Mauern 
hochriß. In fast paranoider Angst hat er sein 
flexibles Denkmodell, welches von einer kon- 
tinuierlichen Achse ausgeht, auseinanderge- 
hackt, in einen ganz strickten Gegensatz. Mit 
solchen Denkmitteln, wie Charakterolologie 
und ähnlichem mehr. Dieser Operation, end- 
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lich wieder eine Grenze zu ziehen, fallen zwei 
Gruppen zum Opfer. Einmal „der Jude“, mei- 
stens nur im Singular benannt. Und zum ande- 
ren „das Weib“. Die werden da parallel ge- 
schaltet. Weininger schreibt: „Der Jude sei der 
Grenzverwischer überhaupt.“ Also der absolu- 
te Feind. Wenn man Grenzen braucht ist der 
Grenzverwischer der absolute Gegenpart. Mit 
diesen Buch hat Weiniger sich einen guten 
Ruf bei entsprechenden Kreisen eingehandelt. 
Hitler schätzte ihn als den einzigen „anständi- 
gen Juden“. Der sich durchschaut habe und 
deshalb erschoß. Man merkt auch gleich die 
Verknüpfung zum Antisemitismus und zum 
Rassismus. Es gibt weitere Beispiele, wie 
Grenzen aus Denormalisierungsangst dicht ge- 
macht wurden. Was Weininger persönlich exi- 
stentiell erlebte, ist allgemein eine Strategie 
von modernen Gesellschaften die Dynamik, 
diese wacklige statistische Normalistätsvertei- 
lung doch wieder in ein Ordnungsschema zu 
bringen. Jürgen Link nennt diese Strategie die 
„protonormalistische“, weil sie noch gar nicht 
so modern ist, sondern vor allen Dingen auf 
vormoderne Ausgrenzungsstrategien zurück- 
greift. Schon um die Jahrhundertwende gab es 
eine konkurrierende Strategie, die sogenannte 
„flexibel-normalistische“. Die baut Toleranz- 
bereiche. Sie nimmt nicht nur diese zwei Pole, 
sondern sagt, in diesem breiten Mittelbau sind 
wir tolerant bis zu der und der Stelle, aber ab 
dem Rand, da schneiden wir doch ab. Sie ist 
jedoch flexibler, wie sie den Rand abschnei- 
det, wie sie ihn ausgrenzt. Zwischen Ermor- 
dung und anderen Formen von Ausgrenzung 
gibt es eben Differenzen. Auch von jener Stra- 
tegie gab es ganz wichtige Momente der 
Durchsetzung in Deutschland. Bis 1945 domi- 
nierte in Deutschland, Protonormalismus der 
krassesten Form. Bezogen auf die Kulturebe- 
ne, denn von der rede ich. Vielleicht sollte ich 
dazu sagen, daß Protonormalismus und Kapi- 
talismus Konzepte sind, die nebeneinander lie- 
gen. Normalismus ist in dem Falle an Kapita- 
lismus gekoppelt. Es gab aber auch einen 
Normalismus im Staatssozialismus. In 
Deutschland war Protonormalismus bis zur 
durchgedrehtesten Form der Normalfall. Nach 
1945 hat sich über die US-Orientierung in 
Westdeutschland langsam eine flexibel-norm- 
alistische Strategie durchgesetzt. Der entschei- 
dende Durchbruch dafür war 1968. Zu merken 
anhand der ganzen sexualpdlitischen Vorstel- 
lungen, an der Schwulenemanzipation, am Fe- 
minismus. Wobei die Schwulenbewegung das 
immer noch nicht so richtig kapiert hat. Wäh- 
rend es den Paragraphen 175 gab und jeder 
homosexueller Akt ein subversiver war und 
ein sexueller Normverstoß, konnte man dar- 
über Identität aufbauen, auch als wesentlich 
subversive. Mittlerweile ist dies weggefallen, 
und nun sind die Linken innerhalb der Schwu- 
lenbewegung ganz entsetzt, daß diese nicht 
mehr revolutionär ist. Ein Ergebnis von 1968. 
Auf anderen Ebenen findet man dies genauso. 
Auch da wurden Ausgrenzungsstrategien lok- 
kerer und Toleranzbereiche eingeführt. Seit 
1989 gibt es einen protonormalistischen Back- 
lash. Das brauche ich nicht weiter erläutern, 
ich haben eben schon das Rassismusbeispiel 
genannt. Wichtig ist, daß diese Strategien von 
Normalisierung immer auf Subjekte zugreifen, 
daß sie immer auch bestimmte Subjektivie- 
rungsprozesse nach sich ziehen. Die Leute 
werden über so etwas geprägt. Dieser einfache 
Mechanismus, daß man sich selber checken 
kann, bin ich noch normal oder nicht, greift 
tatsächlich in die Subjektbildung ein. Man 
könnte das jetzt noch genauer erklären, wie 
zum Beispiel die Vorgaben medial, politisch 
und in der Erziehung gemacht werden. Beson- 
ders wichtig ist aber dabei, daß einzelne Mo- 
mente von protonormalistischer Subjektbil- 


dung ein Gesamtpaket herausbilden. Der flexi- 
ble Normalist kann in seine Subjektbildung 
auch partiell starre Grenzziehungen einbauen. 
Beispiel: Die Flexibilitätsnormalisten, die 
plötzlich ganz strikt dagegen sind, daß weiter 
Flüchtlinge nach Deutschland kommen, sind 
immer noch, was Sexualitätspolitik betrifft, 
ganz liberal. Hingegen diejenigen Subjckte, 
die über solche Schlüsselereignisse, wie rassi- 
stische Kampagnen in so eine protonormalisti- 
sche Subjektivierungsbahn reingebracht wer- 
den, nehmen auch das Gesamtpaket an Aus- 
grenzung an. Insofern greifen dann auch im- 
mer die verschiedenen Feindbilder ineinander. 
Es findet eine Bündelung verschiedener Moti- 
ve statt, gerade bei den neuen Hitlerjungen. 
Das heißt, der Protonormalismus in Sachen 
Einwanderung schlägt sich bei der Subjektbil- 
dung auch in anderen Bereichen nieder. Es 
gibt dann gegenseitige Verstärkungseffekte. 
Genauso muß man sich klar machen, insofern 
zum Beispiel die Bundeswehr noch Sozialisa- 
tionsinstanz ist, eine Institution zur Verbrei- 
tung von Protonormalismus, Männlichkeits- 
wahn und Ähnlichem mehr. Seit wieder Bun- 
deswehreinsätze im Ausland diskutiert werden 
und faktisch stattfinden - bisher noch auf ei- 
nem relativ kleinem Level und ohne, daß die 
„Normalsoldaten“ heftig dabei sind, wird auch 
das im Sinne der Subjektbildung schlimme 
Folgen haben. In der USA wird das immer 
wieder diskutiert als „Remaskulinisierung“. In 
Folge jedes Kriegseinsatzes, den die USA 
durchführen, gibt es kulturell in der Gesamt- 
gesellschaft einen Trend stärkerer Betonung 
männlicher Werte. Verbunden mit einem 
Backlash in Bezug auf die Stellung der Frau, 
oder für sexuelle Minderheiten. Dies ge- 
schieht, weil diese Subjektbildungsmodelle 
immer als Paketlösung greifen. Das bleibt an 
dieser Stelle aus Zeitgründen in den Raum ge- 
stellt. 

Es soll nämlich jetzt gezeigt werden, in- 
wiefern dies für die Gesamtkultur Bedeutung 
hat. Es gäbe viele Bereiche, wo man sich die- 
ses Normalitätsmuster anschauen kann. Ich 
habe einen ausgewählt, der wieder direkt mit 
dem Politischen zu tun hat und an dem man 
bemerkt, wer denn zu dieser Gemeinschaft der 
Demokraten gehört, wer also in den Glocken- 
bauch der Gaus’schen Normalverteilung fällt, 
bzw. wo abgeschnitten und ausgegrenzt wird. 

‚Wenn man sich das Gerede über Politik in 
den Medien anschaut, läßt sich darstellen, wie 
dieser Staat und diese Gesellschaft ein politi- 
sches Selbstbild entwickelt und den Leuten 
nahe bringt. Die erste Sache ist-ganz einfach - 
und auch wir spielen dabei immer mit, wenn 
wir uns als links, linksradikal bezeichnen - es 
wird eine horizontale Achse durch die Gesell- 
schaft gezogen, von links bis ganz rechts. 
Mittlerweile geht dies auch bei demoskopi- 
schen Erhebungen so weit, daß Wähler gefragt 
werden, wo würden sie sich selber orten. Es 
gibt dann immer ein ganz dickes Gedrängel in 
der Mitte. Dies ist eine schr außergewöhnliche 
Sache für ein politisches System, daß bei uns 
immer alle in der Mitte sein wollen. In Frank- 
reich zeigt sieht es ganz anders aus. In Frank- 
reich gibt es Politologen, die nicht linksradi- 
kal, aber der Meinung sind, diese ganze Magie 
der Mitte sei absolut unpassend für ein demo- 
kratisches politisches System. Sie sagen, es 
muß zwei Positionen geben, eine linke und 
eine rechte und zwischen denen wird ein Streit 
ausgetragen. Jene französischen Intellektuellen 
entwerfen ihren Parlamentarismus im Sinne 
eines „Bürgerkriegsmodells“, eine Art pazifi- 
zierter Bürgerkrieg versteht sich. Zwischen 
Links und Rechts im Parlament. In Deutsch- 
land tummelt sich alles in der Mitte. Eventuell 
hat das was mit der Transformation des Natio- 
nalsozialismus in die Demokratie zu tun, von 


der im Beitrag von Andres Benl noch die 
Rede sein wird. 

In Deutschland entwickelte sich jedenfalls 
ein favorisiertes Selbstbild einer politische 
Kultur, wie es sich zum Beispiel in dem FDP- 
Slogan „Mitte stärken, Extreme stoppen!“ aus- 
drückt und bekanntlich hat auch Schröder mit 
der Parole von der „Neuen Mitte“ um Wähler- 
stimmen geworben. Diese vorerst nur horizon- 
tale Einteilung der politischen Spektren läßt 
sich jetzt nach und nach ergänzen, bis man zu 
einem „U-Boot-Modell“ der Gesellschaft 
kommt. 

Die Links-Rechts-Achse wird durch die 
Parteienzuordnung ergänzt und im Zentrum 
steht zum Beispiel die Schlagzeile „Union will 
PDS und die Republikaner massiv bekämp- 
fen“. Oftmals hört man auch, beide müssen 
gemeinsam verboten werden. Die ersten Par- 
teienverbote in den 50’er Jahren der alten 
BRD trafen einerseits die KPD, andererseits 
die Nazipartei Sozialistische Reichspartei. Es 
wird nach diesem Gesellschaftsmodell immer 
gleichgewichtig rechts und links ausgegrenzt. 
Die Problemverortung beginnt aber schon in 
sanfterer Art und Weise, setzt also nicht erst 
mit der Verbotsforderung an. Betrachtet man 
die linke Seite des Spektrums, so haben wir 
hier ganz abgestuft die Grenzen des Inakzepta- 
blen. Es fängt an mit dem Extremismus, der 
Juristisch definiert ist. Sobald jemand als ex- 
tremistisch gilt, darf er nach den Verfassungs- 
chutzgesetzen mit geheimdicenstlichen Mittel 
beobachtet werden. Noch schlimmer ist dann 
der Fanatismus, da kommt ein kulturelles Mo- 
ment hinzu. Ein Beispiel sind die angeblich in 
Deutschland ihr Unwesen treibenden „islami- 
schen Fanatiker“. Eine weiteres Merkmal der 
ausschließenden Grenzzichung ist die „Ge- 
waltfrage“. Man kennt das „Keine Gewalt“ ja 
ausgiebig. Über die Terrorgrenze muß wohl 
auch nicht mehr allzu viel gesagt werden. Wie 
damit im hiesigen politischen System umge- 
gangen wird, ist hinreichend bekannt. Zwei 
Ortsnamen reichen schon, um den Varianten- 
reichtum zu kennzeichnen - Stammheim und 
Bad Kleinen. In dieses Modell wird auch, na- 
türlich symbolisch, es geht hier nicht um das 
Kapital, eine Oben-Unten-Ebene eingebaut. 
Das wird dann auch körperlich symbolisiert. 
Oben der Kopf, unten die Gliedmaßen und im 
Zentrum die Genitalien. Neben der horizonta- 
len und der vertikalen Einteilung verfügt die- 
ses Modell auch über eine Diagonale, welche 
die Darstellung ergänzt. Auch hier geht es um 
zentrale Symbole. „Licht, Sonne, Wachstum, 
Vorwärts, Fortschritt‘ dorthin weist der Pfeil - 
die Linken konnten das auch immer gut buch- 
stabieren -, während die andere Seite, das Ge- 
genstück durch „rückwärts, Rückschritt, fin- 
steres Mittelalter, Steinzeit“ charakterisiert ist. 
Wie wichtig diese symbolische Einteilung ist, 
zeigt sich unter anderem bei der Abgrenzung 
vom Islam. Man müßte sich auf der rechten 
Seite solche Einzelgrenzen eventuell auch vor- 
stellen. Dann müßte man an dieser Stelle aber 
auch diskutieren: a) Wie heftig werden die 
Grenzen auf der rechten Seite gezogen? Und 
b) Wie wichtig wäre es uns, daß diese heftiger 
gezogen würden? Wollen wir die ganzen staat- 
lichen Apparate da eingesetzt sehen? Wollen 
wir dieses Modell an dieser Seite stärken, wol- 
len wir uns noch stärker zu Mitsubjekten die- 
ses Modells machen? Oder gehen wir „denen“ 
damit nicht ganz schrecklich auf den Leim, 
weil es ja immer wieder dieses rechts-links- 
Geschaukel gibt. In diesem Zusammenhang 
muß auch klargestellt werden, und das ist eine 
historische Erfahrung, wenn in Deutschland 
die Konservativen „rot gleich braun“ sagen, 
dann meinen sie das nicht ganz ernst. Im 
Zweifelsfalle haben sie immer wieder braun 
präferiert. Und haben, obwohl angeblich in 
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der Mitte und gewissermaßen Protagonisten 
des Modells selber immer eine Ungleichung in 
dieses eingebaut. . 

Dieses Modells kommt natürlich nicht 
ohne Feinde aus. Früher, das Modell ist schon 
ein bißchen älter, gab es ein Gegensystem, 
was wir heute so nicht mehr haben. Bezogen 
auf die Äußerung von Kohl (1985), daß die 
DDR ein einzigstes KZ sei, wurde um das Ge- 
gensystem in früheren Darstellungen ganz lie- 
bevoll Stacheldraht gedreht. Das war der äu- 
Berlich wahrnehmbare Feind des Systems. Un; 
ten gibt’s die amorphen Massen, subjektlose 
chaotische Fluten, Asylanten und ähnliches 
mehr. Insofern traf die Parole „Freies Fluten“ 
auch immer den Nerv dieses Systems. Man 
muß nur überlegen, ob sie nicht einfach nur 
die Systemängste verstärkte. An den Medien 
ließe sich zeigen, wie über Metaphern Flücht- 
linge und andere Feinde des deutschen Volkes 
symbolisch durchgesetzt werden. Die bringen 
das „Chaos“ mit, sie werden als „Flut“ imagi- 
niert, sie werden mit Viren und immer noch 
nach Nazi-Tradition mit Ratten verbunden - 
die Strauß-Äußerung von den „Ratten und 
Schmeißfliegen“ ist wahrscheinlich noch be- 
kannt. Erinnert man sich an das Modell, so be- 
merkt man die offenen Stellen des Systems. 
An denen dringt das Chaos, die Asylanten, die 
Drogen etc. ein und gegebenenfalls werden sie 
dann eingesperrt, kommen in Lager. Egal wie 
man diese Modell darstellt, ob nun als U-Boot 
oder als Haus oder als Körper, es hat immer 
ein exponiertes Glied, welches besonders emp- 
findlich ist. Dies konnte im Falle Deutschland 
die Lufthansa-Maschine in Mogadischu sein, 
das ist natürlich jede Ölquelle, das waren eine 
Zeitlang „unsere Jungs“ in Somalia, das sind 
jetzt „unsere Jungs“ im Kosovo, das sind „un- 
sere Jungs“ in Ost-Timor, die da bedroht wer- 
den. 

Nach diesem Schema funktioniert eigent- 
lich das meiste Gerede über Politik in der Po- 
litik und in den Medien. Die Slogans „Neue 
Mitte“, „Mitte“, sprechen davon und auch 
sonst finden sich viele Beispiele, wie Positio- 
nen nach diesem Modell symbolisiert werden. 

Manchmal läßt sich auch bemerken, wie 
nach diesem Modell Positionen „verlinkst“ 
werden. Also ich habe nie begriffen, warum 
eine Zeitlang in der Bundesrepublik der Hoch- 
temperaturreaktor „links“ sein sollte und die 
Siedewasser-Reaktoren „rechts“. Das war aber 
Realität, die SPD „verlinkste‘“ den Hochtem- 
peratur-Reaktor. Ebenso war plötzlich links 
und rechts festgemacht an der Frage Glasfa- 
serkabel oder Kupferkabel. Da werden sozusa- 
gen inhaltliche Positionen, sorry für das 
schlimme Wort, „entinhaltet‘“ und nur noch 
mit der links-rechts-Symbolik gefaßt. Oftmals 
ist das legitim, wenn Leute sagen, ich bin ein 
Linker. Trotzdem ist die Nachfrage, was heißt 
das eigentlich inhaltlich, oftmals sinnvoll. Es 
funktioniert in der Hauptsache nur noch über 
leere Ortssymbolik, die uns natürlich schon 
deshalb einleuchtet, weil wir uns körperlich so 
orientieren. Aber die Analogie von Raumfrage 
und Politik ist wirklich an den Haaren herbei- 
gezogen, sie ist nur eben seit ein paar hundert 
Jahren politisch etabliert. 

Das wir uns selber in einem System veror- 
ten, ist vielleicht ein Problem. Nämlich, ob 
man über die Selbstbezeichnung „linksradi- 
kal“ - erst recht wenn sie nicht weiter spezifi- 
ziert wird - sich nicht schon immer wieder 
symbolisch selber marginalisiert. Nach dem 
Modell situiert man sich zwischen PDS und 
absoluter Außengrenze, also kaum wahrnehm- 
bar und ist damit leicht zu erledigen. Die Fra- 
ge ist, wie bekommt die Linke ihre Forderun- 
gen in Bereiche, die dummerweise symbolisch 
von ihren Gegnern bedeckt ist. Das heißt 
nicht, daß an den Inhalten Abstriche gemacht 


diese Inhalte symbolisch verkauft, dargestellt, 
kulturell codiert werden. Wenn man nur in 
dem vorgegebenen symbolischem Modell ver- 
harrt, wird die Linke so klein und fein bleiben, 
wie sie jetzt ist. Dies mag ganz gemütlich sein 
und auch eine Ersatzfamilie abgeben, politisch 
ist,dies aber keine hoffnungsvolle Strategie. 


Publikum: Meine Frage bezieht sich auf 
die Subjektbildung beim Protonormalismus. 
Habe ich richtig verstanden, daß die Leute 
sich positiv oder negativ auf diese Normen be- 
ziehen können? Daß sie sich sowohl ein- als 
auch abgrenzen können? Und, wie weit kann 
diese Abgrenzung gehen, vollzicht sie sich 
nicht, wie bei A. Cleaver (2???) beschrieben, 
bis ins tiefste Unterbewußtsein? 


A. Schobert: Wahrscheinlich läuft diese 
Formierung in der Hauptsache wirklich unbe- 
wußt. Über diese wirklichen Bombardierung 
mit dieser Symbolik des „Wir“, des „in einem 
Boot sitzen“, des „Normalen“ usw. Und es 
läuft gerade weniger reflektiert, sonst würden 
die Leute merken wie närrisch, dumm und 
simpel das ist. Und was für schiefe Analogien 
da laufen, z.B., daß die Gesellschaft ein Kör- 
per ist, mit Kopf und Herz und exponiertem 
Glied. Dennoch wir kriegen das laufend prä- 
sentiert. Ihr könnt ja mal Gesundheitszeitun- 
gen lesen, und merken inwiefern diese popu- 
lärwissenschaftlich das Modell bedienen. Ab- 
wehrkräfte als Bodentruppen, heißt es da bei- 
spielsweise und Ähnliches mehr existiert an 
symbolischer Dauerbeschallung. Man nimmt 
so etwas unbewußt an und schafft damit Sub- 
jektbildungen, wo sich gemeinhin schon fra- 
gen läßt, haben die Leute eigentlich noch das 
Recht, wirklich noch „ich“ zu sich zu sagen, 
sprechen die wirklich oder werden die gespro- 
chen, indem sie nur noch nachplappern, was 
gesellschaftliche Vorgabe ist. 


Publikum: Mir ist nicht klar geworden, 
wo der Kern des Ganzen ist. Wo werden diese 
Grenzen produziert? Muß ich mich diesbezüg- 
lich mit ideologischen Apparaten auseinander- 
setzen, die auf das Individuum abstrahlen. Wir 
in Berlin hatten die Diskussion, im Rahmen 
der Innenstadtaktionen beispielsweise, wo ist 
der Ansprechpartner, wenn man Politik macht. 
Wie du eben am Schluß Deines Vortrages 
schon gesagt hast, geht es ja nicht nur darum 
an den Rändern zu agieren, sondern man muß 
sich auch zur Mitte dieser „Glocke“ vorbewe- 
gen, ohne die Inhalte aufzugeben. Dies setzt 
aber voraus, daß ich dort Leute habe, die ich 
aufklären kann und darüber die Glocke wieder 
verschiebe. Dies steht unserer Analyse zumin- 
dest an einem Punkt diametral gegenüber, daß 
nämlich ein Teil des Angriffes aus dieser Mitte 
direkt kommt und von denen auch aktiv mit- 
getragen wird. 


A. Schobert: Ich weiß nicht, ob das dia- 
metral gegenübersteht. Du hast gerade von ei- 
nem Kern gesprochen. Ich glaube ein Zentrum 
in diesem Bereich gibt es nicht, sondern das 
ist ein Zusammenspiel verschiedenster Instan- 
zen. Ihr könnt Eure Gegner ziemlich genau be- 
nennen. Es gibt eine Lobby, welche ein Inter- 
esse daran hat, die Innenstadt zu einer Kon- 
summeile zu machen, und alles, was nicht in 
diese Konzept paßt rauszuschmeißen. Und 
diese Lobby wird natürlich auch vom politi- 
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schen Apparat gestützt. Was die anderen Nor- 
malisierungsvorgänge betrifft, kann dies ge- 
nauso ein medizinischer Apparat, ein psychia- 
trischer Apparat sein. Es hat ja beispielsweise 
auch mal so etwas wie Antipsychiatrie als po- 
litische Bewegung gegeben. Auch da ging es 
gegen diesen repressiven Protonormalismus. 
Der kommt aus den verschiedensten Instanzen 
und die spielen zusammen. Ich würde nie sa- 
gen, daß „Staat“ da überhaupt keine Rolle 
spielt, gerade bei dieser Normierung ist der 
Staat im Zentrum und letzten Endes koordi- 
niert er auch die einzelnen Kreise. Das heißt 
auch, und ich glaube das war im ersten Teil 
ganz klar bezogen auf den Rassismus - der 
kommt aus der Mitte -, daß man gucken muß, 
sich nicht nur symbolisch marginalisieren zu 
lassen, weil man da von vornherein auch ein- 
gemacht werden kann. Aber das heißt noch 
lange nicht, daß man opportunistisch Positio- 
nen in der Mitte erschleicht und Inhalte auf- 
gibt. Es geht darum, je nach Thema Bereiche 
zu finden, wo man agieren kann. Dies kann in 
manchen Bereichen der Wissenschaftsbetrieb 
sein - aber dies wird auch immer schwieriger. 
Mittlerweile kümmern sich Dekane an der FU 
Berlin schon um Leute, die gerade mal eine 
halbe Stelle haben. Sie überprüfen, ob die po- 
litisch ganz sauber oder nicht vielleicht doch 
ein bißchen zu links sind. Das ist unglaublich. 
Es können andere Bereiche sein, wie Medien 
zum Beispiel, auch da werden die Chancen 
immer geringer. Ich habe auch kein Patentre- 
zept, ich sche nur die fatale Entwicklung, daß, 
solange man sich nur auf die linksradikalen 
Bereiche beschränkt, sich zur gesellschaftli- 
chen Ohnmacht verdammt. Es mag sein, daß 
diese Mitte wirklich immer furchtbarer wird 
und das gar nichts anderes mehr bleibt. Dann 
müßte überlegt werden, ob man die Koffer 
packt. Ich habe allerdings die Hoffnung, daß 
es noch nicht ganz so weit ist. 


Publikum: Du hattest über Norm und 
Normalität gesprochen. Daß es dabei Unter- 
schiede gibt und auch Widersprüche und hast 
dies schr anschaulich am Beispiel der Sexuali- 
tät verdeutlicht. Was aber meiner Meinung 
nach hier viel eher interessant wäre, dieses 
Modell von Norm und Normalisierung auf den 
rechten Konsens zu übertragen. 


A. Schobert: Ganz kurz: Das Sexualitäts- 
beispiel war einerseits aus Darstellungsgrün- 
den gewählt, andererseits weil es historisch 
sehr wichtig ist. Man kann von da die Verbin- 
dungen zu den einzelnen Elementen des rech- 
ten Konsens aufzeigen. Gestern wurde immer 
wieder die „deutsche Arbeit‘ angesprochen. 
Inwiefern die „deutsche Arbeit“ mit dem 
kraftmeiernden „deutschen Mann“ verbunden 
ist. Der auch linke Vorbilder hat, man braucht 
sich nur alte Plakate der Linken mit Arbeiter- 
darstellungen anzuschauen. Da wird auch die 
Wiederkehr der „ehrlichen Arbeit“ als körper- 
liche Arbeit propagiert. Ich hatte bereits die 
Remilitarisierung und ihren Einfluß auf das 
Verhältnis zur Männlichkeit angesprochen. 
Diese Prozesse verstärken sich gegenseitig. 
Wenn man sich in diesem Zusammenhang die 
Bewertung solcher Begriffe wie „ehrliche und 
körperliche Arbeit“ anguckt, dann stößt man 
auf die entsprechenden Gegenbegriffe. Das 
Gegenbild zum männlichen Prachtkerl, der im 
Schweiße seines Angesichts schuftet, sind bei- 
spielsweise die tuntigen Männer. Ein weiteres 
Abrenzungsmodell, auf welches gestern zu 
recht hingewiesen wurde, ist der Antisemitis- 
mus. Denn der „geistige Arbeiter“, „die Intel- 
lektuellen“, sind sehr schnell auch zu „jüdi- 
schen Arbeitern“ erklärt worden, die angeblich 
nicht richtig arbeiten. Diese Ausgrenzungs- 
strategie bemerkt man immer wieder auch ge- 
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genüber Linken, denen vorgehalten wird: 
„Geht doch erst mal richtig arbeiten“. Dieses 
Modell ist immer mit dem historischen Vor- 
läufer, welches massivst antisemitisch war, 
verknüpft. Hitler erklärte in Mein Kampf die 
Symbolik der Hakenkreuzfahne. Mit dieser 
würde auch die deutsche Arbeit symbolisiert, 
„die immer antisemitisch war und ewig antise- 
mitisch sein wird.“ Eine solche direkte Ver- 
knüpfung von deutschem Arbeitswahn und 
Antisemitismus findet sich ebenso in Hitlers 
Rede zum 1. Mai 1933 und in anderen Doku- 
menten mehr. Die krassen Abgrenzungsmodel- 
le, die die „Parasiten“, welche die „ehrlichen 
Deutschen“ „aussaugen“, ausschließen, wer- 
den heute nur bei der extremen Rechten mit 
dem Hinweis auf den Nazismus gebraucht. 
Ausnahmen bestätigen hierbei die Regel und 
ab und zu werden diese sogar skandalisiert. 
Ich hatte ja schon den toten Franz-Josef Strauß 
erwähnt, der Linke als Ratten und Schmeiß- 
fliegen bezeichnete. Wenn so etwas vor- 
kommt, ist dies manchmal einen Skandal 
wert. Insofern halten sich die Figuren zurück. 

Daß dieser Glockenbauch, die symboli- 
sche Mitte, die Gemeinschaft der Demokraten, 
bzw. die der Konsumfähigen ausdrückt, ist 
klar und damit verwischt auch der Unter- 
schied zwischen den politischen Parteien, die 
alle um das „Mittesein“ konkurrieren. An wel- 
chen Stellen sind denn die Bundestagsparteien 
in zentralen Fragen noch unterscheidbar? Oder 
wie schafft man, ohne eine große Koalition 
einzugehen, eine 2/3-Mehrheit für die Ab- 
schaffung des Asylrechts? Weil alle in diese 
Mitte hineindrängen und weil jeder, der Posi- 
tion bezicht, Gefahr läuft, als Nestbeschmut- 
zer behandelt und an den Rand gedrängt zu 
werden. Zum rechten Konsens gehört ja auch, 
daß sich Bürgermeister darüber empören, 
wenn Leute überhaupt sagen, daß in ihrem 
Ort, was Rechtes läuft. 


Publikum (BgR): Ich wollte zu Anfang 
eine Bitte äußern. Ob Du vielleicht dazu bei- 
tragen kannst, die heilige Kuh der traditionel- 
len Linken zu schlachten, nämlich die Positi- 
on, daß „die Herrschenden“ einfach alles „be- 
herrschen“. Ich denke, daß die Kategorie „die 
Herrschenden“ in der Linken vor allem ökono- 
mistisch geprägt ist, und die gesellschaftlich- 
nachhaltige Rolle, die heute Diskurse einneh- 
men nicht fassen kann. ‘ 

Eine andere Sache, die mit der gestrigen 
Diskussion zusammenhängt, wollte ich rich- 
tigstellen. Es war von mir beispielsweise ge- 
sagt worden, daß die gesellschaftliche Rele- 
vanz der Nazis gleich Null ist. Dies meint 
nicht, daß ich die von Dir analysierte Wech- 
selseitigkeit bestreiten würde. Meine Kritik 
geht dahin, daß die Antifa unfähig ist, genau 
diese Realitäten wahrzunehmen. Sie verharrt 
lieber in ihrem Dogmatismus und macht den 
Kampf gegen Nazis zu einer Ersatzhandlung. 
Gegenüber dem Staat hat sie tatsächlich kapi- 
tuliert. j 

Eine andere Sache möchte ich auch noch 
aufwerfen. Ich höre einen gewissen Fatalismus 
heraus, wenn Du von der Wechselseitigkeit 
zwischen dem Mainstream und den Nazis 
sprichst. Ich denke hier läßt sich mit Andreas 
Dorau sagen, „daß ist Demokratie, langweilig 
wird sie nie.“ Ich würde gerne von Dir wissen, 
welche nachhaltige Änderung Du nach 1945 
siehst, gerade mit Bezug auf die Äußerung 
von Daniel Goldhagen, der in der BRD eine 
grundsätzliche demokratische Wandlung ver- 
wirklicht sicht. 


A. Schobert: Ja danke für die Vortragsvor- 
gabe. Ich fasse mich dennoch kurz. Erstens zu 
den „Herrschenden.“ Ich habe ja eben darauf 
hingewiesen, daß es da um verschiedene ideo- 
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logische Instanzen geht, nicht nur um Staats- 
apparate sondern auch andere ideologische 
Apparate. Normalismus als kulturelle Formati- 
on kann man sich vorstellen wie ein Archipel 
von Inseln in der Gesellschaft, es gibt da nicht 
die zentrale Instanz. 

Zweitens, wenn ich von Subjektbildung 
gesprochen habe, hätte ich vielleicht auch 
noch darauf eingehen sollen, daß Subjekt und 
Subjektbildung auch eine doppelte Bedeutung 
haben. Dies meint ja nicht nur, man bildet 
sich zum autonomen Subjekt im Sinne ideali- 
stischer Philosophie heraus, sondern Subjekti- 
vierung meint auch Selbstunterwerfung. Sub- 
jektivierung ist genau der Doppelprozeß zur 
Herausbildung einer Person, die „ich“ zu sich 
sagen kann und die sich bestimmten Normie- 
rungen unterwirft. Insofern geht es an vielen 
Stellen gar nicht um die Herrschaft, sondern 
um die Selbstunterwerfung der Leute unter die 
bestehenden Verhältnisse, die gar nicht mehr 
personal als die Herrschenden zu bezeichnen 
sind. Zur Wechselseitigkeit sage ich jetzt 
nichts mehr. 

Mit Goldhagen hast Du einen Hammer 
vorgelegt. Also wenn Goldhagen vom „gesell- 
schaftlichen Gespräch“ redet, dies ist sein 
meistens in diesem Zusammenhang verwende- 
ter Begriff - an einer Stelle der deutschen 
Übersetzung heißt es auch Diskurs -, dann 
faßt er tatsächlich damit nicht nur eine gei- 
stesgeschichtliche Sache, wie dies beispiels- 
weise Jürgen Elsässer mißverstanden hat, son- 
dern er meint damit auch das. Reden und Den- 
ken der Leute, welches tatsächlich zu Hand- 
lungsdispositionen führt. Dann findet sich in 
seinem Modell für die lange Herleitung des 
Antisemitismus, der schließlich in der Ver- 
nichtung der europäischen Juden gipfelte, die 
Unterscheidung zwischen latenten und mani- 
festen Antisemitismus. Er sagt zum Beispiel, 
daß Antisemitismus, auch wenn er über etli- 
che Jahre hinweg in der Geschichte nicht 
wahrzunehmen war, dennoch weiter kulturell 
fortgesetzt und in späteren Zeiten wieder ma- 
nifest wurde. Merkwürdigerweise wird dieses 
Modell von latent und manifest bei der Be- 
trachtung der BRD nach 1945 nicht mehr be- 
nutzt. Zumindest als These könnte Goldhagen 
ja annehmen, daß der so virulente Antisemitis- 
mus der Deutschen nach 45 nicht einfach so 
ganz verschwunden ist, sondern latent gewor- 
den ist. Merkwürdigerweise beschreibt er 
auch, daß der Antisemitismus in den Nachfol- 
gestaaten der Sowjetunion, nach dem Zusam- 
menbruch derselben, aus dem Latenzstadium 
ins Manifeste übergegangen ist. Nur bei den 
Deutschen hat er pp * Daumen gepeilt, daß 
die sich im gesellschaftlichem Gespräch 
grundsätzlich gewandelt haben. Damit macht 
er seine eigene Konzeption kaputt. So wie er 
argumentiert, müßte man sagen, ja so nachhal- 
tig sind die antisemitischen Prägungen gar 
nicht. Da ich diese Argumentation, aber bei 
Goldhagens impliziten Diskurstheorie für 
falsch halte, würde ich sagen, diese nachhalti- 
ge Prägung ist durchaus gegeben. Ich sage 
nicht, dieser Diskurs ist alles und habe auch 
keinen Bock, Gesellschaft in Sprache aufzulö- 
sen, darum geht es nicht. Die Materie geht 
nicht flöten, da braucht man sich keine Sorgen 
zu machen. Aber ich gehe von einer nachhalti- 
gen Prägung, auch über etliche Jahre aus. Man 
muß sich nur die Generation der Leute anguk- 
ken, die während der Nazizeit Kinder waren, ° 
was die teilweise an Denkweisen im Schädel 
haben, ohne das sie Nazis sind. Die können 
auch heute noch die Lieder vom Bund deut- 
scher Mädchen und wissen über Rassenphy- 
siognomie Bescheid. Das sind diskursive Prä- 
gungen. Die Frage ist, inwieweit werden sol- 
che Sachen umgesetzt, oder wie kann eine po- 
litische Kultur dafür sorgen, daß bestimmte 
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Sachen wenigstens in der Latenz gehalten oder 
aber abgebaut werden. Auch das ist ein wich- 
tiger Aspekt, daß sind keine Selbstläufer. Man 
kann auch über eine politische Kultur dafür 
sorgen, daß das, was an nachhaltiger Prägung 
in den Köpfen der Leute drin ist, dennoch un- 
ter der Oberfläche bleibt und nicht in die Tat 
umgesetzt wird. Darım muß sich bloß eine 
Gesellschaft auch mehrheitlich kümmern und 
sich das zur Aufgabe machen. Das ist aber 
mittlerweile völlig eingerissen. 


Publikum: Zunächst möchte ich sage, daß 
dies ein klasse Vortrag war. Aber ich habe 
trotzdem zwei kritische Anmerkungen. Die 
eine betrifft, die von mir spürbare Tendenz, 
daß Arbeiter als generell antisemitisch und 
ausländerfeindlich betrachtet werden. Du 
brachtest ja das Hitler-Zitat und auch gestern 
wurde schon auf den Begriff der „deutschen 
Arbeit“ oftmals hingewiesen. Das möchte ich 
schon genauer erklärt wissen, inwieweit.deut- 
sche Arbeit grundsätzlich antisemitisch sein 
soll. Und dann hast Du weiterhin gesagt, daß 
die Kritik am Intellektualismus, in dem Falle 
meinst Du sicherlich den linken Intellektualis- 
mus, ebenfalls antisemitisch geprägt gewesen 
sein soll. Aber auch in der autonomen Bewe- 
gung gab es grundsätzliche Kritik am Intellek- 
tualismus. Also kann es nicht sein, daß diese 
antisemitisch sein kann. (Unterbrochen von 
Lachen und von Zwischenrufen) ... Ja das ist 
so. Und dann wollte ich noch wissen, als 
grundsätzliche Frage, ist Arbeit, egal wie sie 
organisiert ist, eine Triebfeder für den Neona- 
zismus? Außerdem wollte ich noch wissen, ob 
es auch in vormodernen Gesellschaften einen 
Normalismus gab? 


A. Schobert: Nein. Heute ist Alltäglich- 
keit mit Normalismus identisch, damals gab es 
andere alltägliche Regulierungen. Es gab nicht 
diesen Bedarf an gesellschaftlichen Normali- 
sierungen. Deshalb nicht, weil moderne Ge- 
sellschaften diese extreme Beschleunigung ha- 
ben, diese extreme Dynamik in allen Berei- 
chen, in der Warenproduktion und auch in al- 
len kulturellen Phänomenen und die schaffen 
erst den Normalisierungsbedarf. Normalismus 
ist als Antwort auf die exponentielle Dynamik 
des modernen Kapitalismus entstanden. Das 
was wir alltagssprachlich als Normalität be- 
zeichnen - Alltäglichkeit - gab es natürlich. 
Aber es gab keinen normalistischen Alltag, es 
gab keinen Normalismus. Damalige Gesell- 
schaften hatten höchstwahrscheinlich auch 
keinen Normalitätsbegriff. 

Nun zu den anderen Fragen, die etwas 
schwerer zu beantworten sind. Ich glaube ein 
Problem ist, daß Du bei deiner Formulierung 
unmerklich von der „deutschen Arbeit“ zum 
dem „deutschen Arbeiter“ geglitten bist. Es 
geht aber darum, zu sagen, daß eine ganz be- 
stimmte Vorstellung von Arbeit, gewisse Ele- 
mente aus dem völkischen Nationalismus und 
Nazismus mit sich schleppt, sich damit aufge- 
laden hat. Ich mache keine Wesensaussagen, 
ich bin ein fürchterlicher Anti-Essentialist. 
Aber es gibt auch aktuell eine Neuaufladung 
des deutschen Arbeitsbegriffs mit diesen 
Komponenten. Für den Nazismus läßt es sich 
natürlich ganz einfach zeigen, wie da die Ar- 
beit antisemitisch konotiert ist. Da braucht 
man sich nur einige Volkskundler oder ein we- 
nig Nationalliteratur anzuschauen. Arbeit und 
das deutsche Arbeitswesen in Abgrenzung zu 
den Juden taucht da schon auf. Für diesen 
Zeitraum hat das Goldhagen in einem Kapitel 
auch bereits kurz analysiert. Ich glaube, daß 
trotzdem noch eine Menge an Forschungsar- 
beit bei diesem historischen Thema notwendig 
ist. Es müßte aber auch mit dem Teufel zuge- 
hen, wenn ausgerechnet bei der deutschen Ar- 
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beit nach 1945 die antisemitische Konnotation 
verschwunden sein soll. Es gibt diese Vorstel- 
lungen. Das heißt nicht, daß die antisemiti- 
sche Wesensvorstellung der Arbeit automa- 
tisch jeden Arbeiter zu einem Antisemiten 
macht. Nach diesem Schema könnte ich jetzt 
auch auf die Intellektuellenkritik antworten. 
Da geht es ebenfalls darum, wie diese massiv 
antisemitisch konotiert ist. Nur weil die von 
Linken kommt, heißt das noch lange nicht, 
daß sie nicht antisemitisch sein kann. Da 
reicht schon ein Blick auf diverse Debatten 
der historischen Arbeiterbewegung, ob in 
Deutschland aber auch anderswo, bei denen 
genauso mit antisemitischen Klischees, beson- 
ders auch in innerparteilichen Auseinanderset- 
zungen mit Parteiangehörigen, argumentiert 
worden ist. Es geht darum, daß diese Färbung 
existiert und wie sie jeweils aktualisiert wird. 
Mir fällt gerade die Darstellung von Gysi im 
Spiegel ein. Gysi als Anwalt, das ist ein Intel- 
lektueller, das ist im Spiegel ganz schnell der 
jüdische Anwalt, den man traditionell und 
auch im Spiegel als „Winkeladvokat“ bezeich- 
‘net. Wenn wir solche Muster in etablierten 
Medien leicht erkennen, dann begreife ich 
nicht, wie wir uns so blind machen können, 
wenn in den eigenen Reihen dieselben auftau- 
chen. Das heißt nicht, daß damit ein Tabu er- 
richtet würde, welches Intellektuelle aus der 
Kritik ausschließt, wenn sie etwa in politi- 
schen Organisationen Führungspositionen an- 
melden, die in keiner Weise legitim sind, oder 
wenn sie sich völlig von praktischen Debatten 
abmelden, und einfach nur ein sektiererisches 
Dasein führen. Man muß aber darauf achten, 
auch wenn berechtigte Kritik formuliert wird, 
wie dies geschieht. Man sollte auf die Artiku- 
lation achten, auf die Form. Eine gewisse Sen- 
sibilität für sprachliche und mediale Darstel- 
lung von Kritik wäre für viele Linke auf jeden 
Fall noch einzufordern. 

Noch was zu diesen Arbeitsbegriffen. Es 
muß da zwischen unterschieden werden. Auch 
der marxistische Arbeitsbegriff ist kein ein- 
heitliches Ding. Selbst bei Marx nicht, da 
kommt es schon auf die unterschiedlichen 
Werkphasen an. Es gibt in den frühen Schrif- 
ten die anthropologische Arbeitsbestimmung 
als generellen Stoffwechsel mit der Natur. Da 
kann man sich schon fragen, wie soll es denn 
ohne so etwas gehen. Bei so einem Arbeitsbe- 
griff kann man gar nicht gegen Arbeit sein. 
Aber bei der Zugrundelegung des entfalteten 
Arbeitsbegriffs aus den Spätwerken bemerkt 
man ein ganz anderes Verständnis von Arbeit. 
Und demgegenüber ist die „deutsche Arbeit“, 
die „Dienst an der Gemeinschaft“ sei - Hitler, 


1933 - wieder ein grundsätzlich anderes Ver- 
ständnis. Und bloß weil ich ab und zu arbeite, 
hänge ich nicht in dem hitlerschen Verständ- 
nis mit drin. Es wäre auch fatal, wenn dies so 
wäre, denn dann wäre die Menschheit mehr 
oder weniger zum Hitlerismus verdammt. 


Publikum: Eine Frage noch zu der Aussa- 
ge, es gäbe keinen Normalismus in nicht- oder 
vorkapitalistischen Gesellschaften. Könntest 
Du dies noch etwas konkreter erläutern? 


A. Schobert: Diese Frage läßt sich kurz 
beantworten, weil sie auf einem Mißverständ- 
nis beruht. Es gibt keinen Normalismus in 
vormodernen oder nicht-modernen Gesell- 
schaften. Ich habe auch eingangs gesagt, es 
gibt eine Kopplung zwischen Kapitalismus 
und Normalismus. Aber es gab genauso eine 
Kopplung von Normalismus und den RGW- 
Gesellschaften. Und vormoderne Gesellschaf- 
ten produzieren keinen Normalismus, weil sie 
nicht in der Lage dazu sind. Sie bedürften 
grundlegender Elemente wie beispielsweise ei- 
ner ausgeprägten Statistik, Mathematisierung, 
usw. Diese Elemente hat es in der DDR und 
der Sowjetunion gegeben. Normalismus ist 
nicht mit Kapitalismus identisch. 


Publikum: Ich fand es offensichtlich, daß 
Deine Position geschwankt hat. Auf der einen 
Seite beziehst Du Dich auf Jürgen Link und 
seine Position gegen Normalismusdiskurse 
insgesamt, wo also Protonormalismus genauso 
kritisiert wird wie der flexible Normalismus. 
Auf der anderen Seite sehen wahrscheinlich 
viele genauso wie Du die Gefahr, daß diese 
Gesellschaft zum Protonormalismus zurück- 
kehrt. Woraus sich die Frage stellt, argumen- 
tierst Du generell gegen den Normalismus 
oder für einen flexiblen Normalismus als der- 
zeit kleineres Übel? 


Publikum: Ich würde mich gerne mit mei- 
ner Frage anschließen. Und zwar hatten wir 
gestern das Beispiel mit der Schuhmarke, die 
Che Guevara heißt und heutzutage ganz nor- 
mal verkauft wird. Ist das jetzt ein Erfolg des 
flexiblen Normalismus für die Linke, denn 
jetzt heißen die Schuhe schon wie die linken 
Idole und wir brauchen eigentlich vor den 
Rechten gar keine Angst mehr zu haben, denn 
die Gesellschaft entwickelt sich ja eigentlich 
ganz liberal zu unseren Gunsten? 


A. Schobert: Ich versuche mich kurz zu 
fassen und das mit den Schuhen und der Kul- 
turindustrie lasse ich aus Zeitgründen einfach 


mal aus. Ich glaube die Selbstdefinition von 
linksradikal geht nicht über eine Position zum 
Normalismus. Ich bin da jedenfalls ganz tradi- 
tionell und glaube, daß das eher etwas mit 
dem Verhältnis zum Kapitalismus zu tun hat. 
Daß es diese Kopplung gibt, habe ich mehr- 
fach gesagt, daß sie nicht identisch sind eben- 
so. Schwieriges Problem wäre eine nach- und 
nicht-mehr-kapitalistische Gesellschaft nach 
unseren Vorstellungen. Welche Elemente von 
Normalität, von Planung, Statistik etc. müßte 
sie eigentlich übernehmen, gäbe es da ein Jen- 
seits des flexiblen Normalismus oder wäre die- 
ser das Nonplusultra. Dies ist eine Frage von 
utopischer Ausmalung, ich habe mir dazu 
noch nicht allzu viele Gedanken gemacht. 
Dies halte ich momentan, angesichts der Stär- 
ke der Linken auf dem Globus auch nicht für 
die dringende Frage. Es ist natürlich ein fin- 
steres Ding, wenn man sich klarmachen muß, 
daß man, was die kulturelle Ebene von Aus- 
grenzung, Rassismus, Antisemitismus betrifft, 
schon systemimmanent extrem viele Aufgaben 
vor sich hat, weil viele andere, die schon nicht 
mehr übernehmen. Insofern halte ich tatsäch- 
lich für die Linke eine Verteidigung des flexi- 
blen Normalismus, wo es ihn noch gibt, für 
ganz wichtig. Ich fände es auch ganz wichtig, 
den in anderen Bereichen wieder einzuführen. 
Ich würde nur dazu sagen, daß man sich da- 
von nichts Revolutionäres versprechen kann. 

Ich halte das angesichts der Defensive, in 
der wir uns befinden und angesichts der Zu- 
stände, die wir haben, und angesichts der Op- 
fer des Rassismus, die es in dieser Gesell- 
schaft gibt, für eine dringende Aufgabe, so un- 
befriedigend das ist. Wie es „danac) “ mit dem 
flexiblen Normalismus aussieht, weiß ich 
nicht und ich finde, das ist auch nicht die we- 
sentliche Frage. Diese lautet dann immer 
noch, wie hält man es mit dem Kapitalismus. 
Ich fange demzufolge jetzt nicht an, „linksra- 
dikal“ über Normalismus zu definieren. Daß 
über einen flexiblen Normalismus unwahr- 
scheinlich viel aufgesaugt werden kann, daß 
es da auch Rückschritte gibt, ist völlig klar. 
Meistens entstehen die Enttäuschungen jedoch 
schon deshalb, weil man sich vorher zuviel 
von der eigenen Subversivität versprochen 
hat. All die großen Aufbrüche der musikali- 
schen Subkultur; jetzt hat man einen Indie- 
markt der auch nach Marktgesetzen funktio- 
niert, der auch Waren und Einzigartigkeit in 
Serie produziert. Man wird immer wieder ein- 
gefangen, daß ist frustrierend, aber ich werde 
hier nicht zum linken Bußprediger. Entschul- 
digung. 
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Mein Bac —- Dein Bac 
Nazikultur — Diebstahl linker Codes? 
von Eiko und Volker 


Eiko: Ich möchte damit beginnen, daß der 
Titel der Veranstaltung etwas irreführend ist. 
Er bedient sich einer Eigentum-Diebstahl-Me- 
tapher, die sich durch das gesamte Referat 
zieht, die wir später aber dementieren werden. 
In erster Linie beziehen wir uns nicht auf die 
Diebe, sondern auf die Bestohlenen, also uns 
und unser vermeintliches Eigentum. Es gibt, 
wie ich erfahren habe, um 16 Uhr eine AG mit 
dem Titel „Gibt es eine Nazikultur und wenn 
Ja, mit welcher Perspektive?“. Ich denke, daß 
dort einiges geklärt wird, was wir hier nicht 
abhandeln können. Zum Ablauf ist zu sagen, 
daß ich das Feld eröffnen werde, die Problem- 
stellung cher allgemein fasse und danach an- 
hand eines Bildbeispiels das Problem konkre- 
tisieren werde. Volker wird dann in einem 
theoretischen Teil erklären wie Bedeutung 
produziert wird, sich verändert, verschiebt und 
verdichtet. Danach präsentieren wir als 
Schmankerl drei Thesen, die wir dann hier 
diskutieren können. 

Das fatalistische Paradigma vom Schei- 
tern der Umsetzung gesellschaftlicher Utopi- 
en, unter dessen Vorherrschaft sich auch tradi- 
tionell kritische Intellektuelle in den zivilge- 
sellschaftlichen Chor eingereiht haben, kenn- 
zeichnet sich unter anderem durch die Verkün- 
dung von Endzeitgefühlen: Ende der Ge- 
schichte, der Kunst, der Ideologien (das Feuil- 
leton sieht in letzterem gerne den Nachweis, 
daß die Rechts-Linksunterscheidung obsolet 
geworden sei). Nichts scheint mehr so zu sein, 
wie es noch nie war. Die Linke hat sich vorerst 
nur mit dem Ende der Subkulturen, bzw. der 
mit ihr assoziierten Vorstellungen von Rebelli- 
on, Emanzipation und einer praktischen Form 
des Antikapitalismus angefreundet. Das Ende 
des „Subversionsmodells Pop“ wurde empha- 
tisch verkündet, der alles vereinnahmende 
Markt als Sieger gekürt. 

Wenn nun Substream und Mainculture 
nur noch miteinander, vielleicht auch gegen- 
einander zu denken sind, da subkulturelle Er- 
scheinungen sich durch die Abgrenzung zum 
Mainstream, durch ein „anderssein“ definie- 
ren, sind beide gleichzeitig aber in ihrer Dis- 
tribution auf die Strukturen der kapitalistisch 
organisierten Kulturindustrie angewiesen. 
Fragt sich wie schlimm das eigentlich ist und 
ob die richtige und alles andere als neue Fest- 
stellung, daß es kein außerhalb kapitalistischer 
Verhältnisse gibt, nicht reicht, das Jammern 
über Majors und den Ausverkauf von diesem 
und jenem zu beenden. 

Schon die These von der Kulturindustrie 
war angetreten zur Verteidigung der (klassi- 
schen) Moderne, die noch auf der Unterschei- 
dung zwischen Hoch- und Massenkultur ba- 
sierte, während dieser Antagonismus im Pop 
(und damit im Markt) als überwunden galt. 


Wichtiger scheint uns die Frage, wie sich 
überhaupt Bedeutung einschreibt, vermittelt, 
verschiebt und verändert bis hin zur Umkeh- 
rung in ihr Gegenteil. (Als Beispiel an dieser 
Stelle: Es gibt seit längerem in der Nazimusik- 
szene einen „Independentstreit“, vielleicht als 
Wiederholung, vielleicht als Farce der 80er In- 
didebatte. Auf jeden Fall läuft es da sehr ähn- 
lich ab, nämlich so, daß die Nazibands ange- 


halten werden, nicht bei Majors zu zeichnen, 
sondern im eigenen Saft bei den Kameraden 
zu veröffentlichen.) 

Dabei spielt die Frage nach Original und 
Authentizität eine zentrale Rolle. Diese und 
andere essentielle Kategorien sind im Rahmen 
poststrukturalistischer Theorien nachhaltig er- 
schüttert worden. Für weite Teile der Linken 
scheinen jedoch die „eigenen“ kulturellen Er- 
zeugnisse nach wie vor fest um einen linken 
Kern gruppiert, das Zielpublikum festgelegt, 
das Produkt außerhalb nicht verkäuflich. Lei- 
der ist festzustellen, daß sich von anderer Sei- 
te nicht an das imaginierte Copyright gehalten 
wird. In Bezug auf Sprache, rebellische Gesten 
und Musik könnte man von einem Diebstahl 
linker Codes sprechen. Wenn man sicht, was 
in Jugendzentren passiert, in denen von staat- 
licher Seite akzeptierende Jugendarbeit be- 
trieben wird, gleichzeitig aber innerhalb die 
Nazis quasi selbstverwaltete Strukturen haben, 
dann erinnert das doch sehr an die 80er Jahre. 

Dagegen denken wir, daß sich als links, 
emanzipatorisch, etc. verstehende kulturelle 
Äußerungen darauf angewiesen sind, ihre Ab- 
grenzung zum status quo permanent neu zu 
bestimmen. Jedes statische Verharren in soge- 
nannter Eigentlichkeit ist aufzugeben, der ei- 
gene Kontext stets neu zu vermessen und die 
ästhetische Vermittlung politischer Positionen 
darf nicht auf einen bestimmten Formenkanon 
festgeschrieben werden. 

„Sprich fremde Sprachen im eigenen 
Land“ (Fehlfarben) war die richtige Aufforde- 
rung, die Rebellion gegen und die Abgrenzung 
von Eltern und Establishment durch eine eige- 
ne, dem Gegner unbekannte Sprache radikal 
kenntlich zu machen, die eigene Rede ständig 
zu ändern. Diese Strategie verkommt wie im 
Falle der Popzeitschrift „Spex“ zu einer Art 
krudem Geheimwissen, zu einem Habitus, der 
sich selbst genug ist. 

Wie Diedrich Diederichsen in seinem zur 
Genüge kritisierten Essay „Der Boden der 
Freundlichkeit“ in der „Beute“ ausführlich 
nachgewiesen hat, macht die Linke nach wie 
vor mit Kultur Politik und ist unserer Meinung 
darauf angewiesen, ihre Positionen ästhetisch 
zu vermitteln. Ein reiner Ideologietransfair ist 
schwer vorstellbar, mitunter auch langweilig. 
Die Attraktivität der Linken ist gerade hin- 
sichtlich der Integration von Kids von ihrer 
kulturellen Praxis abhängig. Schon die Entste- 
hung der Neuen Linken war weniger durch 
eine ökonomische Situation motiviert, sondern 
vielmehr aus einer Mischung politischer Em- 
pörung und der Faszination einer anderen All- 
tagspraxis. Um diese andere Alltagspraxis, die 
Verbindung von Politik und Leben ist die Lin- 
ke seit über 30 Jahren bemüht, sowohl die Si- 
tuationisten, als auch die 68er, die Spontis und 
die Autonomen in den 80er Jahren trachteten 
danach, diese Fusion zu ermöglichen. 

Dies unterschied sie von der Rechten 
(während die Linke den Alltag in seiner Ab- 
folge von Arbeit, Reproduktion und Freizeit 
grundsätzlich ändern wollte, hatten die Nazis 
damit nie ein Problem). Erst in letzter Zeit ist 
nach dem Scheitern der Wohlfahrtsausschüsse 
beispielsweise in der Linken eine Abkehr da- 
von zu bemerken. Die unproduktive Unter- 
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scheidung in sogenannte Kulturlinke und poli- 
tische Linke ist unserer Meinung nach ein Er- 
gebnis davon. 

Gleichzeitig ist zu beobachten, daß die 
Naziszene sich mit Erfolg bemüht eine eigene 
kulturelle Praxis zu entwickeln und dabei tra- 
ditionell linke Codes sich zu eigen macht, Bei 
genauerer Betrachtung ist festzustellen, daß 
alle Übernahmen, Bedeutungsverschiebungen 
etc. sich linker, vakanter Codes bedienen. 
Wenn die Reden gegen den Kosovokrieg, die 
die nationalen Infotelefone abspulen nur beim 
zweiten Hinhören von schlechten linken Flug- 
blättern zu unterscheiden sind, wenn die IN 
die Diktion der Antiimps aus den 80er Jahren 
kopiert, wenn die Kameradschaften das auto- 
nome Kleingruppenmodell nachahmen, dann 
läßt sich trotz aller inhaltlicher Unterschiede 
feststellen, daß allen genannten Beispielen ein 
starker Bedeutungsverlust in der radikalen 
Linken vorausging. Die Linke besitzt nichts. 
Sie kann vielleicht eine Zeit lang die Definiti- 
onsmacht über ihre kulturellen Aneignungen 
halten, ihre Symbole und Codes sind nicht es- 
sentiell. 

Als am 1. Mai 1998 die Nazis am Völker- 
schlachtdenkmal in Leipzig eine geordnete 
Kundgebung durchführen wollten und dabei 
von dezentral agierenden Antifas mehr oder 
weniger gestört wurden, sagten wir zurecht, 
daß symbolisch unser Chaos gegen ihre deut- 
sche Ordnung stand. Es gibt jedoch zahlreiche 
Beispiele, wo das Gegenteil der Fall ist. Das 
Subversionsmodell ergibt sich stets aus der 
Relation, nie aus sich selbst heraus. 

Thema des Kongresses ist ja die „Kultu- 
relle Hegemonie“, die Dominanz der Nazis 
und ich möchte an dieser Stelle noch etwas 
zum Verhältnis von Nazi- und Jugendkultur 
sagen. N 

Wir gehen zunächst davon aus, daß sich 
in einigen Gebieten die Phänomene Nazismus 
und Jugendkultur soweit einander angenähert 
haben, daß wir von einer Nazi-Jugendkultur 
sprechen können. Damit ist aber noch nichts 
gesagt, weder wird nach dem Vorbild pädago- 
gisierender Entschuldigungen diese Entwick- 
lung damit verniedlicht („typische Auflehnung 
perspektivloser Jugendlicher, kennt man ja 
seit den Halbstarken und Rockern“), noch 
wollen wir die Faktoren unbeachtet lassen, die 
tatsächlich spezifisch für Jugendkulturen sind. 

Es gibt selbstverständlich große Unter- 
schiede zwischen dem historischen NS und 
seinen heutigen Epigonen. Ebenso wie in an- 
deren gesellschaftlichen Feldern gilt auch im 
Kulturellen: Der Gegenstand der Betrachtung 
spricht seine Geheimnisse nicht unmittelbar 
aus. Es ist notwendig, die Felder, in denen er 
sich bewegt und die Gesetze, nach denen er 
sich bewegt, offenzulegen. Das heißt, einzelne 
Elemente des Erscheinungsbilds Nazi-Jugend- 
kultur zu untersuchen. 

Im Folgenden gehen wir von zwei zentra- 
len Elementen aus: die ideologischen Inhalte 
und deren Vermittlung. Die Vermittlung dieser 
Inhalte funktioniert in der Regel nicht kom- 
plex, sie bedient sich bestimmter Vehikel. Die- 
se Vehikel bewegen sich oft in der Sphäre des 
Symbolischen. Die Symbole stehen aber nicht 
für sich, sondern haben verschiedene Bedeu- 
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tungen. So ist z.B. der Begriff „Jugendkultur“ 
mit einer Menge symbolischen Kapitals bela- 
den. Weil die Jugendkultur zumindest in den 
letzten 30 Jahren als fortschrittlich galt, profi- 
tieren Nazigruppen, die sich in der Formspra- 
che von Jugendkulturen bewegen, von eben 
diesem Beigeschmack. Sie versuchen sich, als 
eine neue Avantgarde zu verkaufen. Die bür- 
gerlichen Deppen nehmen das als Nachweis 
für die strukturelle Gleichheit von rechts und 
links. Wir wollen mit diesem Referat den 
Nachweis erbringen, daß diese Gleichheit 
nicht existiert, sondern nur aufgrund verschie- 
dener Bewegungen auf der Ebene der Symbo- 
le eine scheinbare Gleichheit ist. Daß es mög- 
lich ist, mit verschiedenen Symbolen Gleiches 
und mit gleichen Symbolen Verschiedenes zu 
sagen, wird Gegenstand dieser Betrachtung 
sein. 

Zum Bild: 

Was Ihr hier seht, ist ein JN-Aufkleber, 
der auf den 1.Blick sehr an Aufkleber von Pa- 
lästinakomitees der 80er erinnert. Die Ge- 
meinsamkeiten, aber auch Unterschiede werde 
ich jetzt versuchen, herauszuarbeiten. Es gibt 
auf der sprachlichen Ebene drei Stichworte: 
Imperialismus, Revolution, Nationalismus, 
auf der bildlichen ist es der Intifadakämpfer. 
Von diesen vier Elementen entspringen drei 
einem linken Kontext. Nur der Nationalismus 
fällt da heraus, wenn auch Antiimps immer ei- 
nen positiven Bezug zum Befreiungsnationa- 
lismus hatten, so doch nie die stumpfe Affır- 
mation der eigenen Nation. Klar ist, daß hier 
die Begriffe eine andere Verwendung finden, 
gleichzeitig aber die JN das Risiko eingeht, 
einen linken Bedeutungsrest mitzuschleppen, 
der einen Teil ihrer Zielgruppe abstoßen könn- 
te. Beim Begriff „Imperialismus“ ist es be- 
stimmt so, daß die JN keinerlei Kritik an 
großdeutscher Außenpolitik hat, den Begriff 
nur auf einen US-amerikanischen bzw. einen 
sogenannten israelischen Imperialismus be- 
zieht. Die Unterscheidung beim Begriff „Re- 
volution‘‘ muß wohl nicht näher erläutert wer- 
den. Wichtig ist aber noch das Bild. Hier ist 
es so, daß der Intifadakämpfer für die Autono- 
men in seinem Agieren ein Vorbild war: mit 
Steinen gegen Gewehre, bzw. gegen Wasser- 
werfer — eine komische Parallelisierung. Im 
Fall der JN dient das Bild einzig dazu, den Ort 
zu benennen, nämlich Israel. Das reicht, um 
den Antisemitismus der Zielgruppe zu aktivie- 
ren. Ein strafrechtlich relevantes „Juden 
raus!“ wird so umgangen. An anderer Stelle 
wurde schon zur genüge auf den antisemiti- 
schen Charakter des linken Antizionismus 
verwiesen. Das will hier nicht diskutiert, doch 
zumindest erwähnt werden. 


Volker: Noch ein weiters Beispiel, ein 
Textbeispiel, ich habe das aus einer Homepa- 
ge einer Naziorganisation gezogen. Das ist ein 
Internet-Journal namens Nationaljugend, das 
das Übliche verbreitet, antisemitische, rassi- 
stische holocaustleugende Inhalte usw. und da 
gibt es eine Rubrick, die unter dem Begriff 
Menschenrechte läuft. Und da wird jetzt in 
der aktuellen Seite verwiesen auf einen ge- 
schichtsrevisionistischen Historiker, Udo Va- 
lendi, der verhaftet wurde und da lese ich jetzt 
einfach einen kurzen Haftbericht vor: „Nach- 
dem Udo Valendi aus einen Haftkrankenhaus 
wegen eines Blasenblutsturzes vorübergehend 
entlassen wurde, verhaftete man den schwer 
kranken Geschichtsforscher am 12.10. 1997 
in seiner Wohnung in Mönchen-Gladbach. 
Der gesundheitlich stark mitgenommene For- 
scher wurde aus dem Bett gezerrt und in das 
Häftlingskrankenhaus gebracht, es bestand 
keine Fluchtgefahr“ — jetzt geht das so bla, bla 
weiter und dann folgt noch die schöne Zeile: 
„In Deutschland ist es dunkel geworden“. 


Ich verwende das Beispiel eigentlich nur 
deshalb, weil ich das doch recht bezeichnend 
finde, wie ganz bestimmte Begriffe aus einer 
Menschenrechtsrhetorik dann hier von den 
Nazis verwendet werden, um sich für einen 
der ihren einzusetzen und mir ist, als ich zu- 
fällig auf diese Internetseite gestoßen bin, 
spontan klar geworden, Moment, das kenne 
ich doch irgendwie aus den 80ern von Amne- 
sty International (ai), die haben damals genau 
solche Berichte verfaßt, Verhaftungsberichte, 
die in einem sehr ähnlichen Jargon gehalten 
waren. Es gibt auch schon länger von den Na- 
zis die „Hilfsorganisation für nationale Gefan- 
gene“ (HNO), die ähnliche Kampagnen laufen 
hat wie „ai“ “Gefangene des Monats” usw. Da 
kann jetzt ai nix dafür, ich möchte nur darauf 
hinweisen, daß die Nazis durchaus in der Lage 
sind, solche Begriffe zu verwenden und die 
sehr humanistische Mitbedeutung dieser Be- 
griffe mitzunehmen. Es gibt noch schr viel an- 
dere Beispiele für diesen Zeichentransfair, den 
die Nazis vornehmen, aber auch einer der von 
der Mitte vorgenommen wird. 

Ein solches Beispiel wäre die Auschwitz- 
metaphorik mit der wir im Kosovokrieg bela- 
gert wurden. Da wurde ein Begriff aus seinem 
historischen Kontext entnommen und übertra- 
gen, als Kriegsbegründung verwendet und 
Leute wie Scharping und Fischer wußten ganz 
genau welche Co-Bedeutung diese Begriff- 
lichkeiten auch haben. Wir haben das auch im 
Bosnienkrieg erlebt, da war es eine Begriffs- 
transformation, die die Mitte vollzogen hat, da 
gab es in den Medien und auch in Comics z.T. 
eine Ikonographie, die ganz deutlich an die 
Shoa angeleht war. Es gibt ein ganz bestimm- 
tes Foto von einem Häftling, der vor oder hin- 
ter einem Stacheldraht steht und das wurde 
auch schr gern in den Zeitungen gesampelt 
mit einem Bild aus einem Nazi-KZ und da 
wurde die Analogie suggeriert. 

Ähnlich ist es eben mit dem ai-Jargon, der 
übernommen wird und ähnlich ist es mit dem 
Thema, um das wir uns hier ein bißchen küm- 
mern wollen, das Nazis sich den Habitus einer 
Jugendkultur aneignen bzw. daß Naziorganisa- 
tionen genau damit handeln. 

Und jetzt müssen wir einfach mal schau- 
en, wie diese Begriffsübertragung funktio- 
niert. Das es kein Diebstahl ist, wollen wir 
jetzt beweisen, weil anzuzweifeln wäre, daß es 
überhaupt Besitzrechte an diesen Begriffen 
gibt. Und dazu werde ich jetzt wohl oder übel 
in die Theorie eintauchen müssen und mein 
großes Anliegen ist, daß ich rüberbringen 
kann warum die Felder, die ich jetzt gleich 
öffne, warum die sich von der Antifaarbeit 
wegbewegen werden und gleichzeitig mit den 
Thema eng verbund&h sind. 

Es scheint in all diesen Beispielen mög- 
lich geworden, einen Bedeutungsträger von 
seiner Bedeutung abzukoppeln und mit einer 
neuen zu versehen, wobei es in den meisten 
Fällen beabsichtigt ist, Co-Bedeutungen (Kon- 
notationen) der alten Bedeutung mitzunehmen 
und die neue Bedeutung damit aufzuwerten. 

Wir müssen uns also damit befassen, was 
passiert, wenn in einer Gesellschaft bestimmte 
Bedeutungen verwendet werden, was mit ih- 
nen in ihrer Verwendung passiert und wie sie 
überhaupt produziert werden. Denn, wie wir 
auch am Beispiel des Referatsthemas immer 
wieder erfahren, sind Bedeutungen eben nicht 
unumstößlich. Sind sie erst einmal vakant (ge- 
macht worden), müssen sie, um ein Ergebnis 
dieses Vortrages gleich vorwegzunehmen, 
müssen sie stets neu verhandelt werden. Wir 
werden also im folgenden zunächst auf einige 
Grundlagen eingehen müssen, sozusagen die 
Spielregeln erklären. Wir sind uns bewußt, 
keinen Ausgang aus dem Problem bieten zu 
können. Ich werde nur beschreiben wie Be- 
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deutungsverschiebungen sich vollziehen und 


ich muß leider sagen, daß das grundlegende 
Prozesse sind, daß ich da jetzt nicht sagen 
kann, das ist gut oder böse, schlimm oder 
nicht schlimm. Das ist erst einfach mal so. 

Es geht mir zunächst darum, die Prozesse, 
die wir beobachten können, zu erklären. Eine 
Wertung dieser Vorgänge vorzunehmen, ist - 
wie zu schen sein wird — nicht möglich, da das 
Grundschema der Prozesse ein alltägliches ist. 

Die Bereiche, in denen wir uns hier bewe- 
gen, sind grundlegende. Sie geben uns darüber 
Auskunft, wie der Mensch seine Beziehung zu 
seiner stofflichen Umwelt organisiert und re- 
flektiert. Es ist der Bereich der Sprache, denn 
in der Benennung macht der Mensch sich Ob- 
jekte zu eigen, jede Namensgebung verleiht 
Bedeutung und ist eine Unterwerfung des Ob- 
jektes. Das kann ich eigentlich ganz banal er- 
klären anhand dieser Flasche. Diese ist eine 
Ansammlung von Materie und sie wird erst 
dadurch zur Flasche, daß ich sie als eine sol- 
che definiere. Und das ist im Prinzip eine Be- 
sitzaneignung und die Sprache ist nun mal so 
eingerichtet, daß zwischen Objekt und Begriff 
eine kleine Lücke klafft, und diese Lücke 
macht die Dinge möglich, über die wir hier 
die ganze Zeit sprechen, nämlich Verschie- 
bung, Ironie usw. Das ist eine ganz wichtige 
Grundlage. Und es ist der Bereich der Psycho- 
analyse, denn ihre Deutungen sind Überset- 
zungen einer fremden Ausdrucksweise in eine 
vertraute, also ein Versuch, Bedeutungszusam- 
menhänge hinter ihrer Erscheinung zu er- 
schließen. Das kennen wir aus verschiedenen 
anderen Formen, daß die Gegenstände der Be- 
trachtung ihre Geheimnisse nicht verraten: z. 
B. aus der marxschen Wertformanalysc, aus 
dem Fetischcharakter der Ware, daß die Dinge 
etwas an sich zu haben scheinen und wie diese 
Aneignung funktioniert, ist auf den 1. Blick 
nicht ersichtlich und darum dreht sich das 
jetzt alles. 

Wir haben diese zwei alltäglichen Felder 
gewählt, um an ihnen einen Vorgang zu veran- 
schaulichen, der sich im speziellen Feld der 
Nazi-Jugendkultur wiederholt. 

Der Linguist Roman Jakobson erklärt 
Sprache mit dem Bild, daß Sprecher und Hö- 
rer optimalerweise denselben „Karteischrank 
mit vorangefertigen Vorstellungen zu ihrer 
Verfügung“ haben sollten. Im Sprechvorgang 
sollen im Prinzip Karteikarten ausgetauscht 
werden, die möglichst inhaltsgleich sind. (Ich 
sage „Baum“, in der Hoffnung, daß auf deiner 
„Baum-Karte“ dasselbe steht, wie auf meiner.) 
Ein „“Sprechvorgang“, so betont Jakobson, 
„verlangt zum Erzielen der erwünschten Wir- 
kung die Benutzung eines allen Teilnehmern 
gemeinsamen Kodes.“ 


Wie kommt der Sinn ins 
Sprechen? 


Grundelemente für Verständigung sind 
kleinere linguistische Einheiten, die wir jetzt 
einfach „Zeichen“ nennen. Sinnproduktion ist 
dann möglich, wenn diese Zeichen auf eine 
bestimmte Art miteinander in Beziehung ge- 
setzt werden, beispielsweise beim Sprechen. 
Eine Form dieses in Beziehung setzen von 
Zeichen ist ihre Kombination. Ich kette eine 
bestimmte Menge dieser Zeichen aneinander 
und erhalte einen Sinnzusammenhang, solan- 
ge ich mich im Rahmen bestimmter Sinnver- 
abredungen bewegt habe. (Ein Unsinn orien- 
tiert sich ebenfalls an diesen Verabredungen, 
da er sich erst durch die Abwesenheit von 
Sinn konstituiert.) In der Kombination von 
Zeichen bilde ich also eine nächst höhere Ein- 
heit, ich schaffe durch die Kombination auch 
einen Kontext. Durch Kombination und Kon- 
text schaffe ich Bedeutung. 


Die zweite Anordnungsmöglichkeit von 
Zeichen sieht die klassische Sprachwissen- 
schaft in der Möglichkeit der Selektion. Ich 
bin in der Lage, in meinem Repertoire von 
Zeichen eine Auswahl zu treffen, ich kann 
Zeichen gegeneinander austauschen. „Eine 
Entscheidung zwischen zwei Möglichkeiten 
setzt voraus, daß die eine Möglichkeit für eine 
andere, welche der ersten in einer Hinsicht 
gleichwertig ist und in einer anderen Hinsicht 
nicht gleichwertig ist, eingesetzt werden 
kann,“ sagt Jakobson. Bedeutung wird also 
verliehen durch zwei Bewegungen: Eine ver- 
leiht Bedeutung durch den Kontext, ein Zei- 
chen in seiner Stellung zu anderen anwesen- 
den Zeichen, die andere durch den Kode 
selbst, ein Zeichen als Alternative zu anderen 
abwesenden Zeichen. 

Welche Möglichkeiten ergeben sich hier- 
aus in der Anwendung, bei der Verwendung 
von Bedeutung? Eine Rede, so betont Jakob- 
son, kann auf zwei verschieden Arten ihren 
Gegenstand in einen anderen Gegenstand 
transformieren. Also ganz banal: Ich habe sehr 
rechte Inhalte, ich habe jetzt das Problem, die- 
se Inhalte in eine Rede transformieren zu müs- 
sen, daß sie auch von Sozialdemokraten ange- 
nommen werden und das passiert ja immer. 
Und deshalb müssen wir uns anschauen wie 
das passiert. 

Ich kann den Gegenstand durch einen an- 
deren ersetzten, für Hütte also Häuschen, für 
Baracke, ironisch Palast oder ähnliches ver- 
wenden. Diese sprachliche Operation nennen 
wir den metaphorischen Weg, da hier die rhe- 
torische Figur der Metapher zur Anwendung 
kommt. 

Die andere Möglichkeit ist die Verwen- 
dung eines kontextbedingten Begriffes in 
Form einer Assoziation. Ich kann den Begriff 
Hütte verbinden mit den Begriffen Stroh, Ar- 
mut, Wald, etc. Diese sprachliche Operation 
nennen wir den metonymischen Weg, da hier 
die rhetorische Figur der Metonymie zur An- 
wendung kommt. Bei herkömmlicher Sprech- 
tätigkeit sind beide Operationen ständig in 
Aktion. Diese Operationen, die der Metapher 
und die der Metonymie, sind die Grundvor- 
aussetzungen dafür, daß es möglich ist, Be- 
griffe und Symbol aus ihrem bisherigen Be- 
deutungszusammenhang loszulösen und, mit 
einem neuen versehen, loszuschicken. Ein 
konkretes Beispiel: man hatin den 80er Jah- 
ren eine Form der akzeptierenden Arbeit mit 
Usern von Drogen entwickelt und ist in einem 
bestimmten Teil diese rTheorieentwicklung 
auf Sachen gekommen z. B. auf einen Krimi- 
nalisierungsdiskurs, hat sich also Entkrimina- 
lisierungssachen überlegt und das war dann 
gekoppelt an eine Legalisierung von Drogen. 
Die institutionalisierte Fassung dieser akzep- 
tierenden Arbeit kehrt jetzt wieder ohne ihre 
progressiven Inhalt bzw. durch eine falsche 
Verschiebung, kehrt wieder in der akzeptieren- 
den Arbeit mit Nazis. Und wenn ich jetzt mei- 
ne 1:1 übertragen zu können: Einen Kriminali- 
sierungsdiskurs auf der Drogenebene, auf Ju- 
gendarbeit mit Nazis und genau das tun viele 
Sozialarbeiter, dann komme ich am Ende da- 
hin, daß ich die Auschwitzleugnung legalisie- 
ren muß. So einfach geht das eben nicht. Und 
bei dieser Verschiebung blieb der progressive 
Ansatz auf der Strecke. 


Einand Freuds Bender 
der Bilder und ihrer a 
tung. 


Wir sprechen also über das Auftauchen 
von Bildern, Symbolen, Wörtern, an Orten, an 
denen sie auf den ersten Blick nichts verloren 
haben, ein Auftauchen, das uns verunsichert, 
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weil es die gewohnte Wahrnehmung erschüt- 
tert. Wir können auch nicht verstehen, warum 
diese Dinge plötzlich funktionieren, warum 
Begriffe angenommen werden, obwohl sie 
doch aus ganz anderen Zusammenhängen 
kommen. (z.B. der Widerstands-, Freiheits-, 
Revolutionsbegriff der Nazis, ihr antikapitali- 
stischer Habitus, etc., lauter Elemente, die 
eher in einer linken Traditionslinie zu schen 
sind). Tauchen diese Elemente plötzlich an 
unerwarteter Stelle auf, so scheint ihre Bedeu- 
tung eine Verschiebung erfahren zu haben. 
Bilden sich komplexe Zusammenhänge in ei- 
nem einfachen Vorgang ab, so sprechen wir 
von einer Verdichtung. Wir möchten im fol- 
genden anhand eines Exkurses veranschauli- 
chen, wie das funktioniert. 

Sigmund Freud.untersuchte vor hundert 
Jahren in den Traumdeutungen die Bezichun- 
gen zwischen den manifesten Traumgedanken, 
also den bildlichen Erscheinungen der Träume 
und den latenten Trauminhalten, also ihren 
traumformenden Hintergründen. In ihrer Er- 
scheinung völlig unterschiedlich, vermitteln 
beide Ebenen denselben Inhalt, „Traumgedan- 
ke und Trauminhalt liegen vor uns, wie zwei 
Darstellungen desselben Inhaltes in zwei ver- 
schiedenen Sprachen oder besser gesagt, der 
Trauminhalt erscheint uns als eine Übertra- 
gung der Traumgedanken in eine andere Aus- 
drucksweise.“ 

(Im Konkreten bedeutet das, daß es Nazis 
durchaus möglich ist, die einen Begriffe und 
Symbole zu bedienen und etwas ganz anderes 
damit zu sagen, als bisher mit diesen Zeichen 
assoziiert wurde. Wenn sie etwa in klassischer 
Antiimpdiktion der 80er Jahre vom „US-Im- 
perialismus“ als Feind sprechen, schließt das 
die eigenen großdeutschen Machtgelüste nicht 
in die simulierte Imperialismuskritik mit ein, 
was bei den Antiimps immerhin der Fall war. 
Die progressive Konnotation der antiimperiali- 
stischen Haltung wird aber mit einkalkuliert. 
Sie formulieren etwas in der einen Sprache, 
was in der anderen als klare Nazi-Position zu 
erkennen wäre. Es gibt zwischen beiden Äu- 
Berungen jedoch einen Zusammenhang, der 
sich über die beiden Bewegungen der Verdich- 
tung und Verschiebung vermittelt. Ihn gilt es 
zu durchschauen.) 

Freud vergleicht den Traum mit einem 
Rebus, einem Bilderrätsel. Würde man die 
einzelnen Zeichen nur nach ihrem Bildwert 
deuten, so würde man in die Irre geführt. Es 
ist nicht die Bedeutung der einzelnen Zeichen 
zu interpretieren, sondern ihre Bezichung zu- 
einander. Die einzelnen Bilder mit durchge- 
strichenen Buchstaben und Ziffern ergeben 
keinen Sinn. „Die richtige Beurteilung des Re- 
bus ergibt sich offenbar erst dann“, so Freud, 
„wenn ich gegen das Ganze und die Einzelhei- 
ten desselben keine solchen Einsprüche erhe- 
be, sondern mich bemühe, jedes Bild durch 
eine Silbe oder ein Wort zu ersetzen, das nach 
irgendwelcher Beziehung durch das Bild dar- 
stellbar ist.‘“ Wenn wir uns über diese Bezie- 
hung im klaren sind, können wir den Begrif- 
fen (Jugendrevolte, Protestkultur) die Wirkung 
nehmen. 

Im Laufe seiner Arbeit stellte Freud fest, 
daß es ohne weiteres möglich sei, der Analyse 
eines Traumes, dessen Niederschrift vielleicht 
eine halbe Seite beansprucht, das zehnfache 
an Platz zu widmen. In die Bilder der Traum- 
gedanken müssen also Trauminhalte kompri- 
miert eingegangen sein. Verschiedene latente 
Trauminhalte erfahren also eine Verdichtung 
in einem manifesten Bild des Traumgedan- 
kens, dieses Traumbild ist eine Art Knoten- 
punkt unbewußter Gedankenstränge. Freud 
nennt diese mehrfache Aufladung eines Zei- 
chens mit Bedeutung Überdetermination. 
Heute findet dieser Begriff auch außerhalb der 
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Psychoanalyse seine Verwendung. Symbole, 
Zeichen, die mehrere Deutungen ermöglichen, 
gelten als überdeterminiert, streng genommen 
ist jedes Zeichen überdeterminiert . 

Einen ähnlichen Prozeß gibt es auch bei 
Traumpersonen. Freud stellt fest, daß in Perso- 
nen, die im Traum agieren, oft mehrere reale 
Personen, die auf der latenten Ebene gemeint 
sind, verschmelzen. Diese Personen nennt er 
Mischpersonen. Es wäre interessant, diesen 
Gedanken auf diverse Stars der Nazi-Musik 
anzuwenden, in denen sich ideell die Eigen- 
schaften vom Rockstar und Nationalsozialist, 
von Junkie und Soldat vermischen. 

Die Vermittlung zwischen latentem 
Trauminhalt und manifestem Traumgedanken 
erfährt noch eine weitere Verzerrung. Es ist 
die bereits angesprochene Verschiebung, eine 
nicht minder bedeutsame Relation. Zu ihr 
schreibt Freud: „Wir konnten bemerken, daß 
die Elemente, welche im Trauminhalt sich als 
die wesentlichen Bestandteile hervordrängen, 
in den Traumgedanken keineswegs die gleiche 
Rolle spielen. Der Traum ist gleichsam anders 
zentriert, sein Inhalt um andere Elemente als 
Mittelpunkt geordnet als die Traumgedanken.“ 
Das Zentrum einer Erscheinung muß also 
nicht das Zentrum ihres Inhaltes sein. Ein 
Traum, dessen Analyse ergeben hat, daß er die 
Beziehung von Sexualität und Grausamkeit 
thematisiert, gruppiert die Elemente, die auf 
Sexualität und Grausamkeit verweisen, an sei- 
ne Peripherie. Die Bilder, in denen sich der 
Themenkomplex verdichtet hat, scheinen im 
Traum fast zufällig neben der Handlung anwe- 
send. Das kann man ganz banal erklären. Es 
gibt einen Traum wo Freud das auflöst, daß 
der Verweis auf den eigentlichen Inhalt des 
Traumes am Rand der Handlung stattfindet, in 
diesem Beispiel wird im Rahmen der Hand- 
lung ein Fenster geöffnet und ein Käfer zer- 
quetscht und der Käfer ist dann das Element, 
das die Analyse ermöglicht. Das ist eine ganz 
klare Verschiebung. (Gelächter im Publikum) 

Beide Bewegungen, die der Verdichtung 
und die der Verschiebung, lassen sich analog 
zu den vorhin ausgearbeiteten Grundoperatio- 
nen der Sprache sehen. Die Verdichtung voll- 
zieht eine ähnliche Bewegung wie die Meta- 
pher, sie bildet das eine in dem anderen ab. 
Die Verschiebung vollzicht eine ähnliche Be- 
wegung wie die Metonymie, sie stellt die Be- 
griffe in ein assoziatives Verhältnis. 

Es drängt sich die Frage auf, warum Träu- 
me sich derart chiffriert äußern. Es wäre ja 
auch möglich, den Trauminhalt völlig unver- 
schlüsselt auszuformen. Hier kommt Freud auf 
eine für unsere Problematik interessante Lö- 
sung: Der Grund für die verschlüsselte Kom- 
munikation zwischen Bewußtsein und Unbe- 
wußten ist Zensur. Ein gesellschaftliches Ver- 
hältnis also. Gedanken, die gesellschaftlich 
mit Sanktionen belegt sind, werden verschlüs- 
selt transportiert. Wir denken, daß die Nazis 
ähnlich verfahren und Inhalte, die sie für un- 
populär, strafrechtlich relevant oder unmora- 
lisch halten, verschlüsselt auf den Weg schik- 
ken. So ist es auch möglich, mit völlig über- 
holten politischen Vorstellungen eine gewisse 
Hipness zu erheischen, da es möglich ist, die- 
se Vorstellungen entstellt zu vermitteln. 

Was wir hier referiert haben, waren letzt- 
endlich die einfachen Grundlagen einer theo- 
retischen Auseinandersetzung mit Zeichen. 
Zeichen sind Schlüsselelemente, mit denen 
sich gerade subkulturelle Gruppen kenntlich 
machen. Bedeutung vermittelt sich über sie. 
Wir hoffen, mit diesem Text auch die Alltäg- 
lichkeit der Prozesse veranschaulicht zu ha- 
ben, die wir unter den Titel „Diebstahl linker 
Codes“ betrachten wollen. Dieser Diebstahl 
sollte niemanden verunsichern, wir Linke be- 
sitzen nichts. Bedeutungsträger kann man 
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nicht besitzen. Aber etwas weiter gefaßt haben 
wir es hier mit Tauschprozessen zu tun und als 
Linke sollten wir auf der Hut sein. Ein Tausch 
vollzieht sich immer unter dem Anschein der 
Gleichwertigkeit. Diese ist ebenso Grundlage 
wie auch die gleichzeitige Nichtgleichwertig- 
keit. Kein Mensch kauft eine Ware, die ihr 
Geld nicht wert ist und kein Mensch verkauft 
eine Ware, ohne die Aussicht auf Profit. Gera- 
de an diesem Beispiel ist zu sehen ist, wie 
wichtig für Vereinbarungen ein reales Gewalt- 
verhältnis sein kann, das diese durchsetzt. Der 
von der bürgerlichen Öffentlichkeit vorge- 
schlagene Tausch eines linkscodierten Begriffs 
von Jugendlichkeit gegen einen rechtscodier- 
ten birgt jedenfalls die bei Tauschbewegungen 
übliche Asymmetrie. Auch bei der von den 
Nazis vollzogenen Tauschbewegung - „wir 
verwenden jetzt mal schnell eure Begriffe“ — 
wird eine Seite klar über den Tisch gezogen. 
Wir erinnern uns an die Worte Roman Jakob- 
sons über die Eigenschaft von Zeichen bei ih- 
rem Austausch: „Eine Entscheidung zwischen 
zwei Möglichkeiten setzt voraus, daß die eine 
Möglichkeit für eine andere, welche der ersten 
in einer Hinsicht gleichwertig ist und in einer 
anderen Hinsicht nicht gleichwertig ist, einge- 
setzt werden kann.“ 


Thesen: 


1. Subversive Elemente in Jugendsubkul- 
turen ergeben sich stets aus Relationen, nie 
aus sich selbst heraus. Insofern sind auch 
Symbolik und Habitus verschiedener Jugend- 
kulturen nicht per se fortschrittlich. Einen An- 
spruch auf eine bestimmte kulturelle Praxis 
hat die Linke nicht. In diesem Sinne besitzt sie 
nichts originär, sondern bewegt sich in den 
gleichen Feldern, unter den gleichen Bedin- 
gungen, wie andere auch. 

2. Der Linken obliegt nach wie vor die 
Aufgabe, Bestehendes zu kritisieren und auf 
Basis dieser Kritik zu intervenieren. Dafür 
verfügt sie über nichts, als ihr Wissen, daß es 
nichts Richtiges im Falschen geben kann. Da 
eine grundlegende Änderung des gesellschaft- 
lichen Rahmens bisher nicht gelungen ist, 
bleibt auch der kulturelle Sektor Bedingungen 
unterworfen, unter denen er niemals „unschul- 
dig“ sein kann. Daraus folgt aber nicht, die 
symbolische Ebene als irrelevant zu ignorieren 
und endlich wieder „richtige Politik“ machen 
zu wollen. Die symbolische Ebene gilt es gera- 
de als Artikulation des gesellschaftlichen 
Scheins der Dinge sehr genau zu beobachten. 

3, Daß Nazis eine Symbolik aufgreifen, 
die Jugendkulturen eigentlich zu sein scheint, 
ist nur ein Grund mehr, diese Eigentlichkeit zu 
hinterfragen. Wenn wir uns über Beziehungen 
von Symbolen untereinander im Klaren sind, 
können wir dem „revolutionären“ Anspruch 
der Nazis die Wirkung nehmen. Sie fahren mit 
ginetfi Ticket, das so noch nie gültig war. 


Auditorium A.: Es ging dabei um die Ver- 
schlüsselung von Tabuthemen durch Nazis in 
unsere Sprache damit sie moderner wirken, 
aber was ist der Schluß daraus, daß die Ge- 
samtthemen enttabuisiert werden oder bleiben 
sie eingesperrt in dieser Ebene wie sie den Be- 
griff neu definieren? 


VOLKER: Das ist ein wechselseitiger Pro- 
zeß: Auf der einen Seite wollte ich mit dem 
Beispiel klarmachen, daß es durchaus möglich 


ist, in einer nicht-nazispezifischen Diktion 
Dinge zu erzählen, die das Gleiche meinen. 
Das geht wirklich bis in die bürgerliche Mitte 
hinein z. B. hat die Asylkampagne mit NS-Be- 
griffen wie Blutschande gearbeitet, allerdings 
auch mit normalen Begriffen, die schon eine 
„Zensur“ durchlaufen haben und deswegen 
wird nicht das schockierende Moment formu- 
liert, aber mitgedacht. Das ist nur ein Prozeß, 
der sich im Verhältnis zwischen Unbewußtem 
und Bewußtsein vollzieht, ebenso aber auch 
gesellschaftlich. 


EIKO: Aber mit in Kauf genommen wird 
auch, daß dieses Produkt nachdem es den Weg 
durchlaufen hat, daß dem die Schärfe genom- 
men wurde, also auf sprachlicher oder symbo- 
lischer Ebene die Radikalität und damit müs- 
sen die Nazis sich ja anfreunden, was uns 
nicht unbedingt lieb sein kann. Wenn die 
Schärfe auf der Erscheinungsebene zu erken- 
nen ist, ist sie wesentlich leichter anzugreifen, 
als wenn sie verschlüsselt daherkommt. 


VOLKER: Das sind dann solche Formu- 
lierungen wie „das muß man doch auch mal 
sagen dürfen“, siehe Walserrede, wo dann 
plötzlich Inhalte in einer Sprache rüberge- 
bracht werden und gleichzeitig diese Tabus 
immer mehr aufgelockert werden. 


C.: Du hast gut beschrieben, wie gleiche 
Symbole mit verschiedenen Inhalten gefüllt 
werden können, besonders am Beispiel mit 
dem JN-Aufkleber. Jetzt stellt sich für mich 
aber die Frage: Glaubt ihr, daß die Nazis be- 
wußt linke Symbole, Wörter, Bilder mit ihren 
Inhalten füllen oder ist es nicht viel mehr so, 
daß es z. B. für die Nazis tatsächlich eine 
Menschenrechtsverletzung ist, wenn Faschos 
verhaftet werden, da es ja bloß ihre öffentliche 
Meinungsäußerung ist, daß es also wirklich 
eine Befreiung wäre — aus ihrer Sicht - wenn 
national-befreite Zonen bestehen würden, daß 
sie tatsächlich ein Gefühl von Revolution, 
Freiheit, Verwirklichung von Menschenrech- 
ten hätten — wie es für uns logisch wäre — für 
sie aber eben auch. Ist das jetzt eine absichtli- 
che Verschiebung, um ihre Inhalte zu kaschie- 
ren oder ist es aus einem guten Glauben von 
den Nazis, daß sie tatsächlich auf der richtigen 
Seite wären? 


VOLKER: Also im Fall der Internetseite, 
die ich zitiert habe, muß man sagen, die ist 
derart dümmlich gemacht, daß da ein schr 
echauffierter Diskurs bemüht wird, man regt 
sich sozusagen künstlich auf. Auf der anderen 
Seite wäre dann die Frage, ob der Menschen- 
rechtsbegriff nicht doch auch universelle Wer- 
te impliziert, die von den Nazis geleugnet wer- 
den. Kann also ein Nazi diesen Begriff so naiv 
verwenden und das auch ernst meinen - ich 
glaube, daß das eher eine taktische Verwen- 
dung ist. Auf der anderen Seite gibt es dann 
das Problem, wo die ursprüngliche Bedeutung 
dieser Begriffe liegt. Wer hat eigentlich das 
Copyright auf den Menschenrechtsbegriff? 


D.: Sind Symbole nun inhaltsleer, können 
sie von jedem nach Belieben gefüllt werden, 
können provokativ gesagt, die Nazis mit Ham- 
mer und Sichel werben? Können sie das fül- 
len? 


EIKO: Ich glaube nicht, daß es völlig be- 
liebig ist, aber dennoch möglich, allerdings 
erst nach Vakanz der Symbole, was man an 
diesem Che Guevara-Beispiel gut zeigen kann. 
Che hat hier diese Bedeutung nicht mehr — als 
Popidol ja, als Linker nein. Und deshalb kann 
es auch in andere Felder eingeführt werden — 
dieses Symbol. Was Hammer und Sichel be- 


trifft kann man ja gut schen, daß in Rußland 


- durchaus nationalkonservative Kräfte damit 


werben. 


VOLKER: Wir hatten gestern das Beispiel 
mit dem Arbeitsbegriff, ich möchte das daran 
illustrieren (siehe Situationsanalyse). Der Ar- 
beitsbegriff war in real sozialistischen Staaten 
sehr zentral — das ist das, was ich versucht 
habe mit der Überdetermination zu erklären. 
Dieser Begriff - man kann ihn nicht einfach 
nehmen und ihn rein marxistisch auflösen, 
weil er genauso protestantisch kodiert ist, es 
gibt eine knallharte protestantische Werksmo- 
ral, die die Arbeiterbewegung genauso mitge- 
prägt hat. Da wären wir jetzt beim Hammer 
oder bei der Arbeiterfaust, da schwingt die 
Männlichkeit, der harte Typ, der ranklotzt mit 
— also andere Aufladungen schwingen mit und 
ich glaube, daß das auch ein Schlüssel ist für 
die Frage, die wir gestern hatten: Wenn in ei- 
nem Arbeitsbegriff andere Diskurse nicht aus- 
geschlossen werden, z. B. protestantische 
Werksmoral, die immer gekoppelt war und ist 
an einer christlichen Antijudaismus und das 
dann kombiniert werden kann mit einer falsch 
verstandenen Marx-Lektüre, die den Juden als 
Agenten der Zirkulationssphäre denunziert — 
dann schwingt das alles mit und wird herüber- 
genommen in die ach so entwickelte sozialisti- 
sche Gesellschaft, die auch nur ‘ne fordisti- 
sche war. Diese Begriffe sind eben überdeter- 
miniert, man wird die schlechten Beige- 
schmäcker nicht los und das ist leider auch 
mit Hammer und Sichel so, in dem Moment, 
wo sich niemand mehr so richtig kümmert, 
wie etwa die Rote Armee. [Gelächter im Pu- 
blikum] 


E: Ich wollte eine grundsätzliche Kritik 
an Eurer Methode anbringen. Ich bin deswe- 
gen erfreut, daß Du gerade das Wort Zirkulati- 
on angesprochen hast, weil ich finde, daß Eure 
poststrukturalistische, dekonstruktivistische 
Lesart eine Zirkulationsphilosophie darstellt. 
Ich werde das kurz begründen: In dem Ihr ei- 
gentlich immer von jäh konstituierter Geltung 
ausgeht, in dem Ihr immer schon sagt, das ist 
das Zeichen was eine bestimmte Bedeutung 
produziert, fällt die eigentliche Frage, was die- 
ses Zeichen überhaupt setzt, hinten runter. 
Bzw. es wird einfach damit begründet, daß das 
Zeichen immer auf andere Zeichen und auf 
seinen Kontext verweist und damit ist die tra- 
ditionelle Differenz, von der die kritische 
Theorie und der traditionelle ML ausgegangen 
sind, daß es eine Differenz zwischen Begriff 
und Sache gibt, bei Euch immer schon in der 
Zeichenwelt, in der symbolischen Ordnung, 
im Diskurs aufgehoben. 


VOLKER: Da waren wir doch noch gar 
nicht! 


F.:: Ich kann es ja kurz noch ausführen. Es 
kam mir vor wie die andere Seite von dem, 
was der traditionelle Marxismus gemacht hat, 
und was ihm zu recht immer vorgeworfen 
wurde und implizit ja auch von Euch, daß er 
die Zeichen immer nur abgeleitet hat, daß er 
eine Substanz vorausgesetzt hat, die Materie, 
die Natur oder die Ökonomie und die Zeichen 
waren dann nur ein Name für irgend etwas. 
Bei Euch ist es jetzt einfach umgekehrt; das 
Zeichen produziert Bedeutung und schleppt 
den so nach oder verweist halt auf andere Zei- 
chen und die eigentliche Frage, warum muß 
das Zeichen sich verdinglichen oder verräum- 
lichen, also warum muß die Zeichenwelt die 
Zirkulationssphäre auf irgendwas verweisen, 
was zumindest das andere ihrer selbst ist, auf 
Produktion meinetwegen, warum muß sich 
das Zeichen Flasche überhaupt noch verding- 


lichen in so einen blöden materiellen Gegen- 
stand — die Methodenfrage ist darin überhaupt 
nicht mehr thematisierbar. Ich bin jetzt nicht 
der traditionelle Marxist-Leninist, der sagt, es 
muß doch jetzt eine Substanz vorausgesetzt 
werden, der Begriff kann doch nur auf das 
verweisen, woran er sich ableitet — sondern ich 
sage umgekehrt: Ihr macht einfach nur die an- 
dere Seite auf. Es sind zwei Dichotomien, die 
sich beide gleichermaßen an sich selbst kriti- 
sieren müßten. 


VOLKER: Das zentrale bäh-Wort bei Dir, 
war jetzt Postmoderne. 


E.:: Nein poststrukturalistisch habe ich ge- 
sagt. 


VOLKER: OK. entschuldige. Ich glaube 
ich weiß, was Du mit Deiner Kritik meinst, 
ich erkenne nur unseren Vortrag darin nicht 
wieder. Wir haben immer wieder darauf hinge- 
wiesen, daß die Zeichen eine Öffnung zum so- 
zialen Feld sind, die Bedeutung von Zeichen 
wird ganz klar in der gesellschaftlichen Sphäre 
ausgemacht und sie transportieren sich nicht 
selbst, sie sind keine autonomen Subjekte. Wir 
haben immer wieder Verweise auf die Ver- 
handlungsebene gehabt. Und zum Poststruktu- 
ralismusstreit: Was ich hier referiert habe, war 
purster Strukturalismus, der Poststrukturalis- 
mus fängt ein paar hundert Meter hinten dran 
dann an. Es ist auf jedem Fall wichtig, daß es 
immer gesellschaftliche Verhältnisse sind, die 
diese Definition klarmachen. 


F.: Das habe ich doch gar nicht bestrit- 
ten... 


Moderation: Bevor wir hier in Detailfra- 
gen über Strukturalismus verfallen, denke ich, 
daß wir ein Ausgangsthema haben, auch wenn 
wir mit der Methodik, die die beiden ange- 
wendet haben nicht ganz einverstanden sind, 
wurden doch ein paar grundsätzliche Sachen 
angelegt. Ich würde jetzt gerne noch Sachfra- 
gen haben, und wenn es keine mehr gibt in die 
Diskussion einsteigen wollen. 


G.: Eine Strategie linker Sprache war im- 
mer die Provokation z. B. Punk. Die Nazistra- 
tegie war immer, die NS-Verbrechen zu leug- 
nen, von der Schuld reinzuwaschen, um die 
Basisideologie wieder in der Gesellschaft zu 
verankern. Jetzt gab es einen furchtbaren 
Wahlspot der NPD zu einer Landtagswahl, wo 
eine Blondine ihren Macker von der Wahlurne 
abholt mit einem Porsche, dann Gas gibt und 
dann erscheint der Schriftzug: „NPD — Gasge- 
ben für Deutschland“. Jeder von uns weiß, 
worin die Provokation liegt, aber das lief im 
Fernsehen! Bedeutet das, daß die Nazis die 
Codesprache der Provokation übernehmen? Ist 
da so eine Tendenz spürbar? 


H.: Hier wurde jetzt die Frage gestellt, ob 
das ein neues Phänomen sei, daß Nazis provo- 
kativ auftreten. Das haben wir vor 20 Jahren 
schon gehabt, als Michael Kühnen die Esels- 
masken-Aktion in Hamburg durchgeführt hat. 
Wo Teile der ANS mit Eselsmasken rumliefen 
und Plakaten wo drauf stand: „Ich Esel glaube 
noch, daß 6 Millionen Menschen vergast wur- 
den.“ Damals war das provokativ, heutzutage 
würde er damit wohl auch nicht mehr landen. 


1.: Ich wollte nur ‘ne Sache ergänzen, weil 
wir hier auch über Subkulturen reden — ich 
find das ganz klasse, daß Ihr grundsätzlich 
mal die Zeichenlogik erläutert habt — die führt 
nämlich auch noch auf ein anderes Feld, was 
Jugendliche Musik- und Subkulturen anbe- 
trifft. Also in diesem Dark-Wave-Gothic-Be- 
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reich gibt es Leute, die ohne Nazis zu sein, 
plötzlich mit nazistisch belasteten Symbolen 
rumspielen, die also einen Thorshammer um 
den Hals tragen — ohne Nazis zu sein, dabei 
aber die ganze germanische Mythologie mit- 
schleppen und mit etlichen anderen Symbolen 
hantieren. Auch Hakenkreuze, die sie dann 
linksrum drehen, sind ein schr beliebtes Mu- 
ster. Das Laibach-Problem hast Du schon ge- 
nannt. Und die Leute sind immer in ihrer 
Selbstdarstellung so naiv, daß die sagen ja 
Herrgott, das Hakenkreuz: ein altes indisches 
Symbol, die tun so als würden sie diesen Kon- 
text wieder mobilisieren. 

Ich glaube, das müßte man bei diesem 
Subkulturthema auch noch mal mit reflektie- 
ren, inwiefern bestimmte Symbole gerade in 
Deutschland immer nur im Kontext, in Relati- 
on funktionieren, daß man aber, wenn man 
das Einzelsymbol Hakenkreuz hat, die Reakti- 
on sozusagen immer über den Verwendungs- 
zusammenhang Deutschland am Ende des 20. 
Jahrhunderts gegeben ist und daß das so eine 
Naivität ist, daß da auch dieser Provokations- 
gehalt innerhalb dieser Subkultur an eine 
Grenze stößt - das ist eben genannt worden — 
da gab’s auch in England Punkbands, die kei- 
ne Rechten waren, die vorübergehend Haken- 
kreuzarmbinden trugen oder entsprechend T- 
Shirts, zuerst aus der Provokation heraus, daß 
überhaupt noch mal zum Thema zu machen, 
nur ohne es einzubetten und plötzlich war die 
National Front da. Die Phänomene müßte man 
auch mal mit reflektieren, wenn es um Ju- 
gendsubkulturen geht, wo einige Leute immer 
noch so begeistert landen wollen in puncto 
Mobilisierung: Da steckt ein Riesenproblem 
drin und ich bin sehr dankbar dafür, daß ihr 
das so grundsätzlich ausgeführt habt, weil 
auch das damit reflektierbar geworden ist, 
also: Danke. 


J: Ich hätte noch eine Frage. Was ich ver- 
standen habe war, daß Begriffe und Definitio- 
nen über gesellschaftliche Verhältnisse geprägt 
werden und über die gesellschaftliche Diskus- 
sion hätte ich noch eine Frage, weil Thema 
des Kongresses die linke Interventionsmög- 
lichkeit ist, also in die Diskussionen einzu- 
greifen, Symbole mitzuprägen und wie das 
dann funktionieren könnte. 


EIKO: Wir haben vorhin schon gesagt, 
daß wir keine Perspektive anbieten werden 
und das auch nicht können [Gelächter], ja das 
ist ernst gemeint. Und zwar glaube ich, daß 
das Eingreifen schon darin anfängt, diese Ver- 
schiebung von Zeichen zu verstehen und dann 
kann man sich darum kümmern, wenn man 
neue Begriffe/ Symbole einführt — „kulturelle 
Hegemonie der Nazis‘ wäre so einer — in wie- 
weit man die so anfüllt, so verteidigt, daß man 
sie erstmal für sich reklamieren kann, bis sie 
für uns die Bedeutung nicht mehr haben und 
wir sie dann wieder abstoßen können. Aber 
ich glaube, man muß sich davon verabschie- 
den, daß wir Symbole und Begriffe generieren 
und die dann für uns auf ewig behalten kön- 
nen. 


J: Es war keine Forderung nach Perspek- 
tiven, sondern eher eine Verständnisfrage, wie 
Ihr das erklärt, ob denn die Möglichkeit be- 
steht einzugreifen. 


VOLKER: Es ging uns darum klarzuma- 
chen, daß diese Symbole keine Ewigkeitsga- 
rantie haben, daß sie stets neu verhandelt wer- 
den müssen. Gerade wenn es um das Eingrei- 
fen geht, hat sich herausgestellt, daß man an 
ganz bestimmten Symbolen so festhält, daß 
ich fast von einer Fetischbildung sprechen 
würde. Und das halte ich für sehr gefährlich. 
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Nehmen wir die Ikone Che Guevara, der wohl 
dummerweise in keiner WG der letzten 30 
Jahre gefehlt hat und irgendwann wird das so 
voll, daß es platzt und dann wird der Schuh 
danach benannt. Ich wollte mit dem Gesagten 
nur verhindern, daß dann eine große Sinnkrise 
ausbricht. Klar ist, man wird an Symbolen 
nicht vorbeikommen, man wird sie immer 
wieder verwenden. Ich lasse mir aber die Kri- 
tik am exzessiven Gebrauch von Symbolen 
nicht nehmen. Die AA/BO-Fahnen beispiels- 
weise sind nicht originär antifaschistischer 
Tradition, also da gab es gerade in Leipzig in 
den letzten Jahren immer Debatten drum. 


D.: Also ich würde gerne Eure Grundthe- 
se kritisieren und die ist ja die, daß Ihr sagt, 
man soll die Eigentlichkeit der Symbole hin- 
terfragen. Nun habt Ihr Euch da selbst in einen 
Widerspruch verwickelt, indem Ihr selbst nach 
Wesen und Eigentlichkeit der Dinge fragt. Das 
will ich jetzt nicht weiter ausführen. Ich will 
aber darauf hinaus, daß ich denke, daß wir als 
Linke nicht die Aufgabe haben, die Eigent- 
lichkeit der Symbolik danach zu befragen, in 
wie weit sie durch Nazis zu gebrauchen oder 
mißbrauchen sind. Sondern ausschließlich hat 
sie unseren eigenen Ansprüchen und Werten, 
die wir uns setzen, zu genügen. 

Ich bin der Meinung, daß linke Symbolik 
grundsätzlich von Nazis mißbraucht werden 
kann, weil das in ihrer Ideologie selbst so an- 
gelegt ist. Das war schon immer so und das 
wird auch immer so bleiben. Wer Mein Kampf 
in Auszügen kennt, dort beschreibt Hitler, 
warum er meint, daß das Hakenkreuz nur auf 
einer roten Fahne verwendet werden kann. 
Also meine These von der NS-Weltanschau- 
ung ist, daß dort immer die Erscheinung für 
das Wesen gehalten wird. Das ließ sich am be- 
sten an der Antisemitismusdebatte herausar- 
beiten, d. h. die begreifen einfach nicht das 
Wesen wie wir es als Linke begreifen. Sie hal- 
ten immer die Erscheinung für das Wesen, 
daraus schließen sie alles. Deshalb müssen sie 
auch alles personifizieren usw. Da gibt es auch 
in der Linken eine unsägliche Tradition, aber 
da muß man jetzt nicht weiter in die Tiefe ge- 
hen. Das Entscheidende ist, daß die NS-Ideo- 
logie immer die Erscheinung für das Wesen 
hält und das muß uns auch in Zukunft als Lin- 
ke von den Nazis unterscheiden, daß wir diese 
Erscheinungen immer hinterfragen. Ziemlich 
gut bringt es die Rede vom Antisemitismus 
auf den Punkt, daß es sich nämlich dabei um 
verkürzten Antikapitalismus handele. 

Also wenn sie von Imperialismus reden, 
dann schwingt da alles mit, was sie an Ideolo- 
gie haben. Das ist eigentlich nicht der linke 
Begriff - ich möchte jetzt nicht auf die antizio- 
nistische Tradition eingehen - sondern ihre ei- 
gene Verwendung. 

Desweiteren möchte ich doch ein Aus- 
blick auf. Perspektive geben. Ich denke, daß 
das beste Mittel gegen NS-Ideologie wirklich 
linksradikale Politik ist. Und das Problem da- 
bei ist, daß die Symbole, die links aufgeladen 
sind - ich gehe mal davon aus, daß Ihr genau 
wie ich der Meinung seid, daß es keine linke 
Kultur gibt, man kann die nur entsprechend 
definieren, codieren. Man muß da auch über 
Dinge reden wie den Machtanspruch, wie 
emanzipatorisch ist dieser, wenn man Definiti- 
onsmacht erhebt usw., das ist vielleicht bei 
diesem Kongreß nicht zu klären. Das sind 
Dinge, die müssen einfach auf den Tisch. Ich 
denke, daß dieses linke Codieren nur funktio- 
nieren kann, wenn wir uns in einer ganz be- 
stimmten Geschichtstradition schen und stel- 
len. Ansonsten werden wir immer wieder in 
der Luft zerrissen, weil wir keine Möglichkeit 
und Motivation haben, warum wir überhaupt 
Symboliken verteidigen sollten, wenn wir kei- 
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ne Geschichte haben. Das ist das Problem und 
das höre ich bei Euch so raus, daß Ihr das lie- 
ber über Bord werft, als daß Ihr gewisse Dinge 
verteidigt. Die Gefahr in dieser Umwertung 
der Symboliken ist ja beispielsweise die White 
Power-Faust, die ursprünglich ein urlinkes 
Symbol war und wenn man Euren Argumenta- 
tionen weiter folgt, dann ist es für Euch ein 
leichtes, die einfach so über Bord zu werfen. 
Das unterstelle ich Euch in der Folgerichtig- 
keit Eurer Ausführungen. Ich wollte noch eine 
Sache sagen, weil es sich gerade anbietet und 
dann komm ich auch zum Schluß. 

Eine besondere Gefährlichkeit sehe ich in 
der „nationalsozialistischen Internationale“. Es 
ist weltweit zu beobachten, daß faschistische 
Ideologien innerhalb dieser Naziszene auf dem 
Rückzug sind, also Orientierung an Franco 
oder an Italien und daß sich weltweit die Ori- 
entierung wirklich an so einem NS-Ding auf- 
bauscht, was letztendlich die Gefahr in sich 
birgt, daß sie vormals linke Symbole für sich 
nutzbar machen, mit der Motivation: Die Lin- 
ke hat fertig für das nächste Jahrtausend. Als 
Beispiel: Silvester findet in Halle eine Demo 
statt mit dem Motto: „Das nächste Jahrtausend 
gehört dem Nationalismus“ und das ist genau 
ihr Selbstverständnis. 


EIKO: Ich möchte auf einige Punkte von 
D. eingehen, ich teile Deine Einschätzung, 
daß es bei den Nazis immer so war, daß sie die 
Erscheinung für das Wesen hatten, ich glaube 
aber nicht, daß es bei der Linken das Gegen- 
teil war — und ich finde es jetzt einen falschen 
Ausweg, einen neuen Essentialismus zu predi- 
gen, was ich bei Dir raushöre, d.h. bestimmte 
Kategorien wieder auf den Sockel zu setzen: 
Wahrheit im Singular usw. Ich denke nicht, 
daß man die Geschichte vergißt und die Sym- 
bole einfach verkauft, sondern daß man ein- 
fach deren Relativität begreift und als Linke 
begreifen muß, daß heißt aber nicht, daß da- 
mit der Diskurs die Linke auffrißt. 


VOLKER: Ich bitte zu unterscheiden, 
wenn wir bestimmte Symbole über Bord 
schmeißen wollen, dann werfe ich damit noch 
nicht die Geschichte über Bord, es ist die Fra- 
ge, in wieweit Geschichte über diese Symbole 
abzubilden ist, diese Symbole werden ja rein 
empirisch immer sehr wild rumgeschubst und 
wir wollen mit unseren Vortrag davor warnen, 
daß man sich derart an diesen Symbolen ori- 
entiert. Und mit dem besten Mittel gegen den 
NS, also wenn alle alliierten Bomberpiloten 
Linksradikale waren, dann waren wir mal 
richtig gut [Gelächter], aber ich glaube das 
waren die nicht. 


K.: Ich habe eine halbe Nachfrage, ich 
weiß nicht, ob ich das richtig verstanden habe. 
Du hast vorhin im Bezug auf die Nazis und 
den Imperialismus und ihre Symbolik gegen 
US-Imperialismus und ich weiß nicht ob Du 
das so gemeint hast, daß die Nazis nämlich 
den US-Imperialismus tatsächlich ablehnen 
und bekämpfen wollen und daß das für sie 
nicht nur ein symbolischer Akt oder Tarnung 
usw. ist. Sie meinen das tatsächlich ernst. Das 
läßt sich auch belegen: Michael Kühnen hat 
schon 1981 einen Aufruf verfaßt, daß die Lin- 
ken und Rechten doch den Kampf gegen den 
US-Imperialismus zusammenführen sollten — 
und das meinte er ernst. 


EIKO: Ich teile das, es ist schon ernst zu 
nehmen, daß die Nazis gegen den US-Imperia- 
lismus sind, der Unterschied ist nur, daß der 
Imperialismus des eigenen Landes da natür- 
lich nicht mitgedacht ist. 


VOLKER: Das spezifische an dieser sym- 


bolischen Ebene und der Imperialismusbegriff 
gehört da einfach mit rein; Wörter funktionie- 
ren eben auch wie Zeichen und das Dumme 
ist nun mal, wenn die Nazis einen Begriff wie 
Imperialismus verwenden und dabei versu- 
chen auf einen linken Zug aufzuspringen, 
dann ist nicht einfach der Begriff kaputt — 
weil die Begriffe das eben aushalten — und na- 
türlich, sie haben das ernst gemeint, sie haben 
das nur auf eine andere Art ernst gemeint als 
die Linke, als sie den gleichen Begriff verwen- 
dete. Daran sieht man wie viele Stränge sich 
in einem Begriff ausformulieren können, daß 
haben wir ja versucht zu referieren. 


L.: Die Nazis haben in letzter Zeit einen 
qualitativen Quantensprung gemacht, sie sind 
mehr geworden, mehr Köpfe, mehr Ideen. Und 
jetzt sind sie dabei, eine eigene Sprache, Kul- 
tur usw. aufzubauen, bzw. die Räume, die sie 
ch schon haben, weiter auszubauen. Und sie 
wollen halt rebellisch sein oder sich zumindest 
den Anschein geben. Die Frage ist jetzt nicht, 
wie sie irgendwelche Begriffe mit ihren eige- 
nen Inhalten füllen oder eben mißbrauchen. 
Die Frage ist, wie man als linksradikaler 
Mensch dieser gesamtgesellschaftlichen Ent- 
wicklung, die Auschwitzrelativierung von Fi- 
scher usw. entgegen tritt. Man sollte sich über- 
legen, alte und neue Symbole zu entwickeln, 
vielleicht eine Art linke Kultur aufzubauen, 
weil du auf Techno und Gruftpartys Faschos 
triffst, und auf Punkrockkonzerten triffst du 
Sexisten und Rassisten, auch Faschos und die 
meisten Linken machen rum in ihrer eigenen 
Subkultur, wir haben keine Ausstrahlung 
mehr. Das sind die Sachen, die mich so inter- 
essieren. 


EIKO: Aber wie wäre jetzt der Vorschlag 
eine linke Kultur aufzubauen, wie könnte er 
aussehen, wie sind die Bedingungen dafür? 


L.: Die Bedingungen sind einfach in die- 
ser Kulturgeschichte zu suchen. Es gibt viele 
Linke, die sagen, Techno ist Kommerz, aber es 
gibt auch eine Technoszene, die unkommerzi- 
ell ist. Genauso wie du bei Punkrock eine Ent- 
politisierung hast. Der Punkrock hatte in den 
80er Jahren heftigere Texte als heute, wo es 
nur noch um saufen, ficken, fertig geht - ist 
doch bullshit. Dann kann man auch schen, 
daß die Linke den 80ern hinterher rennt, und 
ich denke, die Verhältnisse haben sich mittler- 
weile so verändert, daß Du wieder von vorne 
anfangen mußt - als Linksradikaler. Du hast 
in der Linken diese Entpolitsierung. Du triffst 


"häufig Leute, die sagen: „ich bin unpolitisch 


usw.“ — man sollte einfach wieder Farbe be- 
kennen. 


VOLKER: Ich wollte dazu nur eins sagen, 
weil Du diese Unterscheidung zwischen nicht- 
und kommerzieller Kultur gebracht hast; ich 
halte diese Unterscheidung schon für einen fa- 
talen Grundfehler. Es gibt im Kapitalismus 
keine nicht-kommerziellen Bereiche und diese 
ganze Subkultur ist ein Nebenstrang und kein 
diametral entgegen gesetzter. Und das andere 
ist: Warum willst Du mit etwas neu anfangen, 
was schon mal nicht geklappt hat. Punks ha- 
ben schon immer vom Saufen gesungen, bitte, 
das ist Punk. [Gelächter, Ablehnung, Zwi- 
schenrufe] 


Moderation: Es ist unsinnig, das ohne 
Mikrophon weiterführen zu wollen, die Ant- 
wort war kurz und gut, vielleicht sollten wir 
später zurückkommen auf den Punkt, inwie- 
weit so ein Begriff wie Antikommerz noch 
greifen kann und ähnliches. 


M.: Ich möchte hinweisen auf eine Konse- 
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quenzlosigkeit von Dingen, die ihr gesagt 
habt. Ihr habt darauf hingewiesen, daß politi- 
sche Positionen ästhetisch vermittelt werden 
sollten, da der reine Ideologietransfair zu lang- 
weilig wäre und ich finde es interessant und 
bezeichnend, daß da niemand widerspricht. 
Zumal einige die hier sitzen, dem in der Praxis 
immer widersprechen, weil das heißt ja nichts 
anderes, als daß Symbole verwendet werden; 
d.h. auf einer Demonstration verwendet man 
eben nicht pure Ideologie, sondern versucht, 
ästhetisch zu vermitteln und verwendet dafür 
Symbole, das ist die logische Schlußfolgerung 
von Eurem Reden. Die Kritik der Linken dar- 
an ist aber: Das ist ja Inhaltslosigkeit. Nun ist 
man aber auf Verwendung von Symbolen an- 
gewiesen, und die einen sind eine Zeit lang 
gut, weil sie eine gewisse Bedeutung haben 
und die verschwindet dann halt wieder. Dieser 
Idee kann man nicht allzuviel entgegensetzen. 
Andererseits gibt es auch Symbole, die länger 
halten, weil sie länger mit einer linken Idee 
oder Geschichte verbunden sind, was man 
dann auch nicht einfach außer acht lassen 
kann und nicht einfach sagen kann: Wir kön- 
nen uns jetzt beliebig Symbole rausgreifen, 
wie z.B. einen Apfelbaum und den jetzt zu ei- 
nem linken Symbolträger machen, das geht 
nicht. Man muß sich fragen, was macht man 
mit den historischen Symbolen, warum diese 
nicht verwenden, solange sie eine Bedeutung 
für die Leute haben und solange man damit 
noch Sachen vermitteln kann. 


EIKO: Ich glaube, wir haben die ästheti- 
sche Vermittlung etwas breiter gefaßt, nicht 
nur auf der Symbolebene, sondern an Deinem 
Beispiel Demo. Die Musik, die da gespielt 
wird, ist auch eine ästhetische Vermittlung 
und was ich vorhin mit diesem reine Ideolo- 
gietransfair sagte, daß der nicht möglich ist: 
wenn man z.B. die Zeitschrift „Bahamas“ an- 
guckt, die ohne Layout auskommt, nahezu, 
aber jetzt kommt genau der Fehler: Es ist 
trotzdem Layout. Das heißt, sie versuchen den 
reinen Ideologietransfair vorzugeben, aber in 
der Gestaltung, die sie nutzen, wird das auf äs- 
thetische Weise umgesetzt. D.h. cs gibt auch 
da den reinen Ideologietransfair nicht. Und 
auf anderer Ebene bin ich dankbar, daß sich 
so ein „radikal“-Schnipsellayout nicht durch- 
gesetzt hat. [Gelächter] 


N.: Ich wollte die zentrale These unter 
Punkt 1 angreifen, daß die Linke nichts besit- 
zen würde. Sie besitzt schr wohl etwas, näm- 
lich eine Ideologie, die ihre Geschichte hat 
und zwar steht in deren Zentrum die Egalität. 
Der ästhetische Ausdruck mag sich vielleicht 
verschieben, aber zentrale Begriffe, die aus 
der marxistischen Terminologie stammen, die 
sollte man unbedingt verteidigen, sonst wer- 
den sie wirklich vakant und dann können die 
Rechten diese Hülle übernehmen und eben 
auch Imperialismus im Flugblatt unter ganz 
anderen Vorzeichen verwenden. Das liegt auch 
an der Linken, weil die sich dieser Begriffe 
nicht mehr richtig bewußt ist. Wenn wir Be- 
griffe linker Ideologie verkommen lassen, 
dann fördern wir quasi fäschistische Bestre- 
bungen, weil wir den Nazis das überlassen. 
Wir müssen uns dieser Geschichte wirklich 
bewußt sein und die Begriffe weiter verwen- 
den. 


VOLKER: Wir haben versucht über linke 
Codes zu sprechen, daß es bestimmte Inhalte 
gibt, die beibehalten werden müssen, das wür- 
de ich gar nicht abstreiten. Mit der Geschichte 
wird es schwierig, da Geschichte immer ein 
Herrschaftsprodukt ist und Geschichte ver- 
schwindet dann auch gerne mal, je nach dem, 
wie sie gerade erzählt wird. Man kann sich 


nicht ganz positivistisch auf den Begriff der 
Geschichte beziehen, da muß man auch sagen, 
welche Geschichte man eigentlich meint. 

Die Symbole sind dummerweise änderbar 
und das gilt auch für zentrale Symbole der Ar- 
beiterbewegung, die auch schon im klassi- 
schen Faschismus einfach verwendet wurden. 
Wir haben nur davon gesprochen, daß diese 
Symbole nicht zwangsweise an eine Bedeu- 
tung zu koppeln sind. Es geht nicht darum 
linksradikale Inhalte — und ich denke, daß wir 
durchaus einiges von Marx beachtet haben in 
unserem Vorgehen, Struktur und Erscheinung 
sind ja im Marxismus zentrale Elemente — 
über Bord zu werfen. Nur das unreflektierte 
Festhalten an bestimmten Parolen und Begrif- 
fen wie der Arbeiterfaust etc., das wollen wir 
über Bord werfen. 


O.: Ich fand das gut, daß Ihr das auch von 
der Methode her so dargestellt habt, ich fand 
das nur bißchen abstrakt und meine, daß man 
das mehr differenzieren muß. Die Frage nach 
dem Mißbrauch hinter Symbolik stellt sich für 
mich bei einigen Beispielen nicht. Da sind re- 
bellische Gesten von Jugendkulturen genannt 
worden, Rebellentum als solches ist nicht mit 
linken Inhalten verbunden, das ist relativ wert- 
frei, d.h. es gibt einerseits wertfreie Codes, die 
eine Methode darstellen, aber keine Inhalte. 
Wilhelm Reich hat den Faschismus mal als 
Rebellion der Spießer und Kleinbürger be- 
zeichnet, daß hat nicht unbedingt was mit Lin- 
ken zu tun. Es hat von der NF mal einen Zeit- 
schriftentitel gegeben, da stand drauf: „Macht 
kaputt was Euch kaputt macht“, das war von 
Ton Steine Scherben übernommen. Das war 
auch ein Code, der bei den Linken mal sehr 
verbreitet war — aber keine besonders linke 
Bedeutung hat. Andere Fälle wie der gezeigte 
Aufkleber, die ja nun einen ganz bestimmten 
Hintergrund haben, der kommt ja noch aus der 
Zeit, wo die JN in nationalrevolutionärer Ma- 
nier versucht hat, mit Linken zusammenzuar- 
beiten oder in linke Kreise einzubrechen. Das 
war im Ergebnis relativ erfolglos - obwohl das 
bestimmt einige Irritationen auslöste z. B. in 
den Subkulturen, die sich um die Linke her- 
umgruppiert haben, aber theoretisch nicht im- 
mer gefestigt waren. Da gibt es von Naziseite 
einen bewußten Einflußversuch. Ich würde 
übrigens abstreiten, daß die jemals irgendwie 
antiimperialistisch gewesen sind, sondern, daß 
das eher ein Code von Antiamerikanismus ist, 
den sie immer gepflegt haben. Klar ist, daß ein 
wesentlicher Bestandteil des NS der Imperia- 
lismus ist und das gilt auch noch heute. 

Es gibt noch einen 3. Fall, diesen Wider- 
standsbegriff, wo sie sich „Aktion Wider- 
stand“ nennen oder ähnliches. Das ist eine 
feindliche Übernahme des Begriffes, weil ich 
verbinde damit den Widerstand gegen den NS, 
in Frankreich heißt das dann „resistance“, also 
auch Widerstand und den Nazis geht es wohl 
darum, uns Geschichte kaputt zu machen und 
da ist es angebracht, sich gegen zu wehren. 


P.: Über die grundsätzliche Notwendig- 
keit von Symbolen sind wir uns wohl einig, da 
habt Ihr ja auch nix gegen gesagt. Ihr wolltet 
darauf hinweisen, daß Symbole unterschied- 
lich gedeutet werden können und auch unter- 
schiedlich aufgeladen werden können. Nur das 
Dilemma, in dem wir dann ja stecken, selbst 
wenn wir das einsetzen und sagen: „O.k., wir 
benutzen jetzt neue Symbole und legen die al- 
ten ad acta“, dann ist das Problem, daß da eine 
gewisse Trägheit besteht, denn zuerst muß klar 
sein, welche Symbole wir warum neu besetzen 
oder neu aufladen und die Alten ablegen und 
daß natürlich auch die Nazis damit operieren 
können oder auch andere. Und das Problem 
der Trägheit, nämlich, daß die Symbole eine 


III Politische Bedeutung der Kultur - Mein Bac, dein Bac - Eiko, Volker 
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gewisse Bedeutung mit sich rumschleppen, 
was Ihr ja auch gesagt habt, und diese alte Be- 
deutung lassen sich nicht einfach damit kap- 
pen, daß wir der Masse sagen: „Das gilt so 
nicht mehr“. 


VOLKER: Es geht ja um die Frage, wie 
zentral diese Symbole dann sein müssen in der 
linksradikalen Politik. Ich persönlich meine, 
daß, wenn ich mir bestimmte Broschüren an- 
schaue oder auch Outfit, politisiertes Outfit, 
dann ist das mir schr oft zu zentral und ich 
würde eher dafür plädieren, die Wertigkeit, die 
man da hineininterpretiert hat in den 80er aber 
auch in 90er Jahren wieder etwas zurückzu- 
nehmen. Es gibt einfach keine Subkultur und 
Symbole, die aus sich heraus per se linksco- 
diert sind. Das sind Geschichten, die immer 
parallel liefen: Die Punks haben immer vom 
Saufen gesungen und sich dann auch mit Na- 
zis geprügelt. 


Moderation: Ich würde jetzt in Anbe- 
tracht der Zeit eine Abschlußrunde vorschla- 
gen. Ich würde das jetzt schr eigenmächtig, 
auf drei weitere Redebeiträge beschränken, 
plus Antworten natürlich. 


O.: Ich wollte noch etwas zu dem JN- 
Spucki sagen: Ich bin nicht der Meinung, daß 
der Imperialismusbegriff wie die JN ihn be- 
nutzt unbedingt “ne Umdeutung ist, dahinge- 
hend, daß der NS nicht unbedingt mit Impe- 
rialismus verknüpft werden muß, gerade wo 
heute doch Nationalsozialisten cher ethnoplu- 
ralistisch argumentieren, nach dem Motto jede 
Nation soll ihren eigenen Entwicklungsweg 
gehen und für sich eine Volksgemeinschaft 
konstruieren, die Deutschen, die Tschechen, 
die Chinesen, die Koreaner. Es ist ja auch klar, 
daß die NPD sehr stark in der Nordkoreasoli- 
darität mit drinhängt. Man muß da sehr vor- 
sichtig sein, den Imperialismusbegriff unre- 
flektiert in eine linke Kritik miteinzubinden. 
Che Guevara fiel ja vorhin auch mal, also die- 
ser Rückgriff der revolutionären Linken auf 
eine Person wie Che Guevara ist von Anfang 
an reaktionär und nationalistisch, dieser Be- 
freiungsnationalismus ist eben etwas, was man 
nicht links besetzen kann. [Unmutsäußerun- 


gen] 


R.: Ich wollte noch mal eine prinzipicllere 
Anmerkung zu Eurem Ansatz machen. Darf 
ich? Es geht ja die ganze Zeit um die Frage, 
kann man Symbole benutzen, kann man sie 
aufladen oder werden sie einem entwendet. Ihr 
vertretet sozusagen die Gegenposition. Was 
mir nicht klar ist dabei, ob Eure Position nicht 
doch impliziert, daß, wenn man es richtig 
macht, das ganze also reflektiert hat, wie das 
funktioniert mit den Symbolen, man in letzter 
Wendung doch die richtigen Symbole schaffen 
kann. 

Meine Gegenthese wäre die Frage danach, 
wenn Ihr das, was Ihr als die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse benannt habt, beschränkt 
auf das Verhältnis verschiedener Menschen- 
gruppen, die diese Zettel austauschen — dann 
wäre meine Gegenfrage: Was ist mit dem Zet- 
telkasten, was ist mit dem, was ich jetzt mal 
flapsig „automatisches Subjekt Kapital“ nen- 
ne, also dem zentralen Verhältnis, mit dem die 
Leute sich hier täglich auseinandersetzen müs- 
sen? Schafft eine moderne kapitalistische Ge- 
sellschaft nicht für die Leute, die darin funk- 
tionieren ganz bestimmte Evidenzen, die dann 
z. B. eine antisemitische Position eher nahele- 
gen, sofern man sich mit diesem Gesell- 
schaftssystem identifiziert, als eine antikapita- 
listische? Also gibt es da nicht etwas Vorgän- 
giges vor dem Austausch von Zeichen, bzw., 
das ist jetzt blöd formuliert, weil wir da wie- 
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der in diesen Substanzstreit kommen. Also, 
wie hängen diese beiden Faktoren zusammen? 


EIKO: Ich möchte auf den ersten Teil der 
Frage — diese Symbolsache antworten — ich 
glaube nicht, daß wenn wir das alles diskutiert 
haben, dahin kommen wollen, neue Symbole 
links zu zementieren. Was wir behauptet ha- 
ben ist, daß diese Symbole — ob die Nazis sie 
haben wollen oder nicht — von ihrer Zeitlich- 
keit abhängig sind und die meisten Symbole 
haben eine kurze Halbwertszeit, andere wie- 
derum eine schr lange und sind schr stark mit 
dem verschweißt, was sie ursprünglich bedeu- 
tet haben. 

Noch mal am Beispiel der Arbeiterfaust 
illustriert: Diese ist an ein männliches Arbeits- 
ethos geknüpft, gleichzeitig an ein sozialisti- 
sches, aber auch an ein nationalsozialistisches. 
Dieses Paket aufzuschnüren, ist schwer mög- 
lich, das Produkt zu spalten und die guten Ele- 
mente allein zu sich rüber zu ziehen, ist nicht 
möglich — es gibt also keine Möglichkeit mit 
dem sicheren Symbol nach Hause zu gehen. 


VOLKER: Gut, und zu dem anderen, das 
ist ein weites Feld, das Du da ansprichst mit 
der Vermittlung des stofflichen, dann durch 
die symbolische Ebene das stoffliche und ge- 
sellschaftliche. Es ist ja nicht nur der Zettelka- 
sten, es ist auch der Baum, der auf der Karte 
dann noch mal abgebildet wird, dadurch, daß 
ich dann „Baum“ vorlese, das ist die Grundla- 
ge von den ganzen Kram. Wir haben uns jetzt 
darum gekümmert, wie das stoffliche und ge- 
sellschaftliche sich abbildet auf der symboli- 
schen Ebene, auf der Ebene der Sprache um 
klarzumachen, daß die Sachen nicht so sein 
müssen, wie sie sich auf der Erscheinungsebe- 
ne zeigen. Da würde ich ganz klar sagen, daß 
der ganze Demokratiediskurs — „Ende der Ge- 
schichte“, „bürgerliche Demokratie ist das be- 
ste, was die Menschheit je hervorgebracht“ — 
sprachlich völlig die realen Umstände verklei- 
stert. Es ist natürlich die Frage, wie ich dann 
meine Motivation erreiche und da können wir 
uns dann über Leidensfaktoren unterhalten. 
Das vermittelt sich eben nicht symbolisch, 
weil sich das in der Regel verkleistert darstellt 
und jetzt ist die Frage: Körperliches Leid, wie 
vermittelt sich das eigentlich? Das kann auch 
eine Motivation sein und das bezieht sich 
nicht auf die symbolische Ebene, sondern 
ganz klar auf die stoffliche Grundlage, aber da 
kommen wir dann wirklich in poststrukturali- 
stische Theoriedebatten rein. 


Moderation: So jetzt der letzte Beitrag. 


S.: Ja, ich wollte noch mal zentral sagen, 
daß ich denke, es ist ganz klar, die Nazis ver- 
suchen immer wieder, uns die Symbole zu 
klauen. Das ist auch das, was wir merken, wir 
haben sehr wenig Symbole, die für uns spre- 
chen, die Nazis hingegen haben schr viele 
Symbole, die sie für sich codieren können, ge- 
nerell in der Jugendbewegung. Die einzige 
Möglichkeit da dagegenzuhalten, ist zu pro- 
bieren, alle unsrigen Symbole zu verteidigen 
und nicht, wenn da irgendwo mal was negati- 
ves war, in der Geschichte oder so, das Sym- 
bol einfach in die Tonne zu hauen und zu war- 
ten, daß die Nazis das dann aufgreifen. Das 
würde für uns eine Schwächung bedeuten, 
eine ganz massive. Das ist auch das, was wir 
jetzt merken, wir müssen einfach begreifen, 
daß wir von Symbolen und von Kleidungsco- 
des umgeben sind, daß das Ausdrucksformen 
sind, die wir verteidigen müssen. Wenn wir et- 
was haben, müssen wir es festhalten und ver- 
teidigen. Wenn nicht werden wir einfach un- 
tergehen. [Unmut, Zustimmung] 
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Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


VOLKER: Es gibt keine originär linken 
Symbole, das ist nun mal so. 


S.: Klar gibt es linke Symbole. Alles sind 
Symbole. Selbst die Brillen, die Ihr aufhabt. 


EIKO: Ich würde das gerne korrigieren, 


wenn ich darf, jetzt wo wir schon bei unseren 
Brillen sind. Ich könnte sagen, daß ein Spießer 
der 60er Jahre in der BRD, möglicherweise 
ein Nazitäter, so eine Brille getragen hat und 
gleichzeitig auch Malcom X. So und was heißt 
das jetzt? 


VOLKER: Gar nichts. 


EIKO: Das heißt, daß an dieser Brille gar 


nichts hängt und genauso funktioniert das mit 


anderen Symbolen. [Unruhe, Zustimmung] 


von ART Dresden 


Moderation: Die Gruppe ART (Antifa- 
schistisches Recherche Team) Dresden, hier 
vertreten durch Sven, Tobias und Michael 
wird zum Kongreßkomplex “politische Bedeu- 
tung der Kultur” das Thema referieren: “Gibt 
es eine Nazisubkultur? Bildet die Nazikultur 
eine eigenständige Subkultur mit eigenständi- 
gen Werten, die sich konträr zur Gesellschaft 
verhalten oder ist die Nazikultur nur die Über- 
steigerung eines gesellschaftlichen Norm- und 
Wertekonsens oder etwa beides?”. 


ART: Ich werde zuerst die Struktur unse- 
res Referats vorstellen. 
1) Rückblick in die Historie; gab es rechte 
Subkulturen? 
2) Welches Selbstbild hat die heutige Jugend 
von sich; Analyse von Umfrageergebnissen 
3) Die spezifische Situation in den 90ern 
4) Diskussion 


Punkt :Geschichtlicher 
Rückblick: 


In verschiedenen Texten, wie z.B. auch im 
Kongreßaufruf findet sich die Aussage “Die 
neue SA marschiert. Zwischen Rostock und 
Dresden bestimmen junge Nazis die Jugend- 
kultur.” Hinter dieser Aussage, steht Polemik 
oder der Glaube, daß alte historische Konstel- 
lationen wiederkehren könnten. Wir wollen 
auf den Vergleich zwischen rechtsextremer 
ostdeutscher Jugendkultur und SA an dieser * 
Stelle eingehen, allerdings losgelöst von Pole- 
mik und dem Glauben an die Wiederkehr ver- 
gangener Zeiten. 

Die SA stellt sich für uns als wirkliche 
Subkultur dar, woraus sich einige Dinge für 
das Hier und Jetzt ableiten lassen. 

Ein zweiter historischer Exkurs wird unter 
dem Titel “Die Hippies, Charles Manson und 
der Satanismus’” stehen. An ihm wollen wir 
bestimmte Initiationsmomente aufzeigen, wel- 
che die Verknüpfung von Nazikultur und an- 
deren Jugendkulturen möglich machen. 


Die SA 3 

bildete eine Nazisubkultur im wortwörtli- 
chen Sinne. Uns interessiert dabei ihr Verhält- 
nis zu bürgerlichen und konservativen Kräften 
nach der Machtergreifung der Nationalsoziali- 
sten. 

Im Sommer 1933 kommt in verschiede- 
nen Artikeln und Reden zum Ausdruck, wie 
um die Definitionsmacht des nationalsoziali- 
stischen Revolutionsbegriffs gerungen wird. 
Die NS-Hegemonie auf der Straße war er- 
reicht, der SA gingen die unmittelbaren politi- 
schen Gegner aus. Am 6. Juli erklärte Hitler 
die nationalsozialistische Revolution für been- 
det. „Der frei gewordene Strom der Revolution 
muß in den sicheren Hort der Evolution über- 
geleitet werden“, so Hitler. Mit ihm stimmten 


Politische Bedeutung der Kultur 
ibt es eine Nazisubkultur> 


Heß, Goebbels und andere Nazigrößen über- 
ein. Röhm dagegen, in seiner Funktion als 
Stabschef der SA, formulierte in den „Natio- 
nalsozialistischen Monatsheften“: „Ob es ih- 
nen paßt oder nicht, wir werden unseren 
Kampf weiterführen. Wenn sie endlich begrei- 
fen worum es geht, mit ihnen, wenn sie nicht 
wollen, ohne sie und wenn es sein muß, gegen 


. sie.“ Das war das Schlagwort der sogenannten 


„Zweiten Revolution“. 

Konzipiert als militanter Kampfverband, 
trug die SA unter Ernst Röhm ihren Anteil an 
der Machtergreifung der Nazis bei, jedoch 
ging ihr die “Erste Revolution” nicht weit ge- 
nug. Die deutsche Revolution weiterzutreiben 
hieß für Röhm zuallererst, den nationalen 
Konsens zwischen konservativen Kräften, der 
Wirtschaft, dem bürgerlichen Milieu und den 
Nazis aufzukündigen. Als eigentliche Gegner 
der Revolution stellte Röhm die Nörgler und 
Spießer dar, diejenigen, welche sich an natio- 
nalen Symbolen berauschen ohne selbst kämp- 
fen zu wollen. Der antibürgerlichen SA-Sub- 
kultur, einem Gemisch aus jahrelanger, perma- 
nenter Gewalterfahrung, Antikapitalismus, 
Männergruppen und Männerhäusern, homose- 
xuellen Tendenzen und Elitehabitus, gelang 
der Prozeß der Transformation in den geregel- 
ten Arbeitsablauf des nationalsozialistischen 
Deutschland nur unter Mühen. So gab es zwar 
Übereinstimmungen im Wertekanon, zwischen 
NSDAP und SA, doch predigte und verkörper- 
te die SA, nicht zuletzt wegen der Homose- 
xualität Röhms und anderer SA-Funktionäre, 
sowie des Bezuges auf den linken Flügel der 
NSDAP, letztendlich einen eigenen spezifi- 
schen Nationalsozialismus, der mit dem offizi- 
ellen, früher oder später in Konflikt geraten 
mußte und auch geriet. 


Die Hippies, Charles Man- 
son und der Satanismus 

Etwa 35 Jahre später stehen C. Manson 
und seine Mörderbande im Licht der Öffent- 
lichkeit. Manson, im Gefängnis sozialisiert, 
mit tätowiertem Hakenkreuz auf der Stirn, 
stiftet in seiner Funktion als Guru geistig ab- 
hängige Hippiejünger zu ihren Untaten, den 
Tate-Fabianka-Morden an. Genauso wie diese 
Hippies im Blut ihrer Opfer wateten, wateten 
zur gleichen Zeit Hunderttausende durch den 
Schlamm von Woodstock. Die Kehrseite der 
klassischen Hippieattribute, wie Drogen, Mu- 
sik, Arbeitsverweigerung, Liebe und Frieden 
war folgende: rassistische Morde, bestialische 
Raserei, Folter und Satanismus. Nicht verges- 
sen werden darf in diesem Zusammenhang, 
daß den Hippies anfangs nicht ihre Vermarkt- 
barkeit vorgeworfen wurde, sondern ihr 
Charles Manson. 

Ein Journalist namens Ted Sanders mach- 
te sich auf die Spur um die Fakten und die 
Ideologie derer aufzudecken, welche Manson 
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und die Hippies in einen Topf warfen. Er fand 
ein weitverzweigtes Netz von Sekten, Satani- 
sten, schwarzen Magiern, von Rassisten und 
Rechtsradikalen. Manson war also nicht ein 
Teil der Lüge, sondern das häßliche Gesicht 
der Wahrheit. Das Konglomerat aus Rechtsra- 
dikalismus und okkulten Praktiken, der spezi- 
fische Umgang mit Symbolen und Zeichen 
schlägt sich in den 90ern nicht zuletzt in der 
Liaison zwischen Darkwave und Naziszene 
wieder. Wo liegen hier die Gemeinsamkeiten 
in der Symbolsprache bzw. im Umgang mit 
den Symbolen? 


Das Heute 

Wieder 30 Jahre später. So wie Charles 
Manson ein Hakenkreuz auf der Stirn trug, 
ritzten Nazis 1992 einer jungen Einwanderin 
ein Hakenkreuz auf die Stirn. Die Stigmatisie- 
rung und Selbststigmatisierung zeigen, wie 
fest sich dieses Symbol im Bewußtsein festge- 
setzt hat. Ein Symbol ist per Definition ein 
Zeichen, welches auf ein anderes verweist. 
Nazis aber, und auch Grufties, haben ein zu- 
tiefst irrationales Symbolverständnis. Runen 
und magische Zeichen sind nach diesem Ver- 
ständnis keine Verweise auf etwas anderes, 
sondern besitzen ein eigenes Wesen mit eigen- 
ständiger Kraft. 

Dieses voraufklärerische Symbolverständ- 
nis läßt jedoch die Frage offen, wie Nazis lin- 
ke Symbole okkupieren können. 

Für die 90er bleibt festzuhalten, daß es 
vor allem zwei Jugendkulturen waren, welche 
gesellschaftliche Wirkung erlangten. Nazi- 
skins und Raver. Beide verkaufen den Mainst- 
ream als Minderheit. 


Punkt 2: Die Jugend in Sach- 
sen 


Will man die Frage beantworten, ob es 
unterschiedliche politische Auffassungen zwi- 
schen der Jugend und dem Mainstream gibt, 
ist eine kurze Analyse der gegenwärtigen Lage 
notwendig. Die ideologischen Wechselwirkun- 
gen zwischen Jugend und Gesellschaft sollen 
im folgenden dargestellt werden, wobei die ju- 
gendlichen Lebensvorstellungen in den Mittel- 
punkt rücken. Ausgewertet werden offizielle 
Umfrageergebnisse, ohne deren politische 
Zielrichtung aus den Augen zu verlieren. Eige- 
ne Recherchen stehen an zweiter Stelle. 

„Sachsens Jugendlich sind mit ihrem Le- 
ben zufrieden“, so befindet eine Studie des 
sächsischen Kultusministeriums 1998. Diese 
ergibt auf mehr als hundert Seiten ein aus an- 
tifaschistischer Sicht desolates Gesamtbild der 
Heranwachsenden. Zwei Schwerpunkte lassen 
sich feststellen: ”Egozentrische Lebensziele 
besetzen wiederholt die Spitze der Wertehiera- 
chie. Leistungen und Verantwortung für ande- 
re, gesellschaftsbezogene Aktivitäten sind 


deutlich nachrangig.“ Individualistische Le- 
bensentwürfe bilden den Background für die 
überschwengliche Einschätzung. 69% gaben 
an, daß ihnen das gegenwärtige Leben gut 
bzw. schr gut gefällt, 83%, daß sie glücklich 
sind und viel Freude haben wollen und 87% 
zählen Humor zu den wichtigen Dingen im 
Leben. Ebenso werden bestimmte Grundwerte 
wie Pflichtbewußtsein und Durchsetzungsver- 
mögen mit über 80% als wichtig eingeschätzt. 

Im Gegensatz dazu stehen die Zahlen, 
welche Hinweise auf soziale Beziehungen ge- 
ben. Nur 31% der Jugendlichen würden für 
andere dasein oder anderen helfen. 

Dies ist Beleg dafür, daß die in der BRD 
angedachte Solidargemeinschaft in den Köp- 
fen der Jugendlichen nicht sehr weit gedichen 
ist. 

„In den politischen Grundorientierungen 
der sächsischen Jugend ist seit 1995 eine Zu- 
nahme rechter Einstellungsmuster und eine 
Abnahme linker Orientierungen zu verzeich- 
nen.“ 16% der befragten Jugendlichen ordne- 
ten sich selbst rechts der Mitte ein, wobei 
Männer häufiger rechts als links positioniert 
sind. Die beliebteste rechtsradikale Partei ist 
die NPD, der etwa 4% der Befragten naheste- 
hen. Wichtig in diesem Zusammenhang sind 
die Untersuchungsergebnisse, welche sich mit 
dem Zusammenleben sächsischer Jugendlicher 
mit Nichtdeutschen befassen. 50% sind der 
Meinung, daß dies nicht funktioniert, weil die 
Probleme wachsen, bzw. weil die Unterschic- 
de einfach zu groß sind. 39% glauben, daß es 
funktioniert, doch nur mit vielen Reibereien. 

Wenn man „demokratische“ Grundwerte 
als Ausgangspunkt der Analyse, ob die radika- 
le Linke sich auf diese berufen soll, ist ja 
ebenfalls Gegenstand des Kongresses, betrach- 
tet, so ist festzustellen, daß die Umfrageergeb- 
nisse, welche über 60% liegen, alle relativ un- 
abhängig vom gesellschaftlichen und politi- 
schen System sind. Es zeigt sich, daß elemen- 
tare Bausteine einer humanistischen Gesell- 
schaft nur in einer Minderheit der befragten 
Jugendlichen verankert sind. Zu sagen ist 
aber, daß bei dieser Umfrage die Fragen nach 
humanistischen Werten cher kryptisch wirken. 

Der Spiegel berichtete im August diesen 
Jahres von einer Umfrage der Uni Greifswald, 
in der über 1.000 Jugendliche befragt wurden. 
„Diese seien von einer ausgeprägten rechten 
Jugendkultur beeinflußt“. Knapp die Hälfte 
der Befragten war der Auffassung, daß die 
Deutschen den anderen Völkern überlegen sei- 
en. Ein Drittel gab an, daß Deutsche mit Aus- 
ländern keine Kinder zeugen sollten. Eindeuti- 
ge Fragen, eindeutige Antworten. 

Zurück nach Sachsen: Im Vergleich zur 
Vorgängerstudie 1997 ergibt sich ein Zuwachs 
von 3% zu den sich selbst als rechts und 
rechtsradikal bezeichnenden Jugendlichen. 
Diese Ergebnisse dürften aber noch keinen 
Rückschluß auf die Wahlergebnisse zulassen, 
weil viele der Befragten noch nicht wahlbe- 
rechtigt sind. Andere Medien, wie der MDR 
berichteten jedoch über den prozentualen An- 
teil der Naziparteien wählenden NeuwählerIn- 
nen und bezifferten ihn auf etwa 20%. Die 
NPD bekam zu den Landtagswahlen am 19. 
September 1,4% der Stimmen. Das sind die 
Fakten. 


Punkt3: Die spezifische Si- 
tuation in den 9Oern 


Konnten sich die Nazis im Westen als Re- 
bellen gegenüber einer allzu liberalen, allzu 
multikulturellen Gesellschaft fühlen und ge- 
gen das Denken von ’68 rebellieren, trifft das 
auf die Ostnazis nur bedingt zu. Während, so 
zynisch das klingt, die Westnazis in den 70er 
und 80er Jahren aus ihrer Sicht heraus einen 


Grund hatten, gegen ihre Eltern zu rebellieren, 
ist diese Rebellion vor allem im Osten nach 
’89 nicht zu finden. Festgestellt wurde schon 
an anderer Stelle, daß die Nazi-Jugendkultur 
in den neuen Bundesländern von Beginn an 
konform lief und mit dem vermeintlichen An- 
spruch existierte, Avantgarde für die Wünsche 
ihrer Eltern zu sein und diese radikal umsetz- 
te. Neben Parallelen im Wertekanon, weist die 
Nazikultur der 90er Jahre über die Wünsche 
der Eltern hinaus. Erwähnt werden muß an 
dieser Stelle vor allem die Ausdifferenzierung 
dieser Szene und das andocken an bisher 
fremde Szenen, wie Hardcore, Black Metal 
und Darkwave. Gerade die Radikalität ist Si- 
gnum und Abgrenzung gegen das „feige bür- 
gerliche Elternhaus“. 


Szene l: Mückern, Dorf in 
EC) Diskothek Wo- 
an 


Diese avancierte 1996 zum Synonym für 
Nazikonzerte. Bis zu 1.000 Naziglatzen feier- 
ten sich selbst mit allem, was an Dekoration 
und Gegröle dazugehört. 

Dem nächsten geplanten Nazikonzert trat 
die Staatsmacht geballt entgegen. Etwa 1.000 
Polizisten sind an der Durchsetzung des Ver- 
botes beteiligt. In der gesamten Region genügt 
ein Kurzhaarschnitt um kontrolliert zu wer- 
den. Bereits im 30 km entfernten Bautzen er- 
richten mit Maschinenpistolen bewaffnete Po- 
lizisten Straßensperren und erteilen Platzver- 
weise. 

Das agieren in der Nazisubkultur hat im- 
mer wieder etwas mit Grenzerfahrung zu tun. 
CD-Veröffentlichungen auf dem heimischen 
Markt geht in der Regel ein Gespräch mit 
Rechtsanwältlnnen voraus. Fanzines bewegen 
sich meist am Rande der Indizierung, bzw. 
spielen ganz bewußt damit. Beispielsweise 
werden von bestimmten Parolen oder Wörtern 
nur noch die Anfangsbuchstaben angegeben 
und alle weiteren Buchstaben als Punkte ge- 
kennzeichnet. Insider wissen dann, wovon die 
Rede ist. 

Verbote, Indizierungen und immer wic- 
derkehrende Beschlagnahmungen führen nicht 
nur zu einer Mythologisierung des eigenen 
Rebellierens gegen die Gesellschaft, sondern 
auch zur Herausbildung gut funktionierender 
Strukturen. Der Handel mit im Ausland ge- 
preßten CD’ s erinnert stark an den Handel 
mit illegalisierten Drogen und läßt Fahndungs- 
maßnahmen immer wieder ins Leere laufen. 
Letztendlich wird eine Subkultur immer Mit- 
tel und Wege finden, ihre Produkte zu verbrei- 
ten. In der Radikalität der Produkte selbst, tritt 
die Naziszene in eigene Konkurrenz. Mit im- 
mer neuen Ideen auf Covern und Fanartikeln 
wird inzwischen im Jahr ein hoher zweistelli- 
ger Millionenbetrag umgesetzt. 


Bei der Rezeption von expliziter Nazimu- 
sik lassen sich zwei Hörertypen unterscheiden. 
Einerseits normale Jugendliche, die neben 
„Mr. President“ und „Mambo No. 5“, „End- 
stufe“ und „Störkraft“ hören und der Nazi, 
welcher sich auf letztgenannte beschränkt. 

Nähert man sich der bundesdeutschen Ju- 
gend über die Subkultur an, so fällt auf, daß 
alle Subkultur ihre rechten Zentren und Akti- 
vistInnen überwiegend im Osten der BRD ha- 
ben. Legt man die Zahlen des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz zugrunde, so leben in 
den neuen Bundesländern prozentual mehr 
rechtsextreme Skinheads als im Westen. Hinzu 
kommen noch regionale Zentren wie Sachsen 
oder Brandenburg, wo seit Jahren Konzerte 
mit bekannten Nazibands stattfinden oder 
kontinuierlich Fanzines etc. veröffentlicht 
werden. In den letzten Jahren sind die Besu- 
cherInnenzahlen jedoch kontinuierlich zurück- 
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gegangen, was wohl mit einer Sättigung des 
Marktes, bei knapp drei Veranstaltungen pro 
Wochenende, zu erklären ist. In Thüringen be- 
finden sich das Zentrum der nationalsozialisti- 
schen Black Metal Bewegung. Maßgebliche 
Vorreiter dieser ultravölkischen und lebens- 
feindlichen Kreise, sind die Gebrüder Möbus 
aus Erfurt. Während Ronald, alias Wolf, dort 
das Label „Darkeren Black“ betreibt, produ- 
ziert sich Hendrik in der NS-Black Metal 
Gruppe „Absurd“. Anfang der 90er machten 
die Mitglieder dieser Combo Schlagzeilen, 
weil sie in Mühlhausen einen ihrer Mitschüler 
gemeinsam ermordeten und später dafür ver- 
urteilt wurden. Seit der Entlassung von Hen- 
drik ist eine verstärkte Organisierung und Ra- 
dikalisierung von Teilen der Szene bemerkbar. 
Ergänzend dazu beteiligen sich die Beiden, in 
der deutschen Sektion der nationalsozialisti- 
schen „Heaven Front“. 

Bei den Grufties, sind Parallelen festzu- 
stellen. Hier befindet sich das Zentrum rechts- 
radikaler Aktivitäten in Sachsen, wo in Dres- 
den ein Label, eine Zeitschrift und ein Versand 
beheimatet sind. Die Zeitschrift „Sigill“ ent- 
wickelte sich hierbei zum führenden Organ 
der rechten Gruftszene der BRD. Inzwischen 
sind gute Kontakte zur europäischen rechtsex- 
tremen Szene geknüpft, wobei hier die idcolo- 
gischen Verbindungen zur sog. Neuen Rechten 
im Vordergrund stehen, vereinzelt aber eben- 
falls Schnittpunkte zu militanten Rechtsextre- 
mistInnen nachweisbar sind. 


Szene 2: Dresden Karstadt 
Musikabteilung, Deutsch- 
rock, Buchstabe B 


Neben „BAP“ und „Blumfeld“ finden 
sich gleich fünf Fächer mit den „Bösen On- 
kels“. 10 verschiedene CD’ s stehen zur Aus- 
wahl. Die Industrie entdeckt die Möglichkeit, 
mit Nazimusik Geld zu verdienen. Was bei 
den Onkels noch Bedingung für den Erfolg 
war, eine mit viel Aufwand betriebene Öffent- 


_ lichkeitskampagne zur Distanzierung von der 


eigenen rechten Vergangenheit, bis hin zu 
Auftritten bei „Rock gegen Rechts“ Konzer- 
ten, ist überflüssig geworden. Nazibands wer- 
den völlig normal vermarktet und konsumiert. 
Mit Platten auf Major Labels, Videos auf 
MTV/ VIVA, Konzerttourneen, organisiert von 
renommierten Agenturen, vor Tausenden von 
Leuten. Eine unangenehme Vorstellung und 
zugegebenermaßen auch für uns eine unwahr- 
scheinliche. 

Aus antifaschistischer Sicht scheint es 
zwei Entwicklungen im Bereich der Subkultu- 
ren zu geben. Eingebettet sind diese in einen 
gesellschaftlichen Diskurs, welcher sich nicht 
zuletzt in den Wahlergebnissen, in Meinungs- 
umfragen oder in den immer offener formu- 
lierten rechtsextremistischen Platitüden von 
PolitikerInnen äußert. Daß diese gesellschaftli- 
chen Entwicklungen, keinen Einfluß auf die 
Jugend oder auf Subkulturen hätten, ist ein 
Irrglaube. Es ist davon auszugehen, daß eman- 
zipatorische Lebensentwürfe nur noch margi- 
nal in den verschiedenen Subkulturen anzu- 
treffen sind. „Linke“ Ansätze, wie etwa die 
Auseinandersetzung mit Nazis, stehen in kei- 
nem Kontext mit einem emanzipatorischen 
Gesellschaftsbild, welches weitergehende Ver- 
änderungen, z.B. die Auflösung von sexisti- 
schem Rollenverhalten im Auge hat. Am Bei- 
spiel der Grufties zeigt sich, daß eine Jugend- 
kultur, die aufgrund ihres Äußeren zwangs- 
weise mit Nazis konfrontiert war, nicht per sc 
links sein muß. Diese Tatsache ist fest mit den 
erwähnten Rahmenbedingungen der deutschen 
Gesellschaft verknüpft. 

Jede linke Kritik an rechtslastigen subkul- 
turellen Aktivitäten wird mit dem Verweis auf 
das eigene Unpolitische zurückgewiesen. Zu- 
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gespitzt ergibt sich die Frage, weshalb ein/e 
Anhängern einer Subkultur, in Konflikt mit 
RechtsextremistInnen geraten muß, wenn kei- 
ne persönliche Bedrohung von letzteren aus- 
geht. Diese Zuspitzung bringt das Dilemma 
von Subkultur vs. antifaschistische Grundsät- 
ze auf den Punkt. Parallel dazu läuft eine Öff- 
nung von rechtsextremer Seite für die ver- 
schiedenen Subkulturen. Hierbei greifen 
rechtsradikale Kreise auf eigene Konzepte zu- 
rück, welche im Kern jedoch häufig auf 
Gramscis Ideen zur Erringung der kulturellen 


Hegemonie aufbauen. „Vor allen die Beschäf- » 


tigung mit den Produkten lebendiger Jugend- 
subkulturen“, philosophiert eine Simone Satz: 
ke „wird von den Linken als anmaßende Ein- 
mischung in ihre Domäne empfunden. Sollte 
sich tatsächlich Konkurrenz auf diesem Gebiet 
entwickeln, hätten sie um ihre kulturelle He- 
gemonie zu fürchten.“ Wie diese Beschäfti- 
gung aussieht und um welche Produkte es sich 
handelt, läßt sich seit mehreren Jahren im 
Flaggschiff der „neuen Rechten“, der rechtsex- 
tremen Wochenzeitschrift „Junge Freiheit“, 
nachlesen. Regelmäßige Berichte über Sub- 
kulturen, deren Musik und Aktivitäten haben 
einen festen Platz. Auch das Auftreten der Re- 
daktion der „Jungen Freiheit“ nach außen, auf 
der diesjährigen Frankfurter Buchmesse wie- 
der exemplarisch vorgeführt, spricht für dieses 
Konzept: Jung, Spontan, Undogmatisch, Akti- 
vistisch. 

Wem ein Kampf um die Erringung der 
kulturellen Hegemonie nützt oder wen er in- 
strumentalisiert, ist nur schwer ersichtlich. 
Faktisch bleiben Schnittstellen zwischen orga- 
nisierten Rechtsradikalen und ProtagonistIn- 
nen der einzelnen Subkulturen, an denen ideo- 
logische Gemeinsamkeiten ausgetauscht und 
verfestigt werden. 


Die Beantwortung 
der Frage: 
Gibt es Eine Nazisubkultur? 

Elementar hierbei ist die genaue Definiti- 
on des Begriffes Subkultur. Ist Subkultur pri- 
mär durch ihr Äußeres, sein Erscheinen be- 
stimmt, definiert sie sich als Stil, so ist festzu- 
halten, daß es immer Subkulturen geben wird. 
Auch in den rechtsextremen Ausläufern der 
heutigen Subkulturen sind stiltypische Ele- 
mente wie Fanzines, Konzerte, Limitierungen 
bei Veröffentlichungen etc. vorhanden. Inwie- 
fern dies auch für Outfit im allgemeinen zu- 
trifft, wäre zu diskutieren. Zum Stil dürfte 
auch das radikale Auftreten der Jugendlichen 
und das Beschimpfen der Eltern als Feiglinge 
gehören. Punktum, definiert man Subkultur 
über den Stil, so ist zu sagen, daß es eine Na- 
zisubkultur gibt. 

Wird Subkultur hingegen als sozialer Zu- 
sammenhang begriffen, der über wie auch im- 
mer geartete Grundeinstellungen zueinander 
findet, so ändert sich die Antwort. 

Wie bisher referiert, unterscheiden sich 
weite Teile der Gesellschaft ideologisch nicht 
von den jugendlichen Nazis, lediglich in der 
Außenwirkung sind Differenzen erkennbar. So 
ist aufgrund der ideologischen Nichtunter- 
scheidbarkeit zwischen Erwachsenen und Ju- 
gendlichen eine eigenständige Nazisubkultur 
nicht zu konstatieren. Nicht zuletzt die Exi- 
stenz von No-Go-Areas, auch als national be- 
freite Zonen bekannt, untermauert diese The- 
se. Wenn dazu noch die NPD-Gazetten „Deut- 
sche Stimme“ und „Sachsenstimme“ an Zei- 
tungskiosken wie in Königsstein erhältlich 
sind, die FDP mit der DSU und der NPD in 
Stadtparlamenten wie in Sebnitz zusammenar- 
beitet, ein Bürgermeister, wie der in Wurzen, 
seine Nazis jahrelang gegen alle Angriffe von 
Außen verteidigt, wenn der Justizminister 


. Sachsens, Steffen Heitmann im Landtag unge- 


jeder noch so offensichtlich rechtsextremen 


Aktion, in alle Richtungen ermittelt, dann 
kann nur gesagt werden, daß es gegenwärtig 
gar keiner Nazisubkultur bedarf, um rassisti- 
sche und sexistische, geschichtsrevisionisti- 
sche und nationalistische Gedanken in der Ge- 
sellschaft zu verankern. 


Beitrag aus dem Publikum: Warum be- 
zeichnet ihr sie SA als Subkultur? 


Sven: Nach 1933 wurde die SA von der 
NS-Führung nicht mehr im Zaum gehalten. 
Ab da trifft die Bezeichnung Subkultur zu. 
Zum einen ging der SA die „Erste Revolution“ 
nicht weit genug, sie wollten tiefgreifendere 
Umwälzungen, zum anderen verkörperte die 
SA Werte, welche mit der offiziellen NS-Linie 
nicht konform gingen, mit ihr unvereinbar wa- 
ren. Hier wäre der Bezug auf den Strasser-Flü- 
gel in der NSDAP zu nennen. Die SA verkör- 
perte einfach eine Nazisubkultur im wortwört- 
lichen Sinne. Aber es ist schon problematisch. 


Michael: Der Aufhänger dieser ganzen 
SA-Geschichte war auch cher der, daß sich 
immer wieder Texte finden, in denen von einer 
neuen SA die Rede ist. Was da dran ist, das 
hatt” uns interessiert und wir konnten ja auch 
Parallelen feststellen. Konkret gab es zwischen 
NSDAP und SA einen Wertekonsens, welcher 
heutzutage zwischen Faschokids und ihren EI- 
tern festzustellen ist. Und ähnlich wie Röhm 
und Konsorten die NSDAP als verspießt und 
verbürgerlicht beschimpft hat, machen das 
heutzutage auch die Stiefelfaschos. 


Beitrag: Welche Bands aus dem großen 
Musikbiz mit faschistoiden Bezügen in Ver- 
gangenheit oder auch in der Gegenwart gibt es 
denn heutzutage? 


Tobias: Bei der Band „Weißglut“, die bei 
Sony unter Vertrag ist, hat lange Zeit Joseph 
Klump mitgewirkt, der vorher bei „Forth- 
coming Fire“ spielte. Dieser Herr ist Antise- 
mit, ein Weltverschwörungstheoretiker erster 
Güte. „Weißglut“ mußte sich nach massivem 
antifaschistischem Druck von Klump trennen. 
Und „Rammstein“ haben meines Erachtens, 
vor allem mit ihrem Video „Striped“ neues _ 
Terrain betreten, was sich auch nicht mehr mit 
dem Verweis auf das Provozieren wollen, ab- 
tun läßt. Dieses Video setzt sich ausschließlich 
aus Bildern des Olympia 1936 Films von Leni 
Riefenstahl zusammen. Damit haben Rammst- 
ein Riefenstahl eindeutig wieder hoffähig ge- 
macht. Rammstein ist übrigens 1998 die er- 
folgreichste deutsche Band in Amerika gewe- 
sen. 


Michael: In Schweden gibt es eine Band 
namens „Ultima Thule“, die einen ähnlichen 
Werdegang wie die „Bösen Onkels“ hinter 
sich haben und heutzutage in den Charts ganz 
weit oben sind. 


Beitrag: Der Mord, an dem Mitglieder der 
Gruppe „Absurd“ beteiligt waren, fand nicht 
in Mühlhausen, sondern in Sondershausen 
statt. Für den NS-Black-Metal trifft auf jeden 
Fall die Bezeichnung Subkultur zu, weil diese 
Szene verdeckt agieren muß. Ich bin der Mei- 


ia 


nung, daß der Staat in gewissen Bereichen 


schon mit seinen repressiven Mitteln eingreift. 
Man muß aber kritisch betrachten, daß er da- 
bei oft nur pseudomäßig vorgeht. Vor zwei 
oder drei Wochen gab es ja bundesweit Durch- 
suchungen von Nazi-CD Vertrieben. Meine 
Frage wäre, inwieweit die Naziszene über- 
haupt keine Subkultur mehr ist, oder würdet 
ihr das differenzierter betrachten? 


Sven: Es gibt zwei Hörertypen: Den ganz 
normalen Jugendlichen, der alles hört, der in 
seinen Rezeptionspluralismus Nazi-Rock mit 
einbezieht und denjenigen, der nur das hört. 
Ich denke bei dem Punkt geht es darum, daß 
die Radikalisierung beim Hören beim Black 
Metal aus diesem Rezeptionspluralismus her- 
ausfällt. Hier würde ich dir zustimmen, daß es 
sich beim NS-Black-Metal um eine Subkultur 
handelt. 


Beitrag: Beziehen sich heutige faschisto- 
ide Tendenzen nicht auf scheinbare Opfer des 
Nationalsozialismus, also die, die sich an 
Auschwitz nicht direkt schuldig machten? 


Sven: Du hast ein spannendes Phänomen 
aufgegriffen. Was mir aus den Gruftkreisen 
bekannt ist, ist, daß sich in den rechten Krei- 
sen dieser Szene sehr oft auf Leute bezogen 
wird, die eher zu den „Opfern“ des National- 
sozialismus und des Faschismus gehörten. Sie 
beziehen sich auf Philosophen, wie Ernst Jün- 
ger, die den Nationalsozialismus erst mitgetra- 
gen haben und dann zu Opfern wurden. 
„Death in June“ sind ein gutes Beispiel, deren 
Name ja abgeleitet ist von der Ermordung 
Ernst Röhm. Das scheint auch eine Strategie 
zu sein, daß man sich auf die Leute bezicht, 
die umstritten sind. Es fällt auf, daß man nur 
die Leute erwähnt, die nicht durchgängig oder 
nicht 100%ig am Nationalsozialismus betei- 
ligt waren. Es ist nicht ganz klar, ob das eine 
Strategie oder Zufall ist. 

Um in dem Gruft-Bereich zu bleiben, 
würde ich einschätzen, daß sich die rechten 
Gruftkreise häufig auf Philosophen der kon- 
servativen Revolution beziehen, die cher als 
Vordenker des Nationalsozialismus gehandelt 
wurden, wie van den Breuck oder Carl 
Schmitt, die dann aber im Nationalsozialismus 
teilweise Probleme bekamen. Ob das aber an 
den Inhalten der Leute oder ihren Lebensstilen 
liegt, ist aber nun wiederum eine andere Dis- 
kussion. 


Beitrag: Wie kommt ihr dazu die SA als 
eine Subkultur zu bezeichnen, ist sie nicht 
vielmehr eine von verschiedenen politischen 
Strömungen innerhalb der NSDAP? 


Michael: Zugegebenermaßen steht das 
mit der SA auf ziemlich dünnen Eis. 


Tobias: Aber das hast du doch geschrie- 
ben, das kommt doch von dir. 


Michael: Das kommt ja auch nicht von 
uns, wir haben uns nur damit beschäftigt. Es 
geht um die Bezeichnung: „Die neue SA mar- 
schiert in der Ostzone.“. 


Tobias: Aha. 


Beitrag: Aber was hat das mit Subkultur 
zu tun? 


Micha: Darauf will ich gleich kommen. 
Die SA ist eine wirkliche Subkultur, sie ist 
eine Teilströmung bzw. Unterströmung einer 
nationalsozialistischen Bewegung. Mit dem 
heutigen Subkulturbegriff kann man sie aber 
nicht vergleichen. Was wir an dem Beispiel 
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zeigen wollten, war der Wertekonsens zwi- 
schen Nationalsozialismus und SA, aber auch 
daß die SA später von dem Nationalsozialis- 
mus ausgeschaltet worden ist. Und das heißt 
nicht, auch wenn es heutzutage einen Werte- 
konsens zwischen den Jungnazis und ihren EI- 
tern gibt, daß es nicht zur Abgrenzung seitens 
der jungen Generation zur Älteren kommen 
kann. 


Beitrag: Ihr habt vorhin, daß irrationale 
Symbolverständis der Nazis aufgezeigt. Wi- 
derspricht sich Eure Aussage nicht mit dem 
Vortrag von Eiko und Volker? 

Diese haben doch mehrfach darauf hinge- 
wiesen, wie bewußt Nazis vakant gewordene 
ehemals linke Symbole sich aneignen. 


Tobias: Ich habe diesen Beitrag über die 
Symbole als Ergänzung zu der Veranstaltung 
von vorhin verstanden, weil ich finde, besser 
als Eiko und Volker es gemacht haben, kann 
man es einfach nicht machen. Meine Meinung 
ist, daß für die Symbole der Nazis gilt: Der 
Schein ist das Sein. Dabei sehe ich Anknüp- 
fungspunkte zwischen Gruftszene und Nazi- 
szene. Beide Szenen haben ein mythologi- 
sches Symbolverständnis, was aber gleichzei- 
tig nicht ausschließt, daß es nebenher auch 
noch ein anderes Symbolverständnis bei den 
Nazis gibt!. 


Beitrag: Für mich sind Subkulturen da- 
durch definiert, daß sie gesellschaftliche Kon- 
ventionen ablehnen. Nazimusikgruppen aber 
verkünden doch im Prinzip lediglich die Mei- 
nung des Stammtischs, sind bloß etwas lauter 
zu vernehmen. Wieso bezeichnet ihr sie dann 
als Subkultur? 


Sven: Wie gesagt, wir haben uns, um die 
Frage zu der Subkultur zu beantworten, dem 
Thema aus zwei verschiedenen Sichtweisen 
genähert; einmal vom stilistischen und einmal 
vom ideologischen Teil. 

Vom Stilistischen her, also sprich vom 
Outfit, Haarfrisur, Bomberjacke, Schwarze 
Klamotten etc., gibt es eine Subkultur. Wenn 
man sich aber ideologisch annähert, dann sa- 
gen wir, es gibt nur marginale Unterschiede 
und davor allem in der Außenwirkung, also 
sprich radikaleres Auftreten. Und da kann 
man auch die These vertreten, daß es keine 
Subkultur mehr ist, bzw. wie das schöne Buch 
heißt ein „Mainstream der Minderheiten“. Es 
ist auch ziemlich schwer für den Begriff Sub- 
kultur eine allgemeingültige Definition zu fin- 
den. Autonome beispielsweise sind für mich 
nie eine Subkultur gewesen, sondern eine Ge- 
genkultur. Ich denke das ist eine ganz kompli- 
zierte Kiste, da müßte man ganz viel ganz ge- 
nau auseinanderfitzen. Ich denke, es gibt kei- 
ne allgemeingültige Definition für diesen Be- 
griff. 


Beitrag: Inwieweit spielen die Dinge, die 
ihr angesprochen habt, in eurer Praxis eine 
Rolle? Was habt ihr überhaupt als Gruppe für 
eine Praxiserfahrung? 


Tobias: Wir haben uns als Antifa-Gruppe 
zunächst rein ausschließlich auf Recherche 
beschränkt. Wir hatten dadurch zwangsläufig 
in Sachsen mit Subkulturen zu tun. Vornehm- 
lich begegnete uns eine Skinhead-Subkultur, 
wobei wir festgestellt haben, daß es für die 
Antifa kaum noch Mittel und Wege gibt da ei- 
nen Fuß hineinzubekommen bzw. dort irgend 
etwas zu unterbinden. Wir hatten 1996 damit 
begonnen, Nazikonzerten zu beobachten, um 
dann zu versuchen, öffentlich zu machen, daß 
diese Konzerte stattfinden. Dies hatte zur Fol- 
ge, daß die Polizei jedesmal mit einem riesi- 


gen Aufgebot anwesend war, Verbote erteilte 
und sehr massiv durchgriff. Womit wir dann 
ein Problem bekommen haben, weil wir fest- 
stellten, daß es gerade in Sachsen so war, daß 
die rechte Szene als Testballon gesehen wurde, 
an dem man Sachen durchexerzieren konnte. 
Im Prinzip diente sie also der Legitimation für 
eine Aufrüstung der Polizei. 

Im Moment ist es so, daß wir versuchen 
vor Ort, etwa bei den Konzerten, etwas zu ma- 
chen, was nie ein Konzert verhindern wird, 
sondern maximal dazu führt, daß man den Be- 
sucherInnen ein Stück weit Spaß nehmen 
kann, was uns allerdings nicht zufriedenstellt. 


Micha: Ich denke etwas haben wir ge- 
schafft durch unsere Öffentlichkeitsarbeit ge- 
gen die Nazikonzerte. Es war bis 1996 so, daß 
Oi-Bands mit Nazi-Bands zusammen auf einer 
Bühne spielten. Durch unsere Öffentlichkeits- 
arbeit trat dann eine Spaltung ein, also entwe- 
der reine Nazikonzerte oder reine Oi-Konzer- 
te. 

Eine Perspektive für die Zukunft ist für 
uns, daß man versucht dieses Konzept auch 
auf andere Subkulturen auszuweiten, also 
strikte Trennung von Nazibands und cher un- 
politischen Combos. Beim alljährlichen Wave- 
Gothic-Treffen in Leipzig, wäre dies bitter 
vonnöten. 


Sven: Ansonsten kann man aber gegen 
durchschnittlich 300 KonzertbesucherInnen 
eigentlich nichts machen. 


Beitrag: Meine Frage zielte cher dahin, 
ob das Thema welches jetzt gerade diskutiert 
wird, in der Praxis Relevanz hat. 


Micha: Die Praxis haben wir ja gerade 
diskutiert und wie gesagt, es sicht hier cher 
mau aus. Das einzige was hilft, ist die Strafju- 
stiz, man muß den Leuten an die ökonomische 
Substanz gehen. Was so an CD-Beschlagnah- 
mungen etc. passiert, ist wirksamer als das, 
was die Antifa leistet, aber natürlich auch schr 
ambivalent zu schen. : 


Tobias: Meiner Meinung nach, fehlen 
Analysen dieser Art bisher weitgehend. Nazis 
machen sich mit dem Hitlergruß bemerkbar, 
doch in anderen Subkulturen wird es schwieri- 
ger. Wenn man Antifazeitungen liest, kann 
man das Gefühl bekommen, daß inzwischen 
jeder Gruft ein Nazi ist, etc. Andererseits gibt 
es beim Hardcore gerade eine Entwicklung da- 
hin; wenn also im Chemnitzer AJZ bei Kon- 
zerten immer öfter Nazis auftauchen und dort 
Party machen. 

Uns geht es darum aufzuzeigen, daß ande- 
re Subkulturen nicht immun sind. Beispiel ist 
auch die Loveparade, wo ein Skin mit 
Blood&Honor-Tattoo auf der Brust, Lachgas 
verkaufen kann. Nazis sind fast überall anzu- 
treffen und das ist eigentlich kaum bekannt, 
bzw. ist nicht klar, warum das so ist. Antifas 
sind von solchen Tendenzen oft überrascht 
und überrumpelt, Grufties und Black Metal 
hier nur als Beispiele. Wir wollen weg von 
diesem Klischee, daß Nazi eine Glatze hat. 
Gegenkonzepte wiederum sind derzeit echt 
schwierig, darum geht es uns um Analyse. 


Sven: Von Konzepte ist die Rede? „Mauer 
drum und zubetonieren!“ 


Micha: Weil daß Beispiel Chemnitz hier 
gerade fiel: Das Conne Island hat in einem of- 
fenen Brief an das AJZ diese Zustände scharf 
kritisiert, aber soweit ich weiß, nie eine Ant- 
wort erhalten. Eine mögliche Perspektive der 
Antifa, wäre also zu schauen, in welchen Sub- 
kulturen sich Nazis gerade breit machen bzw. 
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warum gerade dort und dann dagegen zu inter- 
venieren. 


Beitrag: Ist das wirklich alles an Strategi- 
en was euch gegen die Naziskins einfällt? 
Nach den Bullen zu rufen ist ja offensichtlich 
kein besonders emanzipatorischer Ansatz. 


Sven: Zum einen ist da die schr ambiva- 
lente Strafrechtsschiene, zum anderen gibt es 
aber auch popkulturelle Mechanismen, die 
eine bestimmte Struktur aufweisen. Subkultu- 
ren unterliegen Marktmechanismen, beginnen 
klein, werden groß, verschwinden allerdings 
irgendwann auch wieder von der Bildfläche, 
Insofern besteht Hoffnung. 


Micha: Natürlich ist es für eine Antifa to- 
tal beknackt, nach einem starken Staat zu ru- 
fen, wir haben ja auch schon gesagt, daß die 
rechte Szene als Mittel benutzt wurde, um Re- 
pression durchzusetzen. Gegen diese wenden 
wir uns natürlich. 

Aber die Faschos sind inzwischen derma- 
Ben konspirativ organisiert, wie z.B. 
Blood&Honor, daß man so gut wie gar nichts 
mehr mitbekommt. Wenn man Öffentlich- 
keitsarbeit machen will, brauchst man diese 
Informationen aber. Du hast ja recht, doch es 
fehlen uns echt die Möglichkeiten. 


Beitrag: Wie konnte sich im Osten diese 
Entwicklung, weg von einer unpolitischen Ju- 
gendkultur hin zu einer rechtsextremen, voll- 
ziehen? Wie lief dieser Prozeß strukturell ab? 


Tobias: Es kam, etwa bei gemeinsamen 
Auftritten von Oi- und Nazibands, zunehmend 
zu einem Normalisierungsprozeß hinsichtlich 
faschistoider Einstellungen. „Unpolitische“ 
Skinheads kamen so in Berührung mit Nazi- 
skins und natürlich auch mit Propagandamate- 
rial. An diesem Punkt funktioniert ein Ein- 
stieg. 


Micha: In Lucka wurden Konzerte der Fa- 
schoband „Radikahl“ ganz normal mit Plaka- 
ten beworben und zwar in einer Mainstream- 
disco. Das ist ganz klar ein Beweis für diese 
Normalisierungsthese. In solchen Gegenden 
fehlt dann natürlich auch jegliche linke Ge- 
genkultur. In diesem Zusammenhang gibt es 
dann auch ganz handfesten sozialen Druck auf 
die, welche nicht in Bomberjacken und mit 
kurzen Haaren rumlaufen. 


Beitrag: In welchem Zusammenhang ste- 
hen für euch Politik und Kultur? 


Sven: Viele Subkulturen verstehen sich 
heutzutage als unpolitisch. Sich als links zu 
bezeichnen gilt oft als verpönt. Dabei vertre- 
ten wir ganz klar die Ansicht, daß man das 
Kulturelle nicht aus seinem politischen Kon- 
text lösen kann und das diese Subkulturen 
darum auch nicht unpolitisch sind. Mit der 
Musik werden Werte und Lebenseinstellungen 
transportiert. Dabei vertreten wir die Auffas- 
sung, daß Kultur nicht erst politisch gefüllt 
werden muß, bzw. instrumentalisiert werden 
muß, sondern schon an sich politische Struk- 
tur ist und sie vermittelt. Erst aus der Kultur, 
die uns umgibt, seien es Werte, Lebenseinstel- 
lungen oder Freundeskreise, leitet man seine 
politischen Handlungen heraus ab, Unpoli- 
tisch sein, ist unserer Meinung nach nicht 
möglich, weil man sich mit seinen Handlun- 
gen immer auch in einem politischen Kontext 
bewegt. 


Tobias: In Sachsen hatten wir das Phäno- 
men, daß hier 1996 und 1997 die prozentual 
meisten Skinheadkonzerte stattfanden und 
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gleichzeitig die NPD großen Zulauf aufzuwei- 
sen hatte. Auch hier wirkte die Kultur ins Po- 
litische hinein. ; 


Beitrag: Versuchen die Nazis bewußt an- 
dere Jugendsubkulturen zu unterwandern? 


Micha: Ausgearbeitete schriftliche Pläne 
wirst du dazu kaum finden, weil damit würden 
die Nazis sich ja sozusagen outen. Sie werden 
auch nicht die Schienen fahren, von den ein- 
zelnen Jugendlichen zu fordern, ihr Outfit auf- 
zugeben etc., weil dann die Unterwanderung 


nicht klappen würde. Darüber kann man also 


nur spekulieren. 


Fußnote 
! Siehe: „Diebstahl linker Codes“ 


Politische Bedeutung der Kultur 


Theorien kultureller Hegemonie — 


Gramsdr> 
von Raul Zelik 


Die Fragen die uns gestellt worden sind — 
im Zusammenhang mit Gramsci — fanden wir 
ein wenig missverständlich. Die Fragen lauten 
wie folgt: Wieso können Nazis so einfach auf 
das Modell eines sozialistischen Theoretikers 
zurückgreifen? Welche Bedeutung hat das 
Modell der kulturellen Hegemonie für die Lin- 
ke? Haben wir einfach nur versäumt, eher auf 
dieses Modell zurückzugreifen oder ist dieses 
Modell nicht mehr mit linker Politik der 90er 
vereinbar? 

Als wir die Fragestellungen lasen, hatten 
wir den Eindruck, dass wir zunächst einmal 
die Begrifflichkeit der kulturellen Hegemonie 
klären sollten, denn wir glauben, dass schon in 
der Fragestellung ein Missverständnis vorhan- 
den ist. 

Der Einber grund des Hege- 
moniebeg beiGramsci 

Gramsci, Mitglied der Sozialistischen 
Partei in Italien, Mitbegründer der Kommuni- 
stischen Partei in den 20er — bewegt vom re- 
volutionären Impetus von der Hoffnung, dass 
es innerhalb kürzester Zeit in Europa zum 
Umsturz kommen könnte — ist Ende der 20er 
mit der Situation konfrontiert worden, dass in 
Italien, wie in ganz Europa, die revolutionären 
Bewegungen vernichtend geschlagen worden 
sind. Dies obwohl für viele damalige marxisti- 
sche Theoretiker, die Ausgangsbedingung für 
einen revolutionären Umsturz vorhanden wa- 
ren — im Gegensatz dazu befand man die Vor- 
aussetzung in Russland für schlecht. Durch 
seine Gefängnisjahre während der faschisti- 
schen Diktatur, ist dieses damalige Scheitern 
für Gramsci selbst subjektiv geworden. Aber 
auch Mussolini, ehemaliges Mitglied der so- 
zialistischen Partei und das Entstehen einer fa- 
schistischen Massenbewegung, die sich objek- 
tiv gegen die eigenen Interessen und Bedürf- 
nisse richtete, verdeutlichten Gramsci dieses 
Scheitern. Dieses Scheitern und das Entstehen 
der faschistischen Bewegung waren die Hin- 
tergründe, die ihn bewegen mussten. 

Die grundlegende Frage für Gramsei war, 
wieso sich die bürgerliche Gesellschaft verfe- 
stigen konnte, obwohl die revolutionären Be- 
wegungen in den jeweiligen Ländern so stark 
waren. Er verglich die Verhältnisse in Rus- 
sland mit den Verhältnissen in anderen euro- 
päischen Ländern und erkannte, dass die Herr- 
schaft in diesen auf Konsens beruhte. D.h., 
dass es einer herrschenden Klasse gelang, an- 
dere herrschende Klassen an sich zu binden. 
Es war ein gemeinsames Formieren zu einem 
hegemonialen Block, der Herrschaft darüber 
ausübt, dass diese Formation eben einen Kon- 
sens repräsentiert. Das System beruht weiter- 


hin auf Ausbeutung, ist ein repressives, das 
im Notfall auch den Knüppel ziehen wird, 
aber neben dieser Repression gibt es einen 
Konsens. Der Konsens funktioniert, indem 
eine hegemoniale Position nicht nur politisch, 
sondern auch kulturell vermittelt wird. Für 
Gramsci entstand die Frage, wie in einer Ge- 
sellschaft, solche hegemonialen Positionen 
produziert und reproduziert werden. Einen 
wichtigen Punkt bei dieser Betrachtung nah- 
men die Intellektuellen ein und hier speziell 
die Rolle, die sie in Süditalien spielten 
(Gramsci selbst kam aus Sizilien und kannte 
somit die dortigen Verhältnisse). Pfarrer waren 
im ländlichen süditalienischen Raum die Intel- 
lektuellen, die die herrschende Ideologie an 
die Bauern weitergaben, sie waren hier hege- 
monial prägend. 

Ein weiterer wichtiger Punkt für Gramsei 
war die Populärkultur, hier die Groschenroma- 
ne. Er zeigt auf, wie herrschende Ideologie 
nach unten transportiert wird und dann auch 
von der Mehrheit als eigene Einstellung über- 
nommen wird. 

Diese Herangehensweise unterschied sich 
von den sowjetischen Theoretikern. In seinen 
Gefängnisjahren eröffnete er eine Diskussion 
mit den Schriften von Bucharin und anderen 
Sowjetmarxisten und wirft ihnen ein zu sche- 
matisches Verständnis vom Verhältnis Ökono- 
mie und Kultur vor. Gramsci hebt hervor, dass 
es in modernen bürgerlichen Gesellschaften 
ein schr starkes Eigenleben im kulturellen Be- 
reich gibt — er nennt es „die relative Autono- 
mie der Kultur“. 

Die Kommunistische Partei Italiens hielt 
ihn hoch, trotzdem galt Gramsci mit seinen 
Ansichten als Häretiker im damaligen linken 
Verständnis. Und tatsächlich hatte er einen 
völlig anderen Begriff von Gesellschaft. Im so- 
wjetischen Sinne war eine Revolution und da- 
mit eine Veränderung der Gesellschaft, ein 
Prozess, bei dem eine kleine entschlossene 
Gruppen auf die Zentralen der Macht einen 
Angriff startet, sie besetzt und dann von dort 
aus die Umwälzung der Gesellschaft einleitet 
— dies ist eine sehr starke militärische Einen- 
gung. Gramsci hielt dagegen, dass es in mo- 
dernen Gesellschaften nicht ausreichend ist, 
die Machtzentralen zu besetzen, sondern es 
eher wie ein „Stellungskrieg“ sei. Es gilt „Stel- 
lungen“ die die herrschende Macht absichern, 
zurückzudrängen, bzw. zu zerschlagen und 
neu aufzubauen, durch neue Machtformen zu 
ersetzen. (Zerstören und Neuaufbau sind Be- 
griffe, die aus der Debatte kommen.) 

Bei Gramsci geht es nicht darum, wie 
eine Linke eine Subkultur oder „fetzige‘“ Ju- 
gendkultur aufbauen kann, sondern wie Herr- 
schaft funktioniert. Er geht davon aus, dass es 
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ein ständiges Ringen gibt, wer Diskurse und 
Einstellungen in der Bevölkerung prägt. So- 
weit erst einmal zum Hintergrund des Be- 
griffs. 

Ich behaupte, dass es keine Rezeption 
durch die Nazis gibt. Es tauchen zwar Versatz- 
stücke auf, so bei Stein von der Jungen Frei- 
heit, der auf den Begriff der kulturellen Hege- 
monie verweist und Weismann, der wohl auch 
davon geredet hat, dass man Nazis bewe- 
gungsartig formiert. 


Beitrag aus dem Publikum, männlichl: In 
den 70ern wurde Gramsci sehr wohl von 
rechts rezipiert und festgestellt, dass sich die 
Rechte nicht nur auf Parteiarbeit beschränken 
darf. Meines Wissens ist der Begriff auch 
Ende der 70er vom Jungen Forum — eine na- 
tionalrevolutionäre Gruppe aus Hamburg — ge- 
braucht worden und seit dem gibt es den Be- 
griff der kulturellen Hegemonie auch im Dis- 
kurs der Rechten. 


Raul Zelik: Es ist natürlich kein Problem 
sich den Begriff anzueignen, er ist zunächst 
auch nur eine Beschreibung der Gesellschaft. 
In diesem Zusammenhang fällt mir auch Peter 
Klotz ein, der Anfang der 80er meinte, man 
müsse sich Gramsci für die Sozialdemokratie 
zu eigen machen und davon redete, dass die 
SPD einen neuen hegemonialen Block bilden 
müsse. Aber ich bin skeptisch, ob es sich um 
einen Plan gehandelt hat, denn ich assoziiere 
diesen Begriff bei den Rechten, mit dem 
“braunen” Alltag in Ostdeutschland und hier- 
bei glaube ich nicht an einen strategischen 
Plan. 


Gramsci's Bedeutung für die 
Linke 


Der interessanteste Punkt für mich ist, 
wenn man Gramsci folgt, dass der Kampf um 
eine kulturelle Hegemonie zu jeder Zeit statt- 
findet, d.h. es gibt keine Möglichkeit sich dem 
zu entziehen. Jede Äußerung, jedes Nichtäu- 
Bern ist Teil davon, wie Diskurse entstehen, 
wie Debatten laufen, welche Kulturformen 
sich durchsetzen usw.. Der Konsens ist prekär 
und muß immer wieder produziert und repro- 
duziert werden. Für Gruppen heißt dies auch, 
dass die Möglichkeiten für das forcieren be- 
stimmter Meinungsbilder schr beschränkt ist, 
weil die ganze Gesellschaft daran am „Arbei- 
ten“ ist, den Konsens zu bilden. Deswegen 
hab ich vorhin ein wenig gelacht bei der Fra- 
gestellung, wie können wir wieder von links 
eine Jugendbewegung aufbauen — ich glaube, 
die funktioniert so nicht. Dies sind dann wohl 
eher Cockpitspiele von Leuten, die glauben sie 
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sitzen im Cockpit der Weltgeschichte. So 
funktioniert dies nicht, denn es ist ein Ringen 
der ganzen Gesellschaft, in das wir bewusst 
eingreifen. Gramsci erklärt schr gut, wie Pro- 
zesse in der Gesellschaft verlaufen, also ent- 
stehen und sich verstärken können. Es ist die 
Frage ob der rassistische Mainstream die Ur- 
sache für die Nazis ist oder umgekehrt - bei 
Gramseci bedingen, verstärken sich die Fakto- 
ren gegenseitig. Weiter hilft dieser Begriff 
beim Entwickeln eines Verständnisses, dass 
soziale Verhältnisse sehr grundlegend sind — 
dass es eine Verbindung gibt zwischen Angst 
vor Prekärisierung und Wohlstandschauvinis- 
mus, der dann als Rassismus auftritt — aber, 
dass es gleichzeitig Prozesse geben kann, bei 
denen es keinen wirtschaftlichen Hintergrund 
gibt, die sogar kontraproduktiv für eine kapi- 
talistische Verwertung sind. Ein Beispiel sind 
die Diskussionen in vielen ostdeutschen Städ- 
ten, dass die Übergriffe auf ausländische Men- 
schen dem Investitionsklima schaden. Das ist 
dann der Grund, warum der CDU Bürgermei- 
ster von Cottbus beginnt gegen Fremdenfeind- 
lichkeit zu demonstrieren. Ich glaube, dass 
hier der Begriff von Gramsci ganz hilfreich 
ist, der sagt, dass langfristig die Prozesse von 
ökonomischen Faktoren bestimmt werden, 
doch dass Kultur sich verselbständigt, ein Ei- 
genleben besteht. Und dies hatte seine beson- 
dere Bedeutung, weil es damals noch eine se 
starke Rezeption der Dimitroff-Analyse gab. 
Ich hebe es hier noch einmal hervor: die Hege- 
monie in einer Gesellschaft wird ständig aus- 
gefochten und man kann sich daraus nicht 
ausklinken. 


Strategien und was man mit 
dem iebegriff an- 
fangen kann 


Ich glaube nicht, dass es eine unmittelbare 
Umsetzung auf linksradikale Politik und An- 
tifapolitik gibt, aber ich denke, wenn man be- 
griffen hat, wie Konsens entsteht, dann bedeu- 
tet das, dass man sich nicht in Nischen zu- 
rückziehen kann. Damit kann es auch nicht 
funktionieren sich abzukapseln — wie es die 
Autonomen seit Anfang der 80er taten — sich 
in Nischen zurückzuziehen, irgendwelche Ge- 
genwelten aufzubauen, sondern es muss ein 
ständiges bewusstes Intervenieren in dieses 
gesellschaftliche Ringen geben. Ein Interve- 
nieren kann aber auch bedeuten kulturelle Ge- 
genräume aufzubauen. Ein gutes Beispiel ist 
für mich Bernau, wo Leute seit 8 Jahren einen 
gegenkulturellen Raum anbieten, ein Jugend- 
zentrum haben. Dort werden linke Veranstal- 
tungen angeboten, doch kommt dieses Projekt 
nicht als wahnsinnig linksradikal daher, aber 
es hat dazu geführt, dass es in dieser Stadt 
eine anderes Milieu, eine andere Szene gibt. 
Positiv ist an diesem Projekt, dass es sich eine 
Offenheit bewahrt hat — nicht Offenheit im 
Sinne von Akzeptierender Jugendarbeit. Es 
war kein Abkapseln nach dem Motto, komm 
wir machen jetzt unser eigenes Jugendzen- 
trum. Man versucht hier immer bei der Stadt 
zu intervenieren und Probleme auszutragen. 

Ich denke, dass das Abarbeiten an den 
Nazis keine positive Arbeit leistet, positiv in 
dem Sinne, eigene Politikfelder und eigene In- 
halte zu vermitteln und dies dann auch Ge- 
währ dafür ist, dass sich rechte Positionen 
nicht so leicht durchsetzen können. 

Die Frage stand auch, inwieweit ließe sich 
so etwas mit linksradikaler Politik vereinbaren 
— schließen wir am Ende nicht zu viele Kom- 
promisse bei einer Vermittlung innerhalb der 
Gesellschaft? Ich finde die Frage quatsch, 
denn es gibt kein Ausklinken und ein Agieren 
ist immer mit Widersprüchen behaftet. Es soll- 
te festgehalten werden, dass man mit einem 
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kritischen Bewusstsein eingreift. 

Ein Problem, das mir gerade einfällt: Ich 
glaube, dass es nicht funktioniert ein funktio- 
nales Verhältnis zu Kultur oder Subkultur zu 
haben - hier als Beispiel: die RIM, diese 
maoistische Organisation, die Ende der 80er 
angefangen hat, auf ihren Flugblättern von 
den „brothers“ und „sisters‘“ zu reden und ihre 
Parolen in Graffiti-Schrift gemacht haben. Es 
bringt hier nichts, wenn man nicht selber in 
diesem Milieu drinsteckt — hier merken die 
Leute, dass es aufgesetzt ist. Ich denke, dass 
es Quatsch ist, irgendwo aufzuspringen, um zu 
instrumentalisieren. Ein Basteln einer neuen 
poppigen Jugendbewegung klappt nicht. 

Die Formen des realen Eingreifens muss 
man in den Situationen vor Ort diskutieren. 
Die Frage nach Demos, Konzerten oder sonsti- 
ge Veranstaltungen ist ein künstlicher Wider- 
spruch. Die Frage ist, wie man Organisie- 
rungs- und Diskussionsprozesse in Gang be- 
kommt, wie man eingreift, sich Räume nimmt, 
dies kann je nach Begebenheit ziemlich unter- 
schiedlich sein und deswegen will ich jetzt 
auch keine weiteren Ausführung zur Art ma- 
chen:“ 


Beitrag m2: Für Gramsci gab es zwei La- 
ger: auf der einen Seite das bürgerliche Lager, 
das reaktionäre Lager und auf der anderen Sei- 
te das Proletarische - Gramsci verstand sich 
selbst als Kommunist. Für ihn gab es einen 
ständigen Kampf um politische Positionen. 
D.h. bevor ich z.B. die Arbeit abschaffen, die 
Produktion übernehmen und die Bosse abset- 
zen kann, muss ich erst einmal soweit sein, 
dass viele Leute Arbeit Scheiße finden, dass 
sie bereit sind, eine bestimmte Arbeit mitzu- 
machen. : 

Das sowjetische Modell sah so aus, wir 
übernehmen die Macht, neue Chefs, neue Fa- 
briken, die Arbeiter und Bauern werden erzo- 
gen. Das war nicht sein Begriff. Er erkannte, 
dass dies in modernen fortgeschrittenen kapi- 
talistischen Staaten nicht funktionierte. 
Gramsci hat sich überlegt, was gibt es: die Ar- 
beiterschaft hat eigene Intellektuelle hervorge- 
bracht, Ingenieure, Konstrukteure. Der Aufbau 
der Fabriken war hier anders. In diesem gan- 
zen Zusammentreffen gibt es einen beständi- 
gen Kampf um die Definition von Begriffen. 
Wie laufen gesellschaftliche Prozesse ab, wie 
erziehe ich Kinder, wie gehe ich mit Mitmen- 
schen um, wie organisiere ich eine Fabrik? 
Hier gibt es x- Meinungen auf einem durchaus 
differenzierten Niveau. Dies ist dann auch 
nicht eingeengt durch Bildungsvorsprünge 
usw.. Deswegen gibt es bei Gramsci auch den 
Begriff des „Stellungskrieges“, einen langen 
andauernden Kampf um die Macht, welcher 
aber auf vielen Ebenen stattfindet. Wenn ich 
mich als Linker hier bewege, bewege ich mich 
nicht außerhalb der Gesellschaft. In dem Mo- 
ment, wo ich den Mietvertrag abschließe habe 
ich die Hegemonie des bürgerlichen Vertrages 
anerkannt und wenn ich es ablehne, stelle ich 
die Begrifflichkeit davon in Frage — der Be- 
griff wird dann umkämpft. Irgendwann hab 
ich dann auch die Möglichkeit auf diesem Ni- 
veau gesellschaftliche Machtverhältnisse zu 
ändern. So verstehe ich den Begriff Hegemo- 
nie. Insofern setzen sich die Nazis auch nicht 
auf irgend etwas drauf. Sie sind auch Teil der 
Gesellschaft mit eigenen Interessen, die natür- 
lich viel näher sind zu den Vorstellungen der 
bürgerlichen Gesellschaft. Ich würde dies auch 
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als Kritik an uns alle adressieren. Wir sind 
sehr gut, Sachen zu zerpflücken bzw. zu de- 
battieren und uns mit Diskursen zu verorten. 
Im Alltag aber dann,'z.B. auf Arbeit, sind wir 
die Duckmäuser und gehen der Konfrontation 
aus dem Weg. Dies, so finde ich, ist ein ganz 
merkwürdiger Widerspruch: Außerhalb des 
alltäglichen Lebens ist man politisch aktiv, 
aber in den eigentlichen Lebensnotwendigkei- 
ten, wie Schule, Arbeitsplatz, Mietshaus usw., 
ist man plötzlich das nichtpolitische Subjckt. 


Raul Zelik: Es gibt bei Opel, wie in ande- 
ren Betrieben, Leute, die radikale Betriebsar- 
beit machen und es gibt Beispiele wo eine in- 
ternationalistische Liste den Betriebsrat stellt. 
Aber dies sind Sachen, die wir meistens gar 
nicht wahrnehmen. Diese Beispiele will ich 
bringen, um zu verdeutlichen, daß Hegemo- 
niekämpfe auch außerhalb unserer Strukturen 
stattfinden. Wichtig ist dann, sich auf diese zu 
beziehen und nicht eine Exklusivität zu for- 
mulieren: Unsere Ansprechpartner sind nur 
Jugendliche, die Probleme mit Nazis haben. 
Aber dies reicht nicht, denn es finden noch in 
ganz anderen Ecken der Gesellschaft solche 
Kämpfe statt. Ich denke eben, daß es wichtig 
ist, dies auch wahrzunehmen und sich darauf 
zu bezichen. 

Und ich würde auch in Frage stellen, ob 
bei dem obengenannte Betriebsratsbeispiel, 
die Leute rassistischer sind als das Milieu, in 
dem wir uns befinden. [Applaus] 


Raul Zelik: Ich hab auch nicht gesagt, daß 
man irgendwo hingehen soll, sondern da, wo 
man ist eingreift und das hängt eben davon ab, 
wo du dich bewegst. Viele von uns jobben ir- 
gendwo und viele greifen von uns nicht ein, 
dies denk ich, ist dann auch ein Problem. Es 
muß das Bewußtsein dasein, daß man zu allen 
Tageszeiten politisch handelt und nicht nur bei 
Treffen sitzt oder dann bewußt handelt, wenn 
Aktionen angesagt sind. 

Ich würde auch noch mal etwas sagen, 
was ich heute Morgen schon einmal gesagt 
habe. Das Ziel der Veranstaltung ist nicht, 
Wahrheiten oder strategische Vorschläge zu 
entwickeln, weil ich dies auch nicht kann. Ich 
sage hier etwas vor dem Hintergrund, daß ich 
es wesentlich finde politisch organisiert zu 
sein und in politische Debatten einzugreifen, 
d.h. auch sich nicht nur in einem Mikrokos- 
mos zu verhalten. Deshalb bin ich in einer po- 
litischen Gruppe und finde, daß es einen Or- 
ganisierungsprozeß in der Linken geben muß. 
Diese Organisierung muß sich dann auch in 
breite gesellschaftliche Realitäten einmischen. 


Beitrag weiblichl: Es ist wichtig eine 
Trennung zu vollziehen zwischen politischer 
Strategie und der alltäglichen Situation in der 
man sich bewegt — eben nicht nur mitzu- 
schwimmen, wie alle anderen auch, sondern 
sich als politischer Mensch zu begreifen, sich 
zu hinterfragen und das lautstark zu äußern. 
Aber man muß schauen, wo es Sinn macht. Es 
darf nicht nur abhängig sein von meiner per- 
sönlichen Situation in der ich mich gerade be- 
finde — gehe ich zur Schule, dann finde ich es 
wichtig Jugendliche anzusprechen — bin ich 
40, finde ich Jugendliche nicht mehr so wich- 
tig. Ich finde es auch noch mit 40 wichtig, 
mich um Jugendliche zu kümmern, aber ich 
habe eine andere Ausgangsposition. Ich muß 
hier versuchen, auf einer anderen Ebene Ver- 
ständnis zu bekommen. Es soll aber nicht so 
sein, daß ich meine politische Zielsetzung ab- 
hängig mache von meinem Lebensbereich, in 
dem ich mich bewege. 


Raul Zelik: Es nervt mich, zu hören, daß 
es so schwierig sei zu agieren: Ich glaube, daß 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


es eine Spezialität der Linken ist, die sich aus 
der Praxis verabschieden wollen. Viele Sachen 
sind natürlich mühsam, aber die sind auch an- 
derswo und zu anderen Zeiten mühsam gewe- 
sen und oft viel gefährlicher. Hierzulande hat 
man es gar nicht so schwer, politische Arbeit 
auf verschiedenen Ebenen zu machen. Es gibt 
auch Gegenbeispiele, wo etwas funktioniert. 
Funktionieren heißt nun nicht, daß der große 
Durchbruch gelingt. Funktionieren kann auch 
bedeuten, daß man als politische Gruppe eine 
Kontinuität wahrt, sich immer wieder ein- 
mischt in Themen, neue Leute einbindet, Poli- 
tisierungsprozesse vorantreibt, für Leute offen 
ist, die andere kulturelle Codes haben, als man 
selber hat. Und dies fehlt hier. Hier gibt es 
entweder ein Subkultur-Identitäts-Wir-Gefühl 
oder ein Schreibzimmerlinkendasein, daß sich 
darauf beschränkt, den anderen zu enttarnen, 
weil er etwas nicht richtig analysiert hat. Ich 


kann dies natürlich auch leicht sagen, Berlin 
ist eine politikfreundlichere Stadt als ‘ne-Klit- 
sche in Sachsen. Applaus] 


Beitrag ml: Das Problem der befreiten 
Zonen ist nur teilweise das, was Gramsci im 
Hegemoniebegriff beschreibt. Das Konzept 
der befreiten Zonen ist erst einmal ein klas- 
sisch repressives Konzept der Stiefelnazis auf 
der Straße. Es ist die direkte physische Macht- 
ausübung, die nicht über die Ideologie und die 
Kultur wirkt, sondern über die Vernichtung 
der Gegner. Es ist das Wegprügeln aller „Un- 
deutschen“ von der Straße. Bessere Beispiele 
für kulturelle Hegemonie wären solche Grup- 
pen wie Rammstein oder Böhse Onkelz. Grup- 
pen, die vor Jahren noch skeptisch beäugt 
wurden und jetzt in ganz normalen Diskos ge- 
spielt werden. 

Oder dass in den 70er Jahren unpolitische 


Autorität und Autonorne 


Karmeradschaften 
vom Antifaschistischen Infoblatt 


Mormentane Situation der 
Naziszene 

NPD versus Kamerad- 
schaft 


Die NPD wird zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt am stärksten wahrgenommen, sie besitzt 
eine Vielzahl an Mitgliedern, sie hat es ge- 
schafft, Großaufmärsche zu organisieren und 
ist mit ihrem Führungsanspruch in der Öffent- 
lichkeit präsent. 

Aber es gibt mittlerweile auch Wider- 
spruch in der Szene gegenüber der NPD, wel- 
cher vor allem von Kameradschaften geäußert 
wird. Diese sehen sich cher als Nationalsozia- 
listen, und beziehen sich stärker als die NPD 
auf die Nazizeit. Für die Kameradschaften 
sind Parteistrukturen zu angreifbar, deshalb 
bilden sie sich als halblegale Strukturen, die 
unabhängig sind, ohne klare Mitgliedschaften 
und eher verdeckt agieren. 

So stehen sich also momentan zwei An- 
sätze gegenüber. 

Verdeutlichen läßt sich dies am Beispiel 
1.Mai 1998 in Leipzig: Christian Worch, als 
einer der bekanntesten Vertreter des Kamerad- 
schaftsflügels, erhielt keine Redeerlaubnis. 
Aus diesem Grund wurden Flugblätter verteilt, 
in denen gegen die NPD und deren Auf- 
marschversuch, Stimmung gemacht wurde. 

Die NPD befindet sich unserer Einschät- 
zung nach mit ihrem Massenansatz, welcher 
sich im Versuch der Organisation von poparti- 
gen Events äußert, und dem gleichzeitigen 
Versuch, Wählerstimmen zu bekommen, auf 
dem absteigenden Ast. Es fällt ihr zunehmend 
schwer, Leute zu Themen zu mobilisieren. Die 
Kameradschaften hingegen, haben es ge- 
schafft, Aufmärsche zu kontrollieren und die 
NPD zur Anmeldung zu instrumentalisieren. 


Geschichte und Struktur 
ar Freien Kameradschaf- 
n 
Zum ersten Mal traten diese in München 
1997 bei der Demonstration gegen die Wehr- 


machtsausstellung in Erscheinung. Ein klei- 
ner Block schwarzgekleideter Nazis mit 
schwarzen Fahnen, war damals mit dabei. 
Seitdem fand eine sprunghafte, bundesweite 
Verbreitung dieses Organisationsmodells mit 
immer den gleichen Führungskadern statt. Sie 
kommen größtenteils aus der ehemaligen 
GÄNF: Christian Worch, Thomas „Steiner“ 
Wulff, Bernd Stemann, Thorsten Heise sind 
Namen von Personen, die seit teilweise 10-15 
Jahren aktiv sind und gute internationale 
Kontakte besitzen. Sie schen in der NPD ein 
gutes Instrument, um einen legalen Rahmen 
zu haben. So kam beim Aufmarsch in Magde- 
burg 1999 der organisatorische Apparat von 
den Kameradschaften und Thomas Wulff hielt 
einen Redebeitrag zur Rehabilitierung der SS. 
In Ludwigslust gelang es nach dem Verbot der 
NHB-Demo den Kameradschaften, ohne Bul- 
len und Antifa zu marschieren. Dies ist Be- 
weis für ihre flexibleren Strukturen. 

Diese gestalten sich wie folgt: Es gibt 
Anleiter, die über Jugendclubs und subkultur- 
relle Strukturen junge Leute anwerben, und 
diese über Schulungsabende, Aufmärsche, 
Aktionen etc., enger an eine politische, aber 
auch soziale Struktur anbinden. Kamerad- 
schaften bieten damit Einstiegsmöglichkeiten 
für wenig politisierte Rechte, die in deren 
Strukturen ein wesentlich festeres organisato- 
risches und ideologisches Gefüge vorfinden. 
Nach außen hin treten Kameradschaften als 
jeweils unabhängige Gruppe auf, aber man 
stößt unter der Oberfläche immer wieder auf 
die gleichen Leute, die oben genannten ehe- 
maligen GdNF-Mitglieder. 


In Norddeutschland wird das Netz ange- 
leitet. Leute wie Worch fungieren als Schalt- 
zentrale, werden angerufen oder rufen an. 
Dies ist ein flexibler Apparat. Die Mitglieder 
halten Kontakte zu anderen und geben das 
dann weiter. Im Prinzip funktioniert das wie 
bei der Antifa, mit dem Unterschied, daß die 
Nazis das Führerprinzip haben, d.h., es muß 
immer die Führer geben, die sich die Sachen 
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provoziert haben und heute mit Naziparolen 
provozieren. 

Das Beispiel der prügelnden Nazis ist 
kein schr gutes Beispiel bei der Betrachtung 
der kulturellen Hegemonie. Dies entspricht 
mehr dem damaligen Verständnis der Partei- 
kommunisten in Rußland, die alles im Bezug 
auf Repression sahen und nicht auf die breite 
Zustimmung der Massen zu einer bestimmten 
Ideologie. 


Beitrag m2: Aber es gibt dann den Punkt, 
wo die Nazis nicht mehr prügeln müssen und 
es stellt sich für mich als Linker die Frage, wie 
kann ich hier angreifen. Es gibt hier die Situa- 
tion,:daß bestimmte Positionen, bestimmte 
Personen gar nicht mehr rein dürfen. Wie 
kann ich hier wieder rein, wie kann ich hier 
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ausdenken und dann anrufen. Die NPD hat im 
Gegensatz dazu wesentlich starrere Struktu- 
ren. 

Das Vernetzungsmodell ist unseres Erach- 
tens nach ein qualitativer Sprung. Das Hinter- 
herrennen hinter der NPD ist nicht mehr nötig, 
bei Kameradschaften ist alles direkter organi- 
siert, je 30 Leute haben jemanden, der für sie 
denkt und organisiert, und sie überall mit hin- 
schleppt. Es gibt keine große Basis und Partei- 
apparat. 

Die Führung der autonomen Kamerad- 
schaften kommt aus Norddeutschland. Wich- 
tig sind die Hefte der „Hamburger Sturm“ 
und das „Zentralorgan“. Darin finden sich 
viele Aktionsberichte, Musik, NPD-Kritik. Im 
„Hamburger Sturm“ war ein Braune Zelle-In- 
terview zu lesen, wo ein Kleingruppenkonzept 
vorgestellt wurde, welches durch informelle 
Kontakte funktioniert und fähig ist, effektive 
Anschläge o.ä. durchzuführen. 


Anti-Antifa 

In Schweden hat es 1999 allein drei Mor- 
de und einen versuchten Mord gegeben. Die 
ersten beiden Opfer waren zwei Polizisten bei 
einem Banküberfall, dann erfolgte ein An- 
schlag auf ein Journalistenehepaar, das die 
Unterwanderung der Armee durch Nazis auf- 
gedeckt hat, Anfang Oktober schließlich die 
Erschießung eines Gewerkschafters, der die 
Unterwanderung einer Gewerkschaft durch 
Nazis recherchiert und veröffentlicht hatte. In 
Schweden machen die Gesetze es der Anti- 
Antifa relativ einfach, denn jedermann hat Zu- 
gang zu Meldedaten und zu Gerichtsdaten. So 
ist es möglich zu erfahren, wer z.B. Anzeigen 
gegen Nazis gestellt hat. Diese Informationen 
werden gesammelt und benutzt. 

Das ideologische Konstrukt, nach dem 
vorgegangen wird, schwafelt von der Vorberei- 
tung auf einen Heiligen Rassenkrieg für ein 
weißes Skandinavien. 

Nun ist es in Deutschland nicht zu erwar- 
ten, daß das unmittelbar bevorsteht, aber es 
gibt gute und direkte Kontakte zwischen füh- 
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renden Vertretern der autonomen Kamerad- 
schaften und den skandinavischen Nazis. 
Häufiger Treff waren die Heßaufmärsche in 
Dänemark sowie „Blood&Honor“-Konzerte in 
Skandinavien und Deutschland. Immerhin fin- 
den immer mehr gezielte Angriffe von Nazis 
statt, wie z.B. der Brandanschlag auf den 
Schwarzmarkt in Hamburg. In dessen Brief- 
kasten fand sich ein Aufruf Hamburger Kame- 
radschaften gegen linke Chaoten. Ein weiteres 
Anzeichen dafür ist, daß sich in letzter Zeit 
immer mehr Aufmarschmottos ganz konkret 
gegen die Linke richten. 


NaziMusik 

„Blood&Honor“ ist weltweit in 15 oder 
17 Sektionen unterteilt. In Deutschland gibt es 
ein Dutzend Gruppen, die im riesigen Subkul- 
turfeld angesiedelt sind. Dort sind auch immer 
wieder die Kameradschaften zu treffen. Sie 
benutzen es als Rekrutierungsfeld und um 
Geld zu verdienen. Die Kameradschaften 
funktionieren dabei als Bindeglied zwischen 
der NPD und einer eher unorganisierten Skin- 
headszene. Die NPD wird als Struktur und die 
Naziskins werden als Mobilisierungspotenzial 
genutzt. So ist zu konstatieren, daß die Kame- 
radschaften relativ wenige Mitglieder besit- 
zen, aber über ein großes Mobilisierungspo- 
tential verfügen; Naziskins, die nicht so auf 
Strukturen stehen, aber für Aktionen zu haben 
sind. Im Zentralorgan ist die Musikecke ge- 
trennt vom Rest und gezielt auf ihr Klientel 
zugeschnitten. Dieses Konzept funktioniert 
und bringt auch noch Kohle. 


Es existiert ein Netzwerk von einzelnen 
Versänden, Labels usw., in dem sich inzwi- 
schen auch ein Anti-Antifa Schwerpunkt ent- 
wickelt hat. So ist in Berlin eine Liste, der 
Anti-Antifa Saarpfalz aufgetaucht, auf wel- 
cher alternative Jugendliche mit Namen, Fa- 
milienverhältniss, Auto, Telefon etc. vermerkt 
wurden. Eine neue Entwicklung ist, daß diese 
Informationen nicht nur verbreitet, sondern 
auch benutzt werden. So fand sich eine Bom- 
be auf dem Balkon eines PDS-Mitglieds. Die 
Kameradschaften bieten mit ihrer NS-Ideolo- 
gie, den richtigen Background, für derartigen 
Terror. 


Trends 

Es wird immer schwieriger Naziaufmär- 
sche zu beobachten, weil Anti-Antifa Leute 
aufpassen und ihre Demos schützen. Anderer- 
seits finden sich auf Antifademos, immer öfter 
gut getarnte Nazis, oft genug in Markenkla- 
motten wie Carhartt. Deshalb ist es wichtig, 
daß unsere Strukturen geschützt werden und 
sensibel mit dem Thema umgegangen wird. 
Nicht nur bei Nazidemos, sondern auch bei 
den eigenen Aktionen. 


Frauen in der Anti-Antifa 

Begünstigt durch die patriarchale Denk- 
weisen in der Antifa, werden Nazifrauen kaum 
wahrgenommen und so waren bei den Unter- 
wanderungsversuchen von Anifakreisen, die 
relativ lange funktionierten, in der Mehrzahl 
Frauen beteiligt. Es ist darauf zu achten in den 
eigenen Strukturen mehr Genauigkeit an den 
Tag zu legen und eigene Sichtweisen hinter- 
fragen. 


Thekla Kosche kann sich zum Beispiel 
weiter ungestört in der Nähe von Antifademos 
aufhalten, obwohl sie in den letzten zwei Jah- 
ren in jeder Antifazeitschrift mindestens ein- 
mal abgebildet gewesen ist. Sie kann sich der 
Antifakleiderordnung locker anpassen und 
fällt als Frau eben so auf, wie irgendein 
Schrank, der mit schwarzer Wollmütze herum- 
steht. 
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Anti-Antifa und die Gesell- 
schaft 


Anti-Antifa ist in gesellschaftlichen Kon- 
text eingebettet. Es gibt einen starken rechten 
Rollback, es ist schwieriger geworden, Bünd- 
nisparter zu finden. 

Beim Anti-Antifa-Konzept können sich 
verschiedenen Spektren von Konservativen bis 
Nazis auf eine gemeinsame Basis einigen: Da 
werden autonome Zentren einerseits von der 
CDU im Stadtrat angegriffen und andererseits 
von Nazis mit Demos, wie in Lübeck neulich. 
Das ist eine Zuspitzung gesellschaftlicher Ent- 
wicklungen und stellt deshalb eine Gefahr für 
die Antifa selber, für ihre Bündnispartner und 
alle anderen dar, die sich gegen Nazis engagie- 


ren. 


Beitrag aus dem Publikum: Könnt ihr das 
mit den Frauen in Autonomen Kameradschaf- 
ten näher erläutern? 


Referent: In deren Strukturen sind mehr 
Frauen aktiv als in der rechter Subkultur ins- 
gesamt, weil Frauen Kommunikationsysteme 
aufzubauen vermögen, und daher vor allem 
solche Sachen wie Knastbetreuung, eigene 
Aktionen, Diskussionen in Kameradschaften 
unter Frauen etc. machen. Es gibt eine ganz 
klare Ablehnung der alten NS-Vorstellungen 
von wegen „Frauen zurück an den Herd“. Man 
kann von einer zumindest teilweisen Gleich- 
berechtigung sprechen. 


Beitrag: Wie kommt Ihr zu der Einschät- 
zung, daß die Anti-Antifageschichte so von 
bundesweiter Bedeutung ist? Für uns sicht das 
eher nach regionalen Zusammenhängen aus, 
der sich in Kleinkriegen wie in Lübeck äußert. 
Ein bundesweiter Zusammenhang ist ein Zu- 
stand, den sich die Nazis im Moment noch er- 
träumen. 


Referent: Ein Indiz sind die Zeitschriften 
„Zentralorgan“ und „Hamburger Sturm“. Dort 
findet sich zwar sehr viel an regionaler Be- 
richterstattung, aber sie sind in der Kamerad- 
schaftsszene herausragend. Es fällt auf, daß 
sie sehr professionell erstellt wurden, mit ho- 
hem Anspruch. Es existieren nicht viele sol- 
cher Zeitschriften im Kameradschaftsspek- 
trum, die inhaltlich so tiefgehend sind, bei an- 
deren finden sich meist nur ein paar Demobe- 
richte. Im Zentralorgan war sich z.B. cin Wil- 
liam Pierce-Interview, der ein Konzept führer- 
losen Widerstands vorstellte. Dies war eine 
klare politische Zielvorgabe für alle Kamerad- 
schaften. Das Zentralorgan erscheint regelmä- 
Big und hat klare Verteilerstrukturen. 


Beitrag: Dieses vorhin erwähnte Braunc- 
Zellen-Interview; war diese Gruppe schon mal 
aktiv, oder ist das ganze cher ein schlechter 
Witz? 


Referent: Das Interview war anonym und 
dadurch ist schlecht nachzuvollziehen mit 
wem es geführt wurde, allerdings decken sich 
bestimmte Sachen mit dem eigenem Vorwort. 
Es ist also möglich, das die sich das selber 
ausgedacht haben. 


Beitrag: Bei uns erlebt die NPD gerade 
einen ungeheuren Aufschwung, wie erklärt 
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sich das? 


Referent: Das ist schwer abzuschätzen, es 
ist aber durchaus möglich, daß wenn Kame- 
radschaften stark genug sind, die NPD lokal 
zu übernehmen, die NPD daraufhin erstarkt. 
Die Kameradschaften verfügen so über einen 
legalen Rahmen. Aber wohin der Trend allge- 
mein geht, ist schwierig abzuschätzen, da muß 
man abwarten. 


Beitrag: Ich komme aus Thüringen, die 
Situation dort ist folgendermaßen: Die Kame- 
radschaften in Gera sind zur NPD übergegan- 
gen und es läßt sich eine altersbedingte Tren- 
nung vornehmen; D.h. die Zwanzig- bis Drei- 
Bigjährigen finden die NPD toll, die Jüngeren 
stehen eher aber auf die Autonome Kamerad- 
schaften. 


Referent: Klar, Kameradschaften bieten 
mehr Action und sind so für die Jüngeren at- 
traktiver. 


Beitrag: Oft stimmen Kameradschaften 
und NPD-Strukturen überein. Ich denke, da ist 
einfach zuwenig intellektuelles Potential da, 
um parallele Strukturen aufzubauen. In Ost- 
brandenburg, ist die Situation derart. Ehemali- 
gen FAP-Leute, die erst bei der NPD waren, 
haben dann die Kameradschaften aufgebaut. 
Meine Frage: Wie werden Eurer Meinung 
nach, die Verbindungen untereinander auf- 
rechterhalten, obwohl es nur wenige Personen 
sind und es da sehr starke Spannungsfelder 
gibt, wie das Kay Diesner Soliplakat bei ei- 
nem Aufmarsch in Berlin dieses Jahr beweist? 
Können diese Personen die Spannungsfelder 
abdecken? 


Referent: Zwischen der NPD und den Ka- 
meradschaften gibt es verbindende und ver- 
mittelnde Personen. Steffen Hupka und Jens 
Pühse, Leute, die ideologisch und biogra- 
phisch aus Kameradschaften kommen, aber 
inzwischen bei der NPD wichtige Funktionen 
übernehmen. Die internen Spannungen kön- 
nen die aber, unseres Erachtens nach, nicht 
überdecken. Die NPD will die Führung und 
die Kameradschaften wollen sich von NPD 
nichts sagen lassen. Dementsprechend findet 
eine Zusammenarbeit statt, aber die Konkur- 
renz untereinander besteht weiter. Wenn Ka- 
meradschaften eine NPD-Demo übernehmen 
können, dann machen sie es. 

Zu sagen ist aber auch, daß bei aller per- 
sönlicher und politischer Konfliktsituation 
zwischen NPD und Kameradschaften, der 
Streit der rechten Szene nutzt, weil sie da- 
durch in der Lage sind ein breiteres organisa- 
torisches und ideologisches Spektrum zu be- 
dienen. Vom Kid zum Braunzonen-Intellektu- 
ellen werden alle bedient und dadurch auch 
wieder besser eingebunden. So ist es ganz 
wichtig bei der Recherche darauf zu achten, in 
welchem Kontext die Differenzen der Nazis 
untereinander stehen. 


Beitrag: Wie geht es weiter mit der NPD? 
Ist sie am Ende, wegen der Streitigkeiten ei- 
nerseits innerhalb der Landesverbände und an- 
dererseits zwischen Bundesverband und Lan- 
desverbänden? 

Es gibt ja immer wieder Gespräche zwi- 
schen DVU und NPD. Wenn sich die NPD- 
Ideologie und das Geld von Frey und verbin- 
den, besteht dann die Gefahr von einer FPÖ 
ähnlichen Entwicklung hierzulande? 


Referent: Beides stellt sich nicht so dra- 
stisch dar. Unsere Einschätzung nach stagniert 
die NPD-Entwicklung nach dem großen Auf- 
schwung der letzten Jahre. Aber sie ist noch 
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lange nicht tot und sucht nach neuen Konzep- 
ten. Eine Zusammenarbeit mit sich bürgerlich 
gebenden Faschoparteien ist unwahrschein- 
lich, vor allem wegen des Festhaltens der NPD 
an militanten Nazis und ihrem Aufmarschkon- 
zept. Die Frage ist, ob die NPD an ihrer Ab- 
grenzung zum offenem Nationalsozialismus 
festhält, oder sich diesem annähert, weil sie 
sieht, daß die Kameradschaften damit Erfolg 
hatten. Wenn sie so verfährt, ist es möglich, 
daß ihr Aufschwung weitergeht, wenn sie aber 
auf ein bürgernahes Konzept setzen und sich 
so wie in Sachsen auf soziale Sachverhalte be- 
ziehen, kann es sein, daß sie ihre Basis verlie- 
ren. Diese Entwicklung ist noch nicht abzuse- 
hen, der Richtungsstreit hierüber noch nicht 
entschieden. 


Beitrag: Ist die Tendenzen vorhanden, 
überall Aufmärsche anzumelden, um dann 
dort, wo der wenigste Widerstand herrscht, 
neue Kameradschaften zu etablieren? 


Referent: Wir wissen nicht, ob das eine 
Strategie ist. Das System mit mehreren An- 
meldungen, ist wegen des häufigen Verbots 
von Aufmärschen nötig. Natürlich kann es 
sich als Konsequenz ergeben, daß sich, wenn 
es keinen nennenswerten Widerstand vor Ort 
gibt, Kameradschaften etablieren. Also ist dies 
wohl eher keine direkte Strategie, aber es kann 
sich so ergeben und dann schon die Form ei- 
ner Strategie annehmen. 

Die meisten Kameradschaften brauchen 
nicht mehr, wie noch zu Anfang der 90er eine 
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Staat als Partner - Staat als Feind 
(kein Referat) 


Diskussion 


[Anmerkung: Die Diskussion war leider 
schwer zu verstehen (technisch) und ist des- 
halb in desolatem Zustand.] 


Moderation: Da es bei dieser Veranstal- 
tung kein Referat gibt, müssen wir uns ent- 
scheiden, ob wir hier diskutieren wollen oder 
uns auf die anderen AGs aufteilen. 

Es waren für diese Veranstaltung 2 Refe- 
renten angefragt, zum einen ein selbstverwal- 
tetes Projekt in Leipzig was mit der Stadt ko- 
operiert, mehr oder weniger. Zum anderen war 
die Antifa M angefragt, die hat aber auch ab- 
gesagt. Insofern sind jetzt Meinungen gefragt. 

Wir wollten das jetzt nicht ganz ausfallen 
lassen, weil ja vielleicht doch Interesse be- 
steht, das zu diskutieren. Insofern findet das 
jetzt in dieser Form, also ohne Referat, statt. 
Oder auch nicht, das ist jetzt euer Ding. 


Auditorium X (männlich): Habt ihr zu- 
mindest irgendwie eine Vorstellung oder woll- 
tet ihr das den Referenten überlassen? 


Moderation: Das sollte eigentlich den Re- 
ferenten überlassen werden. Es gibt im Vorbe- 
reitungsreader einen kurzen Satz, mit dem ich 
allerdings auch nicht so viel anfangen will. 


A (m): Ich will mal kurz was zum Titel sa- 
gen, Staat als Partner - Staat als Feind. Für 


überregionale Mobilisierung, sondern sind 
durchaus in der Lage gleichzeitig an mehreren 
Orten aufmarschieren. Dies ist für Gegenak- 
tionen natürlich ein riesiges Problem. 


Beitrag: Unterwandern die Freien Natio- 
nalisten die NPD? 

Bei uns hat sich vor einiger Zeit ein 
Bündnis Rechts Lübeck aus Freien Nationali- 
sten und der NPD/JN formiert. Sie haben Auf- 
märsche durchgeführt und sind auf starken 
Widerstand gestoßen. Jetzt wollen sie trotz- 
dem weitermachen, obwohl sie’s nicht ge- 
schafft haben, in die Bürgerschaft einzuzie- 
hen. Die Freien Nationalisten haben teilweise 
die JN unterwandert, teilweise gibt es eine 
gute Zusammenarbeit, aber auch Gegenbei- 
spiele. Beim Aufmarsch gegen das AZ, ist die 
NPD abgesprungen, der Aufmarsch fand mit 
30 Leuten statt. Beim Aufmarsch unter dem 
Motto „Freiheit für alle nationalen Gefange- 
nen“ hat die NPD ebenfalls ihre Anmeldung 
zurückgezogen, daraufhin hat die JN angemel- 
det und gut war’s. 


Beitrag: Im Vortrag zu Kameradschaften 
kam es mir teilweise ein bißchen zu klischee- 
haft rüber, daß es bei den Nazis immer Führer 
gibt. 


Referent: Das ist aber so, sagt zumindest 
unsere Erfahrung. Vorbild der Kameraden ist 
der politische Soldat, welcher autoritäre Struk- 
turen benötigt. 


die Antifa ist der Staat doch ein Feind, also 
müßte die Diskussion doch eigentlich lau- 
ten, „wie werde ich Staatsfeind“ oder es 
müßte eine strategisch-taktische Diskussion 
sein und da müßten dann Leute her, die Be- 
scheid wissen mit Theorie. Ansonsten findet 
die AG oder eine Diskussion nicht statt. 


Moderation: Das ist die Frage. Das An- 
gebot steht eine Moderation zu geben. 


A (m): Habt ihr jetzt was vorbereitet? 


Moderation: Nein, eb&n nicht, das sag- 
te ich ja. Im Vorfeld der Veranstaltung gab 
es ein ziemlich großes Feedback zu diesem 
Thema und deswegen wollten wir die Ver- 
anstaltung auch nicht grundsätzlich ausfal- 
len lassen, sondern das Angebot geben we- 
nigstens zu diskutieren. 

Ich kann mich jetzt auch nur noch mal 
wiederholen. Die Referentinnen sind ausge- 
fallen. Wir standen vor der Entscheidung, 
das zu kippen, das Ding ganz sein zu lassen. 
Aber es gab genauso viele Stimmen, die ge- 
sagt haben, daß das diskutiert werden soll. 
So bieten wir das erst mal in der Form an, 
wie ihr das hier gerade vorfindet. Und das 
ist halt jetzt das Ding, was wir draus ma- 
chen. Ob wir uns entscheiden, daß wir das 
so nicht durchziehen können, weil halt die 
Grundlage irgendwie fehlt oder andersrum. 

Angedacht war, sich beispielsweise mit 
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Beitrag: Gibt es bei den Kameradschaften 
Bereitschaft, in die lokale Politik einzusteigen 
und sich dort Bündnispartner zu suchen? 


Referent: Die Kameradschaft Oberhavel 
hat regelmäßig „Waldputzen“ veranstaltet und 
hat mit einem Flugi, das flächendeckend im 
Kreis Oranienburg verteilt worden ist, durch- 
aus lokalpolitische Debatten mitbestimmt. 
Solche Beispiele gibt es auch in anderen Re- 
gionen. 

Es gibt aber massive Unterschiede zu den 
Bemühungen der NPD. Es geht bei den Kame- 
radschaften meist um das, was sie als revolu- 
tionär bezeichnen. Sie versuchen schon alle 
Strukturen und Parteien auflaufen zu lassen. 

Ein Problem ist, daß in den verschiedenen 
Regionen überall andere Voraussetzungen und 
Leute existieren und daß es deshalb auch 
überall unterschiedliche Ansätze gibt. Generell 
ist aber zu konstatieren, daß der allgemeine 
bundesweite Trend bei Kameradschaften da- 
hin tendiert, sich diesem lokalpolitischen An- 
satz nicht zu verschreiben. 


Schlußbemerkung: Toll das so viele Leute 
gekommen sind. Wir dachten eigentlich, Re- 
cherche ist voll out und interessiert keinen 
mehr. Wir selber gehen weiter davon aus, daß 
Recherche und die Öffentlichmachung von 
Neonazistrukturen wichtig ist, und zwar nicht 
nur zum Selbstschutz, sondern auch, um poli- 
tisch agieren zu können und um der rechtsex- 
tremen Offensive etwas entgegenzusetzen. 


diesem Spannungsverhältnis auseinanderzu- 
setzen, was Projekte angeht, die sich in gewis- 
ser Weise in Abhängigkeit vom Staat befin- 
den. Diese Abhängigkeit auch insofern be- 
steht, daß die Projekte sich in einem bestimm- 
ten Spannungsfeld verhalten dürfen und so- 
bald es aber Überschreitungen gibt, die Exi- 
stenzgrundlage für solche Projekte wegfällt. 
Ganz konkret jetzt in Leipzig ist das (piep). 
Das sind aber Sachen, die man nicht regional 
klären muß, weil das hier nicht geht. Man 
könnte sich generell damit auseinandersetzen. 
Aber ich finde das auch schwer, ohne eine ge- 
meinsame Grundlage, einen Text oder weiß 
der Geier was, da jetzt einen gemeinsamen 
Ansatz zu finden. Aber vielleicht ist das auch 
möglich, keine Ahnung. 


B (weiblich): Letztlich ist das auch ver- 
bunden mit der Frage der Bündnisse ja oder 
nein. Da geht es ja auch darum z.B. wie weit 
das mit der Gewerkschaft generell zusammen 
geht. Das ist auch eine staatstragende Instituti- 
on, dadurch ist das eigentlich schon grund- 
sätzlich klar. Regional sieht das schon wieder 
ganz anders aus. Also die Frage nach der Ge- 
werkschaftspolitik, daß man fragt, was mache 
ich mit denen heute noch gemeinsam und was 
nicht. 


C (m): Also nicht nur was Gewerkschaf- 
ten und Parteien angeht würde ich das disku- 
tieren, das wäre jetzt noch mal eine Speziali- 


tät, es sollte eher um staatliche Institutionen 
gehen, die nicht unbedingt eine Basis haben, 
die man ansprechen kann, sondern die politi- 
sche Funktionen wahrnehmen, wie zum Bei- 
spiel Verteilung von Geldern an Projekte. Da 
haben sich Leute schon mit auseinanderge- 
setzt, oder das Thema Polizei. Ich fände das 
eher besser in diese Richtung. 


A (m): Die Frage ist halt, wenn es jetzt 
hier um den Staatsbegriff gehen soll, dann 
sollte erst mal eine Grundlage vorausgesetzt 
werden, wie hier der Staat definiert wird. Und 
ich denke, dazu gibt’s jetzt hier keine Grund- 
lage. Deswegen sollten die Leute, die darüber 
reden wollen, erst einmal ein paar einleitende 
Worte zu ihrem Staatsbegriff sagen. Ich würde 
deswegen schon vorschlagen, wir reden jetzt 
über ein konkretes Thema, zum Beispiel über 
Bündnispolitik, einfach damit hier alle Leute 
auch mehr oder weniger damit klarkommen. 


€ (m): Ich würde einen Vorschlag ma- 
chen. Vielleicht als Einstieg so alle Institutio- 
nen die auf dem Themenfeld „Nazis“ eine Pra- 
xis bilden, also dort tätig sind, ob es nun Par- 
teien oder staatliche Machtorgane sind. Wir 
könnten uns darüber Gedanken machen wie, 
deren Verhalten den Nazis gegenüber bewer- 
ten. Haben wir da Vorschläge oder Erwar- 
tungshaltungen? Zum Beispiel an die Polizei 
den Nazis gegenüber. Oder in welchem Rah- 
men von allgemeiner Repression könnte das 
stehen? Oder die Faschisierung der Gesell- 
schaft. Könnte es sein, daß sich Staat und Na- 
zis die Bälle zuspielen? 


A (m): Oder spielt der Staat die Nazis ge- 
gen die Linke auf der Straße aus oder nicht? 
Da bräuchten wir einen gemeinsamen Text 
und den haben wir nicht. Oder die Verfolgung 
der Entwicklung ihrer Strategien auf Demos. 
Aber da müßten wir klären, was wir überhaupt 
wollen. Die ganze Zeit den Nazis hinterherren- 
nen? 


D (m): Mal ne Frage, worum gehts denn 
jetzt eigentlich? 


A (m): Na, ich sage: Es kann doch jetzt 
nicht die Frage sein, ist der Staat ein Partner, 
ein Freund oder ein Feind, das ist doch wohl 
klar. Es geht um Strategieg, wie gehe ich di- 
rekt gegen diesen Staat vor. [Wunsch nach 
RednerInnenliste wird laut] 


B (w): Der Vorteil daran, daß es keinen 
Vortrag gibt, ist, daß womöglich die Leute mit 
ihren Vorstellungen, worüber sie jetzt reden 
wollen schneller zu Wort kommen. Und ich 
finde nicht, daß das so klar ist, daß der Staat 
ein Feind ist. Also es ist verbal klar, aber es ist 
auch vieles nicht klar. Was beispielsweise die 
Zusammenarbeit bei Demos angeht oder das 
politische Verhalten bei Repressionen bzw. in 
der praktischen Alltagspolitik. Da ist nicht im- 
mer so ganz klar, was als Staat gemeint ist, 
und um was man sich da als politische Konse- 
quenz kümmern muß. Ich denk schon was du 
(A) sagst das stimmt, das ist klar. Aber ich 
habe mir schon erhofft, daß man darüber ge- 
nauer reden kann, was das für die alltägliche 
Politik, für Bündnispolitik heißt. Und worin 
ich die Chance jetzt sche ist, ich brauche nicht 
unbedingt einen Vortrag, wir können jetzt 
auch versuchen darüber zu reden, was du (©) 
zum Beispiel gesagt hast. 


A (m): Es ging mir jetzt auch weniger um 
den Vortrag als solchen. Es ging mir viel mehr 
darum eine Möglichkeit zu finden, hier mit- 
einander zu diskutieren. Erst mal muß ich jetzt 
hier die Frage stellen, was ist der Staat über- 
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haupt, was hat der für ‘ne Aufgabe. Für mich 
ist der Staat so eine Art Vermischung zwi- 
schen der Gesellschaft und dem Staat als sol- 
chen. Also du kannst schon sagen: „Ich bin 
gegen den Staat.‘ Genauso kannst du sagen: 
„Ich bin gegen Luft”. 


F (m): Der Staat als Institution in unserer 
Gesellschaft dient zur Beruhigung der Gewalt 
und zur Regulierung der Lebensbedürfnisse. 


« Er soll die Interessen der herrschenden Klasse, 


die Interessen der Klasse der Kapitalisten 
durchsetzen, ohne der Bevölkerung zuviel zu- 
zumuten oder abzuverlangen. 


G (m): Ich möchte ergänzen, daß der Staat 
verschiedene Interessen ausbalancieren muß, 
kann und das auch tut, so daß er dadurch wie- 
der Herrschaftsinteressen verwirklicht, was du 
angesprochen hast. Deswegen müssen wir hier 
wieder eine starke Position gegen den Staat 
beziehen. Zu den Interessengruppen in Bezug 
auf den Staat gehören wir genauso wie die Na- 
zis. Das Beste wäre, was dazu zu machen, wie 
analysieren wir zum Beispiel das Verhalten 
vom Staat in dem Dreierkonflikt zwischen 
uns, den Nazis und dem Staat. 


A (m): Da steht ADORNO [an der Tafel], 
was ist der Staat. Und das ist Teil der Ge- 
schichte. Was war er meinetwegen vor 2.000 
Jahren in der Geschichte? Es war immer der 
Staat, der dafür gesorgt hat, daß Machtverhält- 
nisse nicht verändert werden. Wenn man jetzt 
sagt, der Staat als Regulativ oder so, also öko- 
nomisch herangceht, dann ist das falsch. Der 
Staat will verwässern und nichts anderes und 
deswegen sind unsere Positionen klar. 


H (m): Erstmal gibt es einen Unterschied 
zwischen Staat und Gesellschaftsordnung und 
wir leben zur Zeit in einer Gesellschaftsord- 
nung die nennt sich Demokratie egal ob man 
das gut oder schlecht findet, sie bietet be- 
stimmte Vorteile. Der Staat wird aber nicht da- 
durch bestimmt, daß wir jetzt in einer Demo- 
kratie leben oder in einer Diktatur, wie auch 
immer die bestimmt ist. 

Dieser Staat ist ökonomisch bestimmt. 
Wenn Du sagst es wäre nicht so, dann beweis 
mir das Gegenteil. Erstmal hast Du heute ne 
Gesellschaft. Vor 300 Jahren hattest du noch 
keine Gesellschaft, also Kapitalismus und Ge- 
sellschaft hängen zusammen, du kannst erst 
von Gesellschaft reden sobald du eine aperso- 
nale Herrschaft hast. Und es ist diese aperso- 
nale Herrschaft, die Gesellschaft über Ökono- 
mie reproduziert. Vorher lief die Unterdrük- 
kung einfach in Form von Königen oder Für- 
sten und heute läuft das halt so, daß dieser 
Staat dich den Zwängen aussetzt. Du mußt 
dich den Zwängen unterordnen um in diesem 
System zu überleben, das ist halt der Kapita- 
lismus. Insofern kannst du nicht sagen, der 
Staat wie er heute ist, existiert schon seit 2000 
Jahren. Vor 2000 Jahren gab es keinen Staat 
oder es gab vielleicht einen Staat aber keine 
Gesellschaft. Daß der Staat damals natürlich 
trotzdem die Aufgabe hatte Herrschaft zu er- 
halten ist eine andere Sache. 


B (w): Ich habe den Eindruck, es geht son 
bißchen um die Positionen: ist der Staat neu- 
tral oder ist der Staat immer parteilich. Und 
müssen wir deswegen aus Prinzip jeden Staat 
bekämpfen weil der Staat aus Prinzip immer 
parteiisch ist oder gibt es auch Konstruktionen 
vom neutralen Staat? Ich muß ehrlich sagen, 
diese Diskussion interessiert mich herzlich 
wenig. Was mich eigentlich interessiert ist: 
Haben wir gerade diesen Staat und haben wir 
ganz bestimmte Situationen, die wir auch 
praktisch vor Ort vorfinden und das ist das 
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was mich interessiert und darüber würde ich 
gerne reden und zwar genau in der Linie was 
du am Anfang gesagt hast (C), die Instrumente 
mit denen wir konfrontiert sind und was unser 
Verhältnis dazu ist. 

Vielleicht kann man auch diese Instru- 
mente mit denen wir konfrontiert sind zum 
Beispiel an die Tafel schreiben und abfragen, 
Bullen, Parteien, Bürgermeister, Jugendhilfe- 
ausschuß usw. was sind die Verhältnisse. Das 
ist mein Vorschlag. 


A (m): In Griechenland, in der Polisdemo- 
kratie gingen die Rechte und die Ziele des In- 
dividuums mit dem Staat, im Ideal, überein. 
Diesen Zustand sollte man wiederherzustellen. 
[TUMULTE,RIOTS, AUSSCHREITUNGEN 


(naja, fast)] 


Moderation: Ich möchte mich jetzt hier 
mal einschalten insofern, daß die Diskussion, 
die ihr beide hier führt ‚hier nicht zu führen 
ist, weil das genau ne Diskussion ist, die auf- 
grund eines Papiers stattfinden müßte wo man 
sich über bestimmte Begrifflichkeiten einig 
wird. Und insofern wird das hier ein Schlag- 
abtausch zwischen angelesenem Wissen und 
da habe ich als Moderatorin auch keinen Bock 
drauf. Zumal sich an der Diskussion auch an- 
dere Leute nicht beteiligen. Insofern würde ich 
jetzt deinen (B) Vorschlag unterstützen, sich 
über konkrete Sachen auszutauschen. Alles 
andere, sich jetzt über irgendwelche Staatsfor- 
men zu unterhalten ist für mich sinnlos. 


D (m): Entweder müßte das jetzt eine 
strategische Diskussion werden, über das Ver- 
halten zu Bullen, das Verhalten der Justiz, all 
dieser Instrumentarien des Staates. Wir greifen 
uns einfach was raus und unterhalten uns dar- 
über, ohne daß klar ist was passieren soll und 
was für ne Perspektive angedacht ist. Das find 
ich nicht gut , ebenso wie diesen Satz mit dem 
angelesenen Wissen. Da komme ich überhaupt 
nicht damit klar, was das jetzt sollte. Wenn das 
eine strategische Diskussion sein sollte, halte 
ich sie nicht für besonders fruchtbar aber ich 
beteilige mich gerne daran. 


Moderation: Also der Satz mit dem ange- 
lesenem Wissen bezog sich darauf, daß ich für 
eure Diskussion keinen Bezugspunkt gesehen 
habe und insofern jetzt jeder mal erzählen 
kann, was er irgendwo mal gelesen hat und 
das aber vollkommen aneinander vorbei geht. 
Sollte keine Beleidigung sein, aber es hat 
mich halt genervt. 


B (w): Ich komm auch noch mal auf den 
Staat zurück, will aber die Diskussion in eine 
andere Richtung lenken. Wenn man schaut 
wer eigentlich die RepräsentantInnen unseres 
Staates sind, sind es Kohl, Schröder und Süß- 
muth oder doch eher Siemens, Thyssen u.s.w.. 
Ich denke das ist für unsere praktische Politik 
eine entscheidende Frage. Also inwieweit 
müssen wir nur gegen die Nazis auf der Straße 
vorgehen oder inwieweit müßte sich unser 
Kampf auch gegen Kapitalisten richten? 


H (m): Mir entgleitet die Diskussion jetzt 
geradezu sehr in die Richtung, was wir von 
dem Staat halten. Letztlich würde mich mehr 
interessieren, wie verhält sich der Staat gegen- 
über den Nazis und was haben wir für ne Ein- 
schätzung dazu haben. 


J (w): Also ich find das jetzt auch gerade 
schade, daß das wieder so hochtheoretisch ab- 
gehandelt werden muß. Ich würde schon auf 
die Grundidee dieses Themas zurückkommen. 
Also Politik hinsichtlich verschiedener Projek- 
te: zum Beispiel, wo es sinnvoll ist mit dem 
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Staat zu kooperieren und wo nicht. Wir sollten 
einfach mal ganz praktisch darüber reden, um 
das mal faßbar zu machen. Vielleicht können 
mal ein paar Leute aus ihren Erfahrungen be- 
richten, auch, wenn das jetzt regional ist, den- 
ke ich schon, daß man da einiges ableiten 
kann. Alles andere bringt mir jetzt überhaupt 
nichts, da kann ich auch zu Hause Bücher le- 
sen. 


F (m): Wir leben alle in diesem Staat, in 
diesem Gefüge, auch mit den Folgen dieses 
Gefüges, die einen beziehen Arbeitslosenkoh- 
le, Sozialhilfe oder was weis ich. Und Projekte 
wie das Conne Island oder das Clubhaus in 
Saalfeld beziehen alle Kohle vom Staat. Da 
müssen wir dann anfangen zu fragen, woher 
kommt das eigentlich alles und warum verwal- 
ten wir das nicht selbst alles. 


B (w): Woher kommt was, das Geld oder 
was meinst Du? 


F (m): Ja die ganze Knete, woher kommt 
das alles, auch die Ideen für ein Jugendprojekt 
kommen eigentlich nicht vom Staat sondern 
von unten und auch die Knete kommt von de- 
nen. Aber die Leute verwalten das von oben 
durch irgendwelche Institutionen, die eigent- 
lich nichts von dieser Knete produziert haben 
oder von diesem Kapital, von diesen Sachen, 
die wir da anschaffen. 


Moderation: Also um moderierend einzu- 
greifen, das würde evtl. wieder ein bißchen zu 
weit führen, sich jetzt damit auseinanderzuset- 
zen woher das Geld kommt. Da würde ich es 
dabei belassen zu sagen, aus der Geldpresse. 

Ich würde jetzt das noch mal aufgreifen, 
was du vorhin sagtest, und zwar sich anzu- 
schauen was es für Institutionen gibt, die für 
uns relevant sind, inwieweit wir vom Staat ab- 
hängig werden, sind oder mit ihm zusammen- 
arbeiten. Ich denke, daß es dort Schnittstellen 
gibt, wo bestimmte Probleme sichtbar sind,die 
man hier anhand praktischer Beispiele benen- 
nen könnte. Das ist nun auch nicht so beson- 
ders toll, aber alles andere bringt jetzt nichts. 
Also es gab jetzt öfter das Verlangen danach, 
sich auszutauschen, wo es solche Punkte gibt. 
Du sagtest vorhin Bullen, Jugendämter, Sozi- 
alämter. In Leipzig gibt es Clubs, die Förder- 
gelder vom Staat bekommen, diese auch inso- 
fern nutzen um linke Inhalte über einen kultu- 
rellen Anspruch zu vermitteln. Du stehst vor 
dem Problem, wenn die Fördergelder gekappt 
werden, mit der Option dort keine linken In- 
halte mehr zu vermitteln. Dann hast du entwe- 
der diesen Club nicht mehr oder du hältst die- 
se Forderung ein, bist neutral, bist nicht mehr 
Links hast aber die Fördergelder. 


C (m): In Brandenburg gab es das Bei- 
spiel, wo sich eine Gruppe dazu entschlossen 
hat, die MEGA zu alarmieren, um ihren Ju- 
gendklub vor Faschos zu schützen. Das hat 
uns Bauchschmerzen bereitet, damit waren 
wir unzufrieden, aber es war in dieser Gegend 
niemand anderes da, um diesen Jugendklub zu 
schützen. Und das meine ich eben mit unse- 
rem Verhältnis zum Staat, wo du sagst unser 
Verhältnis zum Staat ist klar, aber da hört es 
dann auch schon auf, was ist denn das konkre- 
te Verhältnis, zu den konkreten Auswirkungen 
des konkreten Staates? 


[Unverständlicher Beitrag] 


Moderation: Naja gut, was wäre das denn 
zum Beispiel. Das wurde ja in der Eröffnungs- 
veranstaltung auch schon angesprochen kultu- 
rell wirksamer zu werden, weil alles andere ja 
wohl ganz offensichtlich nichts bringt. Und 


sich mit Bullenstrategien auseinanderzusetzen 
im Allgemeinen und Besonderen, find ich nun 
auch nicht sehr spannend und insofern wäre 
das zu konkretisierend, was du gerade gesagt 
hast. 


X (m): Frage nachdem Unterschied der 
Linken von den Nazis, oder welche konkreten 
Inhalte kann sie heute noch vertreten. Das 
könnte der Eigentumsbegriff sein. Nazis sind 
nicht kreativ. 


Moderation: Ist ja jetzt auch ziemlich ver- 
kürzt. Ob sie nun kreativ sind oder nicht, da 
könnte ich auch sagen sie ziehen halt Leute. 


J (w): Würde gerne nochmal auf das 
Spannungsverhältnis von staatlich gestützter 
Jugendarbeit zurückkommen, also was kann 
ich als linken Inhalt noch rüberbringen und 
was nicht. Und was jetzt da als staatliche Dro- 
hung dahintersteht, das wendet sich ja gegen 
öffentlichkeitswirksame Aktionen, zumindest 
in Leipzig. Führt das jetzt dazu, daß wir genc- 
rell sagen, wir machen nichts mehr oder müs- 
sen wir andere Formen finden, also was trotz 
staatlicher Förderung möglich ist. Also sich in 
dem gesetzlich möglichen Spielraum zu bewe- 
gen. So ne schwarz-weiß Malerei will ich 
nicht. 


B (w): [unverständlich] 


H (m): Das ist doch die Frage, wozu einen 
Freiraum schaffen der nicht gesellschaftlich 
relevant ist, nur um der gesellschaftlichen 
Konfrontation aus dem Weg zu gehen? Das ist 
nicht mein Ansatz. Dieser Freiraum muß ir- 
gendwann mit dem Staat konfrontiert werden, 
sonst bleiben wir gesellschaftlich irrelevant. 


A (m): In jeder Krise des Staates wird sich 
zeigen, das jeder Freiraum der sich schulter- 
klopfend erkämpft wurde, dicht gemacht wird, 
mit einer absoluten Konsequenz. Da ist dann 
nichts mehr mit Toleranz. 


L (m): Und was heißt das jetzt, was ist die 
Konsequenz? 


A (m): Das heißt, das wir uns nicht zum 
Teil des Systems machen können, um dann in- 
nerhalb des Systems zu sagen, wir sind dage- 
gen. Auf der einen Seite machen wir uns zum 
Teil des Systems und auf der anderen Seite 
sind wir antikapitalistisch. Das funktioniert 
nicht. 


L (m): Was heißt wir machen uns zum 
Teil des Systems? Wir sind ein Teil des Sy- 
stems, der Gesellschaft ob wir das nun wollen 
oder nicht mit allen Widersprüchen. 


K (m): Ich fand bei dem Vortrag von Al- 
fred Schobert vorhin interessant, dieses sym- 
bolische Schema von mitte, links, rechts. Man 
könnte sich aber auch mal anschauen für 
linksradikales Denken, mit welcher Symbolik 
wir arbeiten. 

Und linke Symbolik ist manchmal so: Da 
ist das System, manchmal noch näher be- 
stimmt als Staat oder Kapital und dann hat 
man irgendwelche alten Theorien. Aber wir 
sind draußen, wir sind gegen das System, wir 
befinden uns sozusagen in einem antagonisti- 
schen Verhältnis. Du (J) hast genau diese Be- 
grifflichkeiten verwendet, innerhalb des Sy- 
stems und außerhalb des Systems. Ist das denn 
in der Praxis ein solches antagonistisches Ver- 
hältnis oder ist das einfach nur die Symbolik 
des Antagonismus, weil wir einige Reizwörter 
verwenden, wie z.B. wenn wir sagen wir wol- 
len diesen Staat bekämpfen aber ob diese Pra- 
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xis dazu beiträgt, daß sich irgendwas verän- 
dert, ist noch eine ganz andere Frage. 


A (m): Genau, da gibt es ja offensichtlich 
einen-Widerspruch zwischen Theorie und Pra- 
xis. Weil du auch was von Schobert gesagt 
hast. Rechts, Links, Mitte und wenn cs zwi- 
schen Rechts und Links Widersprüche gibt, 
dann muß die Position der Mitte diese Wider- 
sprüche, ideal gedacht, auf einer qualitativ hö- 
heren Ebene wieder vereinigen. Ein Staatssy- 
stem, was die oppositionellen Positionen nach 
oben hin verarbeitet, fände ich ja gar nicht 
mal so schlecht, aber das ist ja nicht so. 

Also muß ich gegen diesen Staat sein, 
weil er sich in der Realität als das zeigt, was er 
ist, nämlich als Mörder. 


J (w): Kannst du das mal konkret machen, 
wie bist du gegen den Staat? 


Ö (m): Du erzählst die ganze Zeit was von 
gegen den Staat, und du stehst außerhalb. 


A (m): Na was macht ihr Antifas denn ge- 
gen den Staat, ihr rennt seit 10 Jahren den 
Stiefelnazis hinterher, diesen Dummköpfen. 


J (w): Also so wie du redest führt das zu 
einer Nichthandlung. Ich kann das ganze Le- 
ben lang sagen, ich bin gegen den Staat, ich 
stehe außerhalb. Was machst du konkret? 


A (m): Was meinst du, warum ich in die- 
ser Vorlesung sitze? Also müssen wir jetzt 
nach Lösungen suchen. 


Moderation: Das ist das Problem. Das ist 
ja keine Vorlesung. Ich denke wir waren vor- 
hin schon mal näher an konkreten Problemen 
dran. Ich glaube, das was du machst, führt 
meines Erachtens dazu, sich mit den Gegeben- 
heiten gerade nicht auseinanderzusetzen, du 
kannst wunderbar theoretische Sachen hin und 
her jonglieren aber im Endeffekt wirst du die 
Augen vor der Realität verschließen. 


[Beitrag zu Freiräumen] 


A (m): Der Staat wird die Freiräume im- 
mer mehr abbauen und einfach streichen, 
wenn ihm danach ist. 


Moderation: Das meinte ich vorhin, das 
ist ein Problem dessen man sich bewußt wer- 
den muß, das heißt aber nicht, daß ich die 
Freiräume, die vorhanden sind, nicht nutze. 


Ü (m): Zu den Freiräumen wollte ich sa- 
gen, das sind nur Freiräume im taktischen Sin- 
ne des Systems. Ein System wird nie eine Op- 
position die gesellschaftlich relevant werden 
würde, zulassen. Das ist ne Utopie, das ist völ- 
liger Quatsch daran zu glauben. Passau hat 
das einfach mal gezeigt, da wird ein $129a 
Verfahren eingeleitet, um die gesamte Politik 
mundtot zu machen. Wir sollten einfach unse- 
re Politik umstellen, in eine Form, die absolut 
illegal ist, also daß wir im Untergrund agieren 
und nur somit relevant werden können. 


S (m): Ich möchte dem entgegenstellen, 
daß ich es für absolut wichtig halte, linke Po- 
sitionen viel mehr im öffentlichen Raum zu 
vertreten und das nicht den politischen Geg- 
nern zu überlassen. 


Z (m): Dem würde ich mich anschließen 
wollen, denn wir müssen uns doch fragen mit 
wem wollen wir etwas verändern? Wollen wir 
mit uns paar Hanseln was verändern? 


Einwurf: Yes 


Z (m): Das ist glaube ich eine Utopie, wie 
willst du irgend jemanden auf der Straße mit 
deinen Theorien erreichen, das verstehe ich 
nicht. Warum wollen wir denn immer einzel- 
kämpfermäßig agieren, uns immer abkapseln 
gegenüber den „Normalos“? 


A (m): Die RAF oder die AIZ haben in 
kleinen Gruppen gegen diesen Staat agiert. 
Die AIZ hat mit zwei Personen etwas gegen 
diesen Staat erreicht. 


Frage: Was denn? 
[Tumulte, Chaos] 


Moderation: Wir haben gerade 2 Positio- 
nen. Die einen sind dafür, mehr Öffentlich- 
keitsarbeit zu betreiben, an Schulen, Unis etc. 
zu gehen und die anderen vertreten die spekta- 
kuläre Position, daß wir in den Untergrund ge- 
hen. 


[Debatten um Redefreiheit und Domi- 
nanzverhalten] 


A (m): Sie hat nach einer praktischen 
Konsequenz gefragt. Da muß man doch fragen 
was will die Antifa, und was will ein Großteil 
der Menschen, die wollen doch letztendlich 
freie Menschen, bei denen dann überhaupt 
Emanzipation beginnen kann. Ich kann doch 
noch gar nicht von Emanzipation reden, wo es 
sie noch nicht geben kann. Was kann ich for- 
dern gegenüber dem Staat. Ich kann z.B. den 
Abbau der staatlichen Gesetze fordern, die uns 
immer mehr in die Klammer nehmen. Und der 
Staat kann uns zeigen, daß er das will, indem 
er nach und nach die Gesetze abbaut und wir 
in Eigenverantwortung leben. So siehts aus, 
das wäre ne Konsequenz und das wäre ne 
praktische Forderung. Und man könnte je- 
weils den Stand der Wahrheit checken indem 
man schaut, ob der Staat auch wirklich ab- 
baut, wenn er es nicht macht geht’s wieder ge- 
gen ihn. Da muß man nicht in den Untergrund 
gehen z.B. 


B (w) : Also ich finde das echt seltsam 
was du da redest. Da hocken aus der Bewe- 
gung noch Leute im Knast, das interessiert 
auch niemanden und du redest irgendwas vom 
Untergrund. s 


Ü (m): Wir sollten uns weniger Gedanken 
über die breite Masse von Bürgern machen, 
die zufrieden sind mit ihrem Supermarkt, das 
ist zumindest nicht mein Ansatz. Ich habe 
nicht den Anspruch die breite Masse anzu- 
sprechen, weil die nicht auf mich hören wird, 
weil die nicht zufrieden sind. 


O (m): Da mußt du dir aber im klaren dar- 
über sein, daß das die Isolation der Linken 
weiter forcieren wird. Und Politik hat auch 
was damit zu tun Meinungsbilder zu verän- 
dern, den herrschenden Medien etwas entge- 
genzusetzen, Mehrheiten zu schaffen. 

Warum sind denn die Mehrheit der Bür- 
ger, so wie sie sind? Das hat doch was damit 
zu tun, daß es der Linken nicht gelingt, ent+ 
scheidend in die Medienlandschaft einzugrei- 
fen. Was haben wir denn zu bieten im Medi- 
enbereich? Die Junge Welt und die Jungle 
World, ansonsten gibt es nichts.. 


E (m) : Dem kann ich nur zustimmen. 
Man hat einfach kein Medium, das ist ne Ab- 
kapslung. Der Masse in Deutschland geht es 
gut. Wen willst du da ansprechen? Also ich 
sehe da keinen Sinn, da kann man gleich auf- 
hören. 


IV Option Selbstverwaltung - Staat als Partner, Staat als Feind 


REREETENELETEEEENETETUTELELEENETELETETTEUTTTLELENTELEETTELETTTEEELETUEETTELEITETLNTETETENTTETTENTELTTELTLTENTELETENLEEUNTELTLLUTETTELUNTTELEEN NETTETAL ELUNTTELEEUNLETLLELNTTLUNUNTTLÄNTTTELENETETTSTELLTTTTETTSTTTEE 


J (w): Zu dem was ihr gesagt habt, also 
mir gefällt dieser Ansatz an sich überhaupt 
nicht. Mich irgendwie so elitär rauszunehmen, 
wir sind die, die alles richtig machen und wir 
stehen außerhalb, wir sind immun gegen Su- 
permacht und Geld. Das ist doch totaler 
Schwachsinn, also ich stecke mitten im Sy- 
stem und mich kotzt diese Arroganz total an. 


A (m): Man kann sich doch an den Leuten 
orientieren, die da rausfallen aus dem System, 
z.B. an Künstlern, die lehnen Krankenversi- 
cherung ab, die leben so außerhalb der Gesell- 
schaft, die Ichnen jeden Konsum ab. Das sind 
Individuen, die sind nicht in Gruppen organi- 
siert, die das ganz individuell durchzichen und 
daran kann man sich doch orientieren. Klar 
sind wir markenorientiert, wir haben doch 
auch Markenklamotten an, ich auch. 


B (w): Also ich möchte dir (J) zustimmen, 
ich glaube auch nicht, daß wir außerhalb der 
Gesellschaft stehen. Und zu dir (A), heißt das 
nicht Abschied von der Politik, ist das nicht 
der Rückzug in die Nische, das ist doch nicht 
meine Alternative. Und nebenbei bemerkt gibt 
es auch noch eine große Welt, auf der Dinge 
passieren und wo es Leuten nicht gut geht, 
und da trage ich ne gewisse Verantwortung, 
von der ich mich nicht einfach verabschieden 
kann, aus der heraus ich Politik mache. 


J (w):Ich frage mich auch immer was 
denn das Ziel sein soll. Ich strebe doch kein 
völlig autarkes Leben an, wo ich von sämtli- 
chen Versuchungen unabhängig bin. Ich 
möchte ein Zusammenleben, nicht unbedingt 
mit allen Menschen, aber ich muß auch so 
agieren, daß ich ein bißchen nach außen gehe. 
Und wenn ich hier in diesen Kreisen verharre, 
dann kann ich mir ständig auf die Schulter 
klopfen und mich darüber freuen, daß wir ei- 
ner Meinung sind aber, dabei stehen zu blei- 
ben, ist doch sinnlos. 


Ü (m): Also ich freue mich erst mal über 
den Sturm der Entrüstung der mir entgegen- 
schlug, aber ich bin glaube ich falsch verstan- 
den worden. Ich meinte nicht, daß ich jeden 
Supermarkt ablehne und ein völlig autarkes 
Leben anstrebe. Mein Ansatz war, nicht unbe- 
dingt zu versuchen die Gesellschaft als Ganzes 
umzuzkippen, weil das nicht funktionieren 
wird. Also ich bin froh, daß es einen Super- 
markt gibt und ich da einkaufen kann, was ich 
essen will. Ich bin nicht dafür den jetzt abzu- 
schaffen, aber ich bin eher für eine gerechtere 
Verteilung. Ich muß in diesem System einen 
Ansatz finden, es zu verändern, also das beste 
dabei rauszuholen. 


A (m): Gehe ich vollkommen mit, weil die 
Gerechtigkeit Ziel eines jeden Staates sein 
sollte, bin ich also absolut deiner Meinung 


und die materielle Basis ist ja im Wesen kapi- 


talistisch. 


H (m): Ich finde die gerechte Umvertei- 
lung ist zwar ein hehres Ziel, aber in dieser 
Gesellschaft doch nicht realisierbar. Die Ge- 
sellschaft hat doch noch nie den Anspruch ge- 
habt gerecht zu sein und das ist doch ein gro- 
Ber Unterschied zu dem was wir wollen. Also 
zum Beispiel die PDS. Ich halte zwar nicht 
viel davon, aber wenn die irgendwann mal re- 
levant wird in der Gesellschaft, dann wird sie 
die selbe Geschichte ereilen wie die Grünen. 


A (m): Also jetzt müssen wir hier festhal- 
ten, daß Ideale nicht durchsetzbar sind, dann 
wären es ja keine Ideale mehr. Wenn wir diese 
Ideale höher schrauben, können wir nicht sa- 
gen: das ist jetzt das Gegenteil von dem was 


a 


wir jetzt erreicht haben, auch gesamtge- 
schichtlich. Um Rechte durchzusetzen in 
Staate, muß Demokratie als ungerecht erklärt 
werden und die ist ungerecht weil ich mich 
von einer Mehrheitsmeinung einer Mittelnä- 
Bigkeit regieren lasse. 


H (m): Aber das wird doch in unseren Pu 
blikationen auch gemacht, der Staat wird doch 
ständig als ungerecht etc. entlarvt. 


A (m): Aber was gibts denn für ne direkte 
Handlungsableitung daraus? 


H (m): Na destruktiv zu wirken zum Bei- 
spiel, es gibt die Theorie nicht mehr arbeiten 
zu gehen und wenn dann nur schwarz. Ar- 
beitslosenkohle zu kassieren, dem Staat so das 
Geld abzuziehen und andererseits den Staat 
politisch zu bekämpfen. Und das wurde hier 
schon wieder so dargestellt ja auf der einen 
Seite wollt ihr den Staat bekämpfen aber das 
Geld nehmt ihr auch ganz gerne. 


A (m): Das Geld steht den Leuten aber «, 
doch auch zu. 


W (m): Außerdem ist es ja so, daß Politik 
ne ganze Menge Zeit in Anspruch nimmt und 
ich denke als guter Linksradikaler sollte man 
nicht so viel arbeiten. 


© (m): Ich wollte mal etwas zu dem de- 
struktiven Ansatz sagen in Bezug auf terrori- 
stische Anschläge. Da will man etwas gegen 
den Staat machen und bewirkt aber das ganze 
Gegenteil, weil er sich dann noch mehr gegen 
Staatsfeinde wappnet. 


H (m): Sicherlich ist das so, daß der Staat 
durch die Anschläge der RAF seine Maßnah- 
men verschärft wie z.B. die Einführung der 
Notstandsgesetze usw.. Wir wollen diesem 
bürgerlichen Staat, aber dadurch seine Maske 
von dem Gesicht reißen. Und wenn der sich 
autoritärer gebärdet und da haben wir früher 
auf eine linksliberale Öffentlichkeit spekuliert 
die es früher noch gab. Die gibts jetzt aber 
nicht mehr und das ist das Problem, es gibt 
kaum noch Betroffenheit, wenn Faschos ein 
Asylbewerberheim anzünden, nur noch im Ex- 
tremfall nur wenn was besonders brutales pas- 
siert.. 


A (m): Müssen dann Lösungen gefunden 
werden, die diese Öffentlichkeit wieder her- 
stellen, oder verabschieden wir uns von Mili- 
tanz oder wie? 


H (m): Das nicht, aber die Militanz muß 
halt vor allen Dingen auch wieder kladestiner 
werden, so altes Prinzip der Stadtguerillia. 
Nach Demos z.B. kann man sich treffen, da ist 
keine Spitzelgefahr, da kann man mal spontan 
was anzetteln. Aber auf Demos, die Sache ist 
vorbei. 


S (m): Die Sache mit der Militanz. Sie ist 
sich gegenüber demjenigen, den man anspre- 
chen will, so zu artikulieren, wie er es versteht 
und zwar ausdauernd, aber ohne ihn vor den 
Kopf zu stoßen. 

Ich gehe arbeiten und versuche den Leu- 
ten immer wieder zu zeigen wie konträr der 
Staat sich zu seinen Leistungen verhält. Also 
daß, was von den Leuten produziert wird und 
was sie dafür tun müssen bzw. als Lohn erhal- 
ten. Wie teuer ein Haus ist, wie teuer es ver- 
kauft wird und was die Leute da als Lohn er- 
halten. Und ich sche, daß die Leute sich einen 
Kopf machen. Natürlich würden die niemals 
zu einer Antifademo gehen, aber die machen 
sich auch Gedanken darüber, wie sie Leben. 


Miu > ee 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


Das ist dorch ein Anfang. 


W (m): Das habe ich auch festgestellt, in 
meinem letzten Betrieb, die eigene Situation 
wird mehr hinterfragt. Es gibt mehr Arbeitslo- 
Se, es fzeht an die eigene Existenz. 


’Ü (m): Ich glaube die Positionen sind 
klar, es gibt Leute, die sehen den Staat so wie 
er i,st und es gibt Leute, die schen den Staat, 
So. wie er zu sein scheint. Wir müssen uns 
Überlegen, wo unsere Möglichkeiten liegen, 
die Leute, die den Staat so sehen wie er zu sei- 
en scheint, anzusprechen. Das sind eben Leu- 
te, denen es in diesen Verhältnissen gut geht 
und da müssen wir ansetzen. 


A (m): Wir: wissen doch aus der Geschich- 
te, daß der Staat sich in extremen Situationen 
entpuppt, das müssen wir also nicht perma- 
nent wiederholen um zu wissen, was der Staat 
ist. Und im Kapitalismus ist es nun mal so, 
daß die ökon»mischen Bedingungen die Le- 
bensverhältnisse bestimmen, sagt ja auch Ad- 
omo, es gibt kein richtiges Leben im falschen. 

Früher wo die materielle Basis abgesi- 
chert war, das soll man denen mal erzählen, 
die dieser kapitalistischen Produktionsweise 
ausgeliefert sind, das ist jane Zumutung und 


heute soll diese Absicherung einfach wegfal- 
len. Wo doch Adorno in den 70er Jahren 
schon erzählt hat, die Menschheit bräuchte, 
um sich zu ernähren, der Verfügung über 
menschliche Arbeit schon lange nicht mehr. 
Warum soll denn das heute anders sein? /An- 
merkung: Adorno starb 69] 


S$ (m): Es gibt zwei Theorien: Einmal die, 
daß die Ökonomie für das politische Denken 
eines Menschen verantwortlich ist. Dann müs- 
sen wir doch so ehrlich sein und sagen, daß in 
Deutschland wenn es um ökonomische Fragen 
ging, daß sich die Menschen immer in die an- 
dere Richtung entschieden haben. In den 30er 
Jahren, die Massenarbeitslosigkeit, da gab es 
zwar auch einen starken KPD Anteil, aber es 
gab eben auch die NSDAP, die das Problem 
auf ihre Art gelöst hat. Wenn man heute auch 
in die neuen Bundesländer schaut, dann siehst 
du schon wieder die Lösung eines ökonomi- 
schen Problems zugunsten einer starken Auto- 
rität. Die Leute entscheiden sich nicht zu Ei- 
genverantwortung. Der Staat im Kapitalismus 
hat den Leuten die Eigenverantwortung ge- 
nommen. Eigenverantwortung das würde auch 
heißen, sich gegen ein neues autoritäres Re- 
gime zur Wehr zu setzen. Der Faschismus 


Nationalsozialismus - 
Die Transformation von NS- 
Positionen in die heutige Gesellschaft 


von Andreas Beni 


Ich wurde eingeladen, um zu Postfaschis- 
mus und NS-Kontinuität zu reden. Noch ein 
paar Anmerkungen vorweg. Wenn in dem Re- 
ferat der Begriff Postmodernisierung mal auf- 
taucht, dann ist das keine Fortsetzung der un- 
säglichen Jungle World Debatte oder irgend 
ein Poststrukturalismusbashing, sondern ein 
Hilfsbegriff, der soetwas wie die Transformati- 
on des Verhältnisses von Individuum und Ge- 
sellschaft seit den 80er Jahren und speziell seit 
89 bezeichnen soll. Ich denke das wird im 
Vortrag noch klarer. 

Zweite Vorbemerkung: Die Fragen zu 
meinem Vortrag bezogen sich sehr stark auf 
die Nazis selber: Was machen die Nazis? Wie 
versuchen sie eine kulturelle Hegemonie her- 
zustellen? Wie beziehen sie sich darin auf den 
Nationalsozialismus? Ich habe die Fragestel- 
lung tendenziell umgekehrt. Es wird eher dar- 
um gehen: Was ist das eigentlich für eine Ge- 
sellschaft in der die Nazis so agieren können? 
Das erfordert ein bestimmtes historisches Aus- 
holen, das zwangsläufig fragmentarisch blei- 
ben wird, weil ich natürlich in zwanzig Minu- 
ten nicht 150 Jahre deutscher Geschichte ad- 
äquat darstellen kann. Ich denke aber, daß 
man da anstehende Fragen in der Diskussion 
klären kann. 


Postfaschismus und 
NS-Kontinuität 


Meine Ausgangsthese besteht — wie im 
Ankündigungstext angedeutet — darin, daß es 
weniger die manipulativen Fähigkeiten der 


Neonazikultur sind, die ihre Attraktivität aus- 
machen. Man muß sich vielmehr die Transfor- 
mationen des gesellschaftlichen Umfeldes an- 
schauen, in dem diese rechte Alltagskultur 
entsteht. 


‚Diese Transformationen beginnen nicht 
mit der sogenannten Wende 1989/1990. Sie 
sind im allgemeinen ein Strukturmerkmal des 
spezifisch deutschen Weges in den Kapitalis- 
mus. Hier soll insbesondere interessieren, wel- 
che Stellung die beiden deutschen Nach- 
kriegsgesellschaften zum Nationalsozialismus 
als Kulminationspunkt des deutschen Sonder- 
weges einnahmen. 

1967 verfaßte Johannes Agnoli in Zusam- 
menarbeit mit Peter Brückner einen Klassiker 
der linksradikalen Parlamentarismuskritik; 
“Die Transformation der Demokratie”. Agnoli 
stellt nach 1945 eine allgemeine “Involution” 
der Demokratien in den Metropolen zu “auto- 
ritären Staaten rechtsstaatlichen Typus” fest. 
Das Hauptmerkmal dieser Involution sei die 
Verwandlung der politischen Parteien. Die 
Parteien seien zu Beginn des bürgerlichen Par- 
lamentarismus noch mehr oder weniger direk- 
te VertreterInnen antagonistischer Klassenin- 
teressen gewesen. Im Spätkapitalismus finde 
eine parlamentarische Interessenkonkurrenz 
dagegen nur noch im eng gesteckten Rahmen 
des a priori definierten kapitalistischen Ge- 
meinwohls statt. “Die Parteien trennen sich 
von der eigenen, aktuellen oder potentiellen 
Basis und werden zu staatsbürgerlichen Verei- 
nigungen.” 


Seite 36- es 


wird nie wieder in derselben Ausprägung er- 


scheinen, aber er könnte anders hervortreten. 
Und das liegt auch daran, daß viele Bürger 
denken, sie als einzelne könnten gegen diesen 
Staat nichts ausrichten, müssen arbeiten, die 
Familie ernähren etc. 


A (m): Ich denke, dieses Erstarken des 
Nationalbewußtseins oder der Rückzug ins 
Private, das ist eine Modeerscheinung, der 
man nicht so viel Beachtung schenken sollte, 
das ist logische Konsequenz aus der Europatü- 
melei. Es ist wichtig gegen die Gesetze anzu- 
gehen, die gibts doch schon seit 10 Jahren, 
z.B. ein europaweites Polizeigesetz. 


S (m): Aber findest du nicht, daß die Glo- 
balisierung der EU- Staaten z.B. wesentlich 
moderner ist als nationale Positionen. Es geht 
doch darum Europa wieder ökonomisch inter- 
essant zu machen, gegenüber den USA z.B.. 


Moderation: Ich würde jetzt hier gern ei- 
nen Break machen. Der Ausgangspunkt war 
der, sich damit auseinanderzusetzen, inwie- 
weit Bündnispolitik möglich ist, im weitesten 
Sinne. Mir hat hier Selbstreflektion gefehlt 
und mir hat es nichts gebracht. 


Option Selbstverwaltung für Lnksradikale und Nazis 


Als Paradebeispiel für diesen Übergang 
vom Klassenantagonismus zur pluralistischen 
Konsensdemokratie gilt Agnoli die Bundesre- 
publik Deutschland. Um so erstaunlicher ist, 
daß weder Agnoli noch der Rest der westdeut- 
schen Neuen Linken die historische Vorge- 
schichte des “Modell Deutschland” besonders 
interessierte. Was Agnoli als spezifische Lei- 
stung des bundesdeutschen Postfaschismus 
beschrieb, galt aber auch schon für die natio- 
nalsozialistische Volksgemeinschaft; wenn 
nicht sogar schon für den Wilhelminismus: 
“Der Staat erscheint als tatsächlich übergeord- 
nete, tatsächlich dem Hader der Gruppen ent- 
hobene Macht, die allen Ernstes und mit gro- 
Bem sittlichen Ernst das Gemeinwohl durch 
Ausgleich schafft.” 

Das historische Modell, auf dem diese 
Gesellschaft fuße, sei jedoch, laut Agnoli eher 
im Korporatismus des italienischen Faschis- 
mus, als im deutschen Nationalsozialismus 
mit seinem vermeintlich archaischen Terroris- 
mus zu suchen. Gerade der italienische Fa- 
schismus war jedoch bei der volksgemei- 
schaftlichen Formierung Italiens wesentlich 
weniger erfolgreich als der Nationalsozialis- 
mus in Deutschland. Offensichtlich waren das 
kollektiv begangene Verbrechen der deutschen 
Volksgemeinschaft und das Schweigen dar- 
über gerade die zentralen Grundlagen für 
Rechtsstaat und Sozialpartnerschaft im Nach- 
kriegsdeutschland. 


Ulrich Enderwitz hat in seinem Buch 
“Antisemitismus und Volksstaat” versucht, je- 


nen historischen Verlauf des deutschen Mu- 
sterstaats zu analysieren. Er stellt die These 
auf, daß der deutsche Staat aus der Not der 
verspäteten Nation im 19. Jahrhundert eine 
gesellschaftliche Tugend machte: “Statt — wie 
seine westlichen Nachbarn — gezwungen zu 
sein, jene industriekapitalistische Entwicklung 
wie auch die ihr entspringende liberale Bour- 
geoisie als ... Gegebenes erst einmal a po- 
steriori hinzunehmen, um sie anschließend ei- 
ner ... externen Überformung durch die Staats- 
räson zu unterwerfen, kann der preußisch- 
deutsche Staat jene Empirie ... a priori planen 
und setzen.” 


Das deutsche Bürgertum sehe sich somit 
bereits im Moment seines Entstehens “unter 
die staatliche Kuratel und in die bürokratische 
Pflicht genommen ... An die Stelle des durch 
staatliche Restriktionen und Zuwendungen 
oberflächlich umformierten, asozial-liberalen 
Bürgers, tritt daher in Deutschland der durch 
staatliche Restriktion ... bis ins Innerste uni- 
formierte sozialverantwortliche Staatsbür- 
ger.”(1) Der Wilhelminische Staat unterdrück- 
te also nicht nur staatsgefährdende Sozialpro- 
teste, sondern nahm auch das Bürgertum von 
Anfang an in die sozialpartnerische Pflicht. 
Nicht zuletzt durch diese Frühform der Sozial- 
partnerschaft konnte Deutschland bis zur Jahr- 
hundertwende seinen industriellen Rückstand 
gegenüber dem Westen wettmachen. Der deut- 
sche Obrigkeitsstaat war also, gemessen an 
den üblichen nationalen Erfolgskriterien nicht 
rückständig, wie dies liberale Sonderwegs- 
theoretiker behaupten, sondern, in Agnolis 
Worten “pervertiert fortschrittlich” (Argument 
‘66, 454). Das Komplement zur national-so- 
zialistischen Produktivgemeinschaft war der 
Antisemitismus. Die Juden wurden zur Pro- 
jektionsfläche aller gemeinschaftszersetzenden 
Klassenegoismen, die an ihren realen Trägern 
nicht erscheinen durften. Mit den realen Trä- 
gern sind sowohl die potentiell staatsfeindli- 
che Arbeiterbewegung als auch das liberale 
Bürgertum gemeint, das an seine nationalen 
Pflichten erinnert wird. Das NS-Ideologem der 
Jüdisch-plutokratisch-bolschewistischen Welt- 
verschwörung bringt diesen Wahn auf den 
Punkt. 

Das besondere am nationalsozialistischen 
Deutschland ist vielleicht weniger der elimina- 
torische Antisemitismus selbst, den es auch in 
Frankreich oder Osteuropa gab. Eher ist diese 
Besonderheit in der Verknüpfung von Ver- 
nichtungsantisemitismus und staats- und ar- 
beitsfetischistischer Aufbauideologie zu se- 
hen. So konnten die antisemitischen Maßnah- 
men der Nazis auch den vermeintlich weniger 
fanatischen VolksgenossInnen als notwendig 
erscheinen. Auch Goldhagen und andere ha- 
ben auf die Verwobenheit von Aufbauideolo- 
gie und Antisemitismus verwiesen: „The foun- 
dational concept for German popular political 
thought, the VOLK, was conceptionally linked 
to, and partly dependent upon, a definition of 
the Jews as the VOLK’S antithesis.” ... S. 77f, 
Kap. 2 


Das, was der Niederlage Deutschlands im 
Westen folgte, war deshalb tatsächlich kein 
Anknüpfen an ”Weimarer Verhältnisse”, son- 
dern die Integration der Erfahrungen des Na- 
tionalsozialismus in die Demokratie. Das bun- 
desrepublikanische Gesellschaftsmodell über- 
führte die nazistische Negation des bürgerli- 
chen Rechtsstaates jedoch in totale Verrechtli- 
chung gesellschaftlicher und sozialer Konflik- 
te. Selbst der Ausnahmezustand wird rechtlich 
kodifiziert und in die demokratische Normali- 
tät integriert. Der Staat tritt unter den Bedin- 
gungen der Wohlstandsökonomie der 50er und 
60er Jahre als zwar autoritärer, aber nicht 


mehr totalitärer Hüter des sozialen Friedens 


auf. Die demokratischen Volksparteien sind 
aufgerufen, in den pluralistischen Wettbewerb 
um das Gemeinwohl zu treten, Spielverderber 
werden jedoch von vornherein ausgeschlossen, 
siehe KPD-Verbot und die Berufsverbote in 
den 70er Jahren. 

Trotz der engen Grenzen bei den politi- 
schen Differenzen repräsentieren die Parteien 
in dieser Zeit wenigstens noch die Simulation 
schichtenspezifischer Verbände. Sie vertreten 
leicht divergierende sozialpaternalistische 
Ordnungsmodelle. 

Das ändert sich mit der Krise des fordisti- 
schen Wohlfahrtsstaates in den 70er Jahren. 
Mit dem Rückzug des Staates aus den Sozial- 
systemen verlieren auch die Parteien ihre mi- 
lieuspezifische Bindewirkung. Der von Agnoli 
beschriebene “betriebsdiszipliniert-unmündige 
... Arbeiter” weicht dem flexibilisierten, pre- 
kären, vielfach freigesetzten, jedenfalls ten- 
denziell auf sich selbst zurückgeworfenen Be- 
schäftigten. Weil dieser seine Identität nicht 
mehr von einer festen Rolle im ökonomischen 
Prozess verliehen bekommt, wächst die Be- 
deutung der politischen Ökonomie. Politische 
Mobilisierung erfolgt nicht mehr ausschließ- 
lich über politische Verbände, sondern direkt 
und unter unmittelbar ideologischen Vorzei- 
chen gerade in Bereichen, die scheinbar dem 
politischen enthoben sind: Freizeit, Konsum 
und mediales Entertainmant. 

Gerade die neuen sozialen Bewegungen 
und die aus ihnen hervorgegangenen GRÜ- 
NEN spielten hier eine Vorreiterrolle. Sic wa- 
ren die ersten, die erfolgreich schichtenspezi- 
fische Themen wie Arbeit und Soziales durch 
“Menschenrechtsfragen” wie Frieden oder 
Ökologie ersetzten. Auch zur Renationalisie- 
rung der politischen Szene leisteten sie durch 
ihre Agitation für mehr Souveränität gegen- 
über den USA ihren Beitrag, bevor die Kon- 
servativen hier mit Bitburg und dem Histori- 
kerstreit in die Offensive gingen. 

Auf all diesen Ebenen war die deutsche 
Einheit deshalb kein Bruch, wohl aber ein Ka- 
talysator der politischen Entwicklung in der 
BRD der 80er Jahre. Die Ausdehnung des 
westdeutschen Parteiensystems auf die chema- 
lige DDR verursachte dort in gewisser Weise 
eine Umkehrung des klassischen Rechts- 
Links-Paradigmas. Im Beitrittsgebiet wählten 
zumindest zu Anfang die Unterschichten eher 
CDU, die Mittel- und Oberschichten eher SPD 
oder PDS. Eine postfordistische Auflösung 
traditioneller Milieus mußte dort also gar nicht 
erst stattfinden. Gewählt wird, wer am glaub- 
würdigsten soziale und nationale Integration 
verspricht. 

Ein weiteres Element der Neuformierung 
des Parteiensystems von Osten her stellen die 
Bürgerbewegungen dar, die trotz der von ih- 
nen vertretenen meist konservativen Ideologie 
zunächst ein Bündnis mit den GRÜNEN ein- 
gingen. 

Die Etablierung von PDS und GRÜNEN 
im chemaligen Dreiparteiensystem zeigt, daß 
die Vermittlung zwischen Parteien und Wahl- 
volk sich heute flexibler gestaltet als in der 
fordistischen Ära. Während die alten Volks- 
parteien auf der Basis der Nachkriegsprosperi- 
tät leicht divergierende, gesamtgescllschaftli- 
che Ordnungsmodelle repräsentierten, stehen 
die Newcomer für eine neue, “postmoderne” 
Form nationaler Integration. Die Wähler wol- 
len den Grund ihrer Sorge ums Gemeinwohl 
ganz individuell wählen. Das vermeintlich 
partikuläre Thema Umwelt und der angebliche 
Separatismus der PDS entpuppen sich als Ruf 
nach ökologischer Standortmodernisierung 
und als Einklagen nationaler Zugehörigkeit 
durch die sogenannten “Deutschen zweiter 
Klasse”. 


IV Option Selbstverwaltung — Nationalsozialismus — Andreas Benl 


Was nun aber macht den Osten zum Hort 
eines besonders militanten Nationalismus und 
Neofaschismus? Einige Thesen: 


1. Über den grotesken Versuch der SED, 
deutschen Nationalismus für progressive 
Zwecke zu instrumentalisieren, können viel- 
leicht andere kompetenter berichten. Hier nur 
ein Zitat von Wolfgang Strauß, dem Osteuro- 
pa-Experten von „Nation Europa“, einer der 
ältesten neonazistischen Zeitschriften in 
Deutschland: Unter dem Titel “Erbpflege und 
Aufbruchspotential” schrieb Strauß bereits 
1985, daß die staatsoffizielle Deutschtümelei 
in der DDR letztendlich nur den Rechten nüt- 
zen könne, denn: “Begriffe wie “Ehre, Frei- 
heit, Vaterland‘ ... lassen sich über keinen 
marxistisch-leninistischen Leisten schlagen. ... 
Es kann nur eine Frage der Zeit, des Reifepro- 
zesses, der günstigen internationalen Konstel- 
lation sein, bis jene Kräfte in der DDR ..., die 
eine authentische sittliche Erneuerung ihres 
Volkes anstreben, die ‘nationale Erbpflege’ 
und ‘typisch deutsche Tugenden’ als Waffe 
gegen das System ... richten.” (2) 


2. Inder ehemaligen DDR besteht eine 
extreme Ungleichzeitigkeit zwischen der rca- 
len Postmodernisierung des Parteienspek- 
trums, und den von der fordistischen Vollbe- 
schäftigungspolitik der DDR und den Verspre- 
chungen aus dem Westen geprägten Erwartun- 
gen an die kapitalistische Ökonomie. Diese 
sind aber von vornherein national codiert. Die 
Rede von den “Deutschen zweiter Klasse” im- 
pliziert gleichzeitig, daß die Nichtdeutschen 
nicht einmal zur zweiten Klasse anspruchsbe- 
rechtigt sind und im Zweifelsfall für die Un- 
terpriveligierung der Ossis verantwortlich ge- 
macht werden. 


3. Was für den Bismarck-Staat die 
Reichseinigung, ist für die Bundesrepublik der 
“Aufbau Ost”: Hier bemessen sich Erfolg und 
Versagen von Politik und Wirtschaft bei der 
nationalen Integration. Schon allein deshalb 
dürfen Rassismus und Antisemitismus im 
Osten in den Augen von Politik und Medien 
kein strukturelles gesellschaftliches Phänomen 
sein. Die xenophobe Stimmung ist angeblich 
immer nur Ausdruck von etwas vermeintlich 
ganz anderem: ein verzweifelter Aufschrei 
nach Arbeit und Sicherheit. 

Was als Entschuldigung gemeint ist, stellt 
aber sowohl den Entschuldigten als auch den 
Entschuldern ein bezeichnendes Zeugnis aus: 
Die Selbstverständlichkeit, mit der nazistische 
Mordlust als “Ausdruck sozialer Perspektivlo- 
sigkeit”” gedeutet wird, verweist auf den soge- 
nannten unmittelbaren Zusammenhang der so- 
zialen Frage und der nationalen Anspruchsbe- 
rechtigung in den Köpfen der Staatsbürger 
und in der Praxis des deutschen Staates. 


4. Die rot-grüne Regierung wurde nicht 
zuletzt durch die Enttäuschung über das natio- 
nale Versagen des Kanzlers der Einheit und 
seiner Koalition an die Macht gebracht. Gera- 
de in der traditionslinken Agitation gegen die 
neoliberalen Versager von Union und FDP 
wurde die Einheit von Sozialkorporatismus 
und nationaler Verantwortung noch einmal be- 
stätigt. Als Paradebeispiel könnte die von In- 
tellektuellen aus Ost und West 1997 lancierte 
“Erfurter Erklärung” gelten, wo die “Erfahrun- 
gen von 1968” mit dem “Geist von 1989” ver- 
eint werden sollte. Der Sozialabbau wurde 
dort vor allem als Angriff auf das Zusammen- 
wachsen der deutschen Nation kritisiert und 
Kohl als Verräter an seinen eigenen geistig- 
moralischen Idealen gebrandmarkt. 

Die bisherige Bilanz der neuen Regierung 
verschleiert diese Grundlage cher. Den “Re- 
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formstau”, den die Kohl-Regierung hinterließ, 
hat rot-grün zunächst auf Gebieten überwun- 
den, die nicht ihr Spezialgebiet zu sein schie- 
nen: auf geschichtspolitischer/geschichtsrevi- 
sionistischer Ebene durch beifälliges Schwei- 
gen zur Walser-Debatte, In der Außenpolitik 
durch reibungslose Organisierung des ersten 
deutschen Kriegseinsatzes nach 1945. 

Auf sozial-politischem Gebiet ist die Kla- 
ge dagegen ähnlich chaotisch wie unter der 
Kohl-Regierung. Allerdings sollte man mit 
Blick auf New Labour die rot-grüne Politik 
auch dort nicht unterschätzen. Die neosozialli- 
berale Koalition steht für die Aggressivität ei- 
nes politischen Projektes, das einerseits die 
von den konservativen Vorgängern betriebene 
ökonomische Deregulierung verschärft fort- 
führt, andererseits deren gemeinschaftszerset- 
zenden Folgen harmonisieren will. Die Über- 
flüssigen sollen ihre Ausmusterung als Chance 
zum nationalen Neuanfang begreifen. Wer 
nicht mitmacht oder aus der nationalen Ge- 
meinschaft herausdefiniert wird, wird um so 
härter bestraft. 


5. Die Verschmelzung von sozialer und 
nationaler Frage ist soweit fortgeschritten, daß 
es im Gegensatz zu 1933 keiner faschistischen 
Massenpartei mehr bedarf, um sie durchzuset- 
zen. Die Beliebigkeit politischer und kulturel- 
ler Positionierungen und die Verfestigung neo- 
nazistischer Eindeutigkeiten sind deshalb kein 
Widerspruch, sondern bedingen sich gegensei- 
tig. Wenn Nazis jetzt sogar schon vermeintlich 
“linke” subkulturelle Codes klauen können, 
dann ist es vielleicht lohnender ihren Erfolg in 
ihrer Normalität und Durchschnittlichkeit zu 
suchen, als in besonders ausgefeilten Strategi- 
en kultureller Hegemonie. 


Ich breche hier ab und werde schauen, 
wie groß jetzt die Fragen sind. Ich könnte 
dann eventuell, wenn der Vortrag mehr Un- 
klarheiten hinterlassen hat, versuchen in drei 
Punkten zusammenzufassen, was für Kompo- 
nenten beim spezifischen Nationalismus in 
Ostdeutschland zusammenspielen. 


Fußnoten: 

! Ulrich Enderwitz: Antisemitismus und Volks- 
staat. Zur Pathologie kapitalistischer Kri- 
senbewältigung, Freiburg 1991, S.102f 

2 Wolfgang Strauß: Erbpflege und Aufbruchs- 

potential, in: Nation Europa, 12/1985 
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Auditorium (m)ännlichl: Ich krieg jetzt 
die Formulierung nicht mehr hin, aber Du hat- 
test gesagt, daß eine rechte kulturelle Hegemo- 
nie in besonderer Weise für Neufünfland ein 
Problem ist. Woran machst Du das fest? 


A. Benl: Ich habe ja den Begriff „kulturel- 
le Hegemonie“ kritisiert. Was ich gesagt habe 
ist, daß es hier einen besonders militanten Na- 
tionalismus und Neofaschismus gibt. Die Zahl 
der Übergriffe und das Risiko, das man als un- 
deutsch Wahrgenommener im Osten im Ver- 
gleich zum Westen hat, ist erheblich höher. 


m2: Ich habe nicht ganz verstanden, was 
für Dich die deutsche Spezifik der postfordi- 
stischen Gesellschaft ist. Also bei der Auflö- 
sung der Produktions- und Reproduktions- 
sphäre in dem Bereich, in dem Freizeit und 
Arbeit ineinander übergehen, was sich dann in 


auswirkt. 


A. Benl: Die Spezifik würde ich darin se- 
hen, daß diese Transformation vor dem Hin- 
tergrund dieser volksgemeinschaftlichen De- 
mokratie stattfindet, die es so im Westen nicht 
gibt. Das heißt, man kann Rot-Grün sehr wohl 
mit New Labour vergleichen, muß aber auch 
den Unterschied schen, daß sich hier die na- 
tionalistische Codierung - meiner Meinung 
nach - schärfer darstellt. Es gab einen etwas 
langatmigen, aber von den Thesen interessan- 
ten Artikel in der Jungle World, wo versucht 
wurde, Blair mit Schröder zu vergleichen. Am 
Ende stand dort, wie es wäre, wenn man sich 
den modernisierten Rechtsradikalismus von 
einem Haider anschaut und das mit dem Mo- 
dell vergleicht, das die neue Sozialdemokratie 
gerade fährt. Nämlich die Konservativen dafür 
zu kritisieren, daß sie nur Sozialabbau betrie- 
ben und die Wirtschaft dereguliert haben und 
ihnen von „links“ vorzuwerfen, daß sie damit 
die Nation gefährden, weil sie die Gesellschaft 
in sich feindlich gegenüberstehende Klassen 
oder Gruppen aufspalten. Hier wird auf öko- 
nomischer Ebene im Grunde genau das Mo- 
dell fortgeführt, aber der Staat wird wieder 
mehr in die Pflicht genommen auf einer zwei- 
ten Ebene für nationale Vergemeinschaftung 
zu sorgen. 

Meine These wäre: Diese nationale Verge- 
meinschaftung kann nicht mehr wie in den 
50er 60er Jahren durch Arbeit und Konsum 
stattfinden. Einfach, weil es nicht mehr soviel 
zu verteilen gibt. Deswegen wird das mehr 
und mehr dadurch stattfinden, daß die als 
nicht-national Wahrgenommenen ausgegrenzt 
werden und daß auch von staatlicher Seite die- 
ser Rassismus stärker betrieben wird. Das ist 
etwas, was in England oder den USA auch 
passiert, von dem ich aber glaube, daß es hier 
noch eine ganz andere Virulenz hat, weil es 
immer vor dem Hintergrund der deutschen 
Geschichte stattfindet. Deswegen, würde ich 
sagen, gibt es Jörg Haider in Österreich und 
nicht in England. 


m3: Ich denke, daß der militante Fascho- 
mob hier in den neuen Bundesländern, sich 
nicht aus der DDR erklären läßt, sondern vom 
Westen exportiert wurde. Ich glaube, daß die 
nationale Begrifflichkeit, die in der DDR ge- 
prägt wurde, für uns heute vielleicht unver- 
ständlich ist, aber in gewisser Weise eine Auf- 
hebung dieser Begriffe ist, weil sie nur auf 
diesen Staat DDR bezogen war. 


A. Benl: Aber warum fällt das dann auf so 
fruchtbaren Boden? Unmittelbar nach 1990 
war es ja überhaupt nieht selbstverständlich, 
von so etwas wie, hier ist der Faschismus mili- 
tanter als im Westen zu reden. Jahrelang war 
es so, daß von Parteienforschern gesagt wurde, 
rechte Parteien werden hier nicht gewählt, 
weil es diesen Antifaschismus gibt. Wenn das, 
was immer als verordneter Antifaschismus 
verteufelt wird, gegriffen hätte, würde ich 
mich freuen. Ich nehme das nur als einen 
Punkt, weil ich denke, daß es idealistisch 
wäre, zu glauben, durch Erziehung würden 
Leute zu Nazis werden. Nur in der Koalition 
mit den anderen Faktoren spielt es schon eine 
Rolle - auch in anderen osteuropäischen Län- 
dern. Dort kann jetzt scheinbar völlig bruchlos 
an historische Vorbilder angeknüpft werden, 
sei es in Kroatien oder in der Slowakei. Eben 
weil dort ein völlig untaugliches Konzept ge- 
fahren wurde, nämlich einen Nationalismus 
von links zumachen. Das hat einfach nicht 
funktioniert. 


[unverständliche Zwischenfrage] 
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A. Benl: Spricht die Tatsache, daß hier 
hauptsächlich PDS und nicht REPs gewählt 
wird, dafür, daß es eigentlich gar nicht so 
schlimm ist? Ein Wahlergebnis von 13 Prozent 
für die DVU in Sachsen-Anhalt spricht da da- 
gegen. Es spricht gerade für diese Postmoder- 
nisierung, daß es die traditionellen Bindungen 
über Schichten oder Klassen, an bestimmte 
Parteien nicht mehr gibt, daß solche Bindun- 
gen schr schnell flottieren können und auch in 
dem Maße flottieren werden, indem sich die- 
ses letzte Tabu - eine offen faschistische Partei 
zu wählen - auflösen wird. 


m4: In der Sitzung vorher hier ging es um 
Disfunktionalitäten. Du hast auf der einen Sci- 
te argumentiert, daß es so was gibt, wie Indivi- 
dualisierungstendenzen. Mir ist nicht ganz 
klar, wie Du das andererseits wieder zusam- 
menbringst mit dem Wunsch nach Geborgen- 
heit und Nation. Ganz abgesehen davon, daß 
es im ersten Fall - bei Deinem postfordisti- 
schen Modell - um Internationalisierung und 
nicht um Nation geht. Das kriege ich so, wie 
das bei Dir in einander greift, nicht zusam- 
men. 


A. Benl: Das sind auch Sachen, die quer 
zueinander stehen. Es ist einerseits die Auflö- 
sung von traditionellen Milieus, die an be- 
stimmte Parteien gebunden sind. Auf der an- 
deren Seite findet aber nicht das statt, was mal 
von Linken und in Popdiskursen erhofft wur- 
de, daß durch diese Individualisierung zumin- 
dest eine Liberalisierung oder Immunisierung 
gegen autoritäre Optionen entsteht. Was ich 
damit andeuten wollte, war, daß die Gründe, 
nationalistisch drauf zu sein, immer weiter in- 
dividualisiert werden. Es gibt immer mehr 
Gründe so drauf zu sein und es ist nicht mehr, 
wie 1933 noch, an ganz bestimmten Schichten 
wie Kleinbürgertum oder Mittelstand festzu- 
machen. Das ist natürlich verwirrend, weil das 
Sachen sind, die quer zueinander stehen. Es 
lösen sich traditionelle Strukturen auf, aber 
das führt nicht dazu, daß die Leute gleichzei- 
tig wenigstens alle liberale Hedonisten sind. 


m2: Ich hätte eine Frage bezüglich der 
Adressaten unserer Politik. Die Transformati- 
on oder Veränderung der Gesellschaft bedeutet 
auch, daß sich traditionelle Milieus, die sich 
früher als Subjekte konstituiert haben müssen, 
nicht mehr als Konstruktion existieren, wenn 
sie denn mal existiert haben. Was würdest Du 
sagen, was die Konsequenzen für linke Politik 
daraus sind? Wer ist tatsächlich Adressat un- 
serer Politik? Oder noch tiefer gehend: Was 
muß die linke Politik berücksichtigen, um die- 
se Veränderung zu berücksichtigen? 


A. Benl: Es gibt keinen a priori festgeleg- 
ten Kandidaten dieser Politik. In Bezug auf 
die Frage nach der kulturellen Hegemonie und 
den Codes, die man sich aneignet oder zusam- 
menbastelt, wäre meine Gegenthese, daß es 
cher darum gehen müßte, anstatt den Massen 
oder wen man auch immer als Subjekte for- 
muliert, die richtigen Codes rüberzureichen, 
damit die zu uns kommen, sich zu überlegen, 
bestimmte Selbstverständlichkeiten zu verun- 
sichern. Das war die Strategie der Antipolitik, 
die in der antinationalen Linken nach 1989 
versucht wurde. Ob das jetzt das Erfolgsrezept 
ist, weiß ich nicht, aber meiner Meinung nach 
geht es eher darum, die Evidenzen und dic 
Normalität zu stören, als selber eine linke Ge- 
gennormalität aufzubauen und zu meinen, 
man könnte dann an schon bestehende Dispo- 
sitionen anknüpfen. Das ist natürlich relativ 
destruktiv. 


m5: Was meinst Du mit Normalität? 


A. Benl: Die nationalistisch-rassistische 
Normalität - deutsche Normalität. 


m5: Gerade weil Du deutsche Normalität 
sagst, würde mich etwas interessieren. Du 
machst das zunächst an Deutschland fest und 
das ist auch richtig. Wenn Du es aber gesamt- 
europäisch ankuckst, gibt es einen Prozeß, wie 
in Frankreich, hin zu rechtsradikalen Parteien. 
Da gibt es sicher nicht dieses Tabu von 1945 
her, aber auch eine wesentlich offenere und 
stärkere Ausrichtung, rechtsradikale Parteien 
zu wählen. In Frankreich ist das ja fast schon 
normal und geht weit in die konservativen 
Kreise hinein. 

Wenn man sich auch ankuckt, was Du 
dazu gesagt hast, daß im Osten alle nur PDS 
wählten. In Frankreich sind viele Wähler und 
Wählerinnen der Front National früher Wäh- 
lende der KPF oder der Sozialistischen Partei 
gewesen. Deshalb kann man sich nicht damit 
beruhigen, daß hier noch keine Nazis gewählt 
werden würden. Das kann durch eine gewisse 
Form von Umbrüchen oder Enttäuschungen 
auch anders laufen. Mich würde also interes- 
sieren, was ist das besondere über dieses allge- 
meine europäische Phänomen hinaus, an der 
Entwicklung in Deutschland. 


A. Benl: Wenn es so wäre, daß in Frank- 
reich die Rechten einfach immer mehr Stim- 
men kriegen und sonst gar nichts mehr pas- 
siert, dann müßte man sich tatsächlich fragen, 
ist die Avantgarde heute nicht ganz wo anders. 
Aber es gibt in Frankreich eine Gegenbewe- 
gung. Es gibt immer noch gewisse - seien es 
linksradikale oder bürgerlich-humanistische - 
Selbstverständlichkeiten, die für einen wesent- 
lich größeren Teil der Gesellschaft greifen als 
hierzulande. Gerade diese Polarisierung der 
Gesellschaft in klassisch rechts, klassisch 
links zeigt die „Rückständigkeit“ einer Gesell- 
schaft wie in Frankreich im Vergleich zu die- 
sem Volksstaat Deutschland, in dem sich ein 
nationalistisch-faschistisches Bewußtsein gar 
nicht mehr klar an dem Wählen einer be- 
stimmten Partei festmachen läßt. Gleichzeitig 
ist es so, daß dieses Deutschland, also die So- 
zialpartnerschaft usw., auch eine unheimliche 
Ausstrahlungskraft in andere Länder hat. Ge- 
rade in Westeuropa, in Staaten, die in die Kri- 
se geraten sind, wo ganze Staatenmodelle zu- 
sammengebrochen sind, wie in Italien, war das 
immer eine Sache, auf die gekuckt wurde. An- 
dererseits - gerade Italien -, wenn man sich an- 
schaut, als Berlusconi an die Macht kam, ha- 
ben wir hier alle (in Bahamas und allen linken 
Zeitschriften) geschrieben, das ist der neue Fa- 
schismus. Das war auch selbstverständlich. 
Man mußte sich damit auseinandersetzen, was 
ist denn das: So ein Medienhai kommt, ko- 
aliert mit den offenen Faschisten und macht 
ein neues Staatsmodell. Es war richtig, alar- 
miert zu sein, aber dann ist der nach einem 
dreiviertel Jahr wegen Korruptionsvorwürfen 
wieder abgetreten. Wenn es im Vergleich hier 
in Deutschland soweit wäre, daß ein offener 
Faschist oder ein Nationalpopulist an die 
Macht kommt, hätte ich wesentlich weniger 
Vertrauen, daß der innerhalb von einem Jahr 
wieder abgewirtschaftet hat und die Sache 
dann - wie in Italien - einer postkommunisti- 
schen Sozialdemokratie überlassen wird. 


m6: Was in Deutschland einen großen 
Unterschied ausmacht, ist, daß hier durch die 
Nationalsozialisten die Arbeiterbewegung 
gründlich zerschlagen worden ist, im Gegen- 
satz zu Ländern wie Frankreich oder Italien. 
Das hat auch Auswirkungen in Gewerk- 
schaftskämpfen und macht insgesamt einen 
sehr großen Unterschied aus. 


IV Option Selbstverwaltung — Nationalsozialismus — Andreas Benl 
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A. Benl: Klar, aber wieso ist das hier pas- 
siert und in Italien nicht? Die Weimarer Repu- 
blik war in dieser Kontinuität, die ich versucht 
habe zu beschreiben, noch mal ein Einbruch. 
Aber ein Einbruch, der die nationalistischen 
Ressentiments hervorgerufen hat. Die Weima- 
rer Republik wurde von fast allen Teilen der 
Gesellschaft als totales Chaos und undeutsch 
wahrgenommen. Dementsprechend groß war 
dann die Basis für die Nazis und vor diesem 
Hintergrund war auch die radikale Zerschla- 
gung der Arbeiterbewegung möglich, weil es 
so viele Leute gab, die in so radikaler Weise 
bereit waren, das durchzuführen. Das hätte 
Mussolini sicherlich auch gerne gemacht, aber 
es hat nicht in der gleichen Weise funktioniert. 
In Spanien hat es zum Bürgerkrieg geführt. 
Also auch diese Zerschlagung verweist immer 
schon darauf, wie sie möglich war, welche 
Massenbasis gebraucht wurde, um so eine Ar- 
beiterbewegung wirklich physisch zu eliminie- 
ren, in dem man die Führer umbringt und 
Zehntausende von einfachen Parteimitglie- 
dern. 


m7: Was ich bei dem Vortrag nicht ganz 
verstanden habe ist, daß er eigentlich darauf 
basiert, daß Identität über Arbeit hergestellt 
wird. Mir scheint Deine Argumentation so zu 
sein, daß in den Konsequenzen, die Du ziehst, 
Identität nur über Arbeit hergestellt werden 
kann. Das heißt, Du hast auf der einen Seite 
argumentiert, wir haben einen bestimmten Ar- 
beitsbegriff - darüber definieren die Subjekte 
ihre Identität. Jetzt hat der sich geändert und 
deswegen müssen die Subjekte ihre Identität 
anders definieren. Und dann sagst Du, muß 
das Problem so gelöst werden, daß wieder das 
Gemeinschaftsdenken, das aus der Tradition 
bestimmt ist, kommt. Was mir dabei merkwür- 
dig vorkommt ist, daß Du nicht gesagt hast, 
das ist eine Möglichkeit, dafür wurde sich ent- 
schieden, sondern das erschien zwangsläufig. 


A. Benl: Also um die Frage, wie man sich 
zur Arbeit stellt, kommt man zwangsläufig als 
Bürger in einem kapitalistischen Staat nicht 
herum, weil die Arbeit (Lohnarbeit) die 
Grundlage für Deine Reproduktion ist. Ob Du 
Dich da jetzt positiv oder negativ dazu stellst, 
Du kommst gar nicht darum herum, daß 
Lohnarbeit für jeden von uns eine zentrale Ka- 
tegorie bildet. Die Frage ist dann natürlich, 
wie steht man dazu ... f 


m?: Nein, die Frage die ich meine ist an- 
ders. Auf der einen Seite kann Arbeit als Re- 
produktionsnotwendigkeit begriffen werden in 
einem kapitalistischen System, d.h. ich arbei- 
te, um Geld zu kriegen und mich reproduzie- 
ren zu können, oder ich begreife Arbeit, wie 
das hierzulande üblich ist, als etwas, was mich 
überhaupt erst mal zum Menschen macht. Was 
Du beschreibst, hängt mit dieser viel stärkeren 
Identifikation mit der Arbeit zusammen. Die 
Reproduktionsnotwendigkeit reicht dazu, um 
zu sagen, ich brauche Geld, damit ich mir was 
zu essen kaufen kann und ein Dach über dem 
Kopf habe. 


m8: Das mußt Du kurz erklären. Ich ver- 
stehe Deinen Einwand überhaupt nicht und 
kriege ihn auch nicht auf den Vortrag eben ge- 
münzt. 


m7: Wenn ich versuche, eine Perspektive 
aus diesem Vortrag herauszuziehen, dann kann 
ich mich entweder auf den Standpunkt stellen, 
je nachdem wie ich arbeite, wird sich meine 
Identität bilden. Wenn es da Probleme gibt, 
weil ich postfordistisch frei flottierend bin, 
dann muß ich mir etwas anderes suchen, wie 
ich meine Identität bilde, weil das meine Stel- 


A 


lung im Arbeitsprozeß nicht mehr leisten 
kann. Das war die These. 


A. Benl: Nicht ganz. 


m7: Nun wurde gestern in der Situations- 
analyse gesagt, daß das ein spezieller Arbeits- 
begriff ist. Der wurde heute Vormittag (vgl. 
Implizite Politik) „deutscher Arbeitsbegriff“ 
genannt, daß die Identität so stark nur über 
eine Stellung im Arbeitsprozeß, in einem 
schaffenden Prozeß gebildet werden kann. Das 
würde ich gern in Frage stellen. Identitäten 
können auch anders geschaffen werden als 
über Arbeit. Mir scheint es für die starke The- 
se, daß eine Identifikation über Arbeit erfol- 
gen muß, zu wenig, zu sagen, im Kapitalismus 
muß man sich reproduzieren, man ist darauf 
angewiesen an Geld zu kommen und muß da- 
für arbeiten. 


A. Benl: Da würde ich Dir teilweise recht 
geben. Ich versuche es mal auf eine andere 
Frage, einen Streit den wir schon hatten, der 
ein bißchen in Eurem Thesenpapier (BgR-Text 
Situationsanalyse im Vorbereitungsreader) 
schon anklang und heute mit flexibler Norma- 
lisierung und Protonormalisierung schon mal 
besprochen wurde (vgl. /mplizite Politik), zu 
übersetzen. Kann man sich in einer linken Per- 
spektive für die fiesere oder weniger fiese 
Normalisierung entscheiden? Wobei die fiese- 
re ein bestimmter Ostnationalismus wäre und 
die weniger fiese der modernisierte Westen, 
der rot-grün wählt und auf flexible Arbeitszei- 
ten usw. setzt. Das Anliegen meines Vortrages 
war es zu sagen: Nein, man kann sich nicht 
entscheiden. Es sind verschiedene Komponen- 
ten und gerade was der Westen macht und wie 
er auf die Situation im Osten reagiert, trägt zu 
dieser Situation bei. Wie es eigentlich aussieht 
mit der Identifikation mit Arbeit im Westen 
oder den Sektoren der Gesellschaft, die hoch- 
modern sind, flexibel arbeiten und nicht mehr 
die traditionellen Hierarchien haben, weiß ich 
nicht. Ich glaube, da stehen wir echt am An- 
fang. Wir haben jetzt ein Jahr die rot-grüne 
Regierung. Wir haben gesehen, auf allen Ebe- 
nen findet eine totale Verschärfung statt. Vor- 
her gab es auf ökonomischer Ebene die Mo- 
dernisierung und Flexibilisierung. Jetzt haben 
wir auch noch die Regierung dazu, die genau 
das verkörpert. Was dafür heißt, wie zen- 
tral für den Nationalismus die Identifikation 
mit dem, was man als Lohnarbeit macht, noch 
ist, weiß ich ehrlich gesagt nicht. Ich denke, 
das wäre genau die Aufgabe herauszufinden 
und genauer zu analysieren, was unter dieser 
neuen Regierung an neuen Identifikationen 
passiert. Aber die Frage die Günther Jakob 
mal gestellt hat, als wir 1995 gegen die deut- 
schen Verhältnisse angegangen sind und da 
immer die Tendenz hatten, den deutsch-natio- 
nalen Sauerkrautfresser vorzuführen, war die 
Richtige: „Zu welcher Barbarei ist eigentlich 
der Hedonist fähig?“ Vor dieser Frage und der 
nach den Grundlagen dieser Barbarei stehen 
wir im Moment. Natürlich auch: Was können 
wir dagegen machen? Aber das heißt in Bezug 
auf Bündnispolitik, daß sich die Koordinaten 
total verändert haben, so daß man bei der 
Wehrmachtsausstellung einerseits gegen die 
Nazis demonstrieren muß, aber andererseits 
im Flugblatt auch schreiben muß in welcher 
Form man sich von einer Regierung abgrenzt, 
die mit Argumenten und Bildern aus dieser 
Ausstellung den Kosovokrieg führt, weil da 
jetzt angeblich die Nazis sitzen. 


m5: Das mit der Arbeit ist ein ganz eige- 
nes Projekt, sich das mal gründlicher vorzu- 
nehmen. Vielleicht kann man in drei Sätzen 
versuchen eine Verbindung zu finden von 
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dem, was Du versucht hast anzusprechen. Ich 
denke, Arbeit hat über die Form als Reproduk- 
tionsnotwendigkeit hinaus, in den letzten Jahr- 
hunderten ein Normen- und Wertesystem ge- 
bildet, das nicht einfach beliebig beiseite ge- 
schoben werden kann. Darauf beruht soziales 
Prestige, Anerkennung; die ganze Lebenstätig- 
keit des Menschen ist zum Großteil über Ar- 
beit definiert in diesen Verhältnissen. Das Pro- 
blem ist doch umgekehrt, daß diese Form von 
Lohnarbeit total unter Druck steht. Sie ist im- 
mer weniger notwendig, um den Produktions- 
prozeß an sich im Kapitalismus zu gestalten. 
Was passiert eigentlich, wenn das seit Jahr- 
hunderten eingeübte Werte- und Normensy- 
stem in dieser Form überflüssig wird? Was 
kommt an dessen Stelle? Es ist ja nicht so, daß 
wir jetzt plötzlich alle glückliche Arbeitslose 
wären, die sich auch noch ernähren und ein 
gutes Leben führen können. Sondern das Pro- 
blem ist, daß das gerade nicht geschieht. In 
diesem Spannungsfeld würde ich dann auch 
Formen neuer Gemeinschaftsbildung und ähn- 
liche Dinge sehen. Da könnte man einen eige- 
nen Kongreß dazu machen und das wäre auch 
total spannend, wenn das nicht nur ökonomi- 
stisch, sondern auch gesellschaftstheoretisch 
aufgefaßt würde. Das nur als Anmerkung, weil 
ich fürchte, daß das eine ganz wichtige Frage 
für die weitere Zukunftsgestaltung ist, was die 
Menschen tun oder nicht tun werden. 

Eine andere Frage ist, daß Du als Haupt- 
problem in diesem Land eine sehr starke Ho- 
mogenität siehst, wenn auch nur ganz be- 
stimmte Sachen sich zuspitzen. Ein Beispiel - 
nur als kleine Anmerkung: Auch wenn sie 
nicht deutsche Antifa heißt, habe ich manch- 
mal das Gefühl - und wenn ich mich hier so 


-umschaue, ist es auch hier so, zumindest von 


der Herkunft - die Homogenität ist ziemlich 
eindeutig. Das verweist auf ein kleines Pro- 
blem, daß es nicht mal auf solchen politischen 
Feldern gelingt, mit den in der Gesellschaft 
vorhandenen Minderheiten (was die Herkunft 
betrifft) zusammenzuarbeiten, sich mit denen 
zusammenzusetzen. Es mag individuelle 
Gründe geben, warum die jetzt nicht hier sind, 
aber ich denke, das verweist darauf und wir 
sollten versuchen, an dieser Frage weiter zu 
kommen, weil diese Form von Homogenität in 
diesem Lande schon immer eine zentrale Rolle 
gespielt hat. 


A. Benl: Vielleicht gebe ich das auch mal 
an alle weiter. 


m2: Ich würde mich da anschließen. Ich 
finde, daß das ein wahnsinnig spannendes 
Feld ist, gerade was das postfordistische Mo- 
dell betrifft. Wenn wir von der deutschen Spe- 
zifik des Arbeitsbegriffs reden, stellt sich für 
mich die Frage, an welche Definition von Ar- 
beit knüpft sich das eigentlich? Traditionell ist 
es so, daß die deutsche Spezifik immer ausge- 
macht hat, daß der Arbeitsbegriff in abstrakt 
und konkret gespalten wurde und dann als 
deutsche Spezifik auf das Konkrete der Arbeit 
abgefahren wurde. Darüber müßte wirklich 
diskutiert werden, weil das immer im Raum 
steht. Nun ist es aber so, daß sich gerade das 
Konkrete der Arbeit immer mehr als antiquiert 
herausstellt - in dem Zusammenhang, daß sich 
die Reproduktionssphäre, wie man sie tradi- 
tionell im Marxismus definiert, immer mehr 
auflöst. Welcher Prozeß der Homogenisierung 
dabei einsetzt, welche Bedeutung gewisse NS- 
Stereotype dabei haben, wird sich zeigen. Wir 
haben bloß jetzt den Vorteil, daß wir relativ 
am Anfang des Prozesses diese Frage aufwer- 
fen können. Wir sollten das wirklich weiter 
forcieren, weil uns letztendlich nur bleibt, 
Adressaten herauszufinden oder zu sagen, wie 
ich es bei Dir raushöre, es bleibt nur noch der 
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destruktive Weg im Kapitalismus. 


A. Benl: Beziehungsweise das Problem zu 
formulieren. Darum geht es erst mal. 


m2: Ich denke nach wie vor, es gibt gute 
Gründe selbst zu dualisieren, zu sagen, daß es 
linke Positionen gibt. Bei Dir höre ich raus, 
daß die Notwendigkeit besteht, zu sagen, in 
der kommenden Gesellschaft, der Postarbeits- 
gesellschaft oder wie man die immer bezeich- 
nen will, löst sich alles auf. Ich denke aber, 
daß eine Kapitalismusanalyse gerade unter- 
mauern kann, daß eine linke Position bitter 
nötig ist - gerade auch mit der kommunisti- 
schen Option. 


A. Benl: Das wollte ich überhaupt nicht 
negieren. Für mich stellt sich nur die Frage, 
wenn man irgendwo was anstoßen kann, läuft 
es doch - meiner Meinung nach - nicht da- 
durch, daß man auf einer kulturellen Ebene 
noch mal das nachspielt, was man vorher auf 
einer politischen Ebene gemacht hat. Wobei 
das politische noch viel fataler war, während 
es jetzt um kulturelle Codes, Turnschuhe und 
sonst irgendwas geht und man da nicht soviel 
verkehrt machen kann, wie bei der Besetzung 
der nationalen Frage in den 80er Jahren. Mei- 
ne Gegenthese war, daß ich nicht glaube, man 
könne sich einfach irgendwelche Settings oder 
Codes nehmen und dann damit loszichen, son- 
dern daß eine Interventionsfähigkeit erst mal 
bei einer Infragestellung und einem Angriff 
gegen die Evidenzen, die auch und gerade in 
der Linken bestehen, anfängt. Das war nach 
1989 das ganze Themenfeld „antideutsch“, 
was unheimlich viele zentrale Issues linker Po- 
litik in Frage gestellt hat. Aber wo nicht ein- 
fach - wie es jetzt zum Teil passiert - meine 
Identität gegen deine Identität gestellt wurde, 
sondern wirklich das für eine Auseinanderset- 
zung mit linker Geschichte und Perspektiven 
produktiv gemacht wurde. Das gilt es jetzt in 
dieser neuen Situation fortzuführen. 


m9: Ich würde gern zwei Sachen fragen. 
Einmal wird hier die ganze Zeit von einer 
Postarbeitsgesellschaft geredet. Die Arbeit 
wird aber weiterhin Grundlage der kapitalisti- 
schen Produktionsweise sein. Wenn hier im- 
mer auf den tendentiellen Fall der Profitrate 
angespielt wird, daß Arbeitsplätze wegrationa- 
lisiert werden usw., dann sollte man sich doch 
bitte auch die entgegen wirkende Tendenzen 
anschauen. Dann weiß man, daß die ganzen 
neuen Entwicklungen die Spielarten von der 
Manufaktur hin zur Maschinerie durchmachen 
müssen und da auch neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. Und Leute, es ist gar nicht 
denkbar, daß in einer kapitalistischen Produk- 
tionsweise die Arbeit ausgeht. Wenn man also 
sagt, man hat vier Millionen Arbeitslose in 
Deutschland, was stellt man damit an? Dar- 
über macht sich ein Staat Gedanken, wie er 
die von der Straße kriegt. Der Staat hat ein ei- 
genes Interesse an dieser Frage und man muß 
analysieren, was sie daraus machen. Was sie 
derzeit machen ist, nicht über Tarifverträge 
Löhne zu senken, aber z.B. über Rentenkür- 
zungen und wo sonst noch eingespart werden 
kann. Darüber wird versucht Arbeitskraft billi- 
ger zu machen und dann zu schauen, ob das 
einen wirtschaftlichen Effekt hat. Sie gehen 
also damit um und Lohnarbeit ist immer noch 
eine ziemlich reale Kategorie. Eine Sache, die 
man sich auch gemäß Marx so erklären muß. 

Eine zweite Sache: was mit der Arbeit 
und der Identifikation so los ist. Da kann man 
auch mal schauen. Marxistisch argumentiert, 
wird der Wert der Ware Arbeitskraft ausge- 
zahlt. Die Leute reproduzieren sich immer 
wieder als Lohnarbeiter, zumindest die Klasse. 
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Das ist die eine Sache, die Erklärung der Ge- 
schichte, die da in Frage steht. Wie das pas- 
siert? Es wird ausgezahlt als Preis der Arbeit 
oder als eine Leistung bezahlt und die Leute 
machen sich die Illusion darüber, daß sie mit 
ihrem Lohn aufgrund ihrer individuellen Lei- 
stung die Chance haben, tatsächlich ein an- 
ständiges Auskommen zu bekommen. Dem 
entsprechend borniert treten sie dann auch 
auf, wenn sie nicht einmal die Möglichkeit 
mehr bekommen, diese Leistung, die allge- 
mein gesellschaftlich eine Anerkennung fin- 
det, zu tätigen. Daher auch der ganze Kram, 
gerecht und ungerechte Arbeit, wir wollen ja 
alle arbeiten, aber wir können ja nicht usw. 
Also allein durch die Form der Bezahlung, 
Preis der Arbeit, ist gegeben, warum sich die 
Leute so viel auf ihre Arbeit einbilden und 
sich damit identifizieren. Was ich dann wie- 
derum nicht verstanden habe: Warum hier in 
Deutschland sich durch die konkrete Arbeit 
identifiziert wird und das mit der abstrakten 
Arbeit vergessen wird? Soweit die Leute 
Lohnarbeit haben, haben sie sowieso keinen 
Begriff davon, schon gar keinen materialisti- 
schen. Das Verhältnis von abstrakter und kon- 
kreter Arbeit wird praktiziert, das macht sich 
geltend. Aber da kann man nicht damit spie- 
len, da ist kein hin und her. Das verstehe ich 
nicht. 


A. Benl: Zur ersten Frage, Arbeit geht 
nicht aus im Kapitalismus, das ist ein Schat- 
tenboxen. Vom Ende der Arbeitsgesellschaft 
hat hier niemand gesprochen, davon gehe ich 
nicht aus. 

Zum zweiten: Das ist so richtig wie allge- 
mein. Das habe ich vorhin gesagt, wurde aber 
auch zu recht kritisiert, daß das noch keine be- 
sonders spezifische Aussage ist, wenn ich 
sage, wir sind alle - sofern wir über Lohnarbeit 
und Geld unser Leben bestreiten müssen - die- 
sem Ding erst mal unterworfen. Das sagt noch 
nichts darüber aus, wie die spezifischen ideo- 
logischen Vorstellungen darüber, was denn ge- 
rechte Arbeit sei, warum man arbeitslos ist 
usw., sich darstellen. Und das war ja in 
Deutschland nicht ganz irrelevant, wenn ge- 
nau vor diesem Hintergrund so etwas wie 
deutscher Antisemitismus und Auschwitz 
möglich war, wo es darum ging, die konkrete 
Arbeit gegen das abstrakte Kapital auszuspie- 
len und das auf die Juden zu projizieren. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich bei der Umfor- 
mierung der Arbeitswelt die Frage, in welche 
Richtungen gehen denn diese Projektionen 
heute. 


m8: Entschuldige, daß ich hier so dazwi- 
schen quake und auch auf die Gefahr hin, daß 
ich jetzt damit nerve, aber weil Du das jetzt 
noch einmal mit der Homogenisierung gesagt 
hast. Ich weiß nicht, was homogenisiert wird 
oder homogen ist, aber ich komme aus der 
Stadtforschung und die zentralen Begriffe da 
sind Fragmentierung, Polarisierung, Heteroge- 
nisierung, Hierarchisierung. Dieses Modell, 
das auch Prozesse beschreibt, wie Auseinan- 
dertreiben, Arbeitslose, Leute in Wohlfahrts- 
programmen, Leute um die sich überhaupt 
niemand mehr kümmert, neue Arbeiteraristo- 
kratie usw., weist darauf hin, daß das ja nicht 
homogen ist. Und wenn dieses heterogene 
Häuflein plötzlich homogen ist, dann muß 
doch dazwischen irgendwas ... 


A. Benl: Genau das ist gerade die Frage. 
Warum kann eine Nation überhaupt noch 
funktionieren, wenn doch vermeintlich alles 
immer bunter, immer individueller wird? Aber 
es findet statt. 


m10: Ich denke ein interessanter Aspekt 


dabei ist, daß wir es hier in der BRD damit zu 
tun haben. Du sprichst von Homogenisierung, 
ich würde sagen, daß eine Formatierung der 
Gesellschaft stattfindet, in der im Unterschied 
zur französischen Gesellschaft - das hatten wir 
eben auch angesprochen -, wo es eine stärkere 
Polarisierung in links oder rechts gibt, weg- 
fällt, daß wahrnehmbar bleibt, was recht, was 
links ist. 

Sie versuchen es ja selbst in der Politik 
aufzuheben und auch in der Modernisierung, 
wie sie von Rot-Grün jetzt getragen wird, geht 
es mehr darum, wie wird das Modell Deutsch- 
land am besten gesteuert - mit so einem Mana- 
gerbegriff. Wie kann man die deutsche Gesell- 
schaft am besten managen? Es kommt keiner 
mit Ideen, es hat keiner Visionen oder Vor- 
schläge politischer Art - gesellschaftlich ande- 
re Ideen für diese Gesellschaft. Es geht immer 
um das Management des deutschen Bootes. 
Interessant finde ich dabei, daß diese Moder- 
nisierung gerade von Teilen getragen wird, die 
’68 aus einer Aufbruchstimmung der Linken 
kamen. Dem Teil der Linken, der nicht in so- 
zialen Kämpfen, in Arbeitskämpfe integriert 
war, sondern in linke Positionen, wo es viel 
um eine Enttraditionalisierung von Traditio- 
nen ging. Es ging um Individualisierung, Auf- 
lösung von Familienverbänden, die Leute ha- 
ben sich selbst verwirklicht, anders gelebt, ha- 
ben alleine gewohnt, nicht mehr mit einer Fa- 
milie, haben nicht mehr geheiratet. Und jetzt 
haben wir das Phänomen, daß diese Schicht 
die Modernisierung trägt, daß sie die Transfor- 
mation des Arbeitsbegriffs lebt - nicht eine 
Auflösung des Dogma Arbeit, aber eine Um- 
wandlung der Gesellschaft. Ich glaube das ist 
ein Unterschied zur französischen Gesell- 
schaft, in der sich das anders gestaltet hat. 


m8: Ich kann Dir jetzt nicht ersparen, daß 
Du Dich noch mal zu dem Prozeß der Euro- 
päisierung äußern mußt. Sie findet auf einer 
gewissen Ebene vehement statt, und da wir 
über speziell deutsche Konstellationen gespro- 
chen haben, müßte man das in Kontext setzten 
zu dem, was z.Zt. auf der wirtschaftlichen 
Ebene stattfindet. Sonst starrt man nur auf 
diese deutsche Spezifik, und man vergißt, was 
in Zukunft kommen kann. Ist es ein homoge- 
ner Block um einem herum, oder ist es keiner, 
oder dominiert der homogene Block? Dies 
würde mich an dieser Stellg nochmals interes- 
sieren. 


A. Benl: Auf wirtschaftspolitischer Ebene 
sehe ich hier nicht das große Problem. Dort 
sind es pragmatische Entscheidungen, ob die- 
ses Europa für die Staatschefs, die agieren, als 
gemeinsames Projekt plausibel erscheint, d.h. 
um gemeinsam eine Konkurrenz zu den USA 
oder Japan aufzubauen oder ob man sein Heil 
in nationalen Alleingängen sucht. Was ich an 
diesem Punkt interessanter finde, ist so etwas 
wie der Kosovokrieg. Er ist auf der Grundlage 
von deutschen Zielen auf dem Balkan geführt 
worden, wurde aber als gemeinsames westli- 
ches NATO-Projekt deklariert. Dies war An- 
fang der ‘90 Jahre nicht so. Die Optionen, wie 
denn mit Jugoslawien umzugehen sei, standen 
als konkurrierende imperialistische Politiken 
gegeneinander. Ich habe nicht den Masterplan 
für die Erklärung, aber ich würde behaupten, 
daß es natürlich mit der Transformation der 
Ökonomien oder der Gesellschaften, in der 
sich eine Weltmachtpolitik und deren Koordi- 
naten völlig verändern, zusammenhängt. Das 
ist jetzt ein wenig allgemein. 

Ein konkretes Beispiel wäre die Ver- 
schmelzung von Menschenrechten und Volks- 
tumspolitik, daß Albaner ihren eigenen Staat 
bekommen müssen, als menschenrechtlicher 
Akt funktionieren konnte. Vorher waren das 


IV Option Selbstverwaltung — Nationalsozialismus — Andreas Benl 


REEEILTENEELZEETE TE ET ELETETELEENTEETENLTETEELLETN LTE TELTEELELETTTTETTEELTENTETTLEEREENTELEUTEIETENTEERELENEELENEATEEETETEELEELELNETEENTLEELEEEETEENETTENETLENETETENTTELEUTEELENNEETTEIETELNTTTLTITETEN. 


zwei entgegengesetzte Positionen. Das Parade- 
beispiel ist der 2. Weltkrieg. Es ist bei Franz 
Neumann zu lesen, der die beiden unter- 
schiedlichen Konzeptionen von Alliierten und 
Deutschen in Bezug auf Minderheitenrechte 
darstellt. Auf der einen Seite der individuali- 
stische Menschenrechtsbegriff, auf der ande- 
ren der nazistische Volkstumsbegriff. Offen- 
sichtlich ist etwas passiert, daß diese zwei An- 
sätze verschmolzen hat. Deutsche Volkstums- 
politik, gepaart mit diesem Menschenrechts- 
begriff, ist im Moment in der Offensive. Der 
Westen hat dem als ideologische Gegenpolitik 
nichts mehr entgegenzusetzen. 


m1l: Du hast von einer Nationalisierung 
der Sozialen Frage gesprochen, ich denke daß 
es eher eine Ethnisierung ist, die Theorie, daß 
Rassismus und Nationalismus zusammenhän- 
gen. Die Abgrenzung nach Außen hat einen 
gewissen inneren Zusammenhang. Ich finde, 
daß es hier Differenzen gibt, also daß das, was 
hier unter Homogenisierung besprochen wor- 
den ist, zu einer Spaltung geführt hat. 


A. Benl [dazwischen]: Die Frage ist ja zu 
welcher Spaltung es geführt hat. 


m1l: Wo ein Teil herausfliegt und auf 
Bahnhöfen und öffentlichen Plätzen vertrieben 
wird. Ich finde es ein wenig schwierig, bei 
dieser Form von Deutschland zu sprechen. 
Außerdem hält sich auch dieser Nationalismus 
in Grenzen. Kohl hat in Bitburg und anderswo 
versucht, einen nationalen Mythos herzustel- 
len. Das war kein geglücktes Unterfangen. Es 
gibt da andere Merkmale, wie z.B. der Stand- 
ort, die da mehr dazu beitragen. Man sicht die 
Identifizierung auch an den Wahlbeteiligun- 
gen. 73% (in Schleswig-Holstein) sind auch 
ein Zeichen dafür, daß sich die Identifizierung 
in Grenzen hält. Das Problem ist, wenn man 
den Deutschen allgemeine Zuschreibungen 
macht, daß die Differenzen weiterhin beste- 
hen, diese aber zugekleisert werden. 


A. Benl: Die Frage ist immer, an welchen 
Linien stellen sich diese Differenzen her, und 
in welchem Verhältnis stehen die ideologi- 
schen Auseinandersetzungen zu realen Aus- 
grenzungen. Ich kann einfach nicht sehen, daß 
hier massenhaft Leute, die aus ihren Jobs raus- 
fliegen, oder daß die, die von bestimmten Or- 
ten vertrieben werden, daraus die Konsequenz 
ziehen, Widerstand zu leisten. Genau auf die- 
ser Ebene findet die Reproduktion von rassi- 
stischen Verhältnissen statt. Die Sozialhilfe- 
empfänger sagen dann z.B.: Wir sind doch be- 
rechtigt, schmeißt doch erst einmal die Aus- 
länder raus. Ich würde keine Schwarzmalerei 
betreiben, ich sehe es nur einfach nicht, daß 
sich Ausgrenzung in progressive Massen- 
kämpfe oder ähnlichem umsetzt. Einfach die 
Tatsache, daß ausgegrenzt wird, daß nicht nur 
Ausländer ausgegrenzt werden, daß es für 
Deutsche auch nicht so toll ist, wenn sie weni- 
ger Sozialhilfe bekommen, heißt noch lange 
nicht, daß daraus automatisch Progressives 
folgt. 


m1l: Das war nicht die Frage. 


A. Benl: Na ja - Du hast mir vorgeworfen, 
ich würde die Differenzen zukleistern. 


m12: Ich will etwas zur Arbeitsgesell- 

schaft sagen. Meiner Ansicht nach muß man 
zukünftig und jetzt schon den Begriff der Ar- 
beitsgesellschaft ad acta legen. Wer arbeiten 
will, der kriegt auch Arbeit, daß ist die andere 
Seite derselben Medaille. Das Problem ist, daß 
die Arbeitsgesellschaft in Zukunft, als Lebens- 
erfahrung der Menschen, immer mehr begreif- 
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lich macht, daß das nicht mehr übereinstimmt 
mit der Realität. Das heißt, sie können sich 
abrackern wie sie wollen, es gibt einfach keine 
Arbeit mehr. Gleichzeitig bricht der Sozial- 
staat zusammen, es wird befördert, daß dieser 
Sozialstaat zusammenbricht und es gibt keine 
Abfindung dafür. Gibt es dadurch eine Hin- 
wendung zu neuem Gemeinschaftsdenken? 
Das kollidiert - deswegen bin ich auch dank- 
bar für die Begriffseinführung - mit dem: 
„Wie barbarisch kann der Hedonist sein“. 
Das ist der Punkt. 

Was vorher gesagt wurde: Daß die Auflö- 
sung der Milieus, dieser ganzen sogenannten 
Sekundärtugenden in ihren Strukturen wie Fa- 
milie fortschreitet, bedeutet das, was wir auch 
alle in unserer Sozialisation erfahren haben. 
So gewisse Grundwerte werden plötzlich ge- 
sellschaftsfähig, was deutlich wird an dem 
Umgehen der Rot-Grünen Regierung mit die- 
sem Punkt. 

Ich finde, daß daraus die spannende Frage 
resultiert: Gibt es auf diesem neuen hedonisti- 
schen Level, der in dieser kapitalistischen Wa- 
rengesellschaft arbeiten muß -weil er gar nicht 
anders kann - gibt es auf diesem Level eine 
neue Art von Kollektivierung und welche Be- 
deutung hat dafür die deutsche Spezifik? Das 
heißt, es gibt nur eine Nation, die Auschwitz 
durchgeführt hat, und der Auschwitz anhaftet. 
Das ist die Sonderrolle, die man positiv aber‘ 
auch negativ formulieren kann - je nachdem 
wie man will, die steht aber für Deutschland, 
was daraus folgt ist ein offener Ausgang. 

Vielleicht sollte ich als Randbemerkung 
noch bringen: Wer als Linker in der Gesell- 
schaft sozialisiert ist - das folgt so ein bißchen 
aus den 68ern - der bekommt da mit, was das 
Motto der zukünftigen Gesellschaft sein wird, 
nämlich „Survival of the fittest“. Man beutet 
sich selbst aus. Mit dieser Erfahrung kann 
man supergut im Kapitalismus überleben. 


m1l: Als Ergänzung zu dem Begriff der 
Arbeitsgesellschaft. Nach marxistischen Ge- 
sichtspunkten existiert die Industriegesell- 
schaft nicht mehr, da sie sich über Lohnarbeit 
definiert. Das Problem ist aber, daß der Kapi- 
talismus darauf ausgelegt ist, daß die Arbeit 
ein Begriff ist, der primär bzw. zentral steht in 
der Gesellschaft. Dies ist vielleicht die ganze 
Krise. Der Sozialstaat ist nicht mehr möglich, 
weil Arbeit nicht mehr für alle möglich ist, 
auch nicht durch den ganzen Dienstleistungs- 
sektor. Wenn dieser Kapitalismus mit diesem 
typisch deutschen Arbeitsbegriff zusammen- 
trifft, besteht die Konkurrenz sowohl zu den 
anderen deutschen Arbeitenden, als auch zu 
den ausländischen. 


A. Benl: Ich habe akustisch nicht alles 
verstanden. Aber die Konkurrenz ist natürlich 
keine Selbstverständliche. Klar ist, man steht 
zu allen Lohnarbeitenden im Kapitalismus in 
dieser. Aber daß man sich nun ausgerechnet 
als Deutscher in Konkurrenz zu Ausländern 
fühlt, darauf muß man erst einmal kommen 
und dafür benötigt es ein staatsbürgerliches 
Bewußtsein. 


m99: Klar der typisch deutsche Arbeitsbe- 
griff also zusätzlich noch zu dem kapitalisti- 
schen... 


A.Benl: Diesen Rassismus gibt es aber 
auch in anderen Ländern. 


m98: Was füllt denn diesen spezifisch 
deutschen Begriff im Gegensatz zu anderen 
Ländern aus? 


(w)eiblichl: Ich möchte als erste Frau hier 
reden. Mir fällt die ganze Zeit auf, daß hier 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


ein Sprachgebrauch herrscht, der total aus- 
grenzend ist, daß hier immer wieder einzelne 
Männer ziemlich lange Statements abgeben. 
Gerade eben ist es mir noch einmal aufgefal- 
len. Da wird die Frage gestellt: „Was meinst 
Du?“ und es wird mit Fremdwörtern geant- 
wortet. Ich habe ehrlich gesagt die Hälfte, von 
dem was hier geredet wurde, nicht verstanden. 
Ich finde es total anstrengend. 


m97: Das ist die Materie. 


Moderation: Dieser Einwand ist berück- 
sichtigt. 


m8: Wir haben verschiedene Stränge. Ein 
Strang ist Arbeit. Wie sieht denn der Faktor 
Arbeit aus, dieser ganze Zwangsarbeitsstrang. 
Daß Arbeit immer mehr zur Strafe wird oder 
der Knast zur neuen Art des Arbeitsplatzes 
wird, was sich in der USA abzeichnet. Ich 
denke, wir werden auch das hier bald haben. 
Die hessische Landesregierung hat sich durch- 
aus interessiert an privatisierten Knastmodel- 
len gezeigt. Der Arbeitsbegriff wird sich radi- 
kal ändern, hin zu einer Bestrafung oder zu ei- 
ner Form von sozialem Transfer. Man muß 
hier unterscheiden zwischen Leuten, die sog. 
freiflutend arbeiten und denen, die gezwungen 
werden. Mir wäre es lieber, in der Richtung 
weiterzureden, als in der der traditionellen In- 
dustriearbeit. 


m96: Das war alles nicht so wichtig, zu 
dem Vorschlag den wir gerade hatten. 


4A. Benl: ich finde es schon eine wichtige 
Ergänzung. Die Frage ist, wie wird sich das 
hier formieren. Es wird einerseits dieses Be- 
strafungsmodell von Arbeit geben, dabei stellt 
sich dann trotzdem die Frage zu dem Unter- 
schied zu den USA. Dazu fällt mir jetzt spon- 
tan auch nichts ein. Ich muß auch sagen, ich 
bin etwas geschafft, von der ganzen Fragenbe- 
antwortung. 


m95: Ich wollte noch etwas zu dem „der 
Sozialstaat bricht zusammen‘ sagen. Das sehe 
ich anders. Ich würde sagen, es findet tatsäch- 
lich ein Umbau des Sozialstaates statt. Wo ich 
Maßnahmen finde, wo an verwertbarer Ar- 
beitskraft gerüttelt wird, dort greift der Staat 
ein und senkt die Löhne. Das ist eine Strate- 
gie, da ist auch noch was drin. Also gerade 
wenn gesagt wird: Wir müssen den Gürtel en- 
ger schnallen, dann wird dazu aufgefordert, 
sich für das Wohl der Nation Beschränkungen 
gefallen zu lassen. Die Leute sagen alle: „Wir 
müssen vernünftig sein, wir müssen lieb sein 
für das Wohl des Staates.‘ Deswegen finde ich 
es komisch, daß gesagt wird: „Der Sozialstaat 
bricht zusammen.“ Da wird die ganze Zeit 
daran gearbeitet. Er bleibt uns noch eine gan- 
ze Weile erhalten. Da sehe ich nicht die Dritte 
Welt. 


w2: Ich finde das alles sehr schade, weil 
wir haben gerade einen Vortrag gehört, über 
antisemitisches Gedankengut hier in Deutsch- 
land und dessen Verknüpfung mit Arbeit. Und 
das einzige wovon in diesem Raum ein Hau- 
fen Männer reden, ist Arbeit. Wollen die hier 
versuchen, die Ehre der Arbeit zu retten? Also 
ich fühle mich gerade im falschen Vortrag, ich 
tue mich mit diesen ganzen Auseinanderset- 
zungen auch schwer. Aber ich will mich nicht 
damit auseinandersetzten, daß die Arbeit dar- 
an schuld ist, daß sie antisemitisch ist, und 
das man deshalb die Arbeit anders machen 
kann. Das ist doch die andere Seite, die wir 
gerade versuchen zu beleuchten, nämlich: 
Warum ist Arbeit antisemitisch? 


A. Benl: Ich gebe einfach mal an den Saal 
weiter. 


m94: Eigentlich wollte ich etwas ganz an- 
deres sagen. Es ist eigentlich erschreckend, 
daß wir nicht darüber reden, was für Möglich- 
keiten, der Intervention es, z. B. auch bei tra- 
ditionell sozialen Kämpfen, für eine Linke 
überhaupt noch gibt. Das scheint echt ad acta 
gelegt zu sein. Ich finde das bezeichnend, da 
redet einfach niemand mehr davon. Das war 
aber einmal das Glanzstück der Linken. Ich 
will jetzt die Diskussion nicht in die Richtung 
lenken, daß wir jetzt darüber reden, wie wir 
gemeinsam auf die Straße gehen, damit wir 
Arbeitsplätze bei der Firma soundso entstehen. 
Aber es scheint tatsächlich in der Linken ei- 
nen sagenhaften Wandel zu gegeben zu haben, 
daß das soziale Gewissen oder die soziale 
Identität, die Fragen überhaupt nicht mehr 
aufwirft, wenn wir die ganze Zeit über Arbeit 
reden. 


A. Benl: Das finde ich allerdings falsch 
und bedenklich. Es stimmt nicht so für die 
Linke. Hier sitzen ein paar Linke auch einfach 
nicht dabei, jedenfalls die sich auch Linke 
nennen. Es gibt durchaus in diesem linken 
Rest einen Aufschwung von bestimmten Sck- 
ten, von bestimmten Trotzkisten, Maoisten 
und sonst was. Wir haben in Hamburg im 
Freien Radio im Moment gerade einen völlig 
absurden Antisemitismusstreit, in dem Ar- 
beitsfetischisten aus einem verwässerten Wild- 
cat-Spektrum eine Haßtirade auf Ignatz Bubis 
abgelassen haben. Das hat Widerspruch her- 
vorgerufen in der Debatte. Ich hatte aber das 
Gefühl, daß diese Basics, die ja auch die Vor- 
aussetzung sind, daß man mal irgendwo wie- 
der sozial intervenieren könnte, gar nicht da 
sind. Ich hatte eigentlich gedacht, da wäre et- 
was durchgesetzt, aber das sind genau diese 
Arbeitsfetischisten, die dann mit ihren antise- 
mitischen Tiraden gegen Ignatz Bubis kom- 
men. Insofern finde ich es erstens nicht rich- 
tig, daß es keine Leute gäbe, die sozial inter- 
venieren wollen. Zweitens finde ich aber ge- 
nau dies das Problem, weil sich dann die Fra- 
ge stellt: Wie die intervenieren? Inwiefern, die 
dann den dumpfesten Arbeiterproletenkult mit 
allen reaktionären Implikationen aufbauen. 


wi: Ich will das einfach nur konstatiert 
haben. Wenn das männerdominante Verhalten 
hier nicht mehr thematisiert wird, dann ist das 
tatsächlich einen Schritt weitergegangen. Vor 
Jahren gab es die Diskussion gerade in Antifa- 
zusammenhängen. 


A. Benl: Es löst sich auf. 


Moderation: Gibt es noch Fragen oder ei- 
gene Statements? Hat sieh deine Frage jetzt 
geklärt gefunden? Oder willst du sie noch ein- 
mal stellen? 


wi: Ich frage mich halt, warum die ganze 
Zeit hier weiße, deutsche Männer versuchen, 
die Ehre der Arbeit zu retten. Es reproduziert 
für mich diese ganzen Klischees, was wir für 
ein Verhältnis zur Arbeit haben. Worauf ja 
auch viel basiert. 


Moderation: Du stellst das hier so fest, 
daß das so ist. 


A. Benl: Ich kenne vergleichsweise 
schlimmere Debatten. Ich will dir nicht prinzi- 
piell widersprechen, aber ich kenne härtere 
linkere Abwehrreaktionen gegen so eine De- 
batte. 


wl: Es ist ja auch okay, wenn der Ansatz 
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ROTEN ETTTTETTTTETTETTEETTTENTTETTTTTTTTLTRTESTTTTTTTTNTTERTTESTHTN LEBE NLORGERTTTETFTRNTTREROS CET TEENS 


Arbeit kommt. Aber wenn darüber die ganze 
Zeit debattiert wird, immer hin und her und ir- 
gendwie am Thema vorbei. Ich habe mir dar- 
unter etwas anderes vorgestellt, vor allem un- 
ter der Diskussion, die danach kommt. Dann 
verstehe ich auch nicht, warum Du das dann 
nicht versuchst wieder auf das Thema zu len- 
ken. 


A. Benl: Ihr müßt mir da schon ein biß- 
chen helfen, gerade wenn Ihr diese Unbehagen 
habt. Ich stehe vorne und bin irgendwann 
auch einmal ausgepowert. 


Moderation: Ich denke schon, daß Trans- 
formation von NS- Positionen in die heutige 
Gesellschaft sich mit dem, was hinter Arbeit 
steht, beschäftigen sollte, und es nicht als ir- 
gendeine Form des Themas herausgenommen 
wurde. Es wurde sich näher mit konkreter und 
abstrakter Arbeit beschäftigt, es ist eine Aus-- 
einandersetzung damit, aber wie wichtig das 
ist, sei dahingestellt. Es gibt meines Erachtens 
auch andere Kontinuitäten, die es mitzube- 
leuchten gilt. 


wi: Das habe ich damit gar nicht ge- 
meint. 


Moderation: Da ist aus dem Auditorium 
gerade der Anreiz gekommen, darüber zu 
sprechen. Vielleicht haben Andreas und ich da 
auch keine Provokation geliefert. 


m15: Es ist doch jetzt egal auf welcher 
Abstraktionebene man am gleichen Thema 
diskutiert, ob das über den Arbeitsbegriff oder 
den Nationalsozialismus ist. Wenn der Natio- 
nalsozialismus seine ganze Ideologie um den 
Arbeitsbegriff baut, kann ich auch über den 
Arbeitsbegriff reden und meine das gleiche, 
wie das eigentlich Ursprungsthema auch lau- 
tet. Das ist nur eine Verschiebung in der Ab- 
straktionebene. 


A. Benl: Ich hatte den Eindruck, das 
hauptsächlich doch an der Verbindung Natio- 
nalismus, Antisemitismus, Rassismus und Ar- 
beit diskutiert wird. Deswegen habe ich auch 
nicht gegengehalten. Da habe ich wirklich 
schon ganz andere Sachen erlebt. Nämlich, 
daß aus einer Diskussion - mit Elsässer über 
DVU-Rassismus - eine Ableitungsdiskussion 
wurde über das marx‘sche Kapital. Den Ein- 
druck hatte ich hier nicht. 


wi: Es ist offensichtlich, das mittlerweile 
die Hälfte der Leute aus dem Saal herausge- 
gangen ist und von daher die Diskussion 
schon eher schief gelaufen ist. 


A. Benl: Nein. Ich würde sagen, wir hät- 
ten cher Schluß machen können 


m16: Du hast am Ende von Deinem Refe- 
rat fünf Thesen skizziert und vorgeschlagen, 
daß, wenn es im Verlaufe der Diskussion noch 
Unklarheiten gibt, du bereit bist, die in drei 
zusammenzufassen. Vielleicht könntest Du 
das jetzt als Abschluß tun. 


A. Benl: Gut. Es werden eher zwei Punkte 
werden, da ich jetzt nicht noch mal ausführ- 
lich auf diesen Vorlauf DDR-Nationalismus 
eingehen möchte. Es sind ansonsten die zwei 
Punkte, dieses Aufeinandertreffen von diesem 
realsozialistischen Fordismus, also ebenso von 
einer ganz bestimmten Form von Arbeitsideo- 
logie, die natürlich nicht in nationalsozialisti- 
scher Form offensiv antisemitisch konnotiert 
war, aber die vielleicht noch mal einen höhe- 
ren Wert dargestellt hat, als im Westen und das 
Aufeinandertreffen mit dieser ökonomischen 


Umstrukturierung, Umbau des Sozialstaates 
usw. und gleichzeitig die Umstrukturierung 
des Parteienspektrums. Dieser Neuformierung 
der nationalen Identität, die eben nicht mehr 
auf diesem traditionellen Spektrum aufbaut. 
Diese Komponenten münden meiner Meinung 
nach in einen Zustand, den man als nationale 
Übersetzung sozialer Ansprüche bezeichnen 
könnte. Das es hier einfach zur Ideologie ge- 
worden ist (Stichwort „Deutsche zweiter Klas- 
se“), man hätte 1989 mit der Wiedervereini- 
gung einen Anspruch auf einen gewissen kapi- 
talistischen Lebensstandard erworben. Das hat 
man natürlich nicht, sondern man hat einfach 
nur das Entröeticket zum Dabeisein in dieser 
Nation erworben. Aber irgendein Lebensstan- 
dard wurde natürlich festgeschrieben. Über 
diese Klage - die vom Westen immer verstan- 
denen wird - vollzieht sich dann eine besonde- 
re Aggressivität der Abgrenzung gegen alles, 
was als Nicht-Deutsch definiert wird. 

Auf der anderen Seite stellt sich die Fra- 
ge, wie reagieren Staat und Gesellschaft im 
Westen darauf. Da gibt es keinen prinzipiellen 
Widerstand, sondern ein großes Verständnis. 
Man kann es sogar so sagen, daß gerade diese 


Verschmelzung von sozialer und nationaler 


Frage - das soziale Ansprüche nur noch als na- 
tionales Ressentiment verstanden werden - 
daß für eine solche Wiedervereinigung nichts 
besseres passieren konnte. Es ist auch nicht 
einzusehen, warum das von vornherein dis- 
funktional sein soll. Auch wenn es im Mo- 
ment - weil Rot/Grün schlecht da steht - nicht 
so aussieht, sollte man nicht unterschätzen, 
was da noch kommen kann. Ich nehme noch 
einmal das Stichwort „New-Labour“. Wenn es 
Rot/Grün gelingen würde, wirtschaftspolitisch 
voranzukommen und es den Leuten so zu ver- 
klickern, dann könnte genau das ein Modell 
sein, das an die Stimmung im Osten anknüp- 
fen kann. Das eben den Leuten sagen kann: 
Kohls Regierung hat eben blühende Land- 
schaften versprochen, das war aber alles 
Scheiße, die haben Sozialabbau betrieben, ha- 
ben Ost gegen West ausgespielt, wir machen 
hier eine moderne Wirtschaftspolitik und brin- 
gen aber auch den Staat wieder verstärkt ins 
Spiel. Das bewegt sich dann natürlich auf ei- 
ner Palette von Abschiebung von „Nicht- 
Deutschen“, Zwangsarbeit für Sozialhilfeemp- 


fänger bis hin zu irgendwelchen modernisier- 
ten Arbeitsprogrammen für den Rest. 

Zur staatlichen Intervention muß man da- 
bei sagen, daß die eben nicht mehr Neokey- 
nesianismus ist. Das bedeutet nicht mehr wie 
in den ‘60ern, wir verteilen irgendwelche So- 
zialleistungen oder ein klassisches staatliches 
Beschäftigungsprogramm, sondern cs läuft, 
wie erwähnt, über verschiedene Staffelungen 
von Arbeitsmaßnahmen und natürlich ver- 
stärkt über diese Ausgrenzung. Das andere 
habe ich angesprochen, es ist auch erst einmal 
eine provokante These sich die Frage zu stel- 
len, inwiefern modernisierter Neofaschismus 
von einem Jörg Haider zwar nicht dasselbe ist, 
wie das, was Rot/Grün macht, aber in seinen 
Strukturelementen, in diesem gleichzeitig voll 
neoliberalen Deregulierungsversprechen und 
eines bestimmten Sozialismus den Staat in die 
Pflicht nehmen; inwiefern da nicht strukturelle 
Analogien zu einer neuen Sozialdemokratie 
bestehen. Zumal in Deutschland, wo sich So- 
zialdemokraten schon immer besonders für 
das nationale Gemeinwohl zuständig gefühlt 
haben. 


Staatliche Strategien 


Smash the school 
von der Grünau-AG im Bündnis gegen Rechts (Leipzig) 


Wie wird in Schulen Rechtsextremismus Ka ante 
Auseii ung mit dem NS einer neuen J nd 


-Schulsy 


irkt oder wird durch eine fehlende 


seina bewegung Vorschub geleistet? 
Was sollte ein linksradikaler Anspruch an das - in die gesellschaftlichen Verhäftnisse einge- 
bettete stem sein? Gibt es einen solchen Anspruch überhaupt? 
Das sind die Fragen, welchen wir in der Diskussion dieser AG nachgehen sollten. 


Als wir uns im Rahmen der Themenstruk- 
tur des Verstärkerkonresses dem der Schulen 
(1) zuwandten, ordneten wir es wie selbstver- 
ständlich, dem Schwerpunkt der sogenannten 
staatlichen Strategien unter. Im Rahmen der 
Bearbeitung des Themas konnten wir aber 
feststellen, daß dies nicht möglich sei, unter 
der Prämisse, in den Schulen nur die Bil- 
dungsinhalte und deren (vermeintliche) Wir- 
kung auf junge Menschen, hinsichtlich einer 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialis- 
mus zu untersuchen. Schon nach erster Be- 
trachtung stellte sich ein Zusammenhang zwi- 
schen der staatliche Institution Schule und 
dem was darin stattfindet bzw. stattfinden 
könnte, dem Prozeß der Erziehung und Bil- 
dung, als doppeltem Anspruch dar. 


Unter Berücksichtigung einer von uns 
vorausgesetzten Dialektik von Inhalt (Bildung 
und Erziehung) zu Form (Schule), ergibt sich 
für uns der Widerspruch, daß Schule wie sie 
sich in der kapitalistischen Gesellschaft prä- 
sentiert, dieser Dialektik nicht gerecht wird. 
Ergo ist die Form Schule zu negieren. Dies 
stellt sich uns als linksradikale Perspektive 
dar, wobei wir uns darüber im Klaren sind, 
daß es auch zukünftig eine differenzierte, aber 
nicht limitierte Form der Wissensvermittlung 
(als gesamtgesellschaftliches Angebot) geben 
sollte. Genauso ist es aus entwicklungspsycho- 
logischer Hinsicht notwendig, in einem be- 
stimmten Lebensalter des jungen Menschen, 
Erfahrungen zur Persönlichkeitsentwicklung 
(Erziehung) weiterzugeben. 


Zur Disposition stehen neue Konzepte 


von Bildung und Erziehung bzw. die Untersu- 
chung im Bestehenden hinsichtlich differen- 
zierter Eignung zur Weiterentwicklung. Unter 
diesem Gesichtspunkt haben wir uns auch mit 
verschiedenen Alternativschulmodellen be- 
schäftigt, dahingehend ob sie, projektiv in der 
kapitalistischen Gesellschaft installiert, über- 
haupt einen emanzipatorischen Ansatz ver- 
wirklichen oder nicht. Bei der Betrachtung 
von Schule als Instrument von Erziehung und 
Bildung benennen wir den Bezug von Schüle- 
rInnen zu den wesentlichsten sie umgebenden 
Sozietäten, wie der Familie, nicht immer ex- 
plizit, sind uns aber ihrer Bedeutung bewußt. 

Es machte sich notwendig Schule insge- 
samt einer radikalen Kritik zu unterziehen, 
wobei wir zum einen die in der Institution 
Schule permanent reproduzierte Autorität in 
Frage stellen und zum anderen, dem aufkläre- 
rischen Anspruch den Schule hat, die Limitie- 
rung von Bildungsinhalten gegenüberstellen. 
Hinzu kam, in Anerkennung der Existenz von 
Schule als staatliche Strategie, trotzdem nach 
Optionen einer linksradikalen Intervention zu 
suchen. 

Erziehung (...) als eine zu kritischer 
Selbstreflexion (Adorno) war für uns Determi- 
nante unserer Kritik. 


L Erziehung als An- 
spruch / Fit for fun - Wer 
darf wieviel wissen 


“Jede Debatte über Erziehungsideale ist 
nichtig und gleichgültig diesem einen gegen- 
über, daß Auschwitz nicht sich wiederhole. Es 
war die Barbarei, gegen die alle Erziehung 


geht. Man spricht vom drohenden Rückfall in 
die Barbarei. Aber er droht nicht, sondern 
Auschwitz war er; Barbarei besteht fort, so- 
lange die Bedingungen, die jenen Rückfall 
zeitigten, wesentlich fortdauern “ (2). 

Schule ist analog der sie umgebenden ka- 
pitalistischen Gesellschaft vom Prinzip der 
Leistung geprägt, am Erfolg orientiert. Im Lei- 
stungsprinzip drückt sich ein Gewaltverhältnis 
aus, derjenigen, welche sie fordern und jenen 
welche sie erbringen zu jenen, welche sie aus 
unterschiedlich determinierten Gründen nicht 
erbringen (können). Letztere sind die Lei- 
stungsunfähigen, die Unterlegenen, die Verlie- 
rerInnen. Das Bewerten von Leistungen ver- 
mittelt über das schlechter-besser Verhältnis, 
Erfolg und Niederlage, Sieger/in oder Unterle- 
gene/r auch ein gesellschaftliches Wertesy- 
stem, auf dessen Grund Menschen be- und 
entwertet werden können. Hierbei verwirklicht 
sich erstmals gesamtgesellschaftlich das dem 
Antisemitismus eigene Prinzip der Entwertung 
von Menschen. 


Leistung verlangt Bewertung. Das Lei- 
stungsbewertungssystem von Schule, wie wir 
sie gemeinhin kennen, berücksichtigt Werte 
als moralische Kriterien des Individuums 
nicht. Dagegen wird eine Zensierung als ab- 
strakte Ebene eingeführt, welche nicht die Un- 
terschiedlichkeit der Individuen beachtet, son- 
dern sich am Beherrschungsgrad eines be- 
stimmten Wissensquantums (3) orientiert. Die 
unterschiedlichen Individuen werden egali- 
siert, ihrer Einmaligkeit beraubt. In ihre Per- 
sönlichkeitsentwicklung wird autoritär einge- 
griffen, indem selbst ihre Moral nach untaug- 


IIRE=..-. 5. 20 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


lichen (deutschen) Kriterien bewertet wird. In 
Sachsen und den anderen östlichen Bundes- 
ländern werden derzeit wieder die sogenann- 
ten Kopfnoten zur Bewertung von “Tugen- 
den” wie Fleiß, Disziplin, Mitarbeit und Ord- 
nung eingeführt. Abgesehen davon, daß es 
dazu keinerlei nachvollziehbare Kriterien 
gibt, orientiert sich solcherart Bewertung an 
den Normen der kapitalistisch-bürgerlichen 
Gesellschaftsmoral. Gerade bei den genannten 
Tugendnoten läßt sich eine Analogie zu jenen 
erstrebten Persönlichkeitseigenschaften fest- 
stellen, die auch die TäterInnen des Nazirei- 
ches aufwiesen — die sie sich angeeignet hat- 
ten. 


Ein Bewertungssystem nach Zensuren 
macht schon an jedem Zensuren, auch 
eine Konflikt-/Interessengrenze für die/den 
Einzelne/n fest. Bereits frühzeitig können 
SchülerInnen Interessenverletzungen verifizie- 
ren und werden entsprechend der allgemeinen 

+gesellschafllichen Normierung auf solche rea- 
gieren. Ergo wird sich schon hier das kapitali- 
stische Gewaltverhältnis zur Konfliktlösung 
bzw. zum Interessenausgleich widerspiegeln, 
das Schlechtere, Erfolglose, Unterlegene wird 
negiert. 

Das Leistungsprinzip wird einem minde- 
sten aufklärerischen Anspruch an Bildung 
und Erziehung als Einheit, der nur die Grund- 

" lage einer Entbarbarisierung (Gewaltfreiheit) 
sein kann, den sich Schule als staatliche Bil- 
dungs- und Erziehungsanstalt trotzdem aber 
anmaßt, nicht gerecht. Selbst im Beherr- 
schungsgrad von Wissen der höchsten Stufe 
(Noten/Prädikate: Eins oder Ausgezeichnet) 
wird Wissen limitiert. Nämlich wird das über 
jene Grenze hinausgehende Wissen autoritär 
verschwiegen. In der Schule als System von 
Lehrplänen und Struktur ist keine Aufklärung 
über die vorgesehene hinaus möglich. 

Wenn, zwar mittlerweile in unteren Klas- 
sen differenziert, Zensuren zur Bewertung 
von Wissensquantität eingeführt werden, 
dann entwickelt sich hieraus auch immer eine 
Hierarchie, die von den LehrerInnenautoritä- 
ten nahezu statisch (“einmal fünf - immer 
fünfl“) angenommen und der SchülerInnenso- 
zietät permanent vermittelt wird. 


Gleich bewertete SchülerInnen werden in 
gleichbewertbare Strukturen (Schulformen) 
gepreßt. Daraus entwickelt sich ein Kollektiv- 
verständnis unterschiedener Reflexion der 
Dialektik von Kollektiv und Individuum, wel- 
ches den unterschiedlichen Bewertungsmaß- 
stab als Grundlage hat. Damit entsteht hier 
ein Konflikt zwischen den unterschiedlichen 
Kollektiven, der das besser-schlechter Ver- 
hältnis reproduziert. Die Bewertung innerhalb 
der Kollektive hört mit der Strukturierung in 
verschiedene Schulformen nicht auf, sie in 
sich zu differenzieren. 


“Da die Möglichkeit, die objektive, näm- 
lich die gesellschaftlichen und politischen 
Voraussetzungen, die solche Ereignisse aus- 
brüten zu verändern heute aufs äußerste be- 
schränkt ist, sind Versuche der Wiederholung 
entgegenzuarbeiten, notwendig auf die sub- 
Jektive Seite abgedrängt.“ (4) 

Es gibt kein System Schule außerhalb der 
bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Selbst alternative Schul- und Erziehungsmo- 
delle sind nicht autonom von staatlichen Stra- 
tegien zu denken. Ihr anderer Anspruch relati- 
viert sich durch Reglementieren der zu ver- 
mittelnden Bildungsinhalte durch den Staat 
und die Tatsache, daß die SchülerInnen sol- 
cher Eirichtungen aus einer autoritär-familiä- 
ren Struktur (wir berücksichtigen durchaus 
Versuche antiautoritärer Erziehung in famili- 


enähnlichen sozialen Zusammenhängen, kön- 
nen derzeit aber noch wenig über deren gesell- 
schaftliche Relevanz sagen) in solche Schulen 
kommen und nach deren Abschluß — meist 
nach absolvierten Prüfungen mit staatlichen 
Vorgaben als Grundlage - in eine autoritär- 
staatliche Struktur entlassen werden. 


Alternativschulen erfüllen ebenfalls die 
Aufgabe der Zurichtung für die kapitalistische 
Gesellschaft, nur in anderer (?) Form. Zudem 
werden oftmals Bildungsinhalte vermittelt, die 
auf autoritären weltanschaulichen Bildern be- 
ruhen Dem Monopol des bürgerlich-kapitali- 
stischen Staates auf Bildung und Erziehung 
stehen verschiedene Projekte von Alternativ- 
oder Freien Schulen gegenüber. Sie werden je 
nach Intergrationsgrad in das Bildungssystem 
noch in “anerkannte“ und “genehmigte“ Schu- 
len gegliedert. Die Begrenztheit dieser projek- 
tiven Einrichtungen im bestehenden bürgerli- 
chen Bildungsapparat wird durch folgende 
Faktoren deutlich: 

a) Die SchülerInnen kommen aus dem 
“normalen” Leben in diese Schulen und wer- 
den nach deren Abschluß wieder in ein sol- 
ches entlassen. Sie stellen demzufolge nur eine 
zeitweilige Auszeit aus der Gesellschaft dar. 


b) Die Differenzierung nach “anerkann- 
ter“ bzw. “genchmigter“ Schulform sichert 
dem bürgerlich-kapitalistischen Staat ständige 
Einflußnahme, sowohl auf Bildungsinhalte, 
als auch auf Struktur (Form) der Schule über 
grundsätzlich ähnliche Lehrplaninhalte und 
daraus resultierenden Leistungsanforderungen, 
aber auch in unterschiedlichem Umfang über 
finanzielle Zuwendungen. 


Jedoch haben verschiedene Projekte 
durchaus emanzipatorische Ansätze in der 
Methodik und auch in der Struktur der Schule 
als alternativer Mikrokosmos. Bei genauerer 
Betrachtung ist jedoch feststellbar, daß Alter- 
nativschulen nur die Grenzen der gescllschaft- 
lichen Bildungsnormen ausloten, um letztlich 
aber darin gefangen zu bleiben, sie zum weit- 
aus größten Teil nicht in Frage stellen und so- 
gar bewußt akzeptieren. 


Eines dieser Projekt, in welchem für uns 
durchaus ein emanzipatorischer Ansatz enthal- 
ten ist, gründete Ferrer 1901 in Barcelona. 
Ziel war die Schaffung und Verteidigung 
nichtkirchlicher Schulen für Kinder, um „zur 
vollständigen geistigen, intellektuellen und 
wirtschaftlichen Befreiung der Arbeiterklasse 
zu gelangen“(5). Ihr Ansatz war, die Arbeiter- 
klasse in die Lage zu versetzen, ihre Knecht- 
schaft durch Staat, d.h. Kapitalismus und Kir- 
che zu verstehen, indem sie eine freie, verant- 
wortliche Intelligenz heranbildet und antimili- 
taristische, antipatriotische sowie anarchisti- 
sche Ideen weitergibt. 

Kritikpunkt für uns ergibt sich aus heuti- 
ger Sicht, daß Ferrer trotz allem davon aus- 
ging, aus Kindern „nützliche Mitglieder der 
Gesellschaft“(6) zu formen. 


Über 50 Jahre nach Auschwitz ist cs in 
deutschen Schulen immer noch Normalität, 
Jene Tugenden weiterzugeben, welche die Tä- 
terInnen des Nazireiches besaßen. Doch statt 
neu über diese Zusammenhänge nachzuden- 
ken, erklärt sich die deutsche Pädagogik für 
nicht zuständig. Es gibt hier nur ein einziges 
Schulprojekt, welches den Anspruch einer Er- 
ziehung nach Auschwitz, einer Erziehung 
nach Mölln, Rostock usw., eine Pädagogik ge- 
gen einen erneuten „Rückfall in die Barba- 
rei“(7) erhebt, die Theodor-W.-Adorno-Schule 
in Elze (Niedersachsen). Die Fähigkeit zu 
Selbstreflexion und Aufklärung ist Ziel dieser 


Schule, trotzdem ist sie in dem Netz von limi- 


tierten Wissen, und Schule als „Zwanginstitu- 
tion“ verstrickt. Es stellt sich dabei die Frage, 
ob „Wiederentdeckung von Liebe“ und 
„Kunst in der Schule“ in Praxis, diesem An- 
spruch auf Pädagogik nach Auschwitz gerecht 
werden, oder wiederum nur ein neuer Weg der 
Verschleierung sind. 


An dieser Stelle gilt es auch mit dem, aus 
unserer Sicht Irrglauben an irgendeinen eman- 
zipatorischen Ansatz der Waldorf-Pädagogik/- 
schulen aufzuräumen. Der resultiert unseres 
Erachtens nur aus einer berechtigten Kritik am 
staatlich reglementierten Schulsystem, blendet 
dabei aber den okkulten Ansatz der dieser 
Schule zu Grunde liegenden Antroposophie 
des Rudolf Steiner (8) aus, dem sie ihre Kin- 
der aussetzen. Keine Noten, kein Sitzenblei- 
ben und angeblicher Spielraum für kindliche 
Phantasie reichen Eltern manchmal aus, um 
ihre Kinder mit weltanschaulichen Bildern 
von “Wurzelrassen“, Märchen, Mythen und 
anderem esoterischen Dreck zu konfrontieren 


(9). 


Alternativschulen sind an ihrem emanzi- 
patorischen Anspruch zu unterscheiden. Das 
Prinzip des “Andersseins“ welches die “aufge- 
klärten“ 68er in das bundesdeutsche Bildungs- 
system einbrachten, um genau auf jene alter- 
nativen Schulformen zu insistieren, die damals 
schon Bestand hatten, berücksichtigte nicht 
deren Einbindung in die Gesellschaft, war nur 
eine unkritische Projektion vermeintlicher Al- 
ternativen im Bestehenden. Bei nahezu allen 
Alternativschulmodellen in Deutschland nach 
1945 ist feststellbar, daß sich Bildungsinhalte 
kaum oder gar nicht am Verbrechen der Deut- 
schen und der diesen zu Grunde liegenden Er- 
ziehung und Bildung orientierten. 


Im System der staatlich regulierten Bil- 
dung und Erziehung lassen sich neben kleine- 
ren Reförmchen nur zwei größere, nämlich die 
Umgestaltung der früheren “Sonder-“ in jetzi- 
ge “Förderschulen“ und die Zusammenfüh- 
rung von verschiedenen Schulformen zu “Ge- 
samtschulen“ feststellen. Ansatz bei diesen 
strukturellen Reformen war allerhöchstens 
eine Retuschierung von sich über verschiede- 
ne Bildungswege verdeutlichenden sozialen 
Unterschieden. So blieb fast nur der neue 
Name übrig. 


“Die Wurzeln sind in den Verfolgern zu 
suchen, nicht in den Opfern, die man unter 
armseligsten Vorwänden hat ermorden lassen. 
(-.) Man muß die Mechanismen erkennen, die 
die Menschen so machen, daß sie solcher Ta- 
ten fähig werden, man muß ihnen selbst diese 
Mechanismen aufzeigen und zu verhindern 
trachten, daß sie abermals so werden, indem 
man ein allgemeines Bewußtsein dieser Me- 
chanismen erweckt.“ (10) 

Für SchülerInnen bildet die Schulzeit den 
relevantesten Anteil des für sie wahrnehmba- 
ren gesellschaftlichen Lebens, inklusive der 
Tatsache, daß sie genau hier selber gesell- 
schaftlich geprägt werden und wirken könn- 
ten. Sie projizieren darüber hinaus erfahrene 
Verhältnisse von außerhalb des schulischen 
Bereiches in ihn und praktizieren sie gegen 
und in Schule. Kapitalistische Ausbeutung 
(Nichtinfragestellung weil nirgends vermit- 
telt), Rassismus (beginnend mit differenzier- 
ten Formen von Diskriminierung anderer ver- 
meintlich “Minderwertiger“), Patriarchat (da- 
hingehende Vorstellungen resultieren aus der 
vorschulischen Praxis von Familie als domi- 
nanteste Sozietät aber auch späteren sozialen 
Zusammenhängen) und Autorität werden 
durch die Schule nicht zur Disposition ge- 


stellt. Schule spiegelt “ganz normale“ gesell- 
schaftliche Verhältnisse in sich wieder. 

Solche durchaus positiv zu besetzenden 
Werte, wie Solidarität und Toleranz werden 
aus dem gesellschaftlichen Zusammenhang 
gerissen. Im Sinn von Schule bedeutet Solida- 
rität beispielsweise Hilfe für Opfer, ohne die 
möglichen TäterInnen zu benennen und Tole- 
ranz letztlich postmoderne Beliebigkeit auch 
noch beim Umgang mit inhumanen Weltbil- 
dern. Die TAZ-Berlin (11) berichtete davon, 
daß von acht Schulen Berlins VertreterInnen 
von DVU und REPs zur Auseinandersetzung 
über deren Positionen mit den SchülerInnen 
eingeladen waren. 


Lehrplaninhalte verdeutlichen, zumindest 
über die darin genannten Bildungsinhalte, ob 
und wie Schule über sie erzieht. Bei deren dif- 
ferenzierter Sichtung war für uns feststellbar, 
daß optional in vielen zwar ein aufklärerischer 
Anspruch enthalten ist, aber schon die gesell- 
schaftliche Praxis der LehrerInnen dessen 
kreative Umsetzung zensiert. 

Relevant waren für uns hier die Vorgaben 
in Deutsch, Geschichte und Ethik. Obwohl 
sich schon naiverweise dialektische Verhält- 
nisse zwischen diesen Fächern, letztlich auch 
Resultate kapitalistischer Arbeitsteilung, fest- 
stellen lassen, werden in der Konkretheit der 
Lehrpläne kaum fächerübergreifende Zusam- 
menhänge wahrgenommen und demzufolge al- 
lerhöchstens punktuell vermittelt. Grundlage 
bildet der Totalitarismus (12) der die indiffe- 
rente, letztlich relativierende Einordnung der 
nationalsozialistischen Verbrechen in histori- 
sche Abläufe vollzieht. Im Deutschunterricht 
beispielsweise, sind Verweise auf irgendeinen 
Zusammenhang mit anderen Fächern nur sehr 
allgemein gehalten, werden kaum Praxis. 

Der Umgang der Nationalsozialisten mit 
Sprache erreicht nicht annähernd die Qualität 
von Klemperers “LTI“, während seine Tagebü- 
cher, ob ihrer Totalitarismus Theorien unter- 
stützender Funktionalität, differenziert einbe- 
zogen werden. 


Geschichtsunterricht stellt sich als Ver- 
mittlung von kaum zusammenhängenden Fak- 
ten dar. Allerhöchstens werden logische oder 
kausale Schlüsse zugelassen — “das ist so, 
weil...“ bzw. “das spielt eine Rolle bei...“ - 
und vermittelt. Die Kons; ion von Ge- 
schichte als System von etwas abgelaufenem 
impliziert zudem einen objektiven Charakter 
von Geschichte und stellt das menschliche In- 
dividuum und seine Handlungsmöglichkeiten 
außerhalb, negiert sie förmlich. 


Im Fach Ethik (13) wird die o.g. Erzie- 
hung zu Toleranz zwar lehrplanhaft gefordert: 
“Im Unterricht zum Fach Gemeinschafts- 
kunde gehören auch Mut und die Verpflich- 
tung zum Bekenntnis der eigenen Position bei 
gleichzeitiger Toleranz gegenüber abweichen- 
den Auffassungen der Schüler“ (14). Wie weit 
derartige Toleranz geht, nämlich bis zur Belie- 
bigkeitsgrenze, haben wir in obigen Beispie- 
len bereits geschildert. Sonstige ethische Wer- 
te orientieren sich an einer, sich uns als bür- 
gerlich darstellenden Moral, sind aber nichts 
weiter als die modernisierte Form der Darbrin- 
gung und autoritären Umsetzung von Luthers 
“Kleinem Katechismus“. Im Ethikunterricht 
wird durch die Vermittlung sogenannter ge- 
sellschaftlicher Grundwerte, die Zurichtung 
für eine Perspektive in der bürgerlich-kapitali- 
stischen Gesellschaft am praktischsten vollzo- 
gen. 


“Nicht die Ermordeten sind schuldig (...). 
Schuldig sind allein die, welche besinnungs- 
los ihren Haß und ihre Angriffswut an ihnen 
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ausgelassen haben. Solcher Besinnungslosig- 
keit ist entgegenzuarbeiten, die Menschen 
sind davon abzubringen, ohne Reflexion auf 
sich selbst nach außen zu schlagen. Erzie- 
hung wäre sinnvoll überhaupt nur als eine zu 
kritischer Selbstreflexion.“ (15) 

Wie können LehrerInnen dieser Forderung 
auch nur annähernd gerecht werden - was 
überhaupt nur in Ausnahmefällen praktisch 
geschicht -, wenn ihnen durch die “Loyalitäts- 
forderung“ des Staates, dessen kritische Refle- 
xion verboten ist. Demzufolge können Lehre- 
rInnen Reflexionsmöglichkeiten auch nur be- 
grenzt vermitteln und auch wegen der ihnen 
eigenen Anpassung an gesellschaftliche “Nor- 
malität‘“ nicht wollen (16). Zudem ist feststell- 
bar, das z.B. Fachwissen der unterschiedlich- 
sten Art meist nur als faktisches und kaum als 
Zusammenhang vermittelt wird. Wir können 
hier nur wiederholen, was wir schon oben am 
Beispiel von Literaturgeschichte benannt ha- 
ben, wo deutlich wird, daß Themen an sich 
gesehen werden. Damit setzen LehrerInnen 
den SchülerInnen, bereits bevor diese von 
Selbstreflexion etwas mitbekommen haben, 
eine Grenze, bis zu welcher sie zu gehen ha- 
ben. Während der Wertekanon von Tugenden 
wie Fleiß, Ordnung u.ä. historisch besin- 
nungslos weitergegeben wird, blendet dies 
gleichzeitig aus, daß es auch diese vermeintli- 
chen Tugenden waren, die von den TäterInnen 
des Nazireiches verinnerlicht waren. Wenn wir 
uns hier vor allem kritisch auf LehrerInnen be- 
ziehen, dann deswegen weil ihre individuelle 
Interventionsmöglichkeit im System Schule 
gegeben ist, sie diese aber nicht nutzen. 


Sowohl bei LehrerInnen, als auch bei 
SchülerInnen muß die Fähigkeit zur Selbstre- 
flexion als natürliche menschliche Qualität als 
vorhanden angenommen werden. Was in 
Schulen demnach tatsächlich stattfindet, ist 
die Veränderung von bereits Vorhandenem als 
universellem Kennzeichen und seine Limitie- 
rung auf gesellschaftskonforme Bereiche, The- 
men usw. 


2. Schule als institutionali- 
sierte Autorität 


Schule ist die Systematik per se, die das 
Verhältnis zur Autorität über das der natürli- 
chen hinaus entwickelt. Sie bringt zum einen 
das ihr ausgesetzte Individuum in ein verän- 
dertes Verhältnis zur vorgegebenen natürli- 
chen Autorität (rekognitive respektive Anti- 
Emanzipation), prägt parallel aber den allge- 
meinen Umgang mit dieser als anerkennend. 
Sie fügt dem natürlichen autoritären Verhält- 
nis, welches sich mit fortschreitender Autono- 
mie des Individuums abbauen solle, das neue 
der durch Kompetenz hinzu. Dabei geht Schu- 
le von der Statik dieser Kompetenz aus. Ver- 
mittlung von Bildung durch Schule ist ledig- 
lich Anspruch, dem die Limitierung von Bil- 
dungsinhalten nach Qualität und Quantität 
voraus geht. 

In der Schule und vor allem in der Wahr- 
nahme von SchülerInnen wird auf das gesell- 
schaftliche Verhältnis Autorität nicht einge- 
gangen. Weder wird es in Frage gestellt, ja 
noch nicht einmal Erwähnung findet es, außer 
LehrerInnen beklagen untereinander “man- 
gelnden Respekt” oder werden von KollegIn- 
nen wegen “Autoritätsverlust” belächelt. 
Kommt es zum Widerspruch zwischen Lehre- 
rIn und SchülerIn, dann passiert es immer 
noch, daß die Durchsetzung von Autorität mit 
offenem oder meist subtilem Verweis auf die 
jeweilige Stellung in der Schulhierarchie (“ich 
LehrerIn — du SchülerIn“) geschicht. Hinzu 
kommt, daß LehrerInnen, die von ihnen 
selbstverständlich angenommene Autorität 


Ze 
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auch als juristisch determinierte realisieren, in 
dem sie den o.g. Widerspruch vermittels einer 
“Strafe“ (!) genannten Sanktion lösen wollen 
(selbst bei Hinweis auf die reine Terminologie 
von Autorität findet auch hier keine Erklärung 
jenes Verhältnisses statt). Daß Autorität 
(durchzusetzen) zum Wesen von Schule ge- 
hört, realisieren LehrerInnen als Durchset- 
zungs- und SchülerInnen als Annahmeverhält- 
nis. Wir möchten gerade an dieser Stelle noch 
mal auf die Wiedereinführung der sogenann- 
ten “Kopfnoten“ im Schulsystem einiger, vor 
allem östlicher Bundesländer verweisen. Hier 
drückt sich in der Bewertung von Disziplin 
am deutlichsten aus, daß Anerkennung oder 
Ablehnung von Autorität der LehrerInnen ein- 
ziges subjektives Kriterium ist. Den Schüle- 
rinnen wird somit beständig vermittelt, daß 
vermeintlich “ gute“ Zensuren nur über die An- 
erkennung von Autorität zu erheischen seien, 
was sich dann auch in den fachwissenschaftli- 
chen Unterrichten vordergründig, fast noch 
vor dem Beherrschungsgrad der einzelnen Bil- 
dungsinhalte, als Motivationsgrundlage für 
Lernen niederschlägt. 


Schule verhindert die Selbstreflexion der 
Individuen, obschon sie im Prinzip der fakti- 
schen, aber unbewerteten Aufklärung als An- 
spruch optional angelegt ist. Dieser Anspruch 
ließe sich als Erziehung formulieren, basiert 
aber (s.o.) auf der unbedingten Aufrechterhal- 
tung von Autorität durch permanente Kompe- 
tenz. 

Schule ist ein aufklärerischer Anspruch 
implizit, genauso wie letztlich die Limitierung 
von Aufklärung. Betont werden sollte hier 
nochmals, daß Schule in Folge der Aufklärung 
am Ende des 18. Jh. sich als gesamtgesell- 
schaftliche Form der Wissensvermittlung für 
Kinder begann durchzusetzen. Dabei ist aber 
immer mit zu berücksichtigen, daß Aufklä- 
rung letztlich die des Bürgertums gegenüber 
einer feudalen Aristokratie war, die sich, ne- 
ben der Kirche, Bildung und Wissen gegen- 
über allen anderen Menschen monopolartig 
gesichert hatte. Mit dem aufgeklärten Bürger- 
tum als Machtfaktor begann sich aber auch 
seine spezifische Produktionsweise, die kapi- 
talistische durchzusetzen. Die Maschine im 
weitesten Sinne erforderte Menschen, die ihre 
Funktion in Gang setzen und aufrecht erhalten 
konnten. Mit dem Kapitalismus und seiner in 
ständig fortschreitender Technologie (z.B. 
Dampfmaschine) verwirklichten Produktivität, 
wird ein limitierter Wissensumfang für die in 
der geteilten Arbeit beschäftigten Menschen 
als notwendig erachtet. Erste Formen der 
Schulpflicht bereiten Kinder auf diesen Ein- 
satz, - und nur darauf vor. 

Damit ergibt sich der Widerspruch bzw. 
die Möglichkeit, Wissen in notwendiges und 
unnötiges zu begrenzen, was auch noch unsc- 
rem heutigen Schulsystem immanent ist. Wis- 
sens-/Erkenntnisvorsprung erzeugt Autorität 
in Form von Kompetenz. Wird Wissen limi- 
tiert, heißt das, nicht alles tatsächlich vorhan- 
dene wird zugänglich gemacht oder Erkennt- 
nis wird verhindert. In der Konkretheit bedeu- 
tet dies, daß z.B. Lehrpläne, zeitliche Be- 
schränkung und Schulstruktur als Grenzlinien 
festgeschieben werden bzw. existieren. Dies 
ermöglicht die Aufrechterhaltung von Autori- 
tät qua permanenter Kompetenz. In der Eigen- 
wahrnahme von LehrerInnen wird diese letzt- 
lich fast statisch und berücksichtigt nur, daß 
sich die Vermittlungspersonen (SchülerInnen) 
dieser Kompetenz annähern, aber nicht, daß 
SchülerInnen sie späterhin ggf. sogar übertref- 
fen können, nur weil sie die unmittelbare 
Wahrnahmesphäre der LehrerInnen verlassen 
haben. 

Mit der Technologie des Buchdruckes 
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wurde eine neue Art der Wissensvermittlung 
und -aneignung geschaffen. Lesen und Schrei- 
ben sind zu neuerı Hürden geworden, die erst 
einmal genommen werden müssen, um als Er- 
wachsene zu gelten. Die schriftliche Informa- 
tionsweitergabe schafft neue Wissenshierar- 
chien - wer nicht daran teilnehmen kann, wird 
entwertet, (“Wer lesen kann ist klar im Vor- 
teil...“ ist mittlerweile umgangssprachlich 
Usus. Die Nachteile von AnalphabetInnen - 
und nicht nur die sozialen - werden dabei fast 
nicht mehr mit gedacht.) Die Situation von 


z.B. AnalphabetInnen erzeugt für diese ein 


Klima des ausg,egrenzt seins schon in der 
Schule. Dieses spiegelt sich auch in der Ge- 
sellschaft. wieder. 

Zudem wird Erkenntnis vermeintlich 
wertfrei, vermittelt, was zwar Doktrination ver- 
hindern soll, aber gleichzeitig Denken im Zu- 
sammenhang cler gesamten Bildungsinhalte 
und über diese hinaus verhindert. So wird im 
Geschic}tsiunterricht zwar die Zeit des Natio- 
nalsozialisr aus faktisch (aber auch hier limi- 
tiert) alogeh andelt. Aber nicht, um daraus 
Schl’ässe ül 3er den Rahmen der Schule hinaus 
ZU ziehen, etwa hinsichtlich der Kontinuitäten 
"aationalso: tialistischen Gedankengutes in der 
gesellschaftlichen Realität. Das geht sogar so- 
weit, daß “Schule teilweise nationalsozialisti- 
sches Gedankengut unreflektiert/unbewertet 
den SchülerInnen zur Neubewertung darbietet. 
an 

“(Diese) Realität liefert zu vielem realen 
Grund, als das eine Entrüstung über Flucht 
aus ihr anstünde. Die schulische Realität alle- 

mal“. (18) 


3. Optionen linksradikaler In- 
tervention im bestehenden 
Schulsystem 


An dieser Stelle wollen wir explizit den 
strukturierten Rahmen von Schule ausdehnen 
und Bereiche wie Erziehung und Bildung in 
Familie oder anderen sozialen Zusammenhän- 
gen (Freizeit u.ä.) darstellen. 

Eine der wichtigsten Wissensaneignun- 
gen, welche die Kommunikation mit der Um- 
welt überhaupt erst ermöglicht, das Erlernen 
der Sprache, vollzieht das Kind bereits weit 
bevor es die Schule besucht. Eltern, d.h. ge- 
mäß gesamtgesellschaftlicher geschlechtlicher 
Arbeitsteilung meist Frauen/Mütter sind hier 
die besten LehrerInnen. 

Das soll heißen, daß Bildung und Erzie- 
hung auch in anderen sozialen Zusammenhän- 
gen geschieht bzw. möglich ist. Dies bedeutet 
keinesfalls, die Rückverweisung des Problems 
an den Familienzusammenhang und die Re- 
produktion patriarchaler Strukturen. Aber ge- 
rade diese Form der Vermittlung, eine für uns 
wichtigen Voraussetzung zur Kommunikation, 
der Sprache als menschliche Qualität, stellt 
das System Schule zur Disposition, liefert zu- 
mindest ein Indiz dafür, Es geht uns zualler- 
erst noch nicht darum, Schule per se abzu- 
schaffen, aber linksradikale Politik in Bezug 
auf Veränderung im Bestehenden als Perspek- 
tive aufzuzeigen. 


“Eine historische Betrachtung des Be- 
rufsstandes der LehrerInnen führt zu der be- 
drückenden Einsicht, daß LehrerInnen in ge- 
sellschaftlich heiklen Situationen stets versagt 
haben.“ (19) 

Sie sind immanenter Bestandteil des auto- 
ritären Systems bürgerlich-kapitalistischer Er- 
ziehung und Bildung. Zu diesem Zweck wer- 
den sie ausgebildet und angestellt/verbeamtet. 
Wir sehen hierbei durchaus, daß staatlich vor- 
gegebene Bildungsinhalte LehrerInnen ebenso 
limitieren wie SchülerInnen. Aber das nimmt 
ersteren durchaus nicht die Möglichkeit, sich 


darüber auf anderen Wegen von Kommunika- 
tion oder über diverse Medien zu informieren 
(Eigenverantwortlichkeit des Subjektes/indivi- 
duelle Entscheidungsmöglichkeit). Auch wenn 
staatlich vorgegebene Loyalitätsbezeugungen 
eine Art moralisches Ruhekissen darstellen 
können: “Der Beamte hat bei politischer Betä- 
tigung diejenige Mäßigung und Zurückhal- 
tung zu wahren, die sich aus seiner Stellung 
gegenüber der Gesamtheit und aus der Rück- 
sicht auf die Pflichten seines Amtes ergibt.“ 
(20) 

“Sein Verhalten innerhalb und außerhalb 
des Dienstes muß der Achtung und dem Ver- 
trauen gerecht werden, die sein Beruf erfor- 
dert.“ (21) 


In Frage steht, ob und wie LehrerInnen 
die Inhalte von Lehrplänen, gerade in Schulfä- 
cher wie Geschichte, Sprachen, Ethik, Gesell- 
schaftskunde, Geographie aber auch Biologie 
(wg. Affinität zu rassistischem Sozialdarwinis- 
mus) über das staatliche Limit hinaus umset- 
zen können. 

Als konkrete Form von linksradikaler In- 
tervention ist hier für uns vorstellbar, Lehre- 
rinnen dahingehend zu sensibilisieren, daß sie 
sich mit oktroyierten Bildungsinhalten kritisch 
auseinandersetzen. Dazu gehört es vor allem, 
daß LehrerInnen gesellschaftliche Veränderun- 
gen außerhalb von Schule hinterfragen und in 
Verhältnis zu Lehrplanvorgaben setzen. Nur so 
ist es möglich, daß z.B. nazistische Symbolik, 
in der Schule durchaus repräsentant, von ih- 
nen überhaupt erkannt wird. Derzeit findet 
eine Auseinandersetzung mit rechtem Gedan- 
kengut an Schulen noch nicht einmal im Rah- 
men gesetzlicher Möglichkeiten statt. Aller- 
höchstens das aus bürgerlichen Moralvorstel- 
lungen projizierte Gewaltphänomen wird the- 
matisiert, dabei aber aus jeglichem sonstigem, 
primär weltanschaulichem Zusammenhang 
und der individuellen Sozialisation der Schü- 
lerInnen gerissen. Trotzdem ist es zu versu- 
chen, auch und gerade bei LehrerInnen eine 
Art neue Aufklärung in Gang zu setzen. Diec- 
se sollte sie in die Lage versetzen, sich mit 
rechter Alltagskultur in der Schule zu konfron- 
tieren, statt wie bisher nicht darüber Bescheid 
zu wissen oder sie zu akzeptieren, weil hinter 
einem menschenfeindlichen Weltbild auch 
Menschen stünden. Angesichts dieser Ent- 
wicklung müssen sich LehrerInnen und Bil- 
dung eingestehen, welche Fehler sie in der 
Vergangenheit begingen und Konzepte entwik- 
keln. 

Aber sogenannte Konzepte für den Um- 
gang mit rechtsorientierten Jugendlichen wer- 
den auch für Schulen entwickelt und erfreuen 
sich einer hohen Beliebtheit. Stellt sich hierbei 
nur die Frage, welche Gefahr sie in sich tra- 
gen, auch auf der Grundlage des Scheiterns 
der “akzeptierenden Jugend- und Sozialarbeit 
mit Rechten“. 


“Pädagogische Programme, Konzepte 
und Ansätze vermitteln den Eindruck, daß sie 
in der Lage sind “rechte“ Jugendliche wirk- 
lich zu erreichen und zu beeinflussen ... Dabei 
sollte eigentlich nach langjährigen Erfahrun- 
gen Konsens sein, daß chauvinistisch, rassi- 
stisch, rechtsextrem orientierte Jugendliche - 
im weitesten Sinne - durch pädagogische Ein- 
Jlüsse (Angebote) nicht erreicht werden und 
beeinflußbar sind.“ (22) 

Wenn Schule oder Pädagogik auf diesem 
Gebiet keine Ergebnisse schen, streichen sie es 
kurzerhand aus ihrem Zuständigkeitsbereich 
heraus. Dabei hat Schule, ausgehend von der 
Tatsache, daß Kinder bereits in einem Alter in 
dieses System gepreßt werden, wo rechtes Ge- 
dankengut noch nicht zu ihrem Weltbild ge- 
hört, die Möglichkeit, ideelle Gegenkonzepte 
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zu vermitteln. Dies wäre cine Forderung, die 


auch unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß SchülerInnen nicht außerhalb sonstiger 
gesellschaftlicher Ereignisse stehen, schnell 
und sofort in pädagogische Praxis Einzug fin- 
den müßte. 

Was zum Teufel hindert LehrerInnen dar- 
an, statt cines sozialdarwinistischen Rassen- 
konstruktes unter Menschen ein universelles 
Menschenbild zu vermitteln? 

Was behindert im Geschichtsunterricht 
die Darstellung des Holocaust als singuläres 
Verbrechen der Deutschen an den Jüdinnen 
und Juden darzustellen? 

Wissensvermittlung erfüllt die Anforde- 
rung des Erkenntnisgewinns nur dann, wenn 
sie nicht auf die Aneinanderreihung von Fak- 
ten reduziert wird, sondern vor allem auf ge- 
sellschaftliche Zusammenhänge eingeht. Die 
Vorstellung ein/e LehrerIn brächte nur ein Brot 
mit zum Unterricht und erklärte daran die 
Welt ist so visionär, wie realistisch. 


“Der Erziehungs- und Bildungsauftrag 
der Schule wird bestimmt durch das Recht ei- 
nes jeden jungen Menschen auf eine seinen 
Fähigkeiten und Neigungen entsprechende 
Erziehung und Bildung ohne Rücksicht auf 
Herkunft (23) oder wirtschaftliche Lage.“ 
(24) 

Linksradikale Politik sollte unseres Erach- 
tens darauf insistieren, SchülerInnen diesen 
Anspruch und die widersprechende gesell- 
schaftliche Realität aufzuzeigen und mit ihnen 
emanzipatorische Bildungs- und Erziehungs- 
perspektiven zu entwickeln. Nach unserer Vor- 
stellung sind diese bereits aktuell außerhalb 
des staatlich regulierten Schulsystems durch 
selbstbestimmte Projekte umsetzbar. Das Anti- 
faschistische Schulnetz (ASN) Leipzig wie es 
sich auch hier im Rahmen des Kongresses prä- 
sentiert, aber auch andere Strukturen sind da- 
für Beispiel. 


“Aber wir haben es nicht nur mit Men- 
schen zu tun, die wir bilden oder verändern 
können, sondern auch mit solchen, bei denen 
die Würfel bereits ausgespielt sind, vielfach 
solchen, für deren besondere Persönlichkeits- 
struktur es charakteristisch ist, daß sie in ei- 
nem gewissen Sinn verhärtet, nicht eigentlich 
der Erfahrung offen sind, nicht recht flexibel, 
kurz: unansprechbar. Diesen Menschen ge- 
genüber, die im Prinzip selber lieber auf Au- 
torität ansprechen und die sich in ihrem Auto- 
ritätsglauben auch nur schwer erschüttern 
lassen, darf auf Autorität auch nicht verzich- 
tet werden. Wo sie sich ernsthaft vorwagen 
bei antisemitischen Manifestationen, müssen 
die wirklich zur Verfügung stehenden Macht- 
mittel ohne Sentimentalität angewendet wer- 
den, gar nicht aus Strafbedürfnis oder um 
sich an diesen Menschen zu rächen, sondern 
um ihnen zu zeigen, daß das einzige, was ih- 
nen imponiert, nämlich wirklich gesellschaft- 
liche Autorität, einstweilen denn doch noch 
gegen sie steht.“ (25) 

Was der Frankfurter Westendphilosoph 
Adorno hier formulierte, ist dann doch noch 
eine linksradikale Handlungsperscktive, 
schließlich ist die Antifa, bei all ihrer Diffe- 
renziertheit, auch eine gesellschaftliche Auto- 
rität. 


Fußnoten: 

! Wenn wir im Referat von Schule sprechen, 
dann beziehen wir uns auf einen Zeitraum 
zwischen etwa dem sechsten und dem zwan- 
zigsten Lebensjahr junger Menschen. Als zi- 
vilisatorische Spezifika läßt sich hier nahe- 
zu weltweit die organisierte Bildung und Er- 
ziehung, in differenzierten Zeiträumen und 
graduierten Resultaten konstatieren. In 


Deutschland sind es die Formen von Grund- 
‚ Haupt- und Realschule sowie Gymnasien 
die diese Spezifika in staatliche Struktur 
einbinden. 

2 Adorno, Theodor W.: „Erziehung nach 
Auschwitz“, in: “Ob nach Auschwitz noch 
sich leben lasse“, Edition Suhrkamp Leipzig 
1997 

3 Wissensquantuum ist auch für differenzierte/ 
graduierte Bildungswege (Förder-, Haupt-, 
Realschule und Gymnasium) erstes Kriteri- 
um. Dies aber immer auch in Dialektik mit 
sozialer Genese der SchülerInnen, welche 
ihren Bildungsweg perspektivisch bestimmt. 

* Adorno, af W.: „Erziehung nach 
Auschwitz“, “Ob nach Auschwitz noch 
sich leben DR ‚ Edition Suhrkamp Leipzig 
1997 

3 Ferrer, Francisco: “Die Moderne Schule“, 
EMS - kopp Verlag, Meppen (Manifest an- 
läßlich der Eröffnung der ersten Schule in 
Barcelona) 

6 ebd. Programm der „Escuela Moderna“ 

7 Adorno, Theodor W.: „Erziehung nach 
Auschwitz“, in: “Ob nach Auschwitz noch 
sich leben lasse“, Edition Suhrkamp Leipzig 
1997 

# 1867-1925 Moralist/Ethiker/Anspruchsphi- 
losoph, dessen Gesamtwerk aber auch nur 
einzelne Texte eine krude Mischung von 
Rassismen, Religiosität und sonstigen Mo- 
ralismen darstellt, die in ihrer Diktion ohne 
kritischen Vorbedacht nicht empfehlenswert 
und auch danach nur mit gedanklichen Ver- 
renkungen zu lesen und fast gar nicht zu 
verstehen sind. Mit diesem sogenannten 
„Nichtverständnis“ grenzen sich Antroposo- 
phInnen als typische Vertreter einer Ge- 
heimlehre (Esoterik) auch von jeglicher Kri- 
tik ab. 


V Staatliche ce Öffentliche Präsentation — ex-Innen!stadt!aktion 


“ Beispiel ‘Freier Kindergarten“ EEE 
wo die ZEGG-Sekte unverfroren Werbung 
betreibt, ohne daß auch nur irgendwer von 
den aufgeklärten Eltern interveniert 

!0 Adorno, Theodor W.: „Erziehung nach 


Auschwitz“, in: “Ob nach Auschwitz noch 
sich leben lasse“, Edition Suhrkamp Leipzig 
1997 

! Seite 18 vom 12.08.1998 

!2 Lehrplan Gymnasium Sachsen- Gemein- 
schaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft 
Klasse 9 geht nur unter dem Thema “Wie- 
dervereinigung“ insofern auf die Rolle der 
NSDAP ein daß sie ins Verhältnis zur SED 
gesetzt wird. 

3 Im Fach Ethik werden den Schülern religi- 
onskundliches Wissen, Verständnis für ge- 
sellschaftliche Wertvorstellungen und Nor- 
men sowie Zugang zu philosophischen und 
religiösen Fragen vermittelt. (Schulgesetz 
Sachsen) 

!4 Lehrplan Gymnasium Sachsen- Gemein- 
schaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft 
Klassen 9 - 12 “Aufgaben und Ziele des Fa- 
ches...“ vom 1. August 1992 

!5 Adorno, Theodor W.: „Erziehung nach 
Auschwitz“, in: “Ob nach Auschwitz noch 
sich leben lasse“, Edition Suhrkamp Leipzig 
1997 

!6 Lehrer verstoßen gegen ihr Zurückhaltungs- 
und Mäßigungsgebot, wenn sie an Schüler 
ihrer Schule Flugblätter verteilen, mit denen 
sie die Schüler für ihre eigenen politischen 
Ziele aktivieren wollen. So lautete eine Ent- 
scheidung des Disziplinarhofs (DH) am Ver- 
waltungsgerichtshof Baden-Württemberg in 
Mannheim. Ein Lehrer eines Stuttgarter 
Gymnasiums hatte den Disziplinarhof gegen 
eine in seine Personalakte eingetragene 
Verwarnung seiner Schule angerufen. Die 


Schulleitung hatte ihre Disziplinarmaßnah- 
me damit begründet, daß der Lehrer ein 
Flugblatt der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft vor der Schule an die Schüler 
verteilt hatte. In dem Flugblatt wurde die 
Bildungspolitik des baden-württembergi- 
schen Kultusministers Mayer-Vorfelder 
(CDU) heftig attackiert und Lehrer, Eltern 
und Schüler zur Teilnahme an einer Protest- 
veranstaltung aufgerufen. (TAZ Nr. 2123 
Seite 5 vom 02.02.1987) 

!7 An Schulen in Frankfurt/Main wurden soge- 
nannte Vergleichsarbeiten in den Haupt- 
schulabschlußklassen geschrieben. In den 
dazu auszufüllenden Fragebögen kamen 
auch die Fragen nach den Ursachen der 
Gefährdung der Zukunft unseres Planeten 
und dem Zweck der KZs. Bei ersterer gab es 
unter anderem die Antwortmöglichkeit: 
„Flüchtlingsströme und Asylanten“, bei 
letzter die Möglichkeit „KZ gab es nicht“. 

’# Hilbig, N. : “Mit Adorno Schule machen — 
Beiträge zu einer Pädagogik der Kritischen 
Theorie“ /Klinkart 1995/ S. 102 

!9 (da ham wir unsere Quelle nicht wieder ge- 
Sunden) 

?0 Beamtengesetz Freistaat Sachsen 

21 ebd. 

22 Hafeneger, B.: “Einspruch gegen das Ver- 
stehen um jeden Preis“, in: päd. Extra,Nr. 2, 
1993 

> Auch diese Terminologie ist uns suspekt, 
wird doch hier verschwiegen ob dies bereits 
die Anerkenntnis von Herkunft als unter- 
schiedene ethnische/nationale meint. 

” Schulgesetz Freistaat Sachsen 

25 Adorno, Theodor W.: “Zur Bekämpfung des 
Antisemitismus heute“, in “Kritik. Kleine 
Schriften zur Gesellschaft“ , Frankfurt/ 
Main 1973, S.110 


Staatliche Strategien 


Deutschland - öffentliche Präsentation 
von &x-Innen!stadtiaktion (Berlin) 


Ein konstitutives Element der Ausgren- 
zung und repressiven Vertreibung bestimmter 
Gruppen aus innerstädtischen Räumen sind 
rasssitische Feindbildkonstruktionen, die Auf- 
enthaltsstatus und zugeschriebene Fremdheit 
mit Bedrohung und Kriminalität koppeln. 
Daran wirken Politik und Repressionsappera- 
te, die Medien aber auch alltägliche Praktiken 
und Redensweisen der Mehrheitsbevölkerung 
mit. In bezug auf den Kongress wäre hier vor 
allem zu diskutieren: 


« wie das „Reden“ und Handeln von Staatsap- 
peraten, Medien und Mehrheisbevölkerung 
zu einer Konstruktion von „Innen“ und „Au- 
Ben“ zusammenfliessen und wer bzw. wel- 
che verhaltensweisen als „Drinnen“ und 
„Draussen“ definiert werden; 

« welche Bedeutung solche Produktionen eines 
kollektiven „Wir“ und die damit verknüpften 
Feindbildkonstruktionen für Ideologie und 
Handeln von Nazis habenund 

« welche Rolle die Nazis im Rahmen der Re- 
pressionstrategien gegen die dadurch ausge- 
grenzten Gruppen in den städtischen Räu- 
men einnehmen: so zeigt sich in einigen Fäl- 
len, dass die Nazis bei der gewaltätigen Ver- 
treibung bestimmter „Gruppen“ die die „Ar- 
beit“ der Repressionsorgane erledigen, dann 


aber auch selbst von diesen (etwa auf Bahn- 

höfen und Shpping- Malls) vertrieben wer- 

den. 

Die Konstruktion der scheinbaren Gefährli- 

chekeit jener Gruppen, die dann in zentralen 

städtischen Räumen schikaniert und daraus 
vertrieben werden, ist ein wesentliches Kri- 
terium zur Legitimation dieses Handelns: 

Auf diese Weise kann mit der Angst und 

dem „subjektiven Sicherheitsgefühl‘“ der so- 

genannten Normalbürger argumentiert wer- 
den, die ein niedrigschwelliges Eingreifen 
von öffentlichen und privaten Sicherheitsor- 
ganen gegen den Aufenthalt „gefährlicher“ 

Gruppen in städtischen Räumen erforderlich 

machen. 

« Wie und mit welchen Mitteln kann man der 
tatsächlich gefährlichen Gruppe der Nazis in 
städtischen Räumen begegnen, ohne gleich- 
zeitig partiell gemeinsame Sache mit den 
staatlichen und privaten Repressionsorganen 
zu machen, gegen die ansonsten unsere Poli- 
tik richtet, oder ohne politische Forderungen 
einzuschränkenken, die gegen die zuneh- 
mende Überwachung und Kontrolle dieser 
Räume durch Sicherheitsorgane und Technik 
ankämpfen. 


Die soziale Realität in den deutschen Me- 


5 


tropolen hat sich seit den achtziger Jahren 
grundlegend verändert. Eine global orientierte 
Dienstleistungsökonomie dominiert das städti- 
sche Erscheinungsbild und beeinflußt die Be- 
ziehungen zwischen den sozialen Klassen. Zu- 
gleich kommt es zu einer verstärkten Durch- 
dringung von Kultur und Ökonomie. Der Frei- 
zeit- und Unterhaltungskomplex entwickelt 
sich zu einem wichtigen wirtschaftlichen Fak- 
tor für die Städte. Die Ausrichtung der Zen- 
tren zu hochwertigen Konsumtionsland- 
schaften und die wachsende sozialräumliche 
Polarisierung transformieren die Nutzungs- 
und Aneignungsweisen des öffentlichen Rau- 
mes. 


Gefährliche Orte - 
unerwünschte Gruppen 


Die Innenstädte sind nicht nur die ‘toten 
Zonen des Konsums’, sondern sind zuneh- 
mend auch ein umkämpftes Terrain. Sie stel- 
len für jene Menschen, die die bad jobs des 
Dienstleistungsgewerbes verrichten, den we- 
sentlichen Arbeitsort dar und sind wichtiger 
Aufenthalts- und Reproduktionsraum für ver- 
schiedenen Submilieus. Neben Büros und Ge- 
schäften gibt es im Innereity-Bereich auch ein 
dichtes Netz an sozialen Angeboten für ausge- 
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grenzte Bevölkerungsgruppen, wie etwa Dro- 
genhilfe, Gesundheitsversorgung, psycho-so- 
ziale Beratung, Unterstützung in Form von 
Nahrung, Kleidung, Unterkunft. 

Seit Beginn der neunziger Jahre entfaltet 
sich in den Metropolen ein Repressionspro- 
gramm, das sich vor allem gegen die Anwe- 
senheit dieser marginalisierten Gruppen an 
zentralen Orten und Plätzen richtet. 

Exemplarisch für diese Entwicklung ist 
etwa die von der Berliner Polizei vorgenom- 


“ mene Ausweisung von inzwischen 30 ‘gefähr- 


lichen Orte’, an denen wesentliche 
Persönlichkeitsrechte außer Kraft gesetzt sind. 
Insbesondere innenstadtnahe Plätze und große 
Einkaufsstraßen fallen unter diese Klassifika- 
tion. An solchen Orten können ohne Begrün- 
dung Personalienüberprüfungen oder Leibes- 
visitationen vorgenommen und Platzverweise 
ausgesprochen werden. Ähnlich weitreichend 
sind die Kontrollbestrebungen des Frankfurter 
Magistrats: Um einen “stressfreien” Aufent- 
halt in der City zu gewährleisten, soll durch 
eine geplante ‘“Gefahrenabwehrverordnung’ 
eine ‘Belästigung’ der BürgerInnen durch 
‘rauschbedingtes Verhalten’ und ‘aggressives 
Betteln’ mit Hilfe von Platzverboten vermie- 
den werden. In Bremen schließlich sprechen 
die Behörden auf der Grundlage des Polizeige- 
setzes gegen vermutete DealerInnen und Dro- 
genkonsumentInnen Betretungsverbote für be- 
stimmte Stadtteile aus. Bei Mißachtung kön- 
nen die Betroffenen inhaftiert und am Stadt- 
rand ausgesetzt werden. Seit kurzem erteilt zu- 
dem die Betreibergesellschaft der Bremer 
Straßenbahnen gegenüber Personen, die des 
Drogenbesitzes verdächtigt werden, ein Beför- 
derungsverbot auf allen Bahn- und Buslinien. 
Durch die Sanktionierung von Verstößen kön- 
nen sich die Aufenthaltsverbote für die Betrof- 
fenen zu mehrjährigen “Verbannungen’ anhäu- 
fen. 

Bei der Neuordnung öffentlicher Räume 
spielt auch die Deutsche Bahn AG eine wich- 
tige Rolle. Diesem nun privaten Kapitalunter- 
nehmen gehören in allen Städten der Bundes- 
republik enorme Flächen in überwiegend zen- 
tralen Lagen, die man möglichst profitabel 
vermarkten will. Zugleich werden die Ver- 
kehrsstationen zu Shopping Malls und Dienst- 
leistungszentren umgebaut. Damit geraten 
auch die Bahnhöfe - bislang bedeutsame 
Rückzugsräume für ausgegrenzte Gruppen - 
verstärkt ins Fadenkreuz von Kontrollstrate- 
gien. Da die Miethöhe in la-Lagen nicht nur 
von der baulichen Qualität und der konkreten 
Funktion, sondern auch vom Image und Pre- 
stige der Immobilienobjekte abhängt, ist die 
Bahn AG bestrebt, das soziale Umfeld selektiv 
aufzuwerten. Komplementiert wird diese Auf- 
wertungsstrategie durch das sogenannte 3-S- 
Programm - sprich “Service, Sicherheit, Sau- 
berkeit”. Das Herzstück dieses Programms ist 
eine Zentrale in der es aussieht “wie auf dem 
Tower eines Flughafens. Vier Bahnarbeiter sit- 
zen vor jeweils acht Monitoren (...). Über 
bahneigene Telefone sowie über Funksprech- 
anlagen gibt es direkte Verbindungen zum 
Bahnschutz, zur Polizei, zum Bundesgrenz- 
schutz, zu den Reinigungskräften (...). Bei je- 
der Art von Notsituation kann sofort reagiert 
werden, der Bahnschutz oder die Polizei infor- 
miert oder bei sichtbaren Verunreinigungen 
(...) sofort ein Reinigungsteam in Bewegung 
gesetzt werden. So ist es möglich, (...) den 
Drogensüchtigen oder Obdachlosen anzuspre- 
chen, bevor er sich im Bahnhof niederlassen 
kann” (Bahnhof-Report 1998: 20). Die Konse- 
quenz dieses ‘Ansprechens’ zeigt sich auf den 
Berliner Bahnhöfen Zoo, Hauptbahnhof und 
Lichtenberg: allein im Januar 1997 sprach die 
Bahn AG hier 181 Hausverbote und 7.400 
Platzverweise aus (Eick 1997). 


die BetreiberInnen von Kaufhäusern und 
Ladenketten in der City bestrebt, die Ein- 
kaufsmeilen nach dem Vorbild von Shopping- 
Malls zu managen. Da deren Erfolg nicht zu- 
letzt auf der Garantie des gesicherten und 
ungestörten Konsums basiert, sollen deshalb 
die verschiedenen Submilieus aus den Innen- 
städten verdrängt werden. Die Steigerung des 
Warenumsatzes und eine profitable Immobili- 
enverwertung werden nun in dirckte Bezie- 
hung zu Sicherheit und Ordnung gesetzt. Zen- 
trale Bereiche der Städte geraten so unter pri- 
vatwirtschaftliche Kontrolle und damit auch 
unter die Aufsicht privater Sicherheitsdienste. 
Rechtlich stützen sich solche Unternehmen 
auf die sogenannten Jedermannsrechte wie 
Notwehr, Notstand oder Nothilfe, um ihren 
Zugriff in öffentlichen Räumen abzusichern. 
Diese Bestimmungen setzen für besondere Si- 
tuationen das staatliche Gewaltmonopol und 
die persönlichen Freiheitsrechte außer Kraft. 
Sie werden auf die privaten Sicherheitsdienste 
übertragen und von diesen präventiv genutzt. 
Ihr Verhalten befindet sich entsprechend stän- 
dig im Vorgriff, so als sei permanent eine indi- 
viduelle Notsituation gegeben. Die Sicher- 
heitsdienste funktionieren gewissermaßen wie 
ein auf die Straße verlagerter Werkschutz: nur 
daß hier nicht mehr die Fabriken, sondern die 
Räume der Dienstleistungsökonomie ge- 
schützt werden sollen. Da sich die Präventi- 
onsstrategie der Geschäftsleute vor allem an 
der Optimierung von Betriebssicherheit und 
Umsatzzahlen orientiert, operieren die priva- 
ten Sicherheitskonzepte mit einer Vorstellung 
von abweichendem Verhalten, bei dem bereits 
‘devianzbegünstigende’ Gelegenheitsstruktu- 
ren und Handlungsweisen ins Blickfeld gera- 
ten. Bezeichnenderweise haben sich in allen 
Großstädten Allianzen aus Geschäftsleuten 
und städtischen Behörden gebildet, um Ver- 
botszonen für bestimmte Gruppen durchzuset- 
zen. Die herkömmliche Trennung von “öffent- 
lichen und privaten Kontrollsphären und Ord- 
nungsbefugnissen geht über in einen staatlich- 
privaten Kontrollmix mit unklaren rechtlichen 
Normierungen und Zuständigkeiten” (Beste 
1997: 6). 

Auffallend ist in diesem Zusammenhang 
der Bedeutungsgewinn von kommunalen Ver- 
ordnungen, die auf eine Art von Lokal-Justiz 
hinauslaufen und zugleich für die wachsende 
Rekommunalisierung der staatlichen Ord- 
nungspolitik stehen. Strukturell lassen sich da- 
bei zwei Varianten ausmachen. Zum einen de- 
finieren die städtischen Behörden im Rahmen 
von Sondernutzungen wie etwa Gefahrenab- 
wehrverordnungen Betteln, Alkoholtrinken 
oder Lagern im öffentlichen Raum als Ord- 
nungswidrigkeit. Zum anderen findet mit Hil- 
fe des Hausrechts eine Umwidmung von öf- 
fentlich zugänglichen Orten statt. Diese Kon- 
trollpraxis kommt gegenwärtig verstärkt in 
Bahnhofsanlagen, Flughäfen und dem öffentli- 
chen Nahverkehr zum Einsatz. Erklärtes Ziel 
dieser Strategie ist die Exklusion bestimmter 
Submilieus. 

Gemeinsam ist diesen unterschiedlichen 
Kontrollpraktiken, daß sie auf einen rassisti- 
schen Grundkonsens in den Normalitätsvor- 
stellungen zurückgreifen. So sind von den 
Überwachungen, verdachtsunabhängigen 
Kontrollen, Hausverboten und -verweisen 
insbesondere Menschen betroffen, die den ‘Si- 
cherheitspartnern’ fremd erscheinen. Ein sol- 
ches Vorgehen kann sich zusätzlich noch auf 
die nur für MigrantInnen geltenden Sonderge- 
setze (Gesetz zur Neuregelung des Asylverfah- 
rens und das Ausländergesetz) stützen, mit 
Hilfe denen AsylbewerberInnen und gedulde- 
ten Nicht-Deutschen der Zugang zu ganzen 
Stadtteilen untersagt werden kann. 
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Die ‘innere Sicherheit’ der Städte wird 
von den Behörden und der medialen Öffent- 
lichkeit zunehmend auch als *Disorder-Pro- 
blem’ verhandelt. Aussagen wie “Man muß 
die Ängste der Bürger ernst nehmen” signali- 
sieren, daß nicht mehr konkrete Straftaten, 
sondern subjektive Befindlichkeiten zum Ge- 
genstand politischer Interventionen werden. 
Damit rücken Themenfelder wie etwa Unsau- 
berkeit auf Straßen und Plätzen, *Vandalis- 
mus’ oder Betteln, die bisher von keiner straf- 
rechtlichen Relevanz waren, in den Vorder- 
grund. In diesem präventiven Konzept von öf- 
fentlicher Sicherheit findet eine Vermischung 
von sozialpolitischen, ordnungspolitischen 
und polizeilich-strafrechtlichen Bereichen 
statt, die vor allem auf eine Intensivierung der 
sozialen Kontrolle abzielen. 

Populäres Vorbild für dieses präventive 
Sicherheitskonzept ist die *Null-Toleranz’- 
Strategie der New Yorker Polizei. In der ame- 
rikanischen Metropole werden Regelwidrig- 
keiten wie Trinken und Urinieren in der Öf- 
fentlichkeit, Graffiti-Sprayen, Schwarzfahren 
und sogar lautes Musikhören aus Ghettobla- 
stern konsequent verfolgt und streng geahndet. 

Das in den deutschen Großstädten breit 
diskutierte New Yorker /aw-and-order-Modell 
führt auch hier dazu, daß sich eine restriktive 
Ordnungspolitik durchsetzt. Aus der Sicht der 
Mchrheitsgesellschaft formieren sich Obdach- 
lose, DealerInnen, DrogenkonsumentInnen 
oder junge MigrantInnen zu ‘unerwünschten’ 
bzw. ‘gefährlichen Gruppen’. 

Bevorzugtes Thema des Sicherheitsdis- 
kurses ist vor allem der “Ausländer als Krimi- 
neller und Drogendealer’. Bezogen auf den lo- 
kalen Raum findet hier jene nationale Politik 
ihre Umsetzung, die ‘innere Sicherheit’ als 
“Massen- und Ausländerkriminalität’ artiku- 
liert, wobei diese Kampagnen ihre suggestive 
Kraft vor allem aus den Diskursen und Bildern 
der Stadt beziehen, in denen die gängigen Bc- 
drohungszenarien entworfen werden. Meist 
operieren die ‘Sicherheits- und Moralpaniken’ 
(Cremer-Schäfer 1993) mit der Unterstellung, 
daß ein großer Teil der Kriminalität von außen 
eingeschleppt werde. Wenn davon in den Me- 
dien die Rede ist, dann in Verbindung mit 
‘ausländischen Drogendealern’ oder jungen 
MigrantInnen, die sich an ‘sozialen Brenn- 
punkten’ zu ‘gangs’ zusammenschließen und 
so eine bedrohliche Raumokkupation vornch- 
men. 
Die Redeweise vom ‘Ausländerproblem’ 
wird so zum konstitutiven Element eines Dis- 
kurses, der die Hierarchisierungen und Aus- 
grenzungsprozesse in der städtischen Gesell- 
schaft strukturiert und die innere Formation 
von Metropolen, ihre Klassenverhältnisse und 
ihr politisches System reguliert. Wesentlicher 
Bestandteil des Sicherheitsdiskurses sind Stra- 
tegien, mittels derer Individuen ‘ethnisiert’ 
und dann als Fremde ausgegrenzt werden kön- 
nen. Das Pendant zur Konstruktion ‘des Ande- 
ren’ ist die komplementär stattfindende Kon- 
stitution des nationalen Opferkollektivs in Ge- 
stalt des bedrohten Landes oder Volkes (Kunz 
1995). 

Gleichzeitig werden mit dem Ende des 
wohlfahrtsstaatlichen Kompromisses die Be- 
strebungen verstärkt, die Krise und die mit ihr 
einhergehende Polarisierung und Spaltung der 
Gesellschaft mit ordnungspolitischen Mitteln 
zu bearbeiten. Einerseits fallen zunehmend 
mehr Menschen aus dem Produktionsprozeß 
heraus, gelten nun Phänomene wie Armut als 
natürlicher Bestandteil der Gesellschaft, ande- 
rerseits wächst die Bereitschaft, bestimmte 
Gruppen und soziale Praktiken zu disziplinie- 
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‚verantwortung und zukunft 

Wir, das Bündnis gegen Rechts (BgR), 
haben in der Vergangenheit die bundesweiten 
Strukturen BAT und AA/BO genutzt. Haupt- 
sächlich als Plattformen, auf denen wir für un- 
sere Vorhaben Werbung machen konnten, aber 
auch, um die Resonanz auf Themen, die wir in 
die Antifabewegung einbringen wollten, zu te- 
sten. Beides hatte für uns entscheidende Be- 
deutung. Gleichzeitig hatten wir so massive 
Kritik an der praktischen Verfaßtheit der bun- 
desweiten Zusammenschlüsse, daß wir vor der 
Aufgabe zurückschreckten, aktiv an deren Ge- 
staltung mitzuwirken. 

Auch der Verstärkerkongreß 1999 war 
von uns nicht vorrangig als Impuls für einen 
neuen, bundesweiten organisatorischen Ansatz 
gedacht. Das ihm diese Rolle zufallen mußte 
haben wir uns nicht wirklich eingestehen wol- 
len. Dabei war aber von Anfang an klar, daß 
der Kongreß ein Diskussionsforum sein sollte, 
das uns von den bestehenden Organisierungen 
nicht geboten wurde. Wir wollten weiter, ja 
wir mußten es im Rahmen unserer eigenen po- 
litischen Arbeit. 

Die Tendenz, daß bundesweit notwendige 
Diskussionen innerhalb der Antifabewegung 
nicht mehr geführt werden können, ist dabei 
viel stärker. Welche Gruppe fährt heute noch 
zu bundesweiten Vorbereitungstreffen, die 
Mitte der 90er Jahre wenigstens einen ansatz- 
weisen Austausch über Ansätze, Strategien 
und Taktiken ermöglichten? Wer ist zufrieden 
mit Qualität und Verlauf der Debatte um Defi- 
nitionsrecht und die AAB? Wer aber wüßte 
derzeit, wie solche grundlegenden Debatten 
wirklich geführt werden könnten - unabhängig 
von der Vermutung (!), wer sich welche Positi- 
on warum gebildet haben mag? Und wer erin- 
nert sich nicht mit Schrecken an die Debatten 
um die Strategien gegen Naziaufmärsche, die 
nach dem Scheitern in Rostock solange sta- 
gnierten, bis sich das Thema von selbst erle- 
digt hatte? 

Wollen wir als BgR in den nächsten Jah- 
ren weiter auf dem Niveau der Vergangenheit 
Politik machen, brauchen wir eine bundeswei- 
te Organisierung. Doch die Tendenzen machen 
uns gegenwärtig weder beim BAT noch bei 
der AA/BO Mut, für das, was uns notwendig 
erscheint. So sind an uns für die Fortsetzung 
des Verstärkerkongresses, die auf dessen Ab- 
schlußplenum noch bejubelt wurde, nur zwei 
Gruppen herangetreten: die Autonome Antifa 
[M] und die AAB. Wie gesagt, wir finden eine 
solche Fortsetzung wichtig als Ereignis für die 
bundesweite Antifabewegung. Aber kann das 
bedeuten, daß wir auf alle Ewigkeit mit Kon- 
greßvorbereitungen beschäftigt sein müssen? 
Wir haben anderes vor. 

Für uns ergibt sich also die Notwendig- 
keit, an der Vorbereitung des Antifakongresses 
Ostern 2001 inhaltlich aktiv teilzunehmen. 
Damit geben wir unsere distanzierte Haltung 
gegenüber den Entwicklungen der bundeswei- 
ten Antifaorganisierung auf. Wir erhoffen uns, 
durch Übernahme von Verantwortung eine Zu- 
kunft mitzugestalten, die es uns ermöglicht, 
unsere Politik in Zusammenarbeit mit der An- 
tifabewegung nicht nur beizubehalten, son- 
dern weiterzuentwickeln. 


‚erste vorschläge 

Die Vergangenheit hat gezeigt, daß die 
Antifabewegung aus lokalen Gruppen besteht, 
die ihre Politik tragen. Naturgemäß gehen die- 
se Gruppen von unterschiedlichen Bedingun- 
gen aus und werden dies auch in Zukunft tun. 
Wo diese Gruppen nicht existieren, ist cs für 
interessierte Einzelpersonen kaum möglich cr- 
folgreich zu agieren. Doch die Existenz einer 
Gruppe ist nur ein Schritt. Notwendig ist eine 
Infrastruktur, die sich die Gruppen schaffen 
müssen, um aktionsfähig zu werden. Wo diese 
fehlt oder ständig bedroht ist, bleibt für Grup- 
pen meist nicht viel Raum für eigene politi- 
sche Initiative. In einigen Städten hingegen 
existiert eine solche Infrastruktur und wartet 
nur darauf, genutzt zu werden. 

Will eine bundesweite Organisierung die- 
se Defizite kompensieren wird sie an Überla- 
stung scheitern. Ignoriert sie sic, überfordert 
sie die teilnehmenden Gruppen, weil die einen 
immer mehr wollen, als die anderen leisten 
können. 

Unsere ersten Vorschläge sind also, von 
den Möglichkeiten und Bedürfnissen der 
Gruppen auszugehen und dabei die Ungleich- 
zeitigkeit der Entwicklung aufzunehmen. Das 
heißt konkret anzuerkennen, daß derzeit nur 
sehr wenige Gruppen willens und in der Lage 
sind, bundesweite Events anzustoßen. Ziel ci- 
ner Organisierung sollte es nicht sein, jeder 
Gruppe das Gefühl zu geben, allein durch 
Teilnahme jetzt auch diese Möglichkeit zu ha- 
ben. Nur weil eine Gruppe an der bundeswei- 
ten Organisierung teilnimmt kann sie sich 
vielleicht eines Platzes im Verfassungsschutz- 
bericht sicher sein. Quantensprünge bezüglich 
ihrer Relevanz müssen sich aber in ihr vollzic- 
hen und können nicht von außen kommen. 

Statt dessen ist es für uns entscheidend 
eine Plattform für Diskussionen und Aus- 
tausch zu schaffen. Dabei werden manche 
Gruppen einen zweimonatlichen Rhythmus 
für zu selten halten, andere ein halbjährliches 
Treffen kaum besuchen können. Folglich soll- 
ten Diskussionen theoretisch allen Gruppen 
offen stehen, praktisch sollten sie aber nur von 
jenen Gruppen bestritten werden, die auch den 
Anspruch haben, eine kontinuierliche Diskus- 
sion zu führen und letztlich die Ergebnisse 
auch maßgeblich in Politik umzusetzen. 

Trotzdem sollte die Transparenz auf Tref- 
fen in größeren Abständen bzw. Kongressen 
und vielleicht auch durch eine Publikation 
hergestellt werden. Eine solche Praxis ist da- 
bei keineswegs „undemokratischer“ als der 
faktische Ablauf in der Gegenwart. Auch dann 
wird es wie in der Gegenwart darauf ankom- 
men, bei gemeinsamen Anstrengungen alle be- 
teiligten Gruppen zu überzeugen. Allerdings 
wird das Verfahren nachvollzichbarer und in 
vielen Fällen eine Diskussion überhaupt erst 
möglich. 

Die gemeinsame Politik, die von einem 
solchen organisatorischen Zusammenhang 
ausgeht, bietet Gruppen mit weniger eigenen 
Möglichkeiten die Chance, selbst Politik zu 
machen und nach außen sichtbar und attraktiv 
zu werden. Allerdings werden solche Initiati- 
ven auch nur dann die Chance haben, einc 
breitere Wirkung zu entfalten, wenn sie gesell- 
schaftliche Relevanz entfalten. Dafür kann 
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eine bundesweite Organisierung aber maximal 
den Hintergrund bieten. 

Gegenseitige strukturelle Hilfe ist ein wei- 
terer Aspekt, welcher aber nicht das zentrale 
Element bundesweiter Organisierung sein 
kann. 


‚bedeutung und relevanz 

War die Antifabewegung in den 90er Jah- 
ren revolutionär? Wir können das nicht glau- 
ben. Trotzdem hat diese Selbstbeschreibung 
viel mit dem zu tun, was die Bedeutung der 
Antifabewegung ausmacht. Aus der Utopie 
des grundsätzlich anderen, hat sich die Antifa 
in der BRD eine Unabhängigkeit erhalten,-die 
sie anders als bürgerlichen Antifaschismus 
und Demokratieinitiativen nicht im Frieden 
mit dem Bestehenden enden ließ. Selbst die 
Bündnisse, die von Antifagruppen mit staats- 
tragenden Organisationen (Parteien, Gewerk- 
schaften u.ä.) geschlossen wurden, waren im- 
mer von dem Willen bestimmt, jenseits staatli- 
cher Vorgaben Politik zu machen. 

Die Stärke der Antifabewegung bestand 
aus unserer Sicht darin, daß sie den Staat als 
Gegner wahrnahm und trotzdem eine Strategie 
verfolgte, die sich auf die Gesellschaft richte- 
te. Die im Begriff des „rechten Konsens“ ge- 
faßte Kritik, ist nicht allein eine Kritik des 
Staates, sondern geht weiter. 

Dieser Ansatz hat die Antifabewegung re- 
lativ unabhängig von der Politik der Herr- 
schenden gemacht. Dabei ist ein solcher An- 
satz im Bereich des Antifaschismus noch am 
leichtesten umzusetzen. Wie leicht, zeigte sich 
anhand der Ohnmacht, die nach der Repressi- 
onswelle gegen KurdInnen und dem Krieg ge- 
gen Jugoslawien einsetzte. Auch diese Ereig- 
nisse dürfen nicht isoliert als staatliche Politik 
betrachtet werden. Aber aufgrund der desola- 
ten Situation bundesweiter Organisierung ist 
es bis heute nicht gelungen, die allgemeine 
Unzufriedenheit in politische Ansätze zu 
transformieren. So steht die Antifabewegung 
gesellschaftlicher Militarisierung und Rassis- 
mus nachwievor hilflos gegenüber. 

Für uns ist bundesweite Organisierung 
kein Sclbstzweck. Es geht darum cine größere 
Relevanz zu entwickeln, gerade auch in Ge- 
bieten, die mit klassischer Antifapolitik nichts 
zu tun haben. Um deren Relevanz einschätzen 
zu können, muß es die oben beschriebenen 
Diskussionsplattformen geben, die kontinuier- 
lich arbeiten und verbindlich feststellen kön- 
nen, wie groß die Bereitschaft ist, sich für be- 
stimmte politische Ziele einzusctzen. 


‚Zukunft wird aus ideen ge- 
macht - 

Wir unterstützen den Vorschlag, schon im 
Vorfeld des Antifakongresses über die Per- 
spektiven bundesweiter Organisierung zu dis- 
kutieren. Wir sehen die Notwendigkeit, bis 
Ostern 2001 zu konkreten Ergebnissen zu 
kommen. 

Wir finden die Teilung des Kongresses in 
einen analytischen und einen strategischen 
Teil richtig. Glauben aber, daß die analyti- 
schen Themen in Bezug auf ihre Relevanz, gc- 
sellschaftlich wie für die Antifabewegung kla- 
rer gefaßt werden müssen. Vorschläge sind 
(analytisch und strategisch): Extremismus/To- 
talitarismus, Militarisierung, Bedeutung des 
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rassistischen Konsens/Migrationspolitik, der 
herrschende Antifaschismus und autonomer 
Antifaschismus, Überwachungsgesellschaft/ 
Bedingungen unserer Politik, Identitätsma- 
schine Arbeit, feministische Ansätze und An- 
tifapolitik und das Verhältnis der Gesellschaft 
zu den Nazis: Abgrenzung und Übereinstim- 
mung. Das Angebot von Workshops und eine 
zentrale Diskussion um bundesweite Organi- 
sierung finden wir richtig. 


Den Kongreß wollen wir gemeinsam mit 
der AA[M] und der AAB vorbereiten. Dies 
sind bisher die einzigen Gruppen, die auch 
nach dem Verstärkerkongreß eine Fortsetzung 
gefordert haben uns bezüglich der Vorberei- 
tung an uns herangetreten sind. Wir möchten 
jedoch explizit betonen, daß dies kein Aus- 
schlußkriterium ist, falls weitere Gruppen In- 
teresse an der Vorbereitung haben. 
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Die Antifa ist einer der letzten wahrnchm- 
baren Teile der linksradikalen Bewegung. In 
zahllosen Aktionen, Veranstaltungen und In- 
szenierungen hat sie sich einen Begriff von 
sich selbst erkämpft, der untrennbar mit dem 
Gedanken an fundamentalen Widerstand ver- 
bunden ist. Wenn die Bewegung auch nur 
punktuell erfolgreich war, spricht das Wort 
„Antifa“ (zumindest eingeschränkt) für sich 
selbst. Es gibt eine politische Identität, was 
heutzutage einen Erfolg darstellt. 

Der Konsens dieser Bewegung kann mit 
„revolutionär“ überschrieben werden, prak- 
tisch hat sie sich aber nie anders äußern kön- 
nen, als über das Vorgehen gegen Nazis. Zwar 
haben diverse Gruppen verschiedenste Aktio- 
nen weit darüber hinaus entwickelt, aber dies 
blieben letztlich immer isolierte Erscheinun- 
gen. Wirklich wahrnehmbar wurde die Antifa 
anhand der Aktionen gegen Nazistrukturen, 
hier fand sie sich zusammen und hatte ihre Er- 
folge. 

Hier stellt sich auch das Problem. Die Na- 
ziaufmärsche finden zwar weiterhin regelmä- 
Big statt, aber ihre Relevanz auf der politi- 
schen Ebene schwindet. Zwar wird das Vorge- 
. hen gegen Nazis notwendiger Teil linksradika- 

ler Politik bleiben, aber eine Überwindung der 
eigenen Isolation als Linksradikale anhand 
dessen wird langfristig unmöglich werden. 
Dies ist weniger einem vermeintlichen 
Schwund der faschistischen Bewegung ge- 
schuldet als den veränderten gesellschaftlichen 
Bedingungen. 

In diesen ist der politische Mainstream 
der Fischers, Sloterdijks und Walsers längst 
Protagonist des rechten Vormarsches. Die so- 
genannte Neue Mitte hat faschistische Forde- 
rungen oft schon umgesetzt, bevor dic Nazis 
selbst überhaupt darauf gekommen wären. 

Gleichzeitig wird ein sich als „demokrati- 
scher Antifaschismus“ gebärdender Totalita- 
rismus bemüht, der in diesem Ausmaß neu für 
die BRD ist. Die staatliche Abgrenzung nach 
rechts kommt dabei zu neuen Ehren, schon 
um einem Vergleich mit der Politik der FPÖ 
zu entgehen. Dabei muss aber jeden gegen 
diesen Staat gerichtete antifaschistische Rc- 
gung um so vehementer in einen Topf mit den 
Rechts“extremen“ geworfen werden. Kritik, 
die das Offensichtliche ausspricht darf nicht 
ins öffentliche Bewusstsein gelangen. Das 
Land soll schließlich fit gemacht werden für 
die neue, alte Rolle als kriegerische Welt- 
macht. Die Antifa steht vor dem Problem, sich 


selbst jenseits ciner Vereinnahmung durch den 
„demokratischen (anti-)Faschismus“ einerseits 
und der totalitaristischen Gleichsetzung mit 
den Faschisten andererseits zu behaupten. 
Und dieses Feld wird ständig enger. 


.NOVE, MOVe, rmovel 


Wenn die Antifa ihre mühsam erarbeitete 
Position halten und ausbauen will, wird sie ei- 
nen Schritt aus sich heraus machen müssen. 
Wie das konkret ausschen kann, wird sich am 
Konsens der Bewegung entscheiden, und nicht 
am Vorgehen einzelner Gruppen oder auch Or- 
ganisierungen. 

Unser Ausgangspunkt ist dabei die AA/ 
BO, in der wir die positiven Eigenschaften der 
Antifa am deutlichsten vertreten schen. Diese 
bestehen vor allem in einem verbindlichen 
Rahmen zur Planung, Durchführung und Aus- 
wertung von Aktionen im Rahmen des Antifa- 
Konsens. Auch hier bestehen Mängel, vor al- 
lem aber konnte die AA/BO bisher keine Ent- 
wicklung gewährleisten, die linksradikale 
Strömungen außerhalb der Antifa oder gar 
„außerhalb von Politik“ miteinbezichen könn- 
te. Somit steht sie als Modell zur Debatte. Die 
beste Basis für einen Sprung über den eigenen 
Schatten bietet sic dennoch, den gerade an 
dem Punkt Organisierung kann nichts zurück- 
genommen werden. 

Umso notwendiger ist eine bewegungs- 
übergreifende Debatte um das „‚Wic- Weiter“. 

Die Umstände, unter denen diese Debatte 
geführt werden kann, ermangeln noch eines 
festen Rahmens. 

Aber das Antifa-Camp ’98, die darauffol- 
gende Antifa-Offensive ’99 sowie der pbZ: 
Verstärkerkongreß in Leipzig haben dic we- 
sentlich notwendigen Voraussetzungen gebo- 
ten. Hier hat sich auch eine durchaus hohe Be- 
reitschaft angedeutet, die eigenen Ansätze 
theoretisch zu hinterfragen oder zumindest zu- 
zuhören. Wenn die Köpfe in der Antifa also in 
Bewegung geraten, dann auf dem Boden der 
„großen“ Zusammenkünfte der letzten Jahre. 
Diese fortzusetzen, und zwar in Form eines 
Kongresses im Frühjahr 2001 in Göttingen, 
treten wir also mit diesem Papier an. 


.berge und propheten. 


Die Ansprüche an einen Kongreß „Quo 
Vadis, Antifa?“ sind mannigfaltig, und um so 
notwendiger ist es, Prioritäten zu setzen. Die 
Priorität aus unserer Sicht ist der Bezug auf 
die Bewegung, ihre ‘Praxis und Perspektiven. 


kontakt aufnehmen. <arbeitstitel> 
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Ziel sollte es sein das gesamte Antifaspck- 
trum und einen möglichst breiten Kreis an der 
Entwicklung interessierten, linksradikalen 
Gruppen anzusprechen. 


Bündnis gegen Rechts Leipzig 
09. September 2000 


Eine Trennung zwischen analytischen und 
strategischen Themenschwerpunkten erscheint 
hierfür zunächst angemessen. Den Versuch, 
beides zu einem Ergebnis zusammenzuführen, 
wollen wir uns nicht nehmen lassen. Anders 
ausgedrückt, ist unser Hauptanspruch an einen 
Kongreß der Aufbau eines inhaltlichen Hinter- 
grundes, vor dem eine Debatte um Organisic- 
rung und Organisation sinnvoll geführt wer- 
den kann. Sinnvoll bedeutet hier, auf ein mög- 
lichst konkretes Ergebnis ausgerichtet. 

Eine Relevanz der Wissenschaft aus sich 
selbst heraus lehnen wir ab. Das soll nicht hei- 
Ben, daß unser Interesse an Theorie eines an 
einer stabilen Rechtfertigung für unser Tun 
wäre. Nichtsdestotrotz muss Theorie, wenn sie 
die unsere sein können soll, die Frage nach 
Widerstand selbst stellen können. Eine kriti- 
sche Betrachtung der Gesellschaft steht legi- 
tim für sich selbst, gerade in der Kritik die sic 
- wo auch immer - äußert, aber wenn in ihr 
kein Anknüpfungspunkt für eine mögliche re- 
volutionäre Praxis existiert, hat sie nichts zu 
vermitteln als ein bißchen Bildung. Das wäre 
uns, mit Verlaub, zuwenig. 


‚ablauf. 


> wann? 

Am Österwochenende 2001. Dies sollte 
einen intensiven Ablauf ohne erhöhten Zeit- 
druck ermöglichen. 


> wie? . 

In akademischen Räumlichkeiten in Göt- 
tingen. Mit möglichst viel Werbung im Vor- 
feld. Eine vorangehende Diskussion in der lin- 
ken Medicenlandschaft wäre wünschenswert, 
aber wahrscheinlich schwer zu bewirken. 

Die Referate werden unterteilt in analyti- 
sche und strategische, wechselseitige Bezüge 
dringend angemahnt. Als „niedrigschwellige“ 
Angebote wird es Workshops geben. 


> worüber 
Abschluß und Höhepunkt wird auf alle 

Fälle cin Referat mit Diskussion über Organi- 
sierung und Organisation. Hier sollten mög- 
lichst viele vorher erarbeitete Ergebnisse zu- 
sammengetragen werden. Weitere Themen- 
schwerpunkte müssten Totalitarismus, Nation 
und Neue Mitte beinhalten. Außerdem würden 
wir Workshops zu den Themen Bündnisarbeit, 
Medienarbeit, Jugendarbeit und Repression 
anbieten. 


? von wem? j 
Zunächst einmal von uns, der Autonomen 


Antifa [M], der AAB und dem BGR Leipzig. 
Die AA/BO soll nicht als Veranstalterin auf- 
treten, um das inhaltliche Feld offener zu ge- 
stalten. Inwieweit bekanntere oder interessante 


EEEEEELEULTELEIEELRULELELUNEELTTLELELLTTELUTTTELELNNUGTTENTENTETENTTELNSTEETTELLTLUTTTLLTTTTTERTEGE 


ReferentInnen ein Interesse an einem solchen 
Kongreß haben werden bleibt, nach den Er- 
fahrungen des BGR, auszutesten. Fest steht 
Jetzt schon, daß unsere finanziellen Mittel be- 
schränkt sind und wir nur echte Ausnahmefäl- 
le einkaufen könnten. 


[weitergehende fragen!?] 
zum dasein und zur zukunft ausserparlamentarischen, 
antifaschistischen widerstands. 


Gesel 
} ng ER 


These_1 

Die Begrifflichkeit des Antifaschismus 
hat sich gewandelt. Nach wie vor gilt jedoch, 
daß die Auseinandersetzung mit dem histori- 
schen deutschen Faschismus und dessen Fol- 
gen eine zentrale Frage in der bundesrepubli- 
kanischen Gesellschaft darstellt. Dies drückt 
sich beispielsweise in der Walser-Debatte, der 
„Nie wieder Auschwitz“-Argumentation der 
rot-grünen Bundesregierung in Bezug auf den 


Angriffskrieg,gegen Jugoslawien oder aber 
dem Streit um die Entschädigung chemaliger 
ZwangsarbeiterInnen sowie der Diskussion um 
die Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht. 
1941-1944.“ des Hamburger Instituts für Sozi- 
alforschung aus. 

Die Geschichte des Faschismus gilt genc- 
rell als beendet. Antifaschismus erscheint so- 
mit als überflüssig. Ein antitotalitärer Kon- 
sens, der eine Gleichsetzung von Links und 
Rechts zur Voraussetzung hat, wird mehr und 
mehr durchgesetzt. Die Politik der „Neuen 


> für wen? 

Zielpublikum ist primär die Antifa. Dar- 
über hinaus sollte sich aber ein insgesamt 
möglichst breites Spektrum angesprochen füh- 
len, Interesse an linksradikaler Organisierung 
vorausgesetzt. 


Autonome Antifa [M] 
Juli 2000 


Mitte“ wähnt sich zwischen Extremen von 
beiden Seiten, die es zu bekämpfen gilt, 


1. Was bedeutet das generell für die Legiti- 
mität radikal antifaschistischer Politik? 

2. Wie ist in diesem Zusammenhang der Um- 
gang des Staates mit Faschisten bzw. fa- 
schistischen Aufmärschen generell zu be- 
werten? 

3. Welche Funktion erfüllt die faschistische 


Der geplante Kongreß wird 
z.Zt. von einer offenen, 


gruppenübergreifenden AG 
vorbereitet. Die Mitarbeit 
an der Vorbereitung ist aus- 
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drücklich erwünscht. 


.antifakongress. göttingen. ostern. 2001. das jahr. in dem wir kontakt aufnehmen. 


Bewegung derzeit gesamtgesellschaftlich 
betrachtet? Dient sie als Vorreiter rechter 
Positionen, ist sie Abgrenzungsfaktor für 
die Mitte oder steht sie gerade bedeu- 
tungslos in der Ecke? 


Revolutionärer Antifaschis- 
mus/Bewegungslehre 


These_2 

Die Organisierungsdebatte von 1991/92 
war die letzte verbindliche Diskussion der zer- 
fallenden klassischen autonomen Bewegung 
und gleichzeitig die erste und letzte Debatte 
der aufkommenden ausserparlamentarischen, 
antifaschistischen Bewegung. Zwar besitzt die 
antifaschistische Bewegung im Jahre 2000 ei- 
nen wesentlich höheren Organisierungsgrad 
als noch Anfang der 90er Jahre, ihre gesell- 
schaftliche Relevanz und politische Hand- 
lungsfähigkeit bleibt aber weiterhin rudimen- 
tär. 

Öffentlichkeitsarbeit, Bündnispolitik, Ju- 
gendarbeit und die Einsicht, daß ohne Organi- 
sierung nichts läuft, haben sich weit über die 
AA/BO hinaus als feststehendes Handwerks- 
zeug und Erkenntnis aktiver AntifaschistInnen 
durchgesetzt. Weder das Antifa-Camp 1998 
bei Göttingen noch der Verstärker-Kongreß 
1999 in Leipzig konnten eine organisatori- 
sche, politische und inhaltliche Weiterent- 
wicklung entscheidend vorantreiben. Auch die 
mittlerweile übliche Kampagnenpolitik sowie 
die Politik von (gemeinsamen) Großereignis- 
sen konnte über die Aktion hinaus keinen qua- 
litativ und quantitativ neuen Weg eröffnen. 


1. Welche Funktion hat eine Organisierung 
mit dem Anspruch Kontinuität herzustel- 
len vor dem Hintergrund einer Bewegung, 
deren auffallenstes Merkmal Diskontinui- 
tät infolge ungleichzeitiger Entwicklung, 
permanenten Zerfall und Neuentstehung 
von Antifagruppen ist? Wie läßt sich in 
der Gesamtheit Kontinuität herstellen? 

2. Wie kann verbindliche Kommunikation 
von über 200 Antifagruppen in der BRD 
als Voraussetzung von Weiterentwicklung 
hergestellt werden? 

Sind eine Zeitung, regelmäßige Kongres- 
se/Camps eine Möglichkeit? 


‚infoladen.net 
a 4 


These_3 

Die Funktion der AA/BO war cs Anfang 
der 90er ein verändertes Politikkonzept zum 
Umgang mit gesellschaftlicher Isolation inner- 
halb der ausserparlamentarischen, antifaschi- 
stischen Linken herzustellen. Diese Funktion 
hat sie erfüllt. Darüberhinaus war die AA/BO 
eine zeitgemäße Antwort auf das Aufkommen 
einer zuvor unbekannten Stärke einer faschi- 
stischen Bewegung nach 1945. 

Die Politik einiger Gruppen der AA/BO 
in Bezug auf Bündnispolitik, Öffentlichkeits- 
arbeit und Jugendarbeit war/ist beispielhaft 
und punktuell erfolgreich. Die Durchbrechung 
der Isolation der radikalen Linken insgesamt 
konnte jedoch weder die eine noch die andere 
AA/BO-Gruppe noch die AA/BO crreichen. 
Heute steht die AA/BO politisch hauptsäch- 
lich für die Aufrechterhaltung des Gedankens, 
daß ohne verbindliche Organisierung keine 
Politik möglich ist. 


1. Welche Funktion hat die AA/BO für die 
beteiligten Gruppen, welche für aussenste- 
hende (sympathisierende), welche für die 
Bewegung insgesamt? 

2. Ist die AA/BO ein Netzwerk oder eine Or- 
ganisation? 

3. Benötigt eine Organisation in einer Medi- 
en- und Informationsgesellschaft zur Ver- 
mittlung ihrer Politik nicht notwendiger- 
weise eine Zentrale und SprecherInnen, 
die grundsätzlich befugt sind für die Orga- 
nisation aufzutreten? 


These_4 

Die AA/BO war angetreten das Gefälle 
zwischen Region/Land und Stadt anzugehen. 
Ebenso sollte eine dauerhafte Auseinanderset- 
zung und Diskussion jenseits tagespolitischer 
Aufgaben über die Situation der Linken im 
speziellen und der kapitalistischen Gesell- 
schaft im allgemeinen organisiert werden. In 
beiden Punkten ist die AA/BO gescheitert. 
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sche Praxis hinwirkende Organisierung 
ein möglicher Rahmen für die notwendige 
Reflexion politischer Fragen der eigenen 
Praxis und gesellschaftlicher Widersprü- 
che? 

2. Wic kann eine angegliederte Organisie- 
rung aussehen, deren Hauptfunktion die 
Herstellung eines Diskussionsforums ist 
(Verein, Gewerkschaft, Partei)? 

3. Ist Regionalarbeit nicht im wesentlichen 
(ausgelagerte/erweiterte) Jugendarbeit? 

4. Wie schafft eine Organisation sogenannte 
„niedrigschwellige Angebote“ zur Partizi- 
pierung strukturschwacher Gruppen/Re- 
gionen/Einzelpersonen (Offensive ’99/ 
Verein/Versand)? 


These_5 

Die AA/BO ist Spiegelbild der Bewe- 
gung. Kaum eine Mitgliedsgruppe ist über ci- 
nen längeren Zeitraum als zwei Jahre politik- 
fähig. Die meisten Gruppen sind zumeist in 
ihrer Entstchungsphasc handlungsfähig, nach 
einer typischen Entwicklung im Sinne einer 
Jugendgruppe zerfallen die allermeisten Grup- 
pen. Andere verlassen das Niveau regionaler 
Initiativen nicht. 

Die Idee des Aufbaus einer radikalen Lin- 
ken unter antifaschistischen Vorzeichen spielt 
offensichtlich sowohl in der Praxis als auch in 
der Reflexion der Politik keine Rolle (mehr). 


1. Was unterscheidet Mitgliedsgruppen in ih- 
rem politischen Ansatz von anderen Anti- 
fagruppen, wenn der Aufbau der radikalen 
Linken wegfällt? 

2. Ist die AA/BO über eine durchaus erfolg- 
reiche Jugendorganisierung hinausgekom- 
men? 

3. Ist politische Kontinuität und Weiterent- 
wicklung jenseits einzelner Gruppen mög- 
lich? 


autonome antifa [m] göttingen 
juli 2000 


SAVE THE RESISTANGE! 
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Ist die AA/BO bzw. eine auf tagespoliti- 


ren, zu stigmatisieren und auszugrenzen. Die 
sozialen Polarisierungsprozesse werden zuneh- 
mend nicht mehr aus der Perspektive sozialer 
Gerechtigkeit, sondern als Problem der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung thematisiert. 
Zu den bevorzugten Objekten dieser 
Stigmatisierungs- und Diskriminierungskam- 
pagnen zählen neben Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen jene soziale Klassen, die aus dem 
vorherrschenden Produktivitäts- und Lei- 
stungsmodell herausfallen. 

Was macht die Konstruktion von ‘gefähr- 
lichen Gruppen so attraktiv? Mit Hilfe der 
universell einsetzbaren Kategorien ‘Gefahr’ 
oder ‘Gefährlichkeit’ lassen sich einerseits 
heterogene Milieus homogenisieren, anderer- 
seits erlaubt der Begriff gleichzeitig eine 
differenzierte Behandlung der betroffenen 
Gruppen je nach der Qualität der Gefährdung, 
die sie repräsentieren. Auf diese Weise kann 
etwa zwischen ‘Asozialen’ unterschieden wer- 
den, die lediglich die öffentliche Ordnung stö- 
ren (Alks) und ‘antisozialen’ Kräften, die eine 
Bedrohung für die gesamte Gemeinschaft dar- 
stellen (DealerInnen). 

Da Unsicherheitsempfindungen weniger 
das Produkt direkter Erfahrungen sind, son- 
dern vor allem durch das Reden über Gefahren 
entstehen, stärken die Sicherheitskampagnen 
der Politik und der einschlägigen Institutionen 
cher die Kriminalitätsfurcht als sie abzubauen. 
Die öffentliche Sicherheit erweist sich als 
ideales Feld, auf dem der Staat und die Partei- 
en “Handlungsfähigkeit’ demonstrieren kön- 
nen, die in anderen Politikfeldern nicht mehr 
möglich erscheint. Das strategische Moment 
solcher Moralisierungs- und Bedrohungssze- 
narien besteht darin, Zugehörigkeit und Nicht- 
Zugehörigkeit zu definieren, Einschränkungen 
des bürgerlichen Gleichheitspostulats zu legi- 
timieren, Grenzen des Anspruchs auf Aner- 
kennung von sozialen Rechten zu bestimmen 
und den Zugang zu materiellen Ressourcen 
abhängig zu machen. 

Die Moral- und Sicherheitsdiskurse zielen 
jedoch nicht nur auf die Exklusion der ‘Un- 
produktiven’ und “*Unerwünschten’, sondern 
fungieren auch als Teil einer Integrationsstra- 
tegie, die die Ausschließung bestimmter sozia- 
ler Gruppen voraussetzt, da ohne diese Grenz- 
zichungen keine Normalitätsstandards gebil- 
det und durchgesetzt werden könnten. 


Territorialstrategien und 
Kontrollszenarien 


Von Gilles Deleuze (1993) stammt die 
These, daß sich gegenwärtig der Übergang 
von der Disziplinargesellschaft zur Kontrollge- 
sellschaft vollziehe. Die herkömmlichen Ein- 
schließungsmilieus wie Gefängnis, Familie 
oder Schule befinden sich ihm zufolge in einer 
Krise, die ihre jeweilige gesellschaftliche Be- 
deutung verändert. Die Transformation der 
Disziplinar- und Normalisierungskonzepte 
sollte jedoch nicht mit der Durchsetzung einer 
‘reinen’ Kontrollgesellschaft gleichgesetzt 
werden. Die Rückkehr des ‘strafenden Staa- 
tes’, und die gegenwärtigen /aw-and-order- 
Kampagnen sind eindeutige Indikatoren dafür, 
daß die klassischen Modelle von “Überwachen 
und Strafen’ nicht verschwunden sind. Diesen 
Macht- und Herrschaftsmechanismen kommt 
vielmehr bei der Durchsetzung des Neolibera- 
lismus in Deutschland eine wichtige Rolle zu. 
Indem die ökonomische und soziale Krise 
auch als eine Krise der Werte und Normen 
verhandelt wird, ergeben sich spezifische ge- 
sellschaftspolitische und staatliche Interventi- 
onsmöglichkeiten. Durch die Errichtung einer 
neuen ‘moralischen Ordnung’ soll nicht nur 
die fragmentierte Gesellschaft konsensual zu- 
sammengehalten, sondern auch der wachsende 


sozialräumliche Abstand zwischen den ver- 
schiedenen Klassen und sozialen Milieus legi- 
timiert und durchgesetzt werden. Nach 
Bourdieu (1991) handelt es sich bei der Herr- 
schaft über den Raum um eine der privilegier- 
testen Formen von Machtausübung, da die 
Manipulation der räumlichen Verteilung von 
Gruppen sich als Instrument der Manipulation 
und Kontrolle der Gruppen selbst durchsetzen 
läßt. In den Auseinandersetzungen um Orte’ 
und Plätze manifestieren sich somit die gegen- 
wärtigen Machtverhältnisse. Die Fähigkeit, 
den angeeigneten Raum zu dominieren - so- 
wohl materiell wie symbolisch - ermöglicht cs, 
unerwünschte Personen und Ereignisse auf Di- 
stanz zu halten und umgekehrt subalternen 
Gruppen stigmatisierte und entwertete Territo- 
rien zuzuweisen. Die wachsende Präscnz der 
Marginalisierten in den Zentren und bestimm- 
ten Wohnquartieren wird deshalb von den Eli- 
ten und der Mehrheitsgesellschaft als Kon- 
trollverlust über die Stadt wahrgenommen. 
Aus deren Sicht geht es um die “Wicdererobe- 
rung des öffentlichen Raums’ und um die 
Durchsetzung bestimmter Normalitätsstan- 
dards. 

Die Durchsetzung dieses ‘Modells’ erfolgt 
an den verschiedenen städtischen Orten mit 
unterschiedlichen Ausrichtungen und Intensi- 
täten. Schematisch betrachtet zeichnen sich in 
den Metropolen vier unterschiedliche Kon- 
trollszenarien ab: 

Erstens geht es um die präventive Ab- 
schirmung abgeschlossener Archipele wie Bü- 
rotürme oder Malls von der “feindlichen Au- 
Benwelt”. Durch entsprechende Absicherun- 
gen und Wachmannschaften können bereits im 
Vorfeld unerwünschte Gruppen und Ereignisse 
ferngehalten werden. Innerhalb des privat or- 
ganisierten Territoriums findet die Kontrolle 
der Besucherströme cher unaufdringlich durch 
Techno-Prävention und eine spezifische 
Raumgestaltung statt. In der Terminologie von 
Michel Foucault (1976) könnte man von ei- 
nem panoptischen Kontrollsystem sprechen, 
das sich allerdings in der Regel auf die Akzep- 
tanz der Betroffenen stützen kann. 

Zweitens gibt es umkämpfte Territorien 
wie etwa die innerstädtischen Einkaufsmeilen 
oder Bahnhöfe, in denen mit Hilfe einer re- 
pressiven Verdrängungspraxis eine selektive 
soziale Homogenität hergestellt werden soll. 
Ein wichtiges Instrument der Aufwertungs- 
strategie bilden dabei Raumverbote für miß- 
liebige Personen. Durch Moral- und Sicher- 
heitskampagnen versucht man auch, die Ver- 
haltensweisen bestimmter sozialer Gruppen im 
öffentlichen Raum stärker normativ zu regu- 
lieren. 

Drittens bilden sich in bestimmten Wohn- 
vierteln Nachbarschaftshilfen heraus, die 
durch Quartiers-Patroullien und Bürgerwehren 
eine hohe soziale Kontrolle nach “Innen” und 
eine starke Abwehrbereitschaft nach “Außen” 
zu demonstrieren versuchen. Zudem soll mit 
einer selektiven räumlichen Verteilungspolitik 
sogenannter Problemgruppen und einem aus- 
grenzenden Ghetto-Diskurs die territoriale und 
kulturelle Vorherrschaft der neuen “Urbani- 
ten” oder der deutschen Quartiersbevölkerung 
gesichert werden. 

Viertens geht es um die ordnungspoliti- 
sche Absicherung und Überwachung von Aus- 
schließungs- und Internierungsräumen für die 
“Klasse der Entbehrlichen” wie etwa Junkies, 
DealerInnen, Flüchtlinge oder Illegalisierte. Es 
handelt sich dabei um einen Macht- und Kon- 
trolltypus, der entweder die dauerhafte Ver- 
bannung bestimmter Menschengruppen aus 
der Stadt anstrebt oder die Ausschließung mit 
differenzierten Einschließungs- oder Internie- 
rungsmodellen zu kombinieren versucht. So 
werden viele DrogenkonsumentInnen vor die 
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Alternative Therapie oder Strafe gestellt, Asyl- 
bewerberInnen in Heimen festgehalten oder es 
wird unerwünschten Personen und mutmaßli- 
chen StraftäterInnen der Zugang zu bestimm- 
ten städtischen Gebieten untersagt. 

Der Schwerpunkt der Kontrollpolitik in 
Deutschland liegt gegenwärtig darin, einer- 
seits in den zentralen Bereichen der Stadt die 
Armut unsichtbar zu machen und andererseits 
einen tief gestaffelten Sicherungsraum gegen 
Flüchtlinge und Migrationsbewegungen zu 
installieren. Die Sicherheitsdiskurse und Re- 
pressionsprogramme bestimmen dabei vor al- 
lem den Alltag in den Metropolen. Hier ver- 
dichten sich gegenwärtig sozialräumliche und 
politische Formierungsprozesse, die für die 
Umstrukturierung der gesamten Gesellschaft 
von Bedeutung sein werden. 


Urbaner Revanchismus 


Der amerikanische Stadtforscher Neil 
Smith (1996) hat exemplarisch für New York 
gezeigt, daß diese gegenwärtige Restrukturie- 
rung nicht nur durch eine neoliberale Kapital- 
logik erfolgt, sondern auch an eine “revanchi- 
stische Politik” — was sowohl Rückeroberung 
wie auch Rache meint — gekoppelt ist, die aus 
der Mitte der Gesellschaft kommt. Die repres- 
sive Ausgrenzung von Menschen, die als nicht 
normenkonform definiert werden, läßt sich er- 
folgreich damit legitimieren, daß es dabei um 
die Rettung der räumlichen Kontrolle und die 
sozial-kulturelle Hegemonie der Gemeinschaft 
der Wohlanständigen gehe. Daß Revanchis- 
mus und neoliberale Stadtentwicklung dabei 


miteinander korrespondieren ist offensichtlich. 


Dennoch handelt es sich um zwei unterschied- 
liche Projekte, die jeweils ihren eigenen Ort 
der Entstehung haben, jedoch gegenwärtig 
eine Symbiose eingehen und nun den sozialen 
Raum entscheidend mitstrukturieren. 

Bereits in der Spätphase des sozialdemo- 
kratischen “Modell Deutschland” und nach 
der sogenannten Wende versuchten die politi- 
schen Eliten, die sich abzeichnende Krise des 
Wohlfahrtsstaates durch einen diskriminieren- 
den Migrationsdiskurs und Anti-Asyl-Kampa- 
gnen zu bearbeiten. Damit wurde bereits im 
letzten Jahrzehnt ein wichtiger Baustein für 
das Erstarken revanchistischer Strömungen 
gelegt. Der sich darin verstärkt artikulierende 
Rassismus wird dabej oft auf eine allgemein 
um sich greifende Ethnisierung des Sozialen 
zurückgeführt, die die MigrantInnen erst zu 
Objekten der Ausgrenzung und Diskriminie- 
rung mache. In den Debatten erscheinen dem- 
gegenüber die sechziger und siebziger Jahre 
(“GastarbeiterInnen”) teilweise als goldenes 
Zeitalter, in dem die MigrantInnen angeblich 
nicht nach “ethnischen”, sprich irrationalen, 
sondern nach rationalen Maßstäben wahrge- 
nommen wurden, eben in erster Linie als Ar- 
beiterInnen. Dem ist entgegenzuhalten, daß 
die ausländischen Arbeitskräfte von Anfang 
an sozialen Verhältnissen unterworfen waren, 
die stets auch eine rassistische Komponente 
aufwiesen. Der Wohlfahrtsstaat bzw. das kor- 
poratistische “Modell Deutschland”, beruhte 
u.a. auf Diskriminierungs- und Auschlußme- 
chanismen, die als “eingehegter” Rassismus 
umschrieben werden können. Während in die- 
ser Phase z.B. der Alltagsrassismus der Arbei- 
terkultur noch durch die sozialreformerische 
Ideologie der Gleichheit und (internationale) 
Solidarität reguliert wurde, werden mit der 
Enttraditionalisierung und Deinstitutionalisie- 
rung dieses Milieus die “Intoleranzschwellen” 
(Balibar 1993) zunehmend herabgesetzt. 

In diesem Zusammenhang ist es aber un- 
zutreffend einen ursächlichen Zusammenhang 
zwischen sozialer Problemlage und Rassismus 
zu unterstellen. Das Erstarken nationali- 
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stischer und rassistischer Strömungen seit Be- 
ginn der achtziger Jahre ist nicht, wie in der 
gängigen ökonomistischen Erklärung, als Fol- 
ge der Krise, sondern selbst als ein politischer 
Faktor bei der Auflösung des sozialen Kom- 
promisses zu verstehen. Als eine Antwort auf 
die Krise des “national-sozialen Staates” (Ba- 
libar 1993) und seiner Apparate wie Gewerk- 
schaften und Volksparteien haben sich rechts- 
populistische Strömungen herausgebildet, die 
die entstandene Schere zwischen dem realen 
Konfliktniveau und den Lösungsmöglichkei- 
ten des Wohlfahrtsstaates auf ihre Weise auto- 
ritär zu bearbeiten versuchen. 

Die Ursachen des Rassismus dürfen nicht 
in seine Objekte verlegt werden, da für 
rassistische Einstellungen - das belegt die 
Dauerhaftigkeit des Antisemitismus - keine 
realen Erfahrungen mit der stigmatisierten 
Gruppe nötig sind. Der Rassismus ist vielmehr 
in den psychischen und soziopolitischen 
Strukturen der jeweiligen Gesellschaft ange- 
legt und häufig intergraler Bestandteil der “na- 
tionalen Identität” Insofern ist er nicht einer 
bestimmten sozialen Klasse vorbehalten. Viel- 
mehr existiert ein Wechselspiel zwischen 
institutionellen Ausschlußpraktiken, dem Ras- 
sismus politisch-kultureller Eliten und dem 
popularen Rassismus, der auch offene Gewalt- 
tätigkeiten miteinschließt. 

Da die Vorstellungen und Diskurse über 
die “Fremden” aufs engste mit den ökonomi- 
schen und politischen Strukturen verbunden 
sind, wäre es nötig, sie auch in diesem Kon- 
text zu analysieren. Nur so könnte man An- 
worten auf die entscheidende Frage finden, 
wie und warum sich verschiedene gesell- 
schaftliche Widersprüche derzeit im Rassis- 
mus verdichten und auf ihn stützen können 
und wie sich dieser wieder desartikulieren 
läßt. Dabei ist das Verhältnis von Krise und 
Rassismus weder einseitig ökonomistisch 
(Verteilungskonflikte, Sündenbocktheorie) 
noch.kulturalistisch (Identitätskonflikte, Es- 
sentialismus) aufzulösen. 


Auditorium S: Es wäre schön, wenn ihr 
exemplarischer darstellen könnt, was es für 
positive Anknüpfungspunkte gibt und die 
Dysfunktionalitäten herausarbeitet. 


Referent: Bei unseren Diskussionen wa- 
ren die Überlegungen, wie das Verhältnis einer 
staatlichen Ordnungsmacht oder der Privati- 
sierten und der Kundschaft ist, was wir als die 
Mebhrheitsgesellschaft kurzgeschlossen haben. 
Und dann das Verhalten der Faschos am Ring- 
center in Friedrichshain, was durch die lokale 
Presse gegeistert ist. Unsere Frage, die wir 
auch nach einem Gespräch mit dem Center- 
Manager nicht lösen konnten, ist, wie das alles 
ineinander greift. Zum Beispiel gibt es vor 
dem Center auch Vietnamesen die Zigaretten 
verkaufen. Außerhalb des Centers darf der 
Center- Wachschutz nicht agieren. Durch die 
Präsenz der Faschos war es den Vietnamesen 
also unmöglich, dort zu bleiben. Erst als Linke 
dagegen agiert haben, wurde es als Problem 
thematisiert. Durch die Debatte kam es zu ei- 
nem Imageverlust, woraufhin ein ganz beson- 
derer Wachschutz angeheuert wurde, der die 
Rechten vor dem Center fernhalten sollte. In- 
teressant daran ist, daß ich vermute, das diese 
Sicherheitsdienste auch einen hohen Grad an 
Rekrutierungsfeld für Faschos bieten. In Ber- 
lin ist eine Art Hochrüstung vor sich gegangen 
und von städtischer, also sozialdemokratischer 


Seite, wird argumentiert, daß es darum geht, 
den öffentlichen Raum zu schützen. Dieser 
Sauberkeitsdiskurs ist sehr rassistisch durch- 
setzt, wie durch verschiedenes Vorgehen er- 
kennbar ist. Razzien sind ganz klar nach Haut- 
farbe ausgerichtet. Wir haben in diesem öf- 
fentlichen Raum eine Art Hochrüstungsschlei- 
fe, wobei der private Raum Druck ausübt. Ich 
denke man müßte sich deutlicher anschauen, 
wie z. B. Einkaufszentren auch Normalisie- 
rungsdruck ausüben. Das heißt, die Unter- 
scheidung zwischen privaten und öffentlichen 
Raum aufgeben. 


Referentin: Noch mal mehr auf die Frage 
zu den positiven Anknüpfungspunkten einge- 
hend: Wir landen immer wieder in dem Wider- 
spruch, daß wir uns auf der einen Seite gegen 
den kapitalistischen Verwertungsdruck weh- 
ren, gleichzeitig aber, innerhalb der stattfin- 
denden Auseinandersetzungen, erkennen müs- 
sen, so entpolitisiert sie auch sind, daß diese 
das Handeln immer wieder bestimmen. Mein 
Vorschlag wäre, taktisch zu versuchen, Image- 
schädigung zu nutzen. Also das Wissen, daß 
Geschäftsleute, bestimmte Gegenden, be- 
stimmte Politiker etc. Angst vor Imageschädi- 
gungen haben, zu nutzen. Dies ist sicherlich 
umstritten, aber ich finde das an konkreten 
Punkten notwendig, da mir mittel- und länger- 
fristig nichts anderes einfällt. Die Frage ist, ob 
das in bestimmten Orten und Städten über- 
haupt möglich ist. 

In Ostberlin können wir schen, daß von 
Seiten der Polizei und von privaten Unternch- 
mern oder Geschäftsleuten Angst vor mögli- 
chen Konfrontationen zwischen Antifas und 
Rechten existiert. Das kann zum einen heißen, 
daß sie das Agieren der Antifas repressiv be- 
antworten oder daß sie erst mal Ruhe haben 
wollen. Und dies ist meiner Meinung nach der 
Fall, wenn ich mir ansche, wie entpolitisiert 
diese Diskussion geführt wird. Es wird ver- 
sucht, diesen entstehenden Konfrontationen 
aus dem Weg zu gehen. Das spricht eigentlich 
für die klassischen Antifakonzepte, militant 
und präsent vor Ort zu sein. Es ist aber auch 
ganz stark kontextabhängig. Ich kann mir vor- 
stellen, daß es in vielen Orten und Städten gar 
nicht als Problem wahrgenommen wird, denn 
die Rechten gelten als normale Kunden. 

Da wissen wir aber innerhalb unserer 
Gruppe zu wenig, was an anderen Orten für 
Mechanismen greifen. In Städten, wo auf Tou- 
rismus gesetzt wird, ist eine rechte Dominanz 
ein Problem. Das wäre auch eine Frage für die 
Diskussion, ob es legitim ist, darauf zu setzen. 


Moderator: Um noch mal auf den Film 
über die Hamburger Szene zu kommen, wo 
sich Autonome mit dem Argument, daß da 
Neger wären, darüber beschweren, daß das 
Stadtviertel nicht mehr so sauber ist. Ist dies 
nicht ein wunderbares Beispiel für deutsche 
Spezifik? Zeigt dies nicht, das die Verquik- 
kung von Standort-Argumenten, die man als 
ökonomisch bezeichnen könnte und von rassi- 
stischen Argumenten, die in Deutschland nie 
ohne die völkische Komponente gedacht wer- 
den können, in Deutschland spezifisch ist? Ist 
das nicht genau der Punkt, wo man sagen 
könnte, das ist Deutschland, das ist die öffent- 
liche Präsentation. Kann man es nicht soweit 
führen zu sagen, es ist gar nicht das analyti- 
sche Problem, zu gucken, was sind die Gründe 
für die Ausgrenzung, sondern es gibt immer 
diese Überschneidung. Im Osten gibt es nur 
weniger Zivilgesellschaft und da sind die 
Gründe völkischer und im Westen sind sie 
eher Standortorientiert aber es gibt diese An- 
gleichungen. Und was dabei rauskommt, hast 
Du ja wunderbar beschrieben. Nämlich daß 
die Nazis dann mit einem anderen Aufnäher 
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dastehen, mit dem Security-Aufnäher. Die 


Ideologie ist da und sie erscheint nur in einem 
anderen Gewand. Ich will das nicht alles ver- 
einfachen, aber mir kommt cs gar nicht so 
kompliziert vor. 


K.: Ich will auf zwei Sachen eingehen, 
einmal auf daß was die Referentin meinte, daß 
man sich auf Tourismus, offene Stadt und 
Imageschädigung beziehen kann und das An- 
dere, daß es wohl Deutschland spezifisch sei, 
wie der Moderator meinte. Ich habe mich seit 
längerem mit Südafrika beschäftigt und das 
Modell Kapstadt zeigt, daß es gar keinen Wi- 
derspruch darstellt, wenn es genau um diese 
Dinge geht, wie Sicherung der Innenstadt, die 
ganz zentral ist für den Tourismus, für Dienst- 
leistungen und Konsum. Daher wäre ich schr 
vorsichtig und dagegen zu sagen, wir setzen 
auf das Strategie Imageschädigung, da es im- 
mer nach hinten losgehen würde. Du bedienst 
damit eine Logik, die letztendlich zu Repressi- 
on und Kontrolle führt, die von dir unkontrol- 
lierbar in die Richtung geht, gegen die du an- 
kämpfst. Außerdem wäre ich schr vorsichtig, 
daß auf Deutschland zu reduzieren, was mei- 
ner Ansicht nach eine Verkürzung ist. 


T.: Ich höre jetzt eine Aufteilungen her- 
aus, einerseits was gegen Faschos zu machen, 
die im Stadtbild präsent sind und gegen dieses 
von euch beschriebene 3-S-System. Wie geht 
man nun konkret vor? Bei Faschos mit purer 
Antifaarbeit und gegen intolerante, ignorante 
Bürger mit Spaßaktionen? Wobei man dann in 
eine Diskussion mit Bürgern kommt, die ent- 
weder selbst ratlos sind oder uns nicht wollen. 
Diese finden Sicherheitsdienste richtig und 
Bahnhofsüberwachung super. Ich finde inter- 
essant, wo wir Ansatzpunkte finden wollen. Es 
gibt ja mehrere Möglichkeiten, einmal über 
Konfrontation, Bürger zum Nachdenken anre- 
gen. Oder wir kümmern uns z. B. um die ver- 
triebenen Drogenkids, machen was gegen Re- 
pression gegenüber Ausländern. Wo sind die 
Ansatzpunkte? 


S.: Ist es ein nationales oder internationa- 
les Problem? Ich würde sagen, es ist cin inter- 
nationales Problem. 


Referent: Ich glaube, es wäre ein Trug- 
schluß, wenn man dies auf Eliten reduzieren 
würde. Es zeichnet sich im Schanzenviertel 
und am Leipziger Hauptbahnhof ab, daß 
Überwachung gewünscht und getragen wird. 
Für mich ist völlig unverständlich, daß vor 10 
Jahren marschiert wurde, um die Kameras weg 
zu kriegen und jetzt gibt es Pilotprojekte mit 
Kameras im öffentlichen Raum. 


K.: Ich bin mir nicht so sicher, ob es nicht 
zum Teil Strategieüberlegungen weniger Leute 
sind. Natürlich ist es schön für Leute, an Orte 
zu gehen wo sie in 10 min. alles kaufen kön- 
nen. Ich glaube aber, daß schr viele Leute mit 
der Zerschlagung von Strukturen und Quartic- 
ren auch im Zuge der Sanierung in Ost- 
deutschland/ Ostberlin unzufrieden waren. 

Die Zerschlagung der Quartiere und 
wachsenden Kiezstruktur hat auch zur Folge, 
daß es schr leicht ist, Menschen aus den poli- 
tischen Räumen zu verdrängen. 

Es wird von einer verfehlten Drogenpoli- 
tik, Sozialpolitik etc. gesprochen. Die Leute, 
die in den Kiezen leben, werden mit den Leu- 
ten konfrontiert, die als Looser gelten, bzw. 
verdrängt worden sind. Das paßt auch gut zum 
Schanzenviertel. Die Leute sind dort überfor- 
dert mit den Leuten, die aus dem gesamten 
Stadtgebiet dorthin strömen. 

Ich glaube, daß die Linke und natürlich 
auch die Antifa es verpaßt hat, sich vor eini- 


gen Jahren an diesen Bürgerprotesten zu betei- 
ligen und Politik zu machen. Wo wollen wir 
jetzt noch ansetzen, wo wir es 5 Jahre ver- 
pennt haben, uns mit Leuten auf politischer 
Ebene auseinanderzusctzen. Ein gutes Beispiel 
ist auch “Rock gegen Rechts”, wo Faschos ei- 
nen Großteil der Ordner gestellt haben. Und 
das Problem ist ja bekannt, daß die Nazis Poli- 
zei, Ordnungsdienste und Bundeswehr ganz 
gezielt unterwandern. 


D.: Ich muß dir völlig widersprechen, 
dem angeblichen Bedürfnis der Bevölkerung 
nach Kiezstruktur oder daß eine bestimmte 
Gegenwehr zu verzeichnen ist. Ich habe die 
Erfahrung gemacht, daß die Leute Einkaufs- 
zentren begehren, der Leipziger Bahnhof ist 
das beste Beispiel dafür. An der damaligen 
Protestaktion gab cs kaum Beteiligung. Wie 
will man da Ansatzpunkte finden? 


L.: Das knüpft an das eben gesagte an und 
würde mich gerne euer am Anfang gesagtes 
beziehen. Ihr habe ja Kontakte zu anderen 
Ländern geknüpft, wo ebenfalls Innenstadtak- 
tionen stattfanden. Dabei haben sich die spezi- 
fischen deutschen Tugenden herauskristalli- 
siert. Ihr habt dabei für mich einen Wider- 
spruch geschaffen, da ihr euch einerseits auf 
die deutschen Tugenden bezogen habt, die 
dem Sicherheits- und Ordnungswunsch zu 
Grunde liegen. Wo liegen für euch die Spezifi- 
ken, da ihr die Mitte der Gesellschaft, als Trä- 
ger der Sekundärtugenden, bezeichnet? Wie 
ist da euer Diskussionsverlauf? 


H.: Die Leute begehren durchaus, daß in 
den Räumen, die sie betreten, andere vertrie- 
ben werden. Es läßt sich nicht nur so gut ver- 
markten, weil es Konsens ist, sondern da cs 
Teilhaben läßt an einer Autorität. Das ist in 
gewisser Weise eine vermittelte Ausführung 
von Aktionen, welche die Nazis direkt ausfüh- 
ren. 

Noch einmal in Richtung Schanzenvier- 
tel, wo unsere Selbstreflektion ein Stück wei- 
ter gehen muß. Was für eine Vorstellung haben 
wir von öffentlichen Raum? Auf der einen 
Seite steht der Laden, mit der wichtigen Nah- 
versorgung im Kiez, mitsamt Infrastruktur etc. 
Auf der anderen Seite wird der Laden an der 
Ecke, mit dem Viertel, mit dem Gewachsenen, 
mit dem Leben aufgeladen. Ein Bild von einer 
Welt in der alles in Ordnunß ist, wo jeder sei- 
nen Platz hat. Das ist auch ein Bild, was von 
den Rechten und politisch Herrschenden pro- 
pagiert wird. Ich halte es für wichtig, daß dies 
stärker grundsätzlich kritisiert wird. 

Dieser Revanchismus ist immer schon 
darin aktiv, da es immer Obdachlose gibt oder 
andere, die als Eindringlinge wahrgenommen 
werden. Es muß diese äußere Bedrohung ge- 
ben, damit es dieses Bild der “schönen Nach- 
barschaft” geben kann. 


Moderator: Es gibt jetzt 3 Blöcke. Der 
eine, wie eingreifen und was bewirkt das? Pro- 
voziert man damit nicht nur besseres Schlech- 
tes. Den würde ich ganz zum Ende machen. 
Vorher den Block mit der Fragen nach der 
Minderheit, die diese Ausgrenzungsmodelle 
strategisch anschiebt, um ihre persönlichen 
Pfründe zu sichern. Oder ist es eine Mehrheit, 
ideologisch auf breite gesellschaftliche 
Schichten angelegt? Und den 3. Block würde 
ich als Kiezblock bezeichnen. 


Referent: Als erstes zum Kiezblock, wo 
schon alles Wesentliche gesagt wurde. Wir 
hatten in Berlin immer eine starke Auseinan- 
dersetzung mit dem DBA (Wir bleiben alle), 
die Mietenpolitik im Prenzlauer Berg gemacht 
haben. Ich greife dabei nicht an, daß man Po- 


litik macht, für niedrige Mieten. Das ist 
durchaus ein Konzept. Von uns war dann aber 
immer der Vorwurf, daß der Kiez oder das 
Quartier als heile Welt, die von außen bedroht 
wird, durch Spekulanten, Yuppies, Wessis etc. 
dargestellt wird. 

Wenn ich dies hochzoome auf Deutsch- 
land, würde der Diskurs exakt genau so funk- 
tionieren. Wir haben cs alle nett zusammen 
und von außen kommen Probleme. Diese Dis- 
kussion, die so tut als gäbe es essentiell den 
heimischen Kiez, finde ich problematisch. Das 
ist auch das, was mich an Standort Deutsch- 
land stört. Da höre ich zwischen den Zeilen 
durchklingen, als ob es darum gehe, den ho- 
mogenen Raum Deutschland zu produzieren. 
Klar gibt es diesen dispositiv. Wir sind die 
Deutschen und ihr die Aliens oder so. Darüber 
gibt es natürlich den Deutschlanddiskurs. 
Aber darüber was sich räumlich darin abbil- 
det, ist meiner Meinung nach, das zentrale 
Moment, die vollständige Rehicrachisierung 
der einzelnen Räumen. 

Da sind wir bei dem Block, wer ist wie 
davon betroffen. Es macht eben einen Unter- 
schied, ob ich über Essen, Leipzig oder Frank- 
furt rede. Mehr Unterschied als noch vor 30 
Jahren. Wenn ich reinzoome, nach Essen oder 
Berlin, macht es schon einen wesentlichen 
Unterschied, zu fragen, wer hat was davon, 
daß z. B. die Messe in Frankfurt einen zusätz- 
lichen Turm bekommt und wer ist der Akteur 
dahinter. Wenn ich noch etwas runter gche ins 
Quartier, wer hat was davon, daß die Drogen- 
szene in der Hasenheide verschwindet. Dabei 
wäre es schwierig zu argumentieren, daß die 
elitären Kapitalinteressen dafür sorgen, daß 
ABM-Leute durch die Hasenheide patrouillie- 
ren. Wenn man sich fragt, wer hat da die Vor- 
teile und gibt cs da klar definierbare clitäre 
Kapitalinteressen. Natürlich gibt cs Leute, die 
dabei mehr verdienen als andere, aber das In- 
teresse an einem homogenen Raum und der 
Aspekt der Normalisierung trifft schr viel brei- 
tere Schichten. 


O.: Man kann gut an Alfred Schobert 
(vgl. Implizite Politik - Das Selbstverständli- 
che im politischen Alltag) heute morgen an- 
schließen. An das, was sich Protonormalismus 
und flexibler Normalismus nennt. Im Quartier 
z. B. gibt es Untersuchungen, die deutlich zei- 
gen, das vor allem kleinbürgerliche Milieus, 
ganz starke Ressentiments gegen alles Fremde 
haben. Das ist eine Sache, die einerseits mit 
der Angst vor dem eigenen Abstieg zu tun hat, 
aber gleichzeitig auch mit überkommenen 
Ressentiments. Es gibt Studien, wo zu erken- 
nen ist, daß in Yuppie- oder multikulturellen 
Dienstleistungseliten eher flexibler Normalis- 
mus vorherrscht mit der These von den ge- 
fährlichen Klassen, die Leuten gegenüber an- 
gewandt wird, die praktisch aus der Leistungs- 
gesellschaft rausgefallen sind. 

Da kommt die Sache über eine Leistungs- 
ideologie, die sich gegen Drogensüchtige, 
Faule, Penner richtet. Hierbei geht es weniger 
um Ressentiments gegen Fremde, sondern es 
resultiert cher aus einer Leistungsideologie 
heraus. Beides führt gleichzeitig zu einer Kon- 
zeption gefährlicher Klassen, die sich ganz 
stark überschneiden und wo schnell gefordert 
wird, diese repressiv zu verdrängen. 


Referentin: Ich würde gerne langsam weg- 
kommen von der Zustandsbeschreibung und 
Analyse. Ich finde z. B. die Frage danach, ob 
das, was wir beschreiben in Deutschland noch 
aggressiver ist, als woanders oder das spezi- 
fisch Deutsche daran zu erkennen, eine Glau- 
bensfrage ist. Das hilft uns jetzt nicht weiter. 
Mich stört außerdem diese Gegenüberstellung. 
Ich finde wichtig wenn gesagt wird, was ist 
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1999 und was war 10 Jahre vorher. 

Wir beklagen die Dominanz von Rechts 
in allen möglichen Bereichen. Da stellt sich 
die Frage, da sind die Rechten besser gewesen 
als wir und müssen wir noch mal den Weg 
durch die Institutionen gehen. Ich glaube 
nicht, daß dies für mich die Frage ist, weil de- 
nen die verschiedenen Institution wie Polizei 
und Bundeswehr als Rekrutierungsfeld die- 
nen. Jedoch möchte ich mich jetzt nicht dafür 
oder dagegen entscheiden. Aber die Frage von 
Quartieren und der Notwendigkeit mit Leuten 
zu arbeiten, die rassistisch sind und Ressenti- 
ments im kleinbürgerlichen Bereich haben, 
sche ich schr wohl. Irgend eine Form von 
Kontaktaufnahme und Auseinandersetzung zu 
führen, halte ich für sehr wichtig, sonst bleibt 
uns wirklich nicht viel mehr übrig, als das Sy- 
stem immer totalitärer als rassistisch und na- 
tionalistisch zu kennzeichnen. Dann können 
wir uns nur noch auf die Alternative Koffer 
packen vorbereiten. Deswegen finde ich die 
Gegenüberstellung falsch, alles was homogen 
ist, ist abzulehnen, weil es kleinbürgerlich ist. 
Dies finde ich als politische Herangehenswei- 
se falsch. 

Wir müssen uns überlegen, was wir tun 
wollen und ob wir Bündnisse schließen mit 
denen, die davon betroffen sind, wie Junkies, 
Obdachlose etc. Wir haben das in Berlin ver- 
sucht, aber schlecht. Problematisch ist auch, 
daß wir nicht unbefleckt sind und selber in 
den Gruppen eine schr starke Homogenität ha- 
ben. In dem Bündnis hat es nicht funktioniert. 
Es gab mit Vertretern von Obdachloseninitiati- 
ven und Sozialarbeitern aus verschiedenen Be- 
reichen eine Zusammenarbeit, wo es auch 
ganz gute Positionen gab. Aber vor Ort hat es 
ganz schlecht funktioniert, weil wir ja auch 
nicht die Infrastruktur haben, Angebote zu 
machen. Wir haben auch gemerkt, daß wir da- 
mit überfordert waren, ernste Formen von Zu- 
sammenarbeit kontinuierlich zu entwickeln. 
Da sind wir ein Stück weit gescheitert. 


B.: Ich finde eure Analyse grundsätzlich 
richtig. Ihr habt den Ausdruck von Kontrollge- 
sellschaft schr gut dargestellt, aber es klingt so 
ein bißchen an, daß der Staat schwächer wird. 
Dadurch daß er bestimmte Kontrollbereiche 
an private Sicherheitsdienste abgibt. Das finde 
ich aber überhaupt nicht, sondern der Staat le- 
gitimiert sich nur auffeine andere Art und 
Weise. 

Ich würde eine These aufstellen: Die „na- 
tional befreite Zonen“ im Osten finden ihre 
Entsprechung durch die Politik in den Städ- 
ten. Diese Politik findet in den Innenstädten 
durch die Bullen, durch privatisierte Sicher- 
heitsdienste schr viel subtiler statt. Das ist 
wichtig für die radikale Linke, damit wir es 
nicht reduzieren auf Nazis in Form von Ju- 
gendbanden. Vor allem müssen wir aufpassen, 
daß die Öffentlichkeit es nicht auf uns ab- 
schieben kann, nach dem Motto, daß ist euer 
Kleinkrieg. 


O©.: Ich möchte noch mal an die Hand- 
lungsperspektiven anknüpfen. Wenn man sich 
Gedanken macht, wie mit den ausgegrenzten 
Leuten umgegangen und gemeinsam gearbei- 
tet werden soll. Der zentrale erste Gedanke 
daran ist, keine Sozialarbeit zu machen. Also 
nicht eine Unsichtbarmachung des Elends, 
was die produzieren. Ich möchte am Beispiel 


. des Schanzenviertels bleiben. Sobald man 


nämlich einen Unterstand baut, wo die Ob- 
dachlosen sich hinstellen können, wenn cs 
regnet, macht man diesen Fehler schnell. 
Dann kann man weiterdenken und überlegen, 
wie man zusammen arbeiten kann. So einfach 
wie das vorhin gesagt wurde, geht das, glaube 
ich, nicht. 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


Referentin: Was macht man, wenn die 
Obdachlosen einen Unterstand wollen? 


M.: Der Unterstand der Roten Flora ist 
viel politischer, als Du das jetzt beschreibst. 
Das war zudem der Versuch der Roten Flora 
zu reagieren. Aber grundsätzlich finde ich es 
auch falsch, nur sozialarbeiterisch zu reagie- 
ren. 


T.: Ich finde es zu wenig, nur zu reagie- 
ren. Wir reagieren zum Teil wie die Hilfspoli- 
zei. Wir agieren nicht selbst und versuchen 
nicht in dem Kreislauf selbst einzugreifen. 
Und irgendwann stellen wir fest, daß sich 
überhaupt nichts geändert hat. Ich kann es ei- 
nem Bauarbeiter nicht verdenken, wenn er im 
Einkaufszentrum alles kaufen möchte und ras- 
sistischen einem Ausländer gegenüber ist, der 
ihn Drogen anbietet. Genau an dem Punkt 
müssen wir ansetzen. Man darf ihn dann nicht 
nur als Faschisten bezeichnen. Die Antifa 
macht es sich heute viel zu einfach, alles was 
nicht so gut ist wie wir, sind Faschos. Alle die 
nicht so denken wie wir, sind Faschos. So 
kann man nicht mehr denken. 


U.: Was nun? Damit kommen wir nicht 
weiter. Was mich extrem gestört hat, ist die 
Meinung, na ganz gegen das Bürgerliche solle 
es auch nicht gehen, weil irgendwie brauchen 
wir sie ja noch. Jedoch sind sie im Normalisie- 
rungsdiskurs die Vorantreibenden. Das ist für 
mich ein so weittragendes Element, daß ich es 
wahrnehme, als etwas, wogegen ich kämpfe. 
Ich kann es auch nicht hören, daß ich es je- 
manden verdenken soll, wenn er so viel 
Scheiß von sich gibt. Natürlich kann ich es als 
Realität wahrnehmen, womit ich klar kommen 
muß. Aber bitte, kein Funken Verständnis da- 
für, 


Referentin: Wenn du den positiven Bezug 
auf bürgerliche Werte als den größten 
Schwachsinn hältst, was sind denn dann unse- 
re ureigensten linken Werte und Ideale, auf die 
wir Bezug nehmen können? Ich bin dafür, 
Grundwerte bürgerlicher Art weiter radikal 
voran zu treiben. Was setzen wir dem an ande- 
ren Wertigkeiten entgegen? Wir haben oftmals „ 
nichts entgegenzusetzen. Und ich beziehe 
mich nicht nur aus taktischen Gründen auf 
bürgerliche Werte. 


T.: Wer ist denn nicht bürgerlich? 


Es 


voran zu treiben und festzuschreiben. Diese 3 
S sind für mich genau so eine Darstellung der 
Normalisierung. Die Leute gehen irgendwo 
spazieren, schen eine Kamera und finden das 
total okay. Das Abartige daran ist, daß mit den 
Ängsten gespielt wird, die Ängste vor dem 
Anderen, vor dem Fremden. Dies verdichtet 
sich in dem Bürgerlichen, wo es auf einen 
Nährboden fällt und deshalb habe ich gesagt, 
daß ist etwas, wo ich dagegen bin. Ich will 
nicht sagen, daß ich mich außerhalb von dem 
Modell befinde, aber es ist doch wichtig zu 
fragen, was für eine Sauberkeit und was für 
eine Sicherheit. 


H.: Ich finde dieses Pochen auf die bür- 
gerlichen Grundwerte problematisch. Damit 
wurde nämlich auch der Krieg in Jugoslawien 
legitimiert. 


Referentin: Warum lädt man das Konzept 
von Grundrechten und Menschenrechten nicht 
so auf und arbeitet die Widersprüche heraus? 
Ich weiß nicht, was die Alternativen sind. 


C.: Ich denke, daß es die Widersprüche 
gibt, innerhalb der bürgerlichen liberalen Öf- 
fentlichkeit. Für mich ist es weniger die Frage, 
ob man den Bürger auf der Straße agitiert oder 
nicht. Da sehe ich, genau wie bei den Faschos, 
überhaupt kein Land. 

Eine Überlegung wäre zu gucken, wo ver- 
gesellschaftet sich das, und das sind vielleicht 
nicht die Produktions- sondern die Reproduk- 
tionsstätten. Also eben Kinocenter etc. Viel- 
leicht sollte man dort gucken, ob das mögliche 
Areale sind, wo hinein man agieren muß. Da- 
hin muß man mit den verschiedenen Bündnis- 
sen operieren. Und mit den Opfern ist es na- 
türlich schwierig. Wie reagiert man auf die 
Zersplitterung? 


Referent.: Wie reagiert man auf die Situa- 
tion in Bahnhöfen, wo z. B. zwischen Ob- 
dachlosen und Dealer wechselseitige Interes- 
senkonflikte herrschen, so daß die einen mit 
dem Wachschutz kooperieren und die anderen 
verpfeifen. Da eine gemeinsame Aktionsform 
zu finden, ist natürlich schwierig. Was ich 
aber eigentlich sagen möchte, ich finde es 
auch problematisch, daß wir keine andere Per- 
spektive haben. Ich will keine tolle Idee ent- 
wickeln, hätte aber gern einen anderen Griff 
auf Gesellschaft, der es mir möglich macht, im 
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Kontext darauf gerichtet analysieren zu kön- 


nen. Nun ist es ja eine Frage von Kräftever- 
hältnissen. Hier bei dem Kongreß sind ja viele 
Leute dabei, wenn man aber mal wegen ciner 
Kampagne irgendwo anruft, finden es alle 
spannend. Selber etwas entwickeln oder ma- 
chen, ist eben selten. Ich glaube nicht, daß es 
ein benennbares politisches Projekt geben 
müßte, damit sich die Massen hinter uns sam- 
meln würden. Ich glaube nicht, daß dies das 
Problem ist. 


Z.: Der große Lauschangriff, die Genda- 
teien oder die Videoüberwachung, das betrifft 
ja die gesamte Gesellschaft. Da müssen wir 
einhaken. Das ist nicht nur eine politische 
Aufgabe der radikalen Linken, sondern auch 
eine humanistische Aufgabe. 


L.: Wie stellst Du Dir das denn vor. Gera- 
de durch die Kameraüberwachung fühlt sich 
die Normalbevölkerung gar nicht beeinträch- 
tigt. Wie willst Du an so einem Punkt noch 
skandalisieren? Die Bürger wissen cs ja und 
akzeptieren es. 


Z.: Das ist ja ein wesentliches Problem. In 
diesem und auch im letzten Jahr gab es eine 
Auseinandersetzung darüber und das sind 
Schnittstellen wo wir eingreifen müssen. Zum 
Beispiel wenn „Monitor“, „Panorama“ oder 
andere darüber berichten, müssen wir einha- 
ken und unsere Positionen dazu darstellen. 
Aber es ist nicht klar, ob wir Positionen dazu 
haben. 

Die AA/BO hat im letzten Jahr eine Kam- 
pagne dazu gemacht, aber die ist auf sehr we- 
nig Gegenliebe gestoßen. Ich finde, daß man 
zu diesem Thema eigentlich sehr gut auftreten 
kann, indem man in Innenstädten verschiede- 
ne Aktionen macht. 


F.: Wir haben das Gefühl, daß die Leute 
uns nur hinterher rennen, wenn wir etwas ma- 
chen, was ihren persönlichen eigenen Interes- 
sen entspricht. Da haben wir ein Problem, weil 
Nationalismus und Rassismus nicht den mei- 
sten Leuten zuwiderläuft, sondern dem Mehr- 
heitsinteresse entspricht. Ich glaube, daß man 
da nur rann kommt, auch wenn es nicht mehr- 
heitsfähig ist, über so ein Aufklärungspostulat 
mit dem Gleichheitsanspruch. Dies ist das 
Einzige, was uns übrig bleibt. Es ist wichtig, 
unterschiedliche Interessenlagen öffentlich zu 
Ende zu diskutieren. 


“ Kritik staatlicher Sozialarbeit 


von Broschürengruppe „Rosen auf den Weg gestreut” 


Referentinl: Wir sind aus der Arbeit an 
der Broschüre dazugekommen, Veranstaltun- 
gen zum Thema Kritik an akzeptierender Ju- 
gendarbeit mit rechten Jugendlichen zu ma- 
chen. Wir sind aus Bremen und haben uns mit 
Leuten aus Hamburg, und später auch mit an- 
deren Leuten mit dieser Thematik auseinan- 
dergesetzt. Natürlich ändern sich mit der wei- 
teren Beschäftigung auch ein paar Positionen, 
aber die Grundthesen dieser Broschüre bleiben 
bestehen, die die Ablehnung der Akzeptieren- 
den Jugendarbeit mit rechten Jugendlichen be- 
treffen. Wir haben versucht, unsere eigentliche 
Veranstaltung zu splitten. Und nur das rauszu- 
nehmen, was für die Diskussionen in dieser 


AG sinnvoll sein könnte. Das heißt aber auch, 
daß wir hinterher zu anderen Aspekten, wenn 
es noch Fragen gibt, was sagen können. Und 
deshalb will ich, bevor wir beginnen, kurz die 
Frage stellen, ob es hier im Publikum spezielle 
Erwartungen gibt an diese AG, ob Leute was 
sagen wollen, zu ihrer Motivation in die AG 
zu gehen, ob die Informationslage zu akzeptie- 
render Jugendarbeit eher gut, oder cher 
schlecht ist, und ob sozialpädagogisches Fach- 
personal anwesend ist. Wenn jemand dazu. was 
sagen will, dann würden wir uns freuen. 


Publikum männl.: Also ich denke, es ist 
‘relativ klar so, daß es einen Konsens zur ak- 
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zeptierenden Sozialarbeit gibt. Mich würde 
mehr interessieren, ob es überhaupt sinnvoll 
ist, Sozialarbeit zu betreiben, oder ob Sozial- 
arbeit überhaupt in irgendeiner Form sinnvoll 
sein kann. 


Publikum weibl.: Ich würde nicht nur die 
Kritik der akzeptierenden Jugendarbeit be- 
leuchten, die ist uns, glaub ich, allen geläufig, 
sondern was für Perspektiven, was für Projek- 
te, was für Möglichkeiten gibt es, die sich mit 
dem Thema auseinandersetzen. Oder habt Ihr 
da Vorstellungen von Projekten bzw. Thesen? 


‚Pweibl.: Ihr habt gesagt, Ihr habt diese 
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Broschüre gemacht, aber da habt Ihr ja auch 


einen bestimmten Hintergrund. Also ich kenne 
die Broschüre, aber könntet Ihr noch mal kurz 
was sagen. Die Entscheidung dies zu machen, 
hatte ja einen Hintergrund. Seit Ihr irgendwie 
involviert, habt Ihr Sozialpädagogik studiert? 
Ich wüßte das noch gerne. 


RI: Also zunächst zu der Frage. Wir kom- 
men alle aus der Arbeit in Antifagruppen. In 
Bremen war es so, daß ein Film gezeigt wurde, 
der “Torfsturm“ heißt. Der zeigt Mitglieder ei- 
ner Jugendclique, die von der akzeptierenden 
Jugendarbeit und von einem Nazikader betreut 
wurden. Wir haben gegen den Film protestiert 
und dann haben wir angefangen, uns mit der 
Thematik zu beschäftigen. Z.B. gab es in 
Hamburg Erfahrungen mit Projekten vor Ort 
bzw. in Tostedt. Und so hat es sich damals er- 
geben, daß verschiedene Leute sich getroffen 
haben und gemerkt haben, das wird ein The- 
ma, das beschäftigt immer mehr Leute, auch 
aus der Antifa. Und wenn wir dem was entge- 
gensetzen wollen, dann müssen wir uns ge- 
nauer damit beschäftigen. 


Ein Beispiel: der Film „Torfs- 
turm” 


Der Film wurde in der ARD ausgestrahlt 
und wurde von einer Frau aus der Bildungs- 
behörde gedreht . Ist also nicht direkt von den 
im Projekt arbeitenden Sozialpädagogen ge- 
macht worden, zeigt aber besonders anschau- 
lich, wie die Sicht von Sozpäds auf rechte Ju- 
gendliche ist. „Torfsturm“, so nannte sich eine 
Clique von Jugendlichen in Bremen selber 
nach dem Viertel, aus dem sie kommen. Nach- 
dem sie wegen Nazi (-Skin) -Einstellung und 
Auftretens von anderen Jugendlichen aus ei- 
nem Jugendfreizeitheim verdrängt wurden, ba- 
ten sie bei staatlichen Stellen um Betreuung 
bzw. Räume. In den folgenden Jahren wurden 
sie sowohl von SozialpädagogInnen des Bre- 
mer Vereins für Akzeptierende Jugendarbeit 
betreut und versorgt, wie auch vom stadtbe- 
kannten Nazikader Markus Privenau, der auch 
im Film selbst zu Wort kommt (als Kamerad- 
schaftsführer, damals beschäftigt mit dem 
Aufbau der JN, Junge Nationaldemokraten, im 
Raum Bremen, beteiligt an der Zeitschrift Ein- 
heit und Kampf) und dessen Aufbauversuche 
parallel zur pädagogischen Arbeit geschen 
werden müssen. Seine Arbdit hat nachweislich 
Erfolge gehabt, zum Beispiel in Hinblick auf 
einen Jugendlichen, der auch im Film schon 
ständig unter einer Reichskriegsflagge posiert 
und zuletzt 1999 als Kandidat der NPD zu den 
Bremer Wahlen antrat. Im Film werden die Ju- 
gendlichen ausnahmslos verständnisvoll inter- 
viewt, es gibt keine kritische Kommentierung 
ihrer Ansichten und es gibt auch keine Anzei- 
chen dafür, dass ihnen diese überhaupt begeg- 
nete. Sie werden gehätschelt und ihre Aktio- 
nen und Einbindung in die Naziszene durch 
die Darstellung der armen kleinen Jungs, die 
einer Welt voller Probleme gegenüberstehen, 
verharmlost. 

Wir haben das zusammengeschnitten auf 
ungefähr zehn Minuten, dabei haben wir nicht 
das Extremste genommen, das ist mehr so ein 
Querschnitt von dem ganzen Film. [ca. 10 
minütiger Einschub Filmausschnitte “Torfs- 
turm“, in dem SozialarbeiterInnen, Nazikader 
und Nazikids zu Wort kommen] 


Ber Doppeicharakter von 


R2 männl.: Ich werde jetzt zurückgreifen, 
um anhand einiger Beispiele und ausgewählter 
Zusammenhänge den Doppelcharakter von 


Sozialarbeit deutlich zu machen. Das war bi 


Kritik staatl. Sozialarbeit - Broschürengruppe „Rosen auf den Weg gestreut“ 


jetzt noch nicht Schwerpunkt unserer Beiträ- 
ge, aber wir haben gemerkt, daß es auch hier 
im Vorfeld Interesse gab, doch noch mal Funk- 
tion, Bedeutung, Möglichkeiten von Sozialar- 
beit in die Diskussion einzubezichen. Insofern 
werden wir stichwortartig versuchen einen 
Problemaufriß zu geben. 

Zu Beginn einige eher grundsätzliche 
Aussagen zur Verortung von Sozialarbeit. Wir 
können sagen, daß sie generell die Aufgabe 
hat, in der heutigen kapitalistisch-patriarcha- 
len Gesellschaft für eine materielle wie auch 
ideologische Reproduktion des sogenannten 
Klientels zu sorgen Also dafür zu sorgen, daß 
das herrschende System funktioniert. Zentraler 
Begriff war dabei historisch die Orientierung 
auf Arbeitsfähigkeit bzw. auf Arbeit selber. 
Also mit anderen Worten, die Verwertbarkeit 
des Individuums für die Gesellschaft sollte si- 
chergestellt werden.. Das ist an einigen Bei- 
spielen sehr deutlich zu schen. Also wir ken- 
nen die Situation im Knast und den Arbeits- 
zwang, der da besteht. Wir kennen so etwas 
aus der Psychiatrie, wo es nicht um die Person 
und ihre Subjektivität geht. Die Orientierung 
war, den Einzelnen in die Lage zu versetzen, 
sich über Arbeit verwerten zu lassen und dar- 
über auch seine Identität herzustellen. Wir 
kennen es auch aus Jugendheimen, deren Ziel 
es war, Arbeitsfähigkeit wiederherzustellen 
und sie zu disziplinieren. 

Das ganze hat einen historischen Hinter- 
grund. Wir können es schon in früh kapitali- 
stischen Gesellschaften schen im Zusammen- 
hang mit Armen- oder Waisenhäuscrn, die 
vielfach nichts anderes waren als Arbeitshäu- 
ser. Wo manufakturartig produziert wurde und 
im Vordergrund die disziplinierende Wirkung 
durch Arbeit stand, also einc „gesellschaftssa- 
nitäre“ Funktion hatte, z.B. Nichtseßhaftigkeit 
zu bekämpfen und darüber eine gewisse Kon- 
trolle über die Menschen zu erlangen. Es ih- 
nen nicht selbst zu überlassen, wie sie Icben 
und sich reproduzieren wollen. 

Wir können sagen, grundsätzlich hat Sozi- 
alarbeit eine kompensatorische Funktion. Sic 
soll und muß Mängel und Folgen ausgleichen, 
die die kapitalistisch-patriarchale Gesellschaft 
hervorbringt. Das ist natürlich kein Kontinu- 
um, in dem sich nichts verändert. So hat z.B. 
Sozialarbeit in den 70er Jahren dieses Jahr- 
hunderts ihre herrschafftssichernde Rolle hin- 
terfragt und zwar aufgrund der gesellschaftli- 
chen Aufbruchstimmung in Westdeutschland. 
Wir können das schen im Zusammenhang mit 
der sogenannten Heimjugend, also denjenigen 
Jugendlichen, die z.B. auf Trebe waren, in 
Heime gesteckt worden sind wie auch soge- 
nannte schwererzichbare Fürsorgezöglinge in 
Heimen, die schon Knastcharakter hatten, wo 
Jugendliche umgekommen sind.. Da hat cs 
Widerstand gegeben, da hat es einen Aufbruch 
gegeben und da haben auch Sozialpädagogen 
eine Rolle gespielt. Wie auch politische Akti- 
visten, die von außen reingegangen sind und 
dazu beigetragen haben, so was aufzubrechen. 

Es gibt andere Beispiele wie z.B. die Be- 
wegung gegen die Psychiatrie. Die Anti- 
Psychiatriebewegung, die stark beeinflußt war 
aus Italien, Basaglia und Anderen. Die ein- 
deutig von den sozialen Technikern als Be- 
friedungsverbrechern gesprochen haben. Also, 
sehr deutlich benannt haben, daß die Funktion 
von Psychiatrie vor allem Einschluß war. Das 
bedeutete, die Leute gerade am Leben zu hal- 
ten, aber nicht mehr leben zu lassen. Also 
nicht das, was in dem Einzelnen steckt zu un- 
terstützen. Daraus ist die Anti-Psychiatrie Be- 
wegung entstanden. In dem Zusammenhang 
hat es auch eine Politisierung gegeben. Der 
ganze Krankheitsbegriff wurde radikal in Fra- 
ge gestellt. Einigen wird vielleicht noch der 


Slogan bekannt sein: “Aus der Krankheit eine 
Waffe machen!“ Was bedeutet hat, rauszuge- 
hen aus diesen institutionalisierten, repressi- 
ven, verwahrenden und kontrollierenden Ebe- 
nen. Im Vordergrund all dieser Ansätze stand 
das Bestreben loszukommen von dem staatli- 
chen Zugriff in Richtung Autonomie und - 
Selbstverwaltung, die im Zusammenhang 
stand mit der Politisierung von Gesellschaft 
und Formierung von linken und widerständi- 
schen Ansätzen. Dazu gehörte auch die Politi- 
sierung des Privaten und Sozialen. Ein we- 
sentliches Element in diesen politischen An- 
sätzen und aus den praktischen Bewegungen 
heraus war, daß Sozialarbeit so diskreditiert 
wurde, daß ihr Ziel nur sein konnte sich selbst 
überflüssig zu machen: die Funktion, die ihr 
staatlicherseits zugewiesen ist, dahingehend 
zu überwinden, daß emanzipative Basisansät- 
ze entwickelt werden. Wichtig dabei sind zwei 
Dinge: zum einen die politisch-emanzipative 
Verortung, sich selber in einen Kontext von 
Gesellschaft, von politischer und historischer 
Entwicklung zu stellen. Und zum anderen: 
sich selber konkret zu verorten, in dem, was cs 
an Ansätzen politischer Praxis, und Organisa- 
tionsformen gab. Beispiele dafür sind z.B. fe- 
ministische Ansätze, die die Frauenhausbewe- 
gung aufgebaut haben. Ganz klar mit der po- 
litischen Stoßrichtung, die die klassische Rol- 
lc von Sozialarbeit als individuelle Hilfe zu 
überwinden hat.. Ein weiteres Beispiel sind 
selbstverwaltete Jugendzentren. 

Das waren alles Ansätze, emanzipativer 
Sozialarbeit, mit dem Ziel, wie erwähnt, „sich 
selbst darin überflüssig zu machen“. Das ist 
die eine Seite, die emanzipative oder auch die 
Hilfe-Scite. Sie ist aber aktuell und auch hi- 
storisch verbunden mit der Seite der Repressi- 
on und Kontrolle, bis hin zu der der Polizei- 
funktion. 

. Man muß also den Hilfebegriff hinterfra- 
gen und schen “in welchem Zusammenhang, 
für wen und unter welchen Bedingungen“ er 
benutzt wird 

. Insbesondere wird das deutlich wenn wir 
uns tragende Wertvorstellungen anschen, die 
heute zunehmend wieder an Bedeutung ge- 
winnen: Vom Arbeitsethos bis hin zur Arbeits- 
zwangdebatte für Jugendliche ohne Arbeit 
usw. Oder auch im Zusammenhang mit den 
sogenannten jungen Alten, wobei an sozialen 
Modellen diskutiert wird, für sie Formen von 
Arbeitszwang einzuführen, damit sie auch im 
Rentenalter ihren „gesellschaftlich sinnvollen 
Beitrag“ leisten. Oder auch in der zunehmen- 
den Ausgrenzung von sogenannten Behinder- 
ten, die ganze Bioethikdebatte bis hin zur Eu- 
thanasicdebatte um Singer z.B. steht dafür 
Die SozialarbeiterInnen befinden sich in einer 
klassischen double-bind-Situation, also in ei- 
ner die bestimmt ist von zwei verschiedenen 
Anforderungen. Der einen, unmittelbar Hilfe 
leisten zu wollen, zu unterstützen und der an- 
deren, innerhalb des institutionellen, struktu- 
rellen Zusammenhangs zu funktionieren. Das 
ist ein Widerspruch, der ist innerhalb dieser 
Verhältnisse nicht auflösbar, er ist bearbeitbar, 
wir können uns darin positionieren. Wir kön- 
nen feststellen, gerade wenn es um Jugendar- 
beit, insbesondere Streetwork oder akzeptic- 
rende Jugendarbeit geht, daß überwiegend 
Feuerwehrfunktion ausgeübt wird. Nicht weil 
das von dem einzelnen Sozialpädagogen oder 
der Sozialpädagogin unbedingt so gewollt 
wird, sondern weil das auch der strukturelle 
Rahmen ist, der dafür vorgegeben ist. Das läßt 
sich gut ablesen insgesamt in Europa, wie auf 
Widerständigkeit, soziale Unruhen oder Ju- 
gendrevolten reagiert wird. Die Konzepte glei- 
chen sich, mal mit stärkerem Einfluß des insti- 
tutionellen Rahmens bis dahin, daß die Innen- 
ministerien unmittelbar solche Projekte finan- 
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zieren oder auch die unmittelbare Kontrolle 
solcher Projekte übernehmen. Es gibt ebenso 
Arbeit, die sich davon ein ganzes Stück ent- 
koppelt, die z. B. von Vereinen geleistet wird, 
die versuchen, einen emanzipativen Anspruch 
aufrecht zu erhalten. Beispielsweise Ansätze 
in der Drogenarbeit, wo ja die Begrifflichkeit 
dieser akzeptierenden Sozialarbeit herkommt, 
die dann -eher aus einem medizinischen Ver- 
ständnis kommend- der akzeptierenden Ju- 
gendarbeit mit Rechtsradikalen übergestülpt 
wurde, obwohl wir es hier mit etwas ganz an- 
derem zu tun haben: nämlich politischen Ein- 
stellungen. 


ar Worte zum Kon- 
PR akzeptierenden Ju- 


R1: Eine Frage, die von den Veranstalte- 
rinnen dieses Kongresses aufgeworfen wird, 
war ja, ob die staatliche Jugendarbeit Rechts- 
extremismus fördert. Dazu wollen wir noch 
ein paar Worte sagen.: Wir denken, daß staatli- 
che Jugendarbeit Neonazis fördert und zwar 
zum ersten dann, wenn sie durch Ignoranz und 
Undifferenziertheit z.B. gegenüber rassisti- 
schen, nationalistischen sowie sexistischen 
Verhaltens- und Ausdrucksformen geprägt ist. 
Zum zweiten und konkreten, partiell in eini- 
gen Orten oder Regionen wenn direkt mit 
„rechten“ Jugendlichen unterstützend gearbei- 
tet wird. 

Um das an einem Beispiel zu verdeutli- 
chen, haben wir einen Ausschnitt aus einer 
Radiosendung mitgebracht. Die Sendung hieß 
“Die schwarze Sonne — von Heidengöttern 
und Rassenmhythen“, von Michael Weisfeld. 
Darin läßt sich eine Sozialarbeiterin aus Zittau 
über Sozialarbeit mit “unpolitischen Jugendli- 
chen“ aus. 


[EINSCHUB RADIOSENDUNG; Mit- 
schrift] Sprecher: Zittau. Eine Kleinstadt in 
Sachsen an der Grenze zu Polen und Tschechi- 
en. Wuchtige Kirchen und üppige Bürgerhäu- 
ser zeugen vom vergangenen Reichtum der 
Stadt... Jetzt liegt die Arbeitslosigkeit bei 
knapp 25%. Zittau ist bekannt für seine Ju- 
gendlichen. Rechte und Linke haben sich un- 
barmherzig bekämpft, zwischen 1992 und ‘95 
starben drei junge Männer auf dem Strassen- 
pflaster durch Messerstiche ihrer politischen 
Gegner. Jetzt hat jedes Lager ein eigenes 
Haus. Finanziert aus öffentlichen Mitteln. 
Seitdem ist es ruhiger. Zittau, Südstrasse 8 an 
der Brücke über die Mandau. Das Haus des 
Nationalen Jugendblocks e.V. liegt nur wenige 
Gehminuten von der polnischen Grenze ent- 
fernt... der ockergelbe Putz bröckelt. „Keine 
Gewalt‘ hat jemand mit weißer Farbe draufge- 
schrieben, die Fenster im Erdgeschoss sind zu- 
gemauert. Für mich ist das Haus verschlossen. 
Journalisten dürfen nicht rein, sagt mir eine 
Mädchenstimme am Telefon... 

Der Jugendclub Nord. Ein offener Treff, 
wo nicht nach rechts und links gefragt wird. 
Nur wenige junge Leute sind hier, eine Wand 
des großen Raums ist mit Verbotsschildern de- 
koriert... „Gesperrt“, „Störfall‘“, „Gasgefahr“ 
und „Eltern haften für ihre Kinder“. 

Sozialarbeiterin: „Ne große Verunsiche- 
rung ist die Aktion vom Staatsschutz vor 
zweieinhalb Wochen, wo se jetzt alle nicht so 
richtig wissen: was passiert jetzt, es sind meh- 
rere Verfahren in der Schwebe noch, ... Ver- 
wendung verfassungsfeindlicher Kennzei- 
chen,... das macht ‘ne totale Verunsicherung 
und das Gefühl, jetzt kann man eigentlich kei- 
nem mehr trauen.“ 

Sprecher: In der Nacht zuvor hat die Poli- 
zei zwei rechte Jugendliche bei einer Klebe- 
tour festgenommen, erzählt die Sozialarbeite- 
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der rechtsradikalen NPD bei sich, was nicht 
verboten ist, aber auch Hakenkreuzaufkleber. 

Sozialarbeiterin: „Germanische Sagen 
und Geschichten, das ist ja etwas was sie sich 
erst nach der Wende so richtig erschließen 
konnten. Und sie ham halt angefangen mit 
diesen simplen Sonnenwendfeiern. Mitten im 
Wald, ein paar Hänge sind da in der Nähe und 
mittendrinne ist also eine riesige Wicse, viel 
Platz, und da ist in der Mitte das Feuer und 
rundherum stehen halt Zelte. So läuft das ab. 
Und in der Regel zwei Tage, man bleibt dann 
auch über Nacht und beginnt dann auch mit- 
einander den neuen Tag, das reisst dann nicht 
abrupt ab. Und man ist mit allem versorgt, 
also das klappt hier wunderbar. Ja. Und ir- 
gendwann, gen Mitternacht oder später erklin- 
gen dann auch die alten deutschen Lieder“. 

Sprecher: Das Horst-Wessel-Lied zum 
Beispiel, eine Hymmne des Dritten Reiches. 
Aber den Jugendlichen geht es zunächst nicht 
um Politik. Sie lesen die Siegfried-Sage. Und 
leihen sich von der Sozialarbeiterin die Schall- 
platten mit dem Ring der Nibelungen von Ri- 
chard Wagner. Auf der Wiese hinter ihrem 
Haus in der Südstraße feiern sie Ernte Dank 
heidnisch. Sie zünden ein Feuer an, und op- 
fern den germanischen Göttern Weizenähren. 

Sozialarbeiterin: „Dieses Element des 
großen Gottes oder der großen Göttin, wer 
auch immer es sein mag, die mich annehmen, 
ich denke, daß damit ein ganz menschliches 
Bedürfnis ja auch bedient wird. Zu sagen: Ei- 
ner der größer, der stärker, oder mehrere, wie 
auch immer, die größer und stärker sind als 
ich, sagen “ja” zu mir. Ganz simpel, so ausge- 
drückt. Das ist die Faszination. Und es ist ein 
Teil von mir, ich muß mich natürlich als Ju- 
gendlicher in dieser Struktur mit dem 
Deutschsein identifizieren, sonst komm ich ja 
gar nicht dazu, es ist ein Teil meiner Ge- 
schichte, und die ist gut. Und da hat auch nic- 
mand das Recht zu sagen daß die nicht gut ist. 
Und wo wird denn den Jugendlichen noch so 
‘ne Gemeinschaft angeboten? Noch so 'ne 
Auseinandersetzung mit sich selber? So viel 
Geheimnisvolles. Und jeder, der da kommt 
und ihnen irgendetwas anbietet, was in diese 
Kerbe reinhaut, der wird mit offenen Armen 
aufgenommen, ist doch ganz klar.“ 

Sprecher: Zur Sommersonnenwende 1998 
kam die „Artgemeinschaft“ die sich im Unter- 
titel „Germanische Glaubensgemeinschaft we- 
sensgemässer Lebensgestaltung“ nennt. Seit 
vielen Jahren organisierte die Artgemeinschaft 
die Hetendorfer Tagungswochen in der Lüne- 
burger Heide. Mir fallen Zeitungsberichte über 
diese Treffen ein, Gegendemonstrationen, Fo- 
tos von den Ordnern der Artgemeinschaft. 
1998 hatte die niedersächsische Landesregie- 
rung das Hetendorfer Tagungshaus geschlos- 
sen, weil dort der Nationalsozialismus verherr- 
licht werde. Die Artgemeinschaft rief ihre 
Mitglieder und Gäste zur Sommefsonnenwen- 
de nach Ostritz bei Zittau. In ein Hotel, das di- 
rekt an der Neisse, also an der polnischen 
Grenze liegt. Jugendliche aus dem Haus an der 
Zittauer Südstraße waren dabei. 

Sozialarbeiterin: „Ne Reihe von Leuten 
haben daran teilgenommen, allerdings im Al- 
tersschnitt von 16-23, also die Jüngeren cher 
nicht, da denke ich ist die Hemmschwelle 
noch zu groß, sich in sowas reinzuwagen, aber 
die etwas älteren, die also auch schon 3 bis 4 
Jahre also solche Geschichten auch schon im 
Haus erlebt haben. Die haben da mit dran teil- 
genommen, vor allem aber so NPD-Kreise.“ 


Zur Definition von „rechter 
Jugend" b 


ZW. „Neonazis” 


‚Im Zusammenhang mit der Frage um die 
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möchten wir auf einige Begrifflichkeiten nä- 
her eingehen. Es ist auffällig, daß es eine kon- 
träre Bewegung gibt. Zum einen artikulieren 
sich immer mehr Leute rassistisch und reak- 


"tionär, immer mehr gerade junge Leute tendic- 


ren offen zu faschistischen- und NS-Positio- 
nen, andererseits werden die Bezeichnungen 
für diese Leute immer verharmlosender. Erst 
waren cs Rechtsextreme oder Rechtsradikale, 
vielleicht ab und zu mal Neonazis dazwischen, 
mittlerweile reduziert sich das meist nur noch 
auf “die Rechten“, was oft auch eine Eigenbe- 
zeichnung ist. Die eigene Bezeichnung oder 
Definition als “Rechte“ oder “Rechter“ scheint 
sich immer mehr durchzusetzen, gerade in Rc- 
gionen, in denen die Faschos vermehrt auftre- 
ten oder dominant sind. Unserer Ansicht nach 
ist dieser Sprachgebrauch gefährlich, d.h., 
wenn man sich diesem Sprachgebrauch an- 
schließt, nur noch von Rechten redet, hilft 
man, sie als normal zu etablieren, weil 
„rechts“ ja zum „Ganzen“ gehört, wie auch 
„links“. Die Etablierung und Normalisierung 
wird gefördert und damit auch die Nconazi- 
szene insgesamt und andere ultra-rassistische 
Tendenzen. Deswegen sollte man aufpassen, 
von wem man redet und solche Verharmlosun- 
gen nicht akzeptieren. Unserer Meinung nach 
wäre das der Anfang vom Ende von Antifa- 
schismus. 

Zu den Begriffen “rechtsextrem“ und 
“rechtsradikal“ wollen wir auch noch kurz was 
sagen, weil sie in ihrem Grund tendenziös 
sind, weil sie von einem bestimmten Hinter- 
grund kommen und wir ihren Gebrauch im 
Prinzip ablehnen. Das heißt nicht, daß man 
die nicht benutzen darf, aber man sollte wis- 
sen, woher die kommen und sie eigentlich nur 
unter Vorbehalt verwenden. 

Diese Begriffe sind auch im Zusammen- 
hang mit staatlicher Sozialarbeit zu schen, sie 
stehen für eine bestimmte Gesellschaftsauffas- 
sung, die meistens von staatlicher Sozialarbeit 
mitgefördert oder getragen wird. Diese Gesell- 
schaftsanalyse oder -auffassung ist eine, die " 
von einer Akzeptanz der Verhältnisse ausgeht, 
die in der Folge zu einer Verharmlosung von 
Neofaschismus führt. Diese Bezeichnung als 
“extrem‘ oder “radikal“ heißt eben zum einen, 
daß die Täter an den Rand der Gesellschaft 
gestellt werden, daß man sich von ihnen di- 
stanziert, als würde der ideelle Hintergrund ih- 
rer Aktionen nicht auch die Meinung der Mit- 
te der Gesellschaft darstellen. In dem man sol- 
che Begriffe benutzt, wird die politische Mitte 
als „goldene Mitte“ freigesprochen, bzw. sic 
spricht sich selber frei: als Ideal der demokra- 
tischen Vernunft. Zudem ist natürlich klar, daß 
Rechtsextremismus mit Pendant Linksextre- 
mismus als gleichgesetzte zerstörerische Be- 
drohung für die Demokratie definiert werden 
kann, gleiche Repressionen können ange- 
wandt werden. Dies lässt sich zurückführen 
auf den Ansatz der Totalitarismustheorie. Zum 
anderen ist zu schen, daß der Begriff “rechts- 
extrem“ in Opposition steht dazu, daß man 
sagt: Das sind Neonazis, oder Neofaschisten. 
Auch wenn cs wie ein Widerspruch erscheint, 
die Bezeichnung ist gleichzeitig auch eine Di- 
stanzbrechung. Man kann die Leute leichter 
zurückholen, denn sie bräuchten ja nur das 
„Extreme“ abzulegen, außerdem ist es so 
leichter, sie als Opfer darzustellen und eine 
Art von Sozialpflege darüber zu begründen. 
Allerdings muß auch gesagt werden, daß eine 
Art von Begriffsnotstand darüber herrscht, wie 
man die faschistischen Tendenzen benennt. 
Man kann so eine braune Jugend oder mili- 
tant,- rassistische Jugend in ihren Idealen we- 
der komplett dem Neofaschismus zusprechen 
‚ noch irgendwie “leichtem‘“ Rechtssein. Auch 
muß man aufpassen, daß man den Faschis- 
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musbegriff nicht verwässert, indem man ihn 
dauernd benutzt. 

In der Argumentation um solche Begriff- 
lichkeiten ist letztlich aber auch zu sehen, daß 
diese braune Jugend de facto konstitutiver Teil 
der Neonaziszene ist. Das sind sie zum einen 
durch ihre Identifizierung mit dem kulturellen, 
ideologischen Teil wie z.B.:Konzerte, Klamot- 
ten usw., zum anderen durch ihre Teilnahme 
an Aufmärschen, an Überfällen, an Menschen- 
jagden und an Morden. Diese Partizipation 
muß eigentlich immer mit genannt werden, 
wenn man von diesen Leuten spricht. 


Die Anfä der akzeptie- 
renden kfarbeit 


Jetzt kommen wir zur „akzeptierenden Ju- 
gendarbeit mit rechten Cliquen“, die ja eine 
Eigenbezeichnung von ihren Erfindern ist. 
Wir gehen davon aus, daß alle Anwesenden 
wissen, was akzeptierende Jugendarbeit heißt 
oder schon mal davon gehört haben. Trotzdem 
wollen wir kurz die Entwicklung und die prä- 
gnantesten Merkmale und Konzepte skizzie- 
ren, damit wir in der Diskussion in etwa den 
gleichen Stand haben. 

Als erstes ist die akzeptierende Jugendar- 
beit als Tabubruch in der alten Bundesrepu- 
blik Ende der 80er Jahre entstanden. Tabu- 
bruch in dem Sinne, daß plötzlich aktiv mit 
Nazi-Skins gearbeitet wurde, die vorher sozio- 
politisch marginalisiert waren. Und das von 
Leuten, die vorher die klassische aufkläreri- 
sche, antifaschistische Jugendarbeit gemacht 
haben, die sclber den Tabubruch als Tabu- 
bruch gesehen haben. Die Konzeption, wie sie 
heute steht, ist aus der Praxis entstanden und 
hat durch den Boom rassistischer und faschi- 
stischer offener Gewalt Anfang der 90er Jahre 
Karriere gemacht. Sie ist dann zu einem staat- 
lichen Allheilmittel gegen Rechte oder Faschi- 
sten mutiert. Zum einen durch das bundes- 
weite „Aktionsprogramm gegen Aggression 
und Gewalt“ (AgAG). Dann durch einzelne 
Projekte in Gemeinden und zuletzt, wenn auch 
nicht direkt als akzeptierende Jugendarbeit de- 
finiert, durch die Arbeit in Clubs, wo sowieso 
nur rechte oder faschistische Jugendliche rum- 
hängen. 


deräkzept des er 


Um das Denken von den Leuten, die sich 
das Konzept ausgedacht haben, zu verdeutli- 
chen, möchte ich auf drei Punkte eingehen. 

[Folie auf Polylux von Prof. Krafeld von 
der FH für Sozialwesen in Bremen] 


Zusammenfassung: Grundsätze Akzeptie- 
render Jugendarbeit (in: Franz Josef Krafeld: 
Die Praxis Akzeptierender Jugendarbeit, Kon- 
zepte, Erfahrungen, Analysen aus der Arbeit 
mit rechten Jugendcliquen. Opladen 1996) 


-_ 


. Belehrungen wie Bekämpfungen richten ge- 
gen rechte Orientierungen und entsprechen- 
de Gewaltbereitschaften nichts aus. 

2. Notwendig ist eine Arbeit, die diejenigen 
Probleme in den Mittelpunkt stellt, die die 
Jugendlichen haben, und nicht die Proble- 
me, die sie machen. 

3. Extreme Auffassungen, Provokationen und 
Gewalt sind Jugendlichen immer wieder ein 
wesentliches Mittel, auch dort wahrgenom- 
men und für wichtig genommen zu werden, 
wo sie es eigentlich nicht (oder nicht mehr) 
erwarten. 

4. Gelingendere und befriedigendere Wege der 

Lebensbewältigung sind in aller Regel letzt- 

lich auch sozial verträglichere Wege. 


5. Wir müssen akzeptieren, daß die Jugendli- 
chen selbst für sich zumeist einen ‘Sinn 
darin sehen’, sich so und nicht anders zu 
orientieren und zu verhalten, wie sie es tun. 

6. Die Jugendlichen werden nur dann ihre 
Auffälligkeiten ablegen, wenn sie für sich 
sinnvollere und befriedigendere Wege ent- 
deckt haben, ‘aus ihrem Leben’ was zu ma- 
chen. 

7. Wir begleiten und unterstützen sie bei die- 
ser Suche nach Wegen der Lebensbewälti- 
gung. 

8. Dazu dient nicht zuletzt die personale Kon- 
frontation mit dem tiefgreifend Anderssein, 
die wir ihnen bieten. 

9. Es geht nicht um das Akzeptieren von ver- 
urteilenswerten Auffälligkeiten, sondern um 
das Akzeptieren von Menschen mit kritik- 
würdigen oder verurteilenswerten Auffällig- 
keiten. 

10. Pädagogische Arbeit kann und darf nicht 
zulassen, daß gesellschaftliche Probleme zu 
Jugendproblemen und zu pädagogischen 
Aufgaben umdefiniert werden. (S.16) 


Die ersten drei Punkte sind die Kernthe- 
sen des Akzeptierenden Ansatzes:. 

1. „Belehren oder bekämpfen bringt nichts“. 
Man soll nicht aufklären, sondern erstmal 
nur zuhören. Im Vordergrund soll nicht ste- 
hen, die Leute in ihrer Ideologie und Praxis 
verändern zu wollen. 

2. „Notwendig ist eine Arbeit, die diejenigen 
Probleme in den Mittelpunkt stellt, die die 
Jugendlichen haben und nicht die Proble- 
me, die sie machen“. Das heißt u.a., daß 
die Täter als Opfer aufgefaßt werden: Sie 
kommen in dieser Gesellschaft nicht klar 
und deshalb müssen sie andere Leute terro- 
risieren. 

3. „Die extremen Auffassungen und Provoka- 
tionen sind nur Mittel, um wahrgenommen 
zu werden“. Also eine absolute Entpolitisie- 
rung der Inhalte und Aktionen. 

Ein weiterer Punkt der zehn, der uns 
wichtig erscheint, ist, daß Sozialpädagogik au- 
Berhalb von Gesellschaftspolitik gesehen wird. 
Ihre Arbeit verstehen sie nicht als politische 
Arbeit, sondern ist nur auf die einzelnen Per- 
sonen bezogen. Durch diese Argumentation 
stellen sie sich für alles, was sie machen, einen 
Freifahrtschein aus. Weil sie ja nur ein biß- 
chen an den Leuten “rumdoktern“. Was die 
sonst so machen, wo sie herkommen usw., 
geht die SozialarbeiterInnen nichts an. 


Wie man sicht, ist das eigentlich gar kein 
Konzept, sondern ein paar Positionen, aus de- 
nen plötzlich Wissenschaft gemacht wird. Um 
das zu verdeutlichen, sind hier ein paar von 
den Grenzen der akzeptierenden Jugendarbeit, 
die sie sich selber gesetzt haben. 

„Wo sind Grenzen? Grenzziehungen dür- 
fen nicht: 

1. Gängige, wesentliche oder gar zentrale Le- 
bensäußerungen, Verhaltensstile, Symbole 
oder Rituale der jeweiligen Jugendszene ab- 
schneiden, 

2. Durch Cliquen hindurch verlaufen. 

Eine Grenze soll und muß andererseits da 
gesetzt werden, „wo man selbst das Gefühl 
hat, etwas nicht mehr aushalten, mitma- 
chen, mit ansehen zu können ( ohne das un- 
bedingt auch rational fassen zu können)“. ( 
S.28 ) 

Das sagt eigentlich schon alles. Es unter- 
steht im Prinzip dem/der SozialarbeiterIn fest- 
zulegen, wo die Grenze ist. Zum anderen zei- 
gen die Grenzen hier auch, daß sie sich selbst 
widersprechen. Es werden Grenzen gesetzt, 
die sie gar nicht einhalten können. 

Wir wollen ein paar Punkte zusammenfas- 
sen, was das konkret heißt: 
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Zur Praxis der Akzeptieren- 
den Jugendarbeit 


R3weibl: Ganz kurz zu den praktischen 
Auswirkungen dieses Konzepts der akzeptie- 
renden Jugendarbeit mit rechten Jugendlichen. 

Als erstes: Die Jugendlichen, die auf der 
Straße auffällig sind, bekommen eigene Rau- 
me, damit sie „von der Straße weg“ sind, auf 
der sie zu viel gestört haben und kommen in 
so eine Art gesellschaftliches S&paree. Inner- 
halb dieses Schonraums entwickeln sich die 
Cliquen weiter und werden gepflegt. Bands 
bekommen Proberäume. Laut Expertenschät- 
zung proben momentan etwa 2/3 der Nazi- 
bands in staatlich geförderten Räumen. Ju- 
gendliche bekommen die Möglichkeit zum 
Kontakt mit Nazikadern, die oft auch als Füh- 
rer der Cliquen in ihrer sogenannten sozialen 
Funktion von den SozialpädagogInnen cher 
unterstützt als kritisiert werden. Andere Ju- 
gendliche, die gegen Nazis eingestellt sind, 
werden verdrängt, auch weil in anderen Ju- 
gendprojekten die Gelder cher gestrichen als 
zugeteilt werden. Schließlich wird die Abnah- 
me der Gewalt auf der Straße bejubelt, wäh- 
rend gezieltere Aktionen von den Nazis in 
Kauf genommen werden. 

Die SozialarbeiterInnen schützen ihre Ju- 
gendlichen. Sie sehen ihren Job als Hilfe zur 
Lebens- bzw. Alltagsbewältigung und räumen 
ihnen mehr den Ärger aus dem Weg, als eine 
Einstellungsänderung zum Ziel zu haben. Viel 
zu oft übernehmen die SozialpädagogInnen 
keine Verantwortung dafür, was ihr Klientel 
sonst so treibt. Es gibt eine vollkommene 
Ignoranz demgegenüber, wenn betreute Ju- 
gendlichen zu Naziaufmärschen fahren oder 
NPD-Plakate plakatieren solange sie nur in- 
nerhalb der Projekte funktionieren. 


Zusammenfassung einiger 
Kritikpunkte di 


R2: Als letztes versuche ich die Kritik- 
punkte schlagwortartig anzureißen. Der erste 
Punkt ist, daß wir schen können, daß eine 
Tendenz vorherrscht von den VertreterInnen 
der akzeptierenden Jugendarbeit, eine Ver- 
harmlosung der Jugendlichen zu betreiben, in 
dem sie umschreiben: “Die sind ja eigentlich 
ganz liebenswert, aber sie schlagen mal über 
die Stränge, die sind schräg gebürstet“ und so 
weiter. Zugrunde liegt die Sichtweise, daß die 
Jugendlichen Modernisierungsverlierer seien 
und Opfer der Verhältnisse, und daher nicht in 
erster Linie selbst verantwortlich für ihr Han- 
deln und ihre Äußerungen zu machen sind. 
Dem steht entgegen, daß immer wieder gesagt 
wird von den VertreterInnen, daß sie die Ju- 
gendlichen als ganze Menschen, als lebendige 
Subjekte sehen und somit ernst nehmen. Sie 
registrieren dabei gar nicht was die Jugendli- 
chen tun und was alles so passiert. Wir müs- 
sen sagen, daß genau das Ausblenden des kon- 
kreten Handelns und dessen wofür sie eintre- 
ten, eigentlich das Nicht-Ernstnehmen bedeu- 
tet. Das ist ja auch die Begründung dafür, daß 
sie nicht in die Verantwortlichkeit für ihr Han- 
deln genommen werden. Dieses: “Das ist ja 
nur um Aufmerksamkeit zu erreichen, um Zu- 
wendung zu kriegen oder akzeptiert zu wer- 
den.” Zentraler Kernpunkt ist, daß es letztend- 
lich nicht um die Einstellungsänderung geht. 
Da wird dann gesagt: “Daß würden wir ja ger- 
ne, aber das geht nicht. Wenn wir es versu- 
chen, dann rennen wir gegen eine Wand. 
Wenn wir die Kader rausschmeißen, weil die 
viel dominanter sind als wir, dann bricht die 
Clique auseinander und dann können wir 
nicht mehr mit denen arbeiten”. Das ist dann 
so ein wunderbarer Zirkelschluß, der deutlich 
macht, daß sich letztendlich in allen Projek- 
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ten, die wir kennen, genau eine Akzeptanz 
dessen.einschleicht , was da an faschistischen 
Ideologien und Aktivitäten vorhanden ist und 
läuft. Das schließt auch das Zulassen von Ka- 
dern und deren Dominanz mit ein. 

Ein Aspekt, der nach wie vor ausgeblen- 
det wird, ist, daß es hier nicht um Jugendliche 
im allgemeinen geht, sondern überwiegend um 
männliche Jugendliche. Das führt auch dazu, 
daß sich in diesen Cliquen patriarchale Domi- 
nanz durchsetzten kann und reproduziert wird. 
Dem wird zum Teil begegnet durch Versatz- 
stücke von Mädchen- bzw. Jungenarbeit. Da 
sind uns einige Fälle bekannt, die letztendlich 
zu einer Stabilisierung der Cliquen führten. 
Also Mädchenarbeit in dem Sinne: „Na ja, die 
Mädchen agieren eher beschwichtigend. Die 
sind gar nicht so militant drauf“. (Was übri- 
gens gar nicht immer stimmt.) Aber daraus 
wird gefolgert, man müsse die Mädchen in 
der Clique stabilisieren, das habe dann guten 
Einfluß auf die Clique und es würde sich 
dann alles ein bißchen beruhigen. Oder daß 
bei der Jungenarbeit ins Blickfeld gerückt 
wird, daß eine „gelingende Mannwerdung‘“ er- 
reicht werden soll, was gekoppelt wird an 
eine „gelingendere Lebensweise“. Innerhalb 
dieses Ansatzes wird keine Auseinanderset- 
zung um die gesellschaftlichen Machtverhält- 
nisse geführt, die Rolle des patriarchalen 
Mannes wie auch der patriarchalen Verhältnis- 
se wird ausgeblendet. Also reproduzieren die- 
se Ansätze, wie sie uns bekannt sind, genau 
die bereits vorhandenen gesellschaftlich domi- 
nanten Muster. Wertvorstellungen und Hierar- 
chisierungen werden wenig in Frage gestellt. 

Gut, in Anbetracht der fortgeschrittenen 
Zeit noch einen letzten Punkt der Kritik der 
Akzeptierenden Jugendarbeit. Dabei geht es 
um die strukturelle Ebene, die oft ausgeblen- 
det wird: Wie ist eigentlich die konkrete Ar- 
beitssituation von SozialpädagogInnen da 
drin? Sie stehen häufig individualisiert einer 
Clique von 20/30 Leuten gegenüber. Man 
kann sich vorstellen, welche Dynamik da zum 
Teil losgetreten wird. Es ist uns auf Veranstal- 
tungen gesagt worden: “Wir merken gar nicht 
wie schleichend der Prozeß der Anpassung an 
die Cliquen ist.” Die Dynamik solcher Projek- 
te ist ein strukturelles Problem. Es wird gesell- 
schaftlich nicht aufgelöst, es werden struktu- 
rell gar keine anderen Bedingungen geschaf- 
fen. Jetzt mal gar nicht angesprochen man- 
gelnde tatsächliche Qualifikation, oft ABM- 
Status oder BSHG-19-Stellen Status usw. 
Beim Blick auf die konkreten Arbeitsbedin- 
gungen, wird klar, das kann im Prinzip kein 
emanzipativer oder konfrontativer Ansatz 
sein, der auf die Verhaltenseinstellung abzielt. 

Wir machen an der Stelle einfach mal ei- 
nen Punkt und gehen in die Diskussion. 

Die Frage von Perspektiven unsererseits 
und Alternativen in den AJ-Ansätzen geht un- 
serer Meinung nach alle an. Es handelt sich 
hier nicht um eine Spezialistenfrage von 
„KennerInnen“ der akzeptierenden Jugendar- 
beit, sondern um eine Frage nach Strategien 
und politischer Praxis gegen Faschisten und 
die Rechtsentwicklung allgemein. 

Deshalb wollen wir auch keine konkreten 
Vorgaben für die Diskussion machen, sondern 
alle auffordern sich dieser gemeinsam zu stel- 
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Pmännl: Ich habe eine Frage zur Perspek- 
tive. Die Broschüre und die Diskussion sind ja 
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schon etwas älter. Hat sich da etwas verändert 
in der letzten Zeit? Ich habe von Sozialarbei- 
tern gehört, die sich bei uns vorgestellt haben, 
die als akzeptierende Jugendarbeiter gearbeitet 
haben und da rausgegangen sind, weil sie es 
nicht mehr tragen oder ertragen konnten. Wißt 
ihr da mehr? 


R3: Das ist schwer pauschal zu beantwor- 
ten, wir wissen nicht genau, worauf das ab- 
zielt. 


Pmännl: Ob Eure Broschüre etwas ausge- 
löst hat oder ob es Veränderungen gegeben 
hat? 


R1: Was man allgemein sagen kann, daß 
in dem Moment, als diese Broschüre erstellt 
worden ist, die akzeptierende Jugendarbeit 
überhaupt nicht öffentlich diskutiert wurde. 
Die Projekte sind gelaufen, dann gab es ver- 
einzelt Proteste oder auch Versuche, das zu 
verhindern, aber es wurde nicht an die größere 
Glocke gehängt. Mit der Broschüre, mit Ver- 
anstaltungen, mit Initiativen an anderen Orten 
und von Journalisten ist eine Debatte entstan- 
den, die die Leute, die das Konzept erarbeitet 
haben, unter Zugzwang gesetzt hat. So, daß in 
der Öffentlichkeit und zum Teil in den Medien 
dieses Konzept auch angegriffen und kritisiert 
worden ist. Aber meistens eben in die Rich- 
tung, daß es Fehler und Mängel gegeben hat 
z.B. durch mangelnde Ausbildung von Sozial- 
arbeitern. Das Konzept an sich aber weiter 
läuft und auch eigentlich weiterhin anerkannt 
ist. Wenn es da noch andere Erfahrungen gibt, 
dann kann da gerne noch was zu gesagt wer- 
den. Das ist unsere Perspektive. 


R2: Ich würde das gerne ergänzen. Ich 
würde nicht stehen lassen, daß das Konzept 
als anerkannt gilt. Weil ich denke, daß sich 
z.B. das AgaG außerhalb dieser Definition 
von akzeptierender Jugendarbeit von Krafeld 
sieht. Der hat ja immerhin so was gemacht, 
wie Bedingungen aufzustellen oder auch zu- 
mindest theoretisch Grenzen zu setzten, was 
es in vielen anderen Projekten gar nicht gab. 
Insofern kann man sagen, daß es einen Boom 
gab von Projekten, der von oben initiiert wur- 
de und für den Mittel bereitgestellt wurden. In 
den Projekten oder Vereinen gab es Entwick- 
lungen, die in keiner Weise hinterfragt oder 
wissenschaftlich begleitet wurden. Es gibt da- 
von nur eine ganz kleine Zahl und von dieser 
kleinen Zahl gibt es im Grunde genommen 
auch nach Aussagen von denen, die zumindest 
in Bremen für dieses Konzept stehen, kaum 
ein Projekt, was alle Kriterien erfüllt. Z.T. ha- 
ben wir es mit einem ziemlich theoretischen 
Gebilde zu tun. 

Ein Beispiel, um es kurz anzureißen: In 
Schleswig-Holstein werden die ganzen Sachen 
über das Innenministerium finanziert, das 
auch unmittelbar eine Kontrolle auf die Pro- 
jekte ausübt. Wer sich dem nicht unterwerfen 
wollte, konnte nicht in den Projekteverbund 
rein. 


Pweibl: Ich find o.k., was Ihr jetzt hier 
gemacht habt, das war sehr informativ. Ich 
dachte aber, daß hier die Chance sein würde, 
nicht darüber zu reden, was akzeptierende Ju- 
gendarbeit ist, sondern was man ihr entgegen- 
setzten kann. Gibt es Möglichkeiten? Wenn es 
die nicht gibt, inwieweit hat akzeptierende Ju- 
gendarbeit schon in andere soziale Bereiche 
eingegriffen? Ich habe in Leipzig die Erfah- 
rung gemacht, daß als aufgedeckt wurde, daß 
das Konzept der akzeptierenden Jugendarbeit 
einfach nicht das richtige ist, mal kurz dage- 
gen geschossen wurde. Es wurde ein Jugend- 
club mehr oder weniger geschlossen, aber es 
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hat sich nicht wirklich was verändert. In ande- 
ren sozialen Bereichen, in den öffentlichen Ju- 
gendclubs ist das kein Thema. Da wird nach 
wie vor mit Rechten gearbeitet und nach wie 
vor auch akzeptierend mit Rechten gearbeitet. 
Ich dachte, daß die Diskussion dahin gelenkt 
werden kann, welche neuen Ansätze es gibt. 


- RI: Unsere Idee war eigentlich auch nicht 
so lange was zu erzählen, wir wollten vor allen 
Dingen diskutieren, das ist uns jetzt leider 
nicht so gelungen. Wir wollten noch mal ein 
paar Fundamente geben, um eine Diskussion 
zu eröffnen. Unserer Meinung nach können 
wir keine Lösungen bieten, wir haben uns hier 
auch versprochen, zusammen eine Diskussion 
zu führen und nicht daß wir hier irgendwelche 
Supertips geben. Eine unserer Positionen ist, 
grundsätzlich eine Perspektive gegen diese Art 
von Sozialarbeit und überhaupt gegen die wei- 
tere Ausbreitung von faschistischen Tenden- 
zen und Artikulationen zu schaffen. Wir den- 
ken, daß das konkret morgen in den AGs be- 
sprochen wird. Unsere Meinung ist, daß ein 
antifaschistischer und allgemeiner sozialer 
Widerstand von links aufgebaut wird und da- 
gegen angeht und nicht nur auf Nazis redu- 
ziert agiert. Deswegen dachten wir, heute wäre 
über zwei Fragen zu diskutieren, einmal kon- 
kret der Widerstand gegen bestehende Projek- 
te, also auch eine Art von Erfahrungsaus- 
tausch zu machen. 

In Leipzig gibt es ja das Beispiel Grünau, 
das wäre nett, wenn das noch mal jemand er- 
zählen könnte, das ist ja ein Beispiel dafür, 
was man gegen ein konkretes Projekt machen 
kann. Die zweite Diskussionsfrage ist, kann 
Sozialarbeit überhaupt produktiv genutzt wer- 
den im Sinne von Antifaschismus bzw. radika- 
len AntifaschistInnen? Wir wollten das gerne 
diskutieren, so, daß wir alle Meinungen und 
Ideen austauschen. 


Pmännl: Um darauf zurückzukommen, 
was Du gerade gefragt hast: Ob es Erfahrun- 
gen gibt mit akzeptierender Jugendarbeit oder 
überhaupt Sozialarbeit mit rechtsgerichteten 
Jugendlichen, kann ich von einer Aktion bzw. 
von einer Begegnung mit einem Jugendclub 
auf dem Gelände des Bezirksamtes im Prenz- 
lauer Berg erzählen. Da ist in den Baracken 
auf dem Bezirksamtsgelände ein Jugendclub 
für vor allem Leute aus dem Thälmann-Park 
zum größten Teil aus dem rechten Spektrum 
geschaffen worden. Da waren sogenannte 
Streetworker beschäftigt. Als Jugendliche von 
denen verkloppt wurden, und die anderen üb- 
lichen Sachen, wie Klebeaktion etc., gab es 
von Antifas Recherchearbeit. Wir haben über 
mehrere Monate verfolgt, was abläuft, wer da 
ein und aus geht etc. Es gab dann eine De- 
monstration, um auf diesen Skandal aufmerk- 
sam zu machen, daß sogar auf dem Gelände 
des Bezirksamtes so was abläuft. Dort gab es 
eine PDS-Mehrheit. Wir sind im Anschluß an 
die Antifa-Demo mit dieser Clique und deren 
Sozialarbeiterin ins Gespräch gekommen. Au- 
Ber den üblichen Erfahrungen, daß es einen 
runden Tisch gab mit den Sozialarbeitern, Ver- 
tretern von diesen Jugendlichen und Antifas 
und daß in der Öffentlichkeit darüber gespro- 
chen wurde, ob das so weitergehen kann, exi- 
stiert dieser Club heute immer noch. Die Ba- 
racken sind nicht zu gemacht worden, die 
Nazi-Jugendlichen haben sich diszipliniert, 
haben es auch mit Hilfe der Streetworker ge- 
schafft, es so aussehen zu lassen, als sei das 
nicht mehr ein Umschlagplatz für rechte Ideo- 
logie bzw. eine Kaderschmiede. 

Um zum Schluß zu kommen: Es ist wich- 
tig, wenn wir an diese Jugendclubs herantre- 
ten bzw. mit den Streetworkern reden, rausbe- 
kommen, was dort für ein Grad von rechter 
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Ideologie bzw. was für Strukturen herrschen. 
Diese Informationen - was da genau abgeht, 
wie die Leute heißen - dann transparent ma- 
chen, dazu gehört auch die entsprechende Öf- 
fentlichkeitsarbeit. Das ganz führt dann im 
Endeffekt zu der Frage: Sollen wir die da raus- 
hauen? Oder sollen wir das ganze System kip- 
pen oder das ganze Bezirksamt kippen? Gibt 
es einen Weg das Ganze transparent zu ma- 
chen? Deshalb fand ich diesen Film auch gar 
nicht schlecht. Unkommentiert oder nicht, ich 
find es gut, den Leuten und auch den Antifas 
den Einblick zu geben, was abläuft und die 
Nazis persönlich zu kennen. 


Pweibl.: Das was Du davor gesagt hast, 
fand ich eigentlich korrekt nur der letzte Satz 
hat mir ein bißchen aufgestoßen. Es macht ja 
eigentlich nichts, wenn ich jemanden kenne, 
na gut, dann weiß ich, daß ist ein Nazi. Dann 
unternehme ich als “normaler Bürger“ eigent- 
lich nichts. Ich denke, wenn man diese Clubs 
entdeckt hat, daß diese Transparenz, die Öf- 
fentlichmachung sehr wichtig ist. Und nicht 
nur durch eine Demo oder in dem man sich 
vor den Club stellt, sondern genau an den Stel- 
len: Jugendamt, Jugenddezernat, evtl. Kultur- 
amt, Jugendhilfeausschuß. Damit man genau 
zu den Leuten geht, die es letztendlich ent- 
scheiden, und dermaßen Druck macht mit 
ständiger Präsenz. Das war, glaube ich, das 
einzige, was hier in Leipzig gezogen hat, daß 
man sich keine Termine beim Jugenddezer- 
nenten geben lassen hat, sondern daß man ein- 
fach da war und gesagt hat, wir wollen mit Ih- 
nen reden; hat ihm halt Geschichten erzählt, 
die wirklich in Grünau passiert sind und ist 
am Anfang in der Woche zweimal dort aufge- 
taucht. Das war letztendlich auch das, was den 
“Erfolg“ - es war auch kein wirklicher Erfolg - 
und die Auseinandersetzung in deren Köpfen 
gebracht hat. 


Pmännl: Und wo sind die jungen Nazis 
heute? 


Pweibl.: Die jungen Nazis sind immer 
noch in Grünau und es hat sich auch nicht un- 
bedingt etwas geändert. Das Problem war, daß 
es nicht nur einen Fascho-Jugendhaus in 
Grünau gibt, sondern mehrere. Und nicht nur 
in Grünau, sondern in ganz Leipzig. Aber man 
hat sich auch nur auf diesgm einen Jugendclub 
konzentriert, deswegen ist auch nur die Kon- 
sequenz der Schließung gekommen, obwohl 
die auch schon wahnsinnig schwierig war. 


Pmännl: Ich kann ein Beispiel aus Halle 
erzählen. Ihr wart schon mal bei uns zu ‘ner 
Veranstaltung, da hatten wir das am Rande an- 
gerissen. Erstmal findet die meiste akzeptie- 
rende Sozialarbeit oder Arbeit mit rechten Ju- 
gendlichen in Projekten der offenen Jugendar- 
beit statt. Und wir sind in einen Jugendclub 
gegangen, wo sich eine Entwicklung hin zu ei- 
ner rechten Dominanz abgezeichnet hat, wo 
sie aber noch nicht in diesem Sinne vorhanden 
war. Wir sind unter der Prämisse reingegan- 
gen, daß von unserer Seite keine rechte Sym- 
bolik geduldet wird und wir dort die rechten 
Jugendlichen mit ihrer Meinung konfrontie- 
ren. Das war so ne Clique von etwa 15 Leuten, 
wovon drei, vier etwas gefestigter waren, der 
Rest eher mitgeschwommen ist. Wir haben 
versucht über ein niedrigschwelliges, kulturel- 
les Angebot die Jugendlichen mit ihrer Mei- 
nung zu konfrontieren. Es ging los mit Filmen 
auf einer niedrigen antirassistischen Schwelle. 
Dabei hat sich herausgestellt, daß es durchaus 
möglich gewesen wäre, die etwas gefestigteren 
Leute und die anderen voneinander abzuspal- 
ten. Letztendlich hat sich aber herausgestellt, 
daß die SozialarbeiterInnen uns in diesem Pro- 
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jekt ständig nur als Störfaktor wahrgenommen 
haben und ständig Gründe vorgeschoben ha- 
ben, uns rauszuschmeißen, uns rauszuekeln. 
Die Zusammenarbeit wurde am Ende unter fa- 
denscheinigen Gründen aufgekündigt. Unsere 
Voraussetzung war eine Zusammenarbeit mit 
diesen SozialarbeiterInnen gewesen. Danach 
sind diese gefestigteren Leute eine ganze Wei- 
le nicht mehr in dem Jugendclub aufgetaucht 
und letzte Woche ist das erste Mal wieder auf- 
gefallen, daß wieder rechte Symbolik aufge- 
taucht ist. 

Es war also in dem Sinne nicht erfolg- 
reich. Wir haben überlegt, was sich im nach- 
hinein noch machen läßt, haben auch über Öf- 
fentlichkeitsarbeit nachgedacht, allerdings 
hätten wir dadurch diesen Club wahrschein- 
lich im negativen Sinne aufgewertet, so daß 
der dann noch stärker zum Treffpunkt der 
rechten Szene geworden wäre. Gerade auch 
vor dem Hintergrund, daß es in Halle mehrere 
Clubs gab, in denen es wesentlich schlimmer 
aussieht. Bei diesem hatten wir die Chance 
gesehen noch im Vorfeld, vor einer rechten 
Dominanz, einzugreifen. 


Pmännl: Um vielleicht den zweiten Punkt 
zu beleuchten, ob Sozialarbeit überhaupt anti- 
faschistisch sein kann: Das möchte ich mit 
“ja‘“ beantworten aus der Erfahrung, die wir in 
unserem selbstverwalteten Jugendzentrum ge- 
macht haben. Seit ein paar Jahren hat sich ge- 
zeigt, daß der Vorstand und die Mitarbeiter, 
die getrennt sind, durch gewisse Vorgaben so 
was machen können. Es hat sich besonders 
darin gezeigt, daß wir Probleme mit dem Ju- 
gendhilfeausschuß hatten, wo auch die DVU 
drin sitzt und die uns zusammen mit der CDU 
Gelder streichen wollte und auch eine Anfrage 
gestellt hat. Das ist eine längere Geschichte, 
die ich nicht erzählen brauche. Aber dadurch 
konnte mit Hilfe der Sozialarbeiter das Klien- 
tel, was bei uns ist, das nicht wirklich antifa- 
schistisch ist, politisiert werden. Wir konnten 
die Problematik mit der DVU genau darstel- 
len. Dadurch konnten wir besser antifaschi- 
stisch arbeiten, als es vorher möglich war. Da 
haben die Sozialpädagogen stark geholfen. 


R2: Der Gedanke von uns, hat auch damit 
zu tun, daß wir cher von einem generellen 
Blickwinkel der Notwendigkeit der Gesell- 
schaftsveränderung ausgehen. Also unser 
Blickwinkel war nicht der, wie gehen wir un- 
mittelbar an ganz konkrete Projekte ran, oder 
wie läßt sich Sozialarbeit organisieren. Wir 
sind cher aus der Kritik gekommen an den 
Auswirkungen, die solche Projekte mit sich 
gebracht haben. Ich denke, was daran auch 
wichtig ist, für diejenigen, die in solchen Pro- 
jekten arbeiten oder sich das zutrauen, Kriteri- 
en zu entwickeln, die erfüllt sein müssen. Im- 
mer wieder können wir feststellen: Genau sol- 
che Projekte, die auf sich alleine gestellt sind 
oder in denen so ein vermeintlich wissen- 
schaftlicher Hintergrund da war, ohne einge- 
bettet in Zusammenhänge zu sein, die der Ge- 
sellschaft kritisch gegenüber stehen, letztend- 
lich in der ein oder anderen Form an Verände- 
rungswillen oder Veränderungsmöglichkeiten 
verloren haben. Es gibt aber Projekte, da ist 
Leipzig ein Bsp. oder vereinzelt andere, wo 
der Zugang ein anderer gewesen ist. Der Zu- 
gang nicht über Sozialarbeit sondern über: wie 
können wir Widerstand leisten oder uns orga- 
nisieren, gemacht wird. Da kann ein Bestand- 
teil Jugendarbeit sein, wo rechtsradikale Ju- 
gendliche mit drin sind. Nur wir haben gesagt, 
ein Kriterium muß in jedem Fall erfüllt sein: 
Es darf nicht dazu führen, daß sich Nazicli- 
quen, -szenen etablieren können, weil das eine 
Ausstrahlung hat, die dahin geht, neu zu re- 
krutieren. Deswegen, wenn wir das ganz poin- 

-Seite 57- 


tiert gerade auch mit SozialarbeiterInnen dis- 
kutieren, sagen wir: Solche Cliquen müssen 
zerschlagen werden. Da muß dran gearbeitet 
werden, daß diejenigen, die sich da rausbre- 
chen lassen, unterstützt werden, daß die sozu- 
sagen Aussteigehilfen kriegen. Es muß ver- 
sucht werden, die da abzuziehen und ganz klar 
die Dominanz von Kadern zu brechen. Das ist 
eine ganz entscheidende Aufgabe. Wir haben 
gesehen, daß da, wo diese Aufgabe nicht an- 
gegangen wird, sondern entweder im Blick- 
winkel war, daß geht gar nicht, weil die uns 
weglaufen, wenn wir die Nazikader zurück- 
drängen oder insgesamt auf eine politische 
Veränderung zielen. Dann laufen die uns weg, 
dann fällt das Projekt in sich zusammen, dann 
treffen die sich doch wieder wo anders, wo wir 
keine Kontrolle haben usw. Das sind ja diese 
Beispiele wie Tostedt, wie sie auch in der Bro- 
schüre beschrieben sind, daß es nicht funktio- 
niert, wenn die Perspektive nicht da ist, die 
Dinge aufzulösen. Sei es ganz konkret hier, 
ein Projekt in Grünau ist geschlossen worden, 
jetzt müssen die anderen angegangen werden. 
Da wo sich die Szene etablieren kann, da wo 
sie dazu beiträgt, daß sich die Strukturen festi- 
gen, muß das als eine maßgebliche Aufgabe 
gesetzt werden. Ob da drin dann noch so was 
wie Einzelfallhilfe oder Betreuung gemacht 
wird, muß dann vor Ort entschieden werden. 
Da kann man nicht so pauschal agieren. Aber 
die Perspektive muß klar sein und es muß sich 
ein Umfeld gesucht werden, daß diese Arbeit 
politisch begleitet und unterstützt. Das kann in 
der Regel nur im Zusammenhang mit gesell- 
schaftlichen Kräften sein, die genau die Sub- 
stanz dieser Projekte, d.h. ganz weit gespro- 
chen, die so eine rechte Formierung tatsäch- 
lich ernstlich in Frage stellen wollen. Wo so 
eine Unterstützung möglich ist, da kann auch 
diese Sozialarbeit Früchte tragen. In einem an- 
deren Falle, wo das nicht gegeben 'ist, da läuft 
sie Gefahr letztendlich nur eine strukturelle 
Unterstützung zu geben und somit genau das 
zu bestärken, was eigentlich vorgeblich be- 
kämpft oder verhindert werden soll. Das fand 
ich auch gut, daß deutlich wird, daß dann ei- 
gentlich nur verfeinerte Methoden der Nazis 
angewendet werden. Daß sie sich nicht mehr 
ganz so dumm anstellen, intelligentere Flug- 
blätter verfaßt werden usw. Das sind Resulta- 
te, die an der tatsächlichen Struktur und deren 
politischer Zielsetzuhg nichts ändern. 

Deswegen ist es für uns so wichtig daran 
zu arbeiten, daß wir Kriterien haben und nicht 
ein Konzept außer Widerstand zu leisten, wi- 
derständig zu sein und für was Neues einzu- 
treten. Unsere Vorstellungen, wie sich Gesell- 
schaft strukturieren und organisieren soll, 
müssen damit verknüpft sein. Sonst bleiben 
wir in einer defensiven Position, die sich an 
den schlimmsten Auswirkungen unserer Geg- 
ner abarbeitet. Und das eröffnet keine neuen 
Perspektiven. Ich denke da müssen wir hin- 
kommen, diese mit zu diskutieren, das werden 
wir morgen sicherlich noch intensiver tun. 
Aber die Verknüpfung muß gewährleistet sein. 
Deswegen keine einfache Antwort, sondern 
eher Kriterien erarbeiten und versuchen, die 
politische und gesellschaftspolitische Perspek- 
tive mit einzubringen. 


Pweibl: Mir ist das alles zu harmonisch 
hier. Ich fand es eine Mogelpackung von 
Euch, uns erst zu fragen, was wir diskutieren 
wollen. Wenn man den Ist-Zustand betrachtet, 
kann man ein paar Fragen stellen, die uns 
nicht so gut wegkommen lassen. Die Forde- 
rung, die akzeptierende Jugendarbeit zu be- 
kämpfen ist erst mal richtig. Aber sind die zu, 
dann gibt es die Treffpunkte woanders, eine 
Struktur finden sie, dumm sind die zum Teil 
auch nicht. Also ist das Problem reduziert dar- 
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auf, daß ich als Steuerzahlerin die Pro-Naziar- 
beit finanziere. Wenn man das Kriterium, das 
Du jetzt ganz stark gemacht hast, es darf keine 
Ausbildung von festen Kadern geben, nimmt. 
Was darf denn Sozialarbeit überhaupt? Was 
macht man mit diesen rechten Jugendlichen? 
Was für Kriterien gibt es denn? Glauben wir 
als Linke, daß es Phasen gibt bei Jugendliche, 
in denen sie rückholbar sind, in denen man sie 
überzeugen kann? Was heißt niederschwellige 
Angebote? Muß man als Antifa in solche 
Clubs gehen? Oder reicht es nicht auch als 
Linke? Ich hab noch ganz viele Fragen, die 
mir nicht richtig auf den Tisch gekommen 
sind. Ich finde, daß Ihr es sehr vage gehalten 
habt. Wahrscheinlich bewußt. 

Ich fand die Broschüre vor zwei Jahren 
klasse. Ich hätte doch erwartet, daß ein biß- 
chen mehr kommt. Auch von wegen staatliche 
Strategien, wie sieht es aus mit Repressionen? 
Was denken wir über diese Doppelstrategie 
von Repression/Integration, friedliche Koexi- 
stenz. Ich denke, daß es morgen noch Zeit 
gibt, sowas zu diskutieren, aber wir hätten es 
heute schon mal andiskutieren können. Mir ist 
es zu glatt in der Diskussion verlaufen. Ich 
würde wirklich gerne wissen, was machen wir, 
wenn diese Clubs zu sind? Wohin mit denen? 
Für mich ist nicht die Frage, machen wir diese 
Clubs zu, sondern sehen wir überhaupt noch 
eine Einflußmöglichkeit auf große Kreise die- 
ser Jugendlichen. 


R2: Wir haben noch vier Minuten Zeit, 
vielleicht sollten wir diese Anregung nutzen. 
Das ist natürlich relativ spät, wir haben ja ver- 
sucht, daß Problem erst mal einzugrenzen, 
vielleicht ein bißchen zu ausführlich. Deine 
Hinweise sind sicherlich richtig, ich würde 
auch gerne konkret was dazu sagen. Vielleicht 
sammeln wir noch, ob es ähnliche Anmerkun- 
gen oder Kritikpunkte gibt, daß wir dann noch 
mal so eine Schlußrunde machen und gesam- 
melt was sagen. Soweit das möglich ist. Du 
hast ein relativ großes Faß aufgemacht, näm- 
lich noch mal in konkrete Geschichten reinzu- 
gehen, das ist auch richtig, nur das können wir 
nicht mehr umfassend machen. 


Pmännl: Ich fühle erst mal total viel Ohn- 
macht zu diesem Thema. Für mich ist es eine 
veränderte Situation, ich hab früher im Westen 
gewohnt, lebe jetzt seit ein paar Jahren im 
Osten. Die Begriffsdefinition, die Du am An- 
fang vorgenommen hast, Faschos, Neonazis, 
Rechtsextreme, Rechtsradikale, rechte Kerle 
oder wie man es bezeichnen will, ist für mich 
nicht mehr so einfach. Wenn ich mir Gedan- 
ken über Jugendarbeit mache, dann wäre das 
nicht mehr in erster Linier die neonazistische 
Gruppe, da hab ich ein klare Konzept, sondern 
es ist der rechte Protest. Und das ist für mich 
die veränderte Situation hier, daß es eine rech- 
te Jugendkultur, eine rechte Protestkultur gibt. 
Das sind für mich nicht in erster Linier gefe- 
stigte junge Menschen, sondern Menschen, 
die Probleme haben. So setzte es ja auch die 
akzeptierende Jugendarbeit an. Die machen 
eine Menge Probleme, aber ich glaube, die ha- 
ben auch ‘ne Menge Probleme. Meiner An- 
sicht nach auch in der Sozialisation von Ge- 
schlechtern, wo wir Linke immer noch ein to- 
tales Defizit haben. 

Diese rechten Jugendlichen üben viel 
mehr sexistische Gewalt aus, als rassistische. 
Das blenden wir immer wieder kolossal aus, 
wahrscheinlich weil wir nicht an unsere eige- 
nen sexistischen Gewaltstrukturen rangehen 
wollen. Für mich stellt sich die Frage, wie will 
ich damit umgehen. Ganz klar, Faschos kann 
ich versuchen zu verdrängen, daß sie sich 
nicht artikulieren können. Aber wenn es eine 
Masse gibt und ich nicht von oben sezieren 
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kann, was nehm ich mal raus, den Magen oder 
die Milz, was stört denn gerade. Sondern den 
gesamten Organismus sehe, daß es eine Hege- 
monie von rechter Subkultur i.B.a. Jugendli- 
che gibt. Bei den Erwachsenen würde ich das 
schon differenzierter betrachten. Ich kann 
mich natürlich beruhigt auf meinen Stuhl set- 
zen und sagen: Ich kann die Welt nicht alleine 
verändern, ich muß mich auch mit ein paar 
Sachen abfinden. Die Zusammenhänge sind 
vielleicht auch gerade so, daß sie nicht schnell 
zu verändern sind, aber ich will sie ja verän- 
dern. Was mach ich denn jetzt mit diesen gan- 
zen rechten Jugendlichen? Akzeptierende So- 
zialarbeit zu kritisieren finde ich total wichtig, 
aber der Umkehrschluß, Grünau hat am Ende 
überhaupt keine Jugendarbeit mehr, kann es 
auch nicht sein. Dann stehen etwa 80% der 
Jugendlichen, die meiner Meinung nach 
rechtsgerichtet sind, vielleicht sind es auch 
nur 60%, jedenfalls die absolute Mehrheit in 
Grünau, wieder auf der Straße. Und die Re- 
pression auf der Straße wird noch mehr zu- 
nehmen. Haben wir wirklich was dadurch ge- 
wonnen? . 


R2: Die Frage ist verstanden worden, kön- 
nen wir gleich was zu sagen. 


Pmännl: OK. soll ich mich kürzer fassen? 
Ich hab meinen Beitrag nicht so richtig struk- 
turiert, in erster Linie wollt ich meine Unklar- 
heit zum Ausdruck bringen. Für mich herrsch- 
te in dem Vortrag das Bild vor, es gehe um 
eine Randgruppe, aber für mich geht es hier 
um eine große Protestform, wo mit den gängi- 
gen Mitteln, Aussperren, Abgrenzen, Mund- 
totmachen, nicht mehr verfahren werden kann 
und wo ich keine linken alternativen Konzepte 
sehe. 


Pmännl: Also ich denke, daß Sozialarbeit 
mit Rechten generell abgelehnt wird, hat ja so 
recht keiner gesagt, es ging um akzeptierende 
Jugendarbeit. Das Problem ist, daß die Sozial- 
arbeiter die Kritikpunkte nicht aufnehmen und 
daß wir das Problem haben, keine eigenen Ju- 
gendclubs für Faschos aufmachen zu können 
oder zu wollen und daß wir dann die gefestig- 
ten Cliquen zerschlagen müssen. Eigentlich 
sollten die Sozialarbeiter eine Jugendarbeit 
machen, die die Jugendlichen mit ihrer Schei- 
Be, die sie bauen, konfrontiert. Und zwar so, 
daß sie auf die eingehen, daß man sie nicht 
verprellt und nur woanders hinschickt, weil sie 
sich dann außerhalb der Clubs treffen. Gene- 
rell sollen die Probleme nicht verdrängt, son- 
dern mit denen aufgearbeitet werden. Und die 
Probleme von denen sehe ich hauptsächlich 
darin, daß die halt diese rassistische und sexi- 
stische und generell faschistische Grundein- 
stellung haben und nicht in irgendwelchen 
Problemen, die man außerhalb ihrer Vorstel- 
lungen konstruieren möchte. 


R2: Ich denke, wir sollten noch ein paar 
Punkte kurz klären. Das eine ist: Geht es hier 
um eine Jugendkultur, um Protest usw.? Ich 
denke wir haben es hier mit einer gesamtge- 
sellschaftlichen Rechtsentwicklung zu tun. 
Wir verorten diese Entwicklung nicht als eine 
Form von Protest, als etwas, was sich raus- 
stellt, sondern im Gegenteil als etwas, was in 
weiten Teilen kompatibel ist. Die Frage stellt 
sich viel weiter als nur von einer Jugendkultur 
oder von einer Jugendarbeit oder von jugend- 
spezifischen Problemen. Das ist das eine. 

Das heißt, wir müssen in Blickwinkel 
nehmen, diese Gesellschaft zu verändern, 
wenn alle Interpretationen stimmen, daß wir 
sagen, sie sind gar nicht so viel anders als die 
Eltern oder reproduzieren zum Teil das oder 
sie spitzen es nur zu, was auch in älteren Ge- 
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nerationen gedacht, aber nicht in der Form 
ausgelebt, wird. Wenn wir diese Interpretati- 
onsmuster ernst nehmen, dann heißt das, wir 
können nicht dabei stehen bleiben. Trotzdem 
ist die Frage richtig: Was machen wir, wenn 
die Clubs geschlossen werden? Clubs schlie- 
Ben kann nicht die politische Antwort sein. 
Die politische Antwort ist die Auseinanderset- 
zung um Handeln, Denken, Äußerungen die- 
ser Jugendlichen. Das heißt, es geht nicht nur 
darum einen Club zu schließen, es geht darum 
die Präsenz in der Gesellschaft und die For- 
mierung in der Gesellschaft zurückzudrängen. 
Und das auf allen Ebenen. Da ist ein Teil von, 
bestimmte Clubs zu schließen, der andere ist, 
ihnen die Präsenz und Dominanz in der Öf- 
fentlichkeit zu nehmen. Das können auch De- 
monstrationen sein, das können auch infor- 
melle Kreise sein, wir brauchen überhaupt 
kein Schema, um an diese Fragestellung ran- 
zukommen. Wir können in die Schulen guk- 
ken oder, oder. 

Insofern ist genau das Problem, wir haben 
es nicht mit einer einfachen Antwort, es gibt 
den einen Zugang, den könne wir aus einer 
bestimmten Profession lösen, zu tun. Wir müs- 
sen es als gesamtgesellschaftliche Aufgabe be- 
nennen und sagen, die Gesellschaft bringt sol- 
che Jugendlichen hervor. Wir können nicht sa- 
gen, wie können wir an diesen Jugendlichen 
herumoperieren und dabei die Gesellschaft au- 
Ben vor lassen. Das heißt, dieser innere Zu- 
sammenhang ist nicht zu trennen, daß ist zwar 
schwierig, wenn wir daraus die praktischen 
Antworten ableiten wollen. Das haben wir ja 
auch alle die letzten Jahre versucht und da 
agieren wir auch auf verschiedenen Ebenen. 

Ich verstehe diesen Kongreß auch so, daß 
es ein bißchen darum geht, zu öffnen und ver- 
schiedene Ebenen wahrzunehmen, zu gucken, 
wo sind Verknüpfungen oder wo haben wir 
uns zu schr auf bestimmte Antworten fixiert. 
Es könnte ja sein, daß wir zu sehr gucken, 
kann man da mit Jugendarbeit was machen. 
Es könnte sein, daß wir sagen, da muß man 
eine andere Methode anwenden, einen ande- 
ren Zugang wählen. Die Öffnung für gesell- 
schaftspolitische Fragestellungen und wie wir 
uns darin verorten. Genauso dann auch die 
Frage der Sozialpädagogln, der Jugendarbeite- 
rIn, LehrerIn usw. wie organisieren sie sich? 
Wie schaffen sie sich die Voraussetzungen da- 
für, wieder handlungsfähig zu werden. Das ist 
nicht nur eine Geschichte, da die Jugendlichen 
und hier sind wir und hier ist alles OK. Wir 
müssen genau diesen Bezug auch für uns sel- 
ber nehmen, müssen an uns auch arbeiten, was 
ist in unseren Strukturen und Zusammenhän- 
gen zu verändern? Wie können sie attraktiver 
sein? Den Blickwinkel davon weg zu nehmen, 
nur eine Verhinderungsstrategie zu machen, 
sondern selber ein gesellschaftliches Konzept 
und Perspektiven zu entwickeln. 

In Ansätzen hab ich noch mal versucht 
auf die letzten Hinweise einzugehen. Wenn es 
um konkrete Ansätze geht, muß es unbefriedi- 
gend bleiben. Wo es aber um Perspektiven 
geht, da haben wir noch diesen ganzen Block 
6 mit den ganzen Veranstaltungen. Ich denke, 
daß wir da noch mal sehr intensiv reingehen 
können, was heißt das für die verschiedenen 
Ebenen, was heißt das für Antifaarbeit, was 
heißt das auch für diejenigen, die sozialarbei- 
terisch tätig sind, wie könne sie sich darin ver- 
orten. Wie können wir stärker dazukommen, 
gesellschaftlichen Einfluß auf diese Entwick- 
lung zu nehmen, präsenter sein, und unseren 
Widerstand besser organisieren. 


Moderatorin: OK, in Anbetracht der Zeit 
beenden wir diesen Workshop. 


VI Konzepte/Strategien — Selbstorganisation, Radikale Demokratie — 


Konzepte/Strategien 


Selbstorganisation — 
Radikale Demokratie 
von Jungdermokratinnen Junge Linke 


und dem Bündnis gegen Rechts Leipzig 


Referat Ju nr 
nen/Junge Ünke 


Ich kann mich soweit vorstellen, daß ich 
zum einen bei den Jungdemokratinnen/Junge 
Linke - das ist ein parteiunabhängiger politi- 
scher Jugendverband - seit ungefähr 10 Jah- 
ren aktiv bin. Zum zweiten an der Uni Duis- 
burg wissenschaftlicher Mitarbeiter für sozio- 
logische Theorie bin und eigentlich nicht 
selbst aus der Antifaarbeit komme, sondern 
mich - und das wird jetzt auch gleich in mei- 
nem Referat deutlich - vor allem mit gesell- 
schaftlichen Entwicklungen insgesamt be- 
schäftige und da natürlich die Rechtsentwick- 
lung, die wir jetzt schon länger beobachten 
können, stark im Blick habe und von daher 
mich auch damit stark auseinandersetze: Wie 
können Gegenkonzepte aussehen? 


Der Neoliberalismus und 
seine Bedeutung 


Also zum Hintergrund: Meine Einschät- 
zung ist, was auch für die Diskussion über 
Rechtsextremismus und rechte Hegemonie in 
den Neuen Bundesländern ein zentraler Punkt 
ist, den man betrachten sollte: Die gesell- 
schaftliche ideologische Auseinandersetzung, 
die spätestens 1989 noch mal neuen Schub 
bekommen hat, und das zentrale Stichwort - 
die Losung gewissermaßen - dieser gesell- 
schaftlichen Entwicklung ist der Neoliberalis- 
mus. Die Auseinandersetzung, die stattfindet 
ist - glaube ich - eine auf deren einer Seite Po- 
sitionen stehen, die ich als neoliberale Posi- 
tionen kennzeichnen würde, die sich für mehr 
Wettbewerb einsetzen, die auch suggerieren: 
Da führt gar kein Weg dran vorbei, wir befin- 
den uns in einem internationalen Wettbewerb, 
der Wirtschaftsstandort Deutschland muß ge- 
sichert werden. Das was bei den Leuten dabei 
ankommt ist, es gibt eben insgesamt nicht ge- 
nug für alle, es findet ein Verteilungskampf 
auf der Welt statt. Aber findet auch im jewei- 
ligen Land statt und da muß man eben kämp- 
fen, da werden letztlich nicht alle dabei ge- 
winnen können, sondern es setzt sich dabei 
am Ende der Stärkere durch. Da muß jeder für 
sich schauen, persönlich das Beste dabei raus- 
zuholen. 

Aber das begünstigt meiner Einschätzung 
nach auch Kräfte, die sagen: „Wir müssen 
jetzt als Nation zusammen stehen“. Das Gere- 
de vom Wirtschaftsstandort Deutschland legt 
das ja auch schon sehr nahe. Das sagt im 
Grunde: Das ist ein Kampf, der auf internatio- 
naler Ebene stattfindet, der ein Kampf zwi- 
schen Nationen ist und wenn es uns auch in 
Zukunft noch gut gehen soll und wir das alles, 
was wir hier Schönes haben, erhalten wollen, 
dann müssen wir als Nation zusammenstehen 
und gemeinsam kämpfen, sollten wir uns auf 
unsere gemeinsame Herkunft besinnen usw. 

Also noch mal abstrakt gesagt: Die 
grundsätzliche Auseinandersetzung die statt- 
findet, ist die zwischen Ideologien, die davon 
ausgehen daß die Menschen - jeder für sich - 


kämpfen müssen und am Ende nicht alle das 
Gleiche haben werden und auf der anderen 
Seite Ideologien - und das würde ich sagen, 
sind klassisch linke Vorstellungen, die erstens 
von der grundsätzlichen Gleichheit im Sinne 
einer Gleichwertigkeit zwischen den Men- 
schen ausgehen und zweitens daraus aber 
auch die Folgerung ziehen, das es Ziel einer 
politischen Auseinandersetzung sein muß, für 
gleiche Lebensverhältnisse zu streiten und 
zwar nicht nur für eine verfahrensmäßige 
Gleichbehandlung, wie sie im Grund auch in 
vielen Bereichen auch in unserer Gesellschaft 
vorhanden ist - also alle haben im Grunde das 
gleiche Recht, wenn sie sich ein Haus im Aus- 
land kaufen, das von der Steuer abzusetzen - 
sondern es geht auch um eine materielle 
Gleichstellung dabei, um eine Chancengleich- 
heit, z.B. im Bildungssystem, also das ist eben 
eine grundlegend linke Position. Das ist die 
grundsätzliche ideologische Auseinanderset- 
zung, die in der Gesamtgesellschaft zur Zeit 
stattfindet und das ist die Grundlage, auf der 
auch im Moment der Weg bereitet ist für rech- 
te Ideologien stärker zu werden, sich breit zu 
machen. Die Sache ist nämlich die, das in der 
momentanen gesellschaftlichen Auseinander- 
setzungen - zumindest im gesellschaftlichen 
Mainstream - sich die eine Position durchge- 
setzt zu haben scheint, die besagt, daß ein Ver- 
teilungskampf stattfindet und das nicht alle 
gewinnen können. Dazu scheint es für viele 
Menschen gar keine Alternative mehr zu ge- 
ben, sondern ich glaube das viele den Ein- 
druck haben: So ist das eben, das ist die Welt. 
Das kann man auch bei Befragungen feststel- 
len: die Welt ist eben so, da muß man schon 
was tun, wenn es einem gut gehen soll. Rechte 
Ideologien setzen da an und versprechen im 
Grunde gewissermaßen mit dieser Situation 
fertig zu werden, nämlich im Besinnen auf die 
Gemeinsamkeiten des Volkes und dem Ein- 
schwören auf die Nation. Damit wird nach au- 
Ben hin die Chance angeboten - oder glaubend 
gemacht - daß wir uns international außerhalb 
durchsetzen können. Nach innen hin wird der 
Kampf untereinander aufgefangen mit der Lo- 
sung: „Innerhalb unseres Landes müssen wir 
zusammenstehen, da sollten wir gemeinsam 
Seite an Seite kämpfen.“ Was dann natürlich 
nicht gilt für diejenigen, die anderer Meinung 
sind - das ist klar. Wer diese Einschätzung 
nicht teilt oder gar versucht, so wie das viele 
von uns tun, sich dem massiv entgegenzustel- 
len, der wird mit entsprechenden Mitteln be- 
kämpft und es gibt da im übrigen noch genü- 
gend andere Feinde im Inneren, die bekämpft 
werden, da für viele Probleme Sündenböcke 
gebraucht werden. 


Was heißt das: Radikale De- 
mokratie 


Das ist die Ausgangslage. Dem möchte 
ich ein Konzept von radikaler Demokratie ent- 
gegenstellen - ein linkes Gegenmodell. Ein 
zentraler Punkt dabei ist zu erklären - das ist 
mein erstes Anliegen - das ich mit Demokra- 
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tie, wenn ich davon rede, tatsächlich eine sub- 
stantielle - auch materiell - gleiche Möglich- 
keit der Bedürfnisbefriedigung und gleiche 
Teilhabe an der Gesellschaft meine. Das ist re- 
lativ wichtig, weil in der politischen Diskussi- 
on, die heute - aber auch schon länger - statt- 
findet, viele unter Demokratie so eine Art 
rechter Mehrheit verstehen. Demokratie ist: 
Da stimmt man mal drüber ab und was die 
Mehrheit sagt, das wird dann gemacht und die 
Anderen sind eben in der Minderheit gewesen. 
Was dabei rausgekommen ist, war halt eine 
demokratische Entscheidung. Genau das mei- 
ne ich nicht, sondern den Anspruch von De- 
mokratie idealerweise eine Gesellschaft zu ha- 
ben, in der tatsächlich alle zu einem größt- 
möglichen Maße in der Lage sind teilzuhaben, 
ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Das heißt 
eben, das auch nicht unbedingt auf gesamtge- 
sellschaftlicher Ebene entschieden werden 
muß, sondern wenn wir hier von radikaler De- 
mokratie sprechen dann meinen wir, daß 
möglichst viele Angelegenheiten im möglichst 
kleinen Rahmen erledigt werden sollten, oder 
daß Menschen über ihr Leben im möglichst 
großen Maße selbst bestimmen sollten. Bei- 
spiele wären hier, welche Drogen Menschen 
nehmen oder wie sie mit anderen Menschen 
zusammenleben. Das muß meiner Einschät- 
zung nach kein Gegenstand einer politischen 
Beschlußfassung sein, sondern das sollte jeder 
für sich selbst entscheiden können. ‘Dieses 
Konzept einer radikalen Demokratie steht 
meiner Ansicht nach im krassen Widerspruch 
- das habe ich auch schon versucht im Reader 
zum Kongreß darzustellen - zu rechter Ideolo- 
gie, weil es für rechte Ideologie unerträglich 
ist, das jeder selber größtmögliche eigene Frei- 
heit hat und die Mens£hen sich ganz unter- 
schiedliche Lebensformen aneignen. Ich glau- 
be, daß ein grundsätzliches Element rechter 
Ideologie ein autoritätsbezogenes Denken ist 
und ihm ein Trend zur Anpassung an vorgege- 
bene, zum Teil quasi natürliche, Wertvorstel- 
lungen - etwa was die Rolle von Männern und 
Frauen angeht - inhärent ist. Da könnte man 
nachher vielleicht mal drüber diskutieren, ob 
das tatsächlich bei einem modernen Rechtsex- 
tremismus in dem Maße noch vorhanden ist 
oder ob es da vielleicht Tendenzen gibt, das 
auch so etwas gerade aufbricht, gerade was 
klassische Rollenbilder angeht. 

Ein guter Ansatz wäre auf der einen Seite, 
sich Freiräume, in denen gleichberechtigtes 
Miteinander möglich ist, wo nicht irgendwel- 
che Autoritäten das Sagen haben zu erkämp- 
fen bzw. Freiräume, die existieren, zu erhalten. 
Das ist idealerweise in selbstverwalteten Ju- 
gendzentren der Fall, aber was ich mir wün- 
schen würde, ist,.das solche Freiräume auch in 
anderen Bereichen erkämpft werden. Ein Bei- 
spiel dafür könnte die Schule sein. Das ist na- 
türlich sehr schwierig, weil Schule an sich 
nicht gerade ein herrschaftsfreier Raum ist, 
sondern an sich eine Instanz, in der Autoritä- 
ten das Sagen haben und die letztlich auch ge- 
sellschaftlich die Funktion hat, bestimmte 
Strukturen zu reproduzieren. Trotzdem meine 


| 
| 
| 
| 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


ich, daß da ein Ansatzpunkt existiert. Es ist so 
- da bin ich jetzt nicht ganz, so im Bilde - das 
bundeslandspezifisch ganz unterschiedliche 
Mitbestimmungsmöglichkeiten und Freiräume 
für Schüler und Schülerinnen an Schulen exi- 
stieren. Da meine ich aber, daß ein Eintreten 
für Demokratie, für eine gleichberechtigte 
Teilhabe an Entscheidungen, was an der Schu- 
le passiert, erstens eine sehr anschauliche For- 
derung ist, also die man Schülerinnen und 
Schülern, die da in weiten Teilen ihr Leben 
verbringen, gut vermitteln kann, daß es eigent- 
lich gar nicht angemessen ist, daß ständig an- 
dere über ihre Köpfe entscheiden. Vielmehr 
angemessen wäre es, wenn sie selber die Ent- 
scheidungen treffen. 

Und ich glaube zweitens, daß es auch Ge- 
staltungsspielräume gibt, die natürlich nicht so 
weitreichend sind, daß man dem System völlig 
ausweichen könnte, aber doch so, das man Er- 
fahrungsräume schaffen kann, das da ein 
gleichberechtigtes Miteinander möglich ist. 
Ich glaube, daß solche Erfahrungsräume der 
eine Punkt sind, der wichtig ist. Also die Er- 
fahrung eines gleichberechtigten Miteinanders 
in Freiräumen, in denen nicht Autoritäten das 
Sagen haben, sind ein ganz wichtiger Punkt 
für Menschen, um auch die persönliche Erfah- 
rung zu machen, daß es angenehmer ist für 
sie, so zu leben. 

Das Zweite ist, daß man den Diskurs 
durchbrechen muß, daß dieser Wettbewerb, 
von dem ich geredet habe, ein Kampf aller ge- 
gen alle, gewissermaßen in der Gesellschaft 
und auch die ganze kapitalistische Ordnung 
also der freie Markt, der natürlich dem Zweck 
dient diesen Wettbewerb zu realisieren, daß 
das alles nicht gottgegeben ist und auch das es 
Alternativen gibt. Das ist ein ganz grundlegen- 
des Problem, da muß man versuchen deutlich 
zu machen: Das muß nicht so sein, Gesell- 
schaft kann auch anders funktionieren. Es 
können z.B. auch darüber Dinge in einer Ge- 
sellschaft produziert werden, darüber kann 
man auch demokratisch Entscheidungen tref- 
fen, das muß man nicht dem Markt überlas- 
sen. Das können sich aber mittlerweile ganz 
wenige Menschen vorstellen. Also ich glaube 
das ist der zweite Punkt. 

Ein richtiger Ansatz, um gesellschaftlich 
heute etwas zu bewirken, muß darin liegen, 
dem Wettbewerbsdenken entgegenzuwirken. 
Das geht auf zwei Ebenen, einmal durch einen 
Diskurs auf der gesellschaftlichen Ebene, zum 
zweiten in dem man Erfahrungsräume schafft, 
die ohne einen solchen Wettbewerb auskom- 
men, wo ein gleichberechtigtes Miteinander 
möglich ist. 


at Bündnis 
Rechts, Leipzig ( ) 

Das zweite Referat werde ich in drei Tei- 
le unterteilen: Der erste Teil soll sein, was die- 
ses Thema jetzt nun mit autonomer Antifapo- 
litik zu tun hat, wie wir darauf kommen, wie 
wir dazu stehen, was Marc gerade vorgestellt 
hat, wie das im Prinzip funktioniert. Der zwei- 
te Teil soll darin bestehen, Probleme aufzuzei- 
gen die dabei zwangsläufig auftreten, auch 
grundsätzliche Probleme. Und im dritten soll 
es um die Möglichkeiten gehen, die in so ei- 
nem Projekt stecken und warum es notwendig 
erscheint. 


Was hat.das alles eigentlich 
mit uns zu tun? 


Zum einen denke ich, daß die Einschät- 
zung richtig ist, daß, wo ein rechter Konsens 
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zu finden ist, auch immer - so ist es zumindest 
empirisch bei unserer Arbeit gewesen - Auto- 
ritätsdenken eine ganz starke Rolle spielt, und 
immer auch die Forderungen nach einem star- 
ken Staat zu verzeichnen waren und immer 
auch ein Demokratiedefizit herrschte. Also 
nicht nur bei Leuten auf der Straße, bei ir- 
gendwelchen Faschos in irgendwelchen Ju- 
gendclubs, sondern ein Demokratiedefizit, das 
gesamtgesellschaftlich zu verzeichnen war. 
Ein Demokratiedefizit, das sich auch in den 
Institutionen des Staates gezeigt hat. Nun 
könnte man gegen so ein Demokratiedefizit, 
gegen solche autoritären Strukturen und Ge- 
sellschaftsvorstellungen sogar mit bürgerli- 
chen Idealen argumentieren. Linksradikale 
Gruppen haben aber den Begriff des revolutio- 
nären Antifaschismus geprägt, um ihre Politik 
gegen diese gesamtgesellschaftlichen Verhält- 
nisse zu kennzeichnen, die in einer Antinazi- 
politik immer mitschwingt. Nun stellt sich die 
Frage, was bedeutet das, so eine Phrase vom 
Revolutionären Antifaschismus - also zu- 
nächst mal Phrase. Eine Antwort findet sich in 
der Broschüre der Antifaschistischen Aktion 
Berlin (AAB) Das Konzept Antifa. Ich zitiere: 
“Revolutionär bedeutet, die Ausrichtung auf 
grundsätzliche, fundamentale Umwälzung der 
bestehenden Lebensverhältnisse. Mit einge- 
schlossen ist dabei die Weigerung, sich auf die 
Spielregeln des Bestehenden einzulassen. Die 
einzige Zukunft, für die sich politische An- 
strengung in welcher Form auch immer lohnt 
ist das gründlich Andere.“ 

Ich könnte das unterschreiben, ich weiß 
nicht wie es euch geht? Das Problem, das ich 
mit diesem Zitat habe, ist, das es erstens im 
Dunkeln läßt - also vieles im Dunkeln läßt - 
was diese grundlegenden Veränderungen sein 
sollen und wie die zustande kommen sollen. 
Das andere Problem ist, das es auch Gruppen 
gibt, wie z.B. das BgR, die sich nicht als revo- 
lutionäre Antifagruppen verstehen, die aber, 
im Vergleich etwa zur AAB, gar keine andere 
Praxis haben. 

Was bedeutet das? Zunächst möchte ich 
einen anderen Ansatz vorschlagen, sich dem 
Thema zu nähern. Dieser andere Ansatz be- 
steht darin, Widersprüche zu suchen, die eine 
Motivation für unsere Politik sein können. Ei- 
ner dieser Widersprüche, der - so die These in 
dem Referat das ich hier gerade halte - grund- 
legend zu sein scheint, ist der Widerspruch in 
den unsere Politik zu einer allgemein beste- 
henden Herrschaft immer wieder gerät. Herr- 
schaft bedeutet zum einen kapitalistische 
Herrschaft - ganz klar. Da wird entscheiden, 
wie produziert und was produziert wird. Da 
wird über Leute entschieden, wie sie zu arbei- 
ten haben, unter welchen Bedingungen sie ihr 
Leben reproduzieren können. Das ist ein gro- 
Ber Bereich, in dem in unserer Gesellschaft 
Herrschaft zu verzeichnen ist. Es ist Herr- 
schaft aber auch in anderen Bereichen, außer 
im ökonomischen, zu verzeichnen z.B. im ge- 
samten öffentlichen Bereich. Verwaltungsap- 
parate üben dort Herrschaft aus - Bürokratien 
- das, was uns häufig als Sachzwänge gegen- 
über oder sagen wir besser, entgegengestellt 
wird, ist so ein Ausdruck von Herrschaft. Im 
privaten Bereich, genauso wie im öffentlichen 
Bereich, treten uns Traditionen und Ideologien 
gegenüber, die ebenfalls Ausdruck von Herr- 
schaft sein können. An all diesen Punkten 
zeigt sich für uns immer wieder, daß sich die 
Machtfrage stellt. Immer dann, wenn wir ver- 
suchen, uns von Herrschaft zu emanzipieren 
und immer, wenn unsere Politik mit so einer 
Emanzipation verbunden ist, tritt uns die 
Herrschaft gegenüber. Das ist die Machtfrage. 
Unser Ziel dagegen, ist immer in gewisser 
Weise, Selbstbestimmung - autonomes Han- 
deln - durchzusetzen. Und bei dem Versuch 
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unsere eigenen Ideen, unsere eigenen Projekte 
zu verwirklichen, stellen wir eben genau das 
fest. Das wir zwangsläufig diese Erfahrung 
machen, der Herrschaft immer wieder gegen- 
über zu stehen, teilweise auch, als eine sehr 
sinnliche Erfahrung, einer Erfahrung, der wir 
nicht ausweichen können. Und das wiederum 
soll als Beleg für die These gelten, daß es sich 
hier um einen grundlegenden Widerspruch in 
der Gesellschaft handelt, denn auch, wenn ich 
jetzt die ganze Zeit von unserer Politik geredet 
habe, klar ist, das es nicht daran liegt, daß wir 
es sind, die eigene Projekte durchsetzen wol- 
len und damit auf diesen Widerstand stoßen, 
sondern das es allen so gehen wird, die sich 
daran versuchen, eigene Vorstellungen, eigene 
Projekte, sofern sie nicht konform gehen mit 
dem, was besteht, zu verwirklichen. 

Es ist für uns und alle, die ähnliches vor- 
haben, auch deshalb so ein drängender Wider- 
spruch, weil er immer mit der Androhung oder 
auch durchgeführten Gewalt des Staates ver- 
bunden ist. Das kann man bei autonomen Ju- 
gendzentren sehen, die immer ein bißchen von 
der Gnade der jeweiligen Verwaltung leben 
bzw. wie sie politisch durchgesetzt werden. 
Und wenn die Gruppen, die diese Zentren po- 
litisch durchsetzen schwächer werden bzw. 
wenn in der gesellschaftlichen Auseinander- 
setzung ihre Position nicht günstig ist, dann 
passiert es ganz schnell, daß eben dort gewalt- 
sam Räumungen durchgesetzt und diese Zen- 
tren geschlossen werden. Natürlich läßt sich 
dieses Beispiel der Jugendzentren auf alle 
möglichen Bereiche der Politik übertragen, in 
denen wir eigene Projekte verwirklichen. 

Die Alternative, die wir dazu hätten, uns 
dieser Auseinandersetzung zu stellen, ist nur 
eine Scheinalternative, die bedeutet, daß wir 
versuchen müßten, uns in das Bestehende zu 
integrieren, die Spielregeln zu akzeptieren. 
Und das ist ja das, was schon in der AAB-Bro- 
schüre steht, wofür sich Politik eigentlich 
nicht lohnt. Soweit also das erst mal, warum 
so ein Eintreten für Selbstbestimmung - und 
Selbstbestimmung soll hier als ein Synonym 
für Radikale Demokratie verstanden werden - 
wieso sich das für uns lohnt, wieso das für uns 
notwendig ist. 


Das problematische der 
Selbstorganisation 


Jetzt zum zweiten Teil, zu den Problemen. 
In Deutschland von Selbstbestimmung zu re- 
den ist ein sehr schwieriges Unterfangen. Wir 
reden hier nicht von solchen Sachen wie 
Volksentscheid. Die Diskussion über die 
Volksentscheide hat - glaube ich - ziemlich 
deutlich gemacht, wo ein schwerwiegendes 
Problem liegt. Würden heute in Deutschland 
Volksentscheide eingeführt werden, dann - un- 
abhängig davon, daß es sich um Mehrheitsent- 
scheide handelt - würde dieses Element von 
Selbstbestimmung dazu führen, das einem 
Angst und Bange werden könnte. Rassismus 
wäre sofort Politik, die Todesstrafe würde wie- 
der eingeführt werden. Es ist davon auszuge- 
hen, daß eine reine Volksherrschaft in 
Deutschland, also hier, wo wir Politik machen, 
daß es einem davor mehr grauen müßte, als 
vor dem, was es jetzt ohnchin schon gibt. 

Abgeschen davon gibt es in diesem Zu- 
sammenhang noch ein zweites Problem, näm- 
lich daß das gar nicht so ohne weiteres umzu- 
setzen wäre. Wenn man die Leute auf der Stra- 
ße fragen würde, würden sie immer sagen, daß 
sie lieber beherrscht werden würden. Hier in 
Leipzig und überhaupt im ganzen Osten sind 
diese Erfahrungen vor 10 Jahren gemacht wor- 
den, da - unabhängig wie man das jetzt bewer- 
tet, was da für andere Kräfte noch im Hinter- 
grund standen, die historisch wirksam waren - 


war es auf jeden Fall so, daß die Mehrheit der 
Bevölkerung gesagt hat: Alles, bloß nicht die- 
ses Chaos, laßt so schnell wie möglich das 
neue System über uns hereinbrechen, damit 
endlich wieder Ordnung herrscht. Wenn hier 
also in diesem Zusammenhang darüber gere- 
det werden soll, wogegen wir sind, dann muß 
eine Unterscheidung eingeführt werden zwi- 
schen dem üblichen Reden von den Herr- 
schenden, um die geht es glaub ich weniger, es 
geht vielmehr um das Herrschende, d.h. was 
uns hier allgemein umgibt an Bedingungen für 
unsere Politik. Und etwas anderes folgt natür- 
lich auch noch aus dem, was ich gerade gesagt 
habe, also dieser Problematik, das die Selbst- 
bestimmung des deutschen Volkes nicht gera- 
de ein Ziel sein kann. Ein Prinzip der Selbst- 
bestimmung muß auf jeden Fall auf Werte zu- 
rückgreifen, die erhalten bleiben müssen. Und 
kurioserweise oder vielleicht auch nicht kurio- 
serweise sind es solche bürgerlichen Werte wie 
Universalismus. Gleichberechtigung ist ja zu- 
nächst mal ein grundsätzlich bürgerlicher 
Wert. Wir müssen uns fragen, welche Rolle 
spielen in diesem Zusammenhang die bürger- 
lichen Werte. Sie müssen auf jeden Fall vertei- 
digt werden, gegen Leute, die sie von rechts 
angreifen, da kann es überhaupt keine Frage 
geben. Auf der anderen Seite muß man sich 
natürlich im klaren sein, das sie eine schr star- 
ke legitimierende Funktion haben. 

Eine andere Frage, die ich daran interes- 
sant finde, ist, ob diese bürgerlichen Werte 
nicht Ideale sind, die immer wieder von einer 
bürgerlichen Demokratie vor sich her getragen 
werden, wo sich alle einig sind, sie sind nicht 
verwirklicht und ob sie in diesem Fall nicht 
auch ein Potential darstellen, daß sich gegen 
diese bürgerliche Demokratie richten kann, 
aus dem einfachen Grund, weil sie ja offiziell 
akzeptiert sind. Das sind Punkte, die diskutiert 
werden müßten. 

Ein zweites Problem, das sich in dem Zu- 
sammenhang ergibt, ist, daß Selbstbestim- 
mung als politisches Projekt eine Form 
braucht, die Form der Selbstorganisation. So 
schwammig erst einmal formuliert. Die Selbst- 
organisation hat ihre problematische Seite. 
Wie jede Organisationsform oder wie jede 
Form, die darauf angelegt ist, sich zu erhalten, 
um eben Politik möglich zu machen, birgt sie 
die Gefahr zum Selbstzweck zu werden und 
am Ende der eigentliche Wert zu sein, den es 
zu erhalten gilt. Also gerade ‘solche Sachen, 
die in Richtung einer Organisierungsdebatte 
gehen, sind in gewisser Weise unverzichtbar 
für eine Politik, die auf Selbstbestimmung 
steht. Denn wie anders sollte so eine Politik 
gemacht werden, wenn nicht in eigenen For- 
men. Auf der anderen Seite ist die Betonung 
der Organisation, der Notwendigkeit der Orga- 
nisation, ein Zungenschlag, der die Gefahr in 
sich birgt, daß die Organisation als das Wich- 
tige daran gilt. 

In dem Zusammenhang stellen sich die 
klassischen Probleme, die mit Organisation 
schon lange verbunden werden, daß Organisa- 
tionen die Tendenz haben, vereinheitlichend 
zu wirken, sowohl was die Aktionen betrifft, 
als auch die grundsätzlichen Ausgangspunkte. 
Organisationen können außerdem, gerade 
wenn sie sich in Opposition befinden, einfach 
nur darüber definiert werden, das sie sich ne- 
gativ bestimmen, daß sie gegen etwas gerich- 
tet sind, das sie also so ein innen und außen 
konstruieren und dann nicht mehr als produk- 
tiver politischer Raum verstanden werden. Na- 
türlich ist für uns auch die Frage, wenn wir 
eine Organisation als Form finden, ob wir da- 
mit nicht versteckt das einschleppen, was all- 
gemein schon existiert, also das allgemein gül- 
tige in der Gesellschaft durch die Form, die 
wir ja auch nicht so ohne weiteres neu erfin- 


den, in unsere Politik Einzug erhält. Auch alle 
möglichen Fragen, die mit Machtkonstellatio- 
nen verbunden sind, sind klassische Fragen, 
die sich eine Organisationsform stellen lassen 
muß. 

Beim Projekt Selbstbestimmung/Radikale 
Demokratie ist klar, daß eine Organisations- 
form es schaffen müßte, dissidente Positionen 
einzubeziehen und nicht aus sich auszuschlie- 
Ben und das wäre ja gerade der Punkt, der das 
politische Projekt Selbstbestimmung vorange- 
trieben hat, der also von der Organisations- 
form berücksichtigt werden müßte. 

Ein drittes Problem ist - ich bin immer 
noch bei Problemen von Radikaler Demokra- 
tie/Selbstbestimmung - daß dieses Selbst über- 
betont werden könnte und das Selbst einfach 
zu einem Rückzug aus der Gesellschaft wer- 
den kann. Das Schlagwort, das es da gibt, sind 
Landkommunen, wo Leute selbstbestimmt 
ganz glücklich zusammenleben, aber raus sind 
aus der Gesellschaft. Zu DDR-Zeiten war cs 
ein gängiges Thema davon zu sprechen, daß 
eine Nischenkultur herrscht, bei der sich Leute 
aus der Gesellschaft zurückziehen, aus den ge- 
sellschaftlichen Auseinandersetzungen. In sol- 
chen Nischen dann Selbstbestimmung zu le- 
ben ist nicht das, was uns hier interessieren 
sollte. 

Und dann gibt es noch ein viertes Pro- 
blem das ganz eng damit zusammenhängt. 
Daß Leute dazu neigen, in solche Nischen zu 
gehen und sich aus der Gesellschaft zurückzu- 
ziehen, hängt damit zusammen, daß diese Ge- 
sellschaft eine sehr große Macht besitzt, ein- 
fach durch die Faktizität, die sie hat, also die 
Wirklichkeit, die uns umgibt, die uns immer 
wieder zwingt, bestimmte Sachen zu machen, 
die gar nicht mit dem zusammenpassen, was 
wir uns vorstellen würden, wenn wir eine Uto- 
pie formulieren müßten. Es gibt den Zwang 
der realen Verhältnisse, der sich zum Beispiel 
in den kapitalistischen Beziehungen aus- 
drückt. Ich kann hier lange gegen Lohnarbeit 
reden und bin am’Ende, doch dazu gezwun- 
gen, sie auszuführen. Dieser Zwang und diese 
Stärke der Realität herrscht in allen Lebensbe- 
reichen. 

Selbstbestimmung/Radikale Demokratie 
kann also nur als Ziel formuliert werden, das 
utopisch ist. Eine Utopie wird dieser unheim- 
lich vielfältigen zwingenden Welt, die uns ge- 
genübertritt, nie so ausgemalt gegenübertreten 
können, daß sie damit konkurrieren könnte. 

Soviel zu dem Problem und ich komme 
jetzt zum dritten Teil: Was ist eigentlich - 
trotzdem - die Notwendigkeit und die Mög- 
lichkeit ? 


Warum dann überhaupt? 


Bezogen auf das letzte Problem, das ich 
genannt habe, ist es so, daß radikale Demokra- 
tie einen Lösungsansatz bietet. Entwicklung 
politischer Praxis und Organisation hilft dage- 
gen, sich nur auf Utopien zurückziehen zu 
können, die letztendlich an der Realität immer 
scheitern müssen, denn wenn ich politische 
Praxis entwickle, wenn ich Organisationsfor- 
men entwickle, dann entwickle ich gleichzei- 
tig ein Stück Realität, die sich in die Gesamt- 
realität einfügt. Es entsteht eine Entwicklung 
von Veränderungspotentialen. Dazu ist es not- 
wendig, um die genannten Probleme zu be- 
rücksichtigen, bei dieser Form von Selbstbe- 
stimmung/Selbstorganisation ganz klar ein 
Primat der Politik zu setzen und zwar ein Pri- 
mat auf eine Politik, die authentisch ist. Stell- 
vertreterpolitik kann kein Element von selbst- 
bestimmter Politik sein. Nun spreche ich hier 
vom Primat der Politik, von der Wichtigkeit 
des Politischen, dem Räume eröffnet werden 
sollen. Was aber soll das eigentlich bedeuten? 
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Wenn hier vom Politischen gesprochen 
wird, dann ist gemeint, das es um konkrete 
Auseinandersetzungen mit Widersprüchen in 
der Gesellschaft geht. Diese Widersprüche 
müssen der Inhalt der jeweiligen Organisati- 
onsform sein, d.h. die Form ist dazu da, nicht 
immer wieder von vorn anfangen zu müssen, 
sie hat die Vorteile, bestehen zu können, poli- 
tische Räume dauerhaft zu eröffnen. Sie muß 
aber immer wieder davor zurücktreten, das es 
diesen jeweiligen Inhalt der Politik geben 
muß. Wenn es uns gelingt, eine Politik zu ma- 
chen, die an diesen Widersprüchen, die unsere 
eigenen Widersprüche sind, orientiert ist, hat 
das den Vorteil, daß sich die Motivationsfrage 
überhaupt nicht mehr stellt, weil es eben die 
Widersprüche sind, die wir lösen wollen. Zum 
anderen eben auch, das wir die Erfahrbarkeit 
unserer Politik und ihre Vermittelbarkeit ge- 
währleisten. Zumindest prinzipiell, also Ver- 
mittlungsprobleme wird es trotzdem geben. 
Von konkreten Auseinandersetzungen zu spre- 
chen, birgt natürlich die Gefahr eines Mißver- 
ständnisses in sich. Es geht nicht darum, im- 
mer im Konkreten verhaftet zu bleiben, d.h. 
im eigenen Stadtteil, am eigenen Kleinkram, 
die eigene Politik auszurichten - das ist nicht 
gemeint. Natürlich soll es ein Abstraktionsni- 
veau geben, natürlich geht es darum, auch die 
eigene Politik auf einer abstrakteren Stufe 
weiterzuführen. Natürlich ergeben sich dort 
auch die Möglichkeiten - dazu gab es vorhin 
diese Rede gegen die Stellvertreterpolitik - So- 
lidarität auszuüben. Einfach weil man sicht, 
das es bei einer Politik, die etwas mit uns zu 
tun hat, die auch mit unserer eigenen Politik 
zu tun hat, Übereinstimmungen gibt. Das ist 
das, was alles erhalten bleiben soll, aber diese 
Politik sollte sich eben nicht verselbständigen. 
Das Abstrakte sollte sich nicht verselbständi- 
gen, sollte gebunden bleiben an konkrete Wi- 
dersprüche, die unsere Widersprüche sind. 
Das Verhältnis von Politik und Organisation 
sollte dieses sein, daß die politischen Ausein- 
andersetzungen, der jeweilige Inhalt, eine 
Triebfeder für die Entwicklung der jeweiligen 
Organisation ist. Ich habe schon gesagt, daß es 
in diesem Modell dann darum gehen würde, 
das die Organisation deshalb entsteht, weil wir 
Politik machen wollen. Die Organisation sollte 
sich damit verändern, wie wir Politik machen, 
eben aus diesen Erwägungen heraus. Noch ein 
Vorteil, den ich gerne erwähnen möchte ist, 
daß wir mit so einem Politikverständnis nicht 
mehr darauf angewiesen sind, Politik für eine 
Utopie von morgen zu machen, sondern daß 
wir im Hier und Jetzt, Politik für sofort ma- 
chen können und das wir uns nicht mehr fra- 
gen müssen, erlebe ich diese Veränderungen 
überhaupt noch, sondern diese politischen 
Ziele sind dann sofort erkennbar. 

Die große Schlußfolgerung daraus wäre, 
daß die Antifabewegung in den letzten 10 Jah- 
ren ihr linksradikales Potential durch ihre 
Form behalten hat, also die Form der Selbstor- 
ganisation, die Durchsetzung von Selbstbe- 
stimmung in Antifagruppen, auch als Selbst- 
bestimmung gegen das Herrschende. Sie 
konnte diese Form nur behalten, weil sie sich 
auf diese Antinazi-Auseinandersetzungen ein- 
gelassen hat. Und andererseits, daß diese Aus- 
einandersetzungen auch nur dadurch möglich 
waren, weil die Antifa diese linksradikale 
Form behalten hat. Ich will es jetzt nicht im 
Detail ausführen, aber ich denke, evident wird 
so etwas dadurch, daß man sich andere links- 
radikale Ansätze anguckt, die gescheitert sind, 
weil sie die konkrete Auseinandersetzungen 
nicht mehr gesucht haben. Andererseits sind 
Leute, die Antifapolitik gemacht haben - aber 
nicht in einem linksradikalen Ansatz - irgend- 
wann stecken geblieben, auch mit diesem An- 
tifaansatz, weil sie ein Manko bei der Form 
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hatten. 

Das ist die positive Lehre der letzten 10 
Jahre und um auf die revolutionäre Politik zu- 
rückzukommen: Der Ansatz eröffnet unserer 
Politik eine Perspektive. Weit in die Ferne ge- 
schaut mag es auch sein, daß es irgendwann 
einmal eine revolutionäre Perspektive wird. 
Wir sind jetzt nicht an dem Punkt, sagen zu 
können: Wir haben so viele gesellschaftliche 
Auseinandersetzungen, daß jetzt die gesell- 
schaftliche Umwälzung bevorsteht, deswegen 

stieß, beim BER so, das wir nicht davon spre- 
täre Antifapolitik zu machen. 


% 


Beitrag aus dem Publikum 1: Ich habe 
eine Frage ans BgR, daß uns permanent Aus- 
einandersetzungen begegnen, wo die Macht- 
frage gestellt wird. Das leuchtet mir überhaupt 
nicht ein. Wir begegnen zwar Herrschaft an- 
dauernd, aber daß jedesmal, wenn wir in einen 
Konflikt geraten, die Machtfrage gestellt 
wird? Also gut - vielleicht interpretierst du das 
Wort anders - aber, wenn ich z.B. ein Joint 
rauche und dann erwischt mich die Polizei, da 
habe ich überhaupt keine Machtfrage gestellt, 
sondern da werde ich einfach für ein dissiden- 
tes Verhalten bestraft. 


BgR: Das ist in der Tat ein Mißverständ- 
nis. Es ist mein Fehler an dem Punkt von 
Machtfrage zu sprechen, weil der Begriff ein- 
deutig so besetzt ist, wie du es gemeint hast. 
Was ich meinte, ist, daß wir dort mit Macht 
konfrontiert sind, nicht in dem Sinne, daß die 
Frage gestellt wird: Wer übernimmt jetzt die 
Macht? 


Beitrag 2: Ich habe eine Frage ans BgR. 
Du hast vorhin bei Problemen von Gruppen 
den Begriff dissidentes Verhalten erwähnt, den 
du jetzt auch gerade noch mal benutzt hast. 
Ich wollte dich bitten, den zu konkretisieren 
und zu erläutern. 


BgR: Dissidentes Verhalten: Damit ist - 
wenn ich es übersetzen würde - abweichendes 
Verhalten gemeint. Wir begreifen uns ja selber 
in dieser Gesellschaft als dissident, d.h. wir 
nehmen Positionen ein, die nicht im gesell- 
schaftlichen Mainstream liegen und sehen uns 
dabei in einer Gegenposition. Mehr ist damit 
nicht gemeint. 


Beitrag 3: Ihr habt vorhin von bürgerli- 
chen Werten gesprochen. Gehe ich recht in der 
Annahme, daß es sich um die klassischen 
Werte der französischen Revolution handelt: 
Freiheit, Gleichheit und - ich nenn’s jetzt mal 
- Brüderlichkeit, obwohl die Leute aus meiner 
Stadt mich dafür steinigen werden. Dort sage 
ich immer Solidarität, aber das drückt glaube 
ich das Gleiche aus. Diese bürgerlichen Werte 
- was glaubt ihr - könnte der Versuch einer re- 
volutionären Definition dieser bürgerlichen 
Werte fruchten? Glaubt ihr, daß wir daraus - 
wenn es uns gelingt, diese Werte revolutionär 
zu definieren und darüber eine Kritik an den 
kapitalistischen Wertvorstellungen zu definie- 
ren - auch wieder in eine gesamtgesellschaftli- 
che Relevanz eintreten, weil wir uns nicht 
mehr nur auf die Faschos konzentrieren, son- 
dern wirklich wieder die Gesamtgesellschaft 
in Frage stellen? 

Wobei ich darauf hinweisen möchte - das 
ist ein ganz interessanter Fakt - den Faschos 
drehen sich bei diesen drei Worten immer die 
Fußnägel um. Die faschistische Bewegung hat 
drei Gegenworte dazu kreiert, das waren: ar- 
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beite, gehorche, kämpfe. Das sind die Basis- 
worte des italienischen Faschismus - als Ge- 
genentwurf. 

Ich hatte folgendes Erlebnis gehabt, um 
das ganze kurz abzuschließen: Ich hatte eine 
Diskussion in einer Buchhandlung mit einem, 
ich würde mal sagen, bürgerlich-liberalen 
Menschen, den ich eben mit diesen drei Wor- 
ten konfrontiert habe und seine Antwort war, 
auf die faschistischen: „Ja, das macht doch 
eine Nation groß.“ [Raunen im Saal] 

Und dann habe ich ihm gesagt - weil ich 
echt sauer war, genauso wie ihr - ja, was hältst 
du denn von Freiheit, Gleichheit, Brüderlich- 
keit? Da hat er wirklich geschluckt, weil er 
merkte, ja Scheiße, ich beziehe meine Freihei- 
ten auf diese demokratischen Ideale und die 
anderen, das ist Sklaverei. 


M. Mulia: Ich nehme an, daß beide Refe- 
renten, wenn sie von den bürgerlichen Idealen 
sprechen, die Ideale der französischen Revolu- 
tion meinen. Ich glaube, daß es tatsächlich 
sehr fruchtbar ist, über diese zu diskutieren. 
Es gibt nämlich ein schr unterschiedliches 
Verständnis davon. Das hängt auch damit zu- 
sammen, wie die Einschätzung davon ist, ob 
sie eingelöst sind oder nicht. Ich würde sagen, 
daß sie keinesfalls eingelöst sind, aber das 
hängt ganz stark davon ab, was man unter 
Freiheit versteht oder unter Gleichheit, also 
was - etwas vereinfacht - die materielle Seite 
meint. Eine tatsächliche materielle Gleichheit 
zwischen den Menschen und tatsächlich auch 
dieselbe materielle Freiheit für alle. 

Nur, um das noch ganz kurz zu erläutern, 
weil das vielleicht nicht so ganz gängig ist: 
Mit materieller Freiheit meine ich, daß nicht 
nur die Menschen das Recht haben, zu studie- 
ren, sondern ihnen das in gleicher finanzieller 
Art und Weise möglich ist. Wenn man anfängt 
so zu diskutieren, wird man schnell feststellen, 
daß man keineswegs in unserer Gesellschaft 
einen Konsens darüber hat, daß das Ideale von 
allen sind, sondern da glaube ich, kann man 
eine fruchtbare Diskussion führen. 


BgR: Ich habe eine andere Position dazu. 
Natürlich sind diese Schlagworte im weiteren 
Sinne gemeint. Natürlich ist die bürgerlichen 
Freiheitsrechte des Individuums gemeint, aber 
ich würde davor warnen, sich einfach nur po- 
sitiv auf diese bürgerlichen Werte zu beziehen. 
Das Problem, das mit ihnen herrscht, ist, daß 
sie zur Legitimation dienen, daß sie eine Leg- 
imitationsfunktion haben, und dies wahr- 
scheinlich sogar in ihrem innersten Wesen 
nach. Zu ihnen gehört der Begriff des bürgerli- 
chen Individuums, der sich durchaus kritisie- 
ren läßt, der auch schon von links kritisiert 
worden ist und deshalb finde ich es gefährlich, 
einfach nur zu sagen: Laßt uns doch den bes- 
seren bürgerlichen Staat machen. Hier sind 
grundsätzliche Probleme zu verorten, die so 
ein Projekt wie Selbstbestimmung auch nicht 
ohne weiteres möglich machen. Natürlich ist 
es so, daß diese Werte in einer bestimmten In- 
terpretation uneingelöst sind, daß sie dadurch 
immer die Möglichkeit eröffnen, in der Ver- 
mittlung eigener Politik, einen zentralen Punkt 
spielen zu können. Weil das der Punkt ist, an 
dem alle glauben, die gemeinsame Sprache zu 
sprechen und man sich auf einen positiven 
Kanon beziehen kann. Das heißt, wenn ich 
versuche, Demonstrationsrecht oder das 
Recht, mich politisch äußern zu können, 
durchzusetzen gegen Repression, dann habe 
ich durch sie ein starkes Mittel in der Hand, 
wo ich Leute erreichen kann, die auch so ein 
Verständnis von bürgerlichen Freiheitswerten 
haben. Daraus aber eine revolutionäre Per- 
spektive machen zu wollen, da wäre ich cher 
vorsichtig. 
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Beitrag 4: Da kann ich weitermachen, 
weil so wie ihr die radikale Demokratie be- 
schreibt, hört sich das vor allem nach einer ra- 
dikalen Umdefinition an. Also, um noch mal 
auf diese französischen Revolutionswerte zu 
kommen, wie wollt ihr den Leuten erklären, 
daß Freiheit nicht die Freiheit ist, das zu ma- 
chen, was man sich leisten kann, sondern eine 
universelle Freiheit ist, die gesichert wird, 
durch eine materielle Gleichheit und nicht 
eine Gleichheit vor dem Gesetz. Das Brüder- 
lichkeit eine universelle Solidarität bedeutet 
und nicht Rentenbeiträge. Wenn ihr die fran- 
zösischen Revolutionswerte auf diese Art und 
Weise umdeuten wollt - ich kann mir rein 
praktisch und propagandistisch nicht vorstel- 
len, daß das jemand versteht - oder auch nur, 
wie ihr dann mit Institutionen wie Parlamen- 
ten umgehen wollt, die mit Selbstbestimmung 
einfach gar nichts zu tun haben. Der Begriff 
Radikale Demokratie ist 1994 auch von den 
Grünen im Wahlkampf verwandt worden, von 
Einzelnen jedenfalls. Ich kann damit nichts 
anfangen und verstehe nicht, wie ihr euch vor- 
stellen könnt, daß das klappen könnte. 


BgR: Ich denke, daß es in dem Zusam- 
menhang eine gesellschaftliche Entwicklung 
gibt, die weggeht von einem bürgerlichen Hu- 
manismus, den überhaupt noch als etwas an- 
deres zu begreifen als links und ich denke - 
ich bin kein Historiker, ich kann das jetzt 
nicht belegen - es war mal anders. Es war mal 
so, daß es in bürgerlichen Zusammenhängen 
üblich war, von einem humanistischen Ideal 
zu sprechen. Ich denke, das ist eines der Pro- 
bleme, die wir haben, daß eine Möglichkeit an 
gesellschaftliche Diskurse anzuschließen, die 
sich positiv auf diese Werte beziehen, immer 
mehr verschwindet, was identisch ist, mit dem 
Verschwinden einer liberalen Öffentlichkeit. 
Das Verschwinden solcher Diskurse ist auch 
bezeichnend für das, was wir häufig als 
Rechtsentwicklung bezeichnen. Das bedeutet 
auch, daß es für viele Leute gar nicht mehr 
möglich ist, sich unter klassischen bürgerli- 
chen Idealen etwas anderes vorzustellen als 
eine linke Position. Das ist aber nicht immer 
so gewesen. 


M. Mulia: Wir haben heute morgen schon 
über Nazikultur - Diebstahl linker Codes gere- 
det. Das was da gesagt wurde, finde ich völlig 
berechtigt. Es ist tatsächlich ein Problem, 
wenn ich von Demokratie, Freiheit und sol- 
chen Dingen rede. Das sind keine Begriffe, 
über die ich die Definitionsmacht habe, son- 
dern es handelt sich um Begriffe, die sich in 
einem ständigen gesellschaftlichen Wandel be- 
finden. Der Begriff der Radikaldemokratie ist 
einer, der selbst schon ganz alt ist, der in den 
zwanziger Jahren schon von anderen verwen- 
det worden ist. In dem Fall würde ich sagen, 
das waren die Guten und da kann ich mich po- 
sitiv darauf beziehen. Dieser grundsätzliche 
Kampf um Begriffe finde ich auf der einen 
Seite schwierig, wenn man tatsächlich falsch 
verstanden wird. 

Auf der anderen Seite finde ich es gerade 
in dem Bereich, der drei jetzt hier genannten 
Begriffe Demokratie, Gleichheit, Freiheit 
wichtig, die Auseinandersetzung zu führen. 
Das sind Begriffe, die sollte man nicht ohne 
weiteres aufgeben, weil sie in ihrer Substanz, 
in die richtige Richtung weisen. Jedenfalls 
entsprechen sie der Vorstellung einer Gesell- 
schaft, wie ich sie haben will. Ich habe ja auch 
gesagt, daß ich Demokratie substantiell und 
nicht als reine Verfahrensregel begreife und 
finde es keine gute Lösung, wenn ich mir 
ständig neue Begriffe ausdenken muß. 


Beitrag 5: Ihr habt cuch - beide Referen- 


ten - an einer Analyse versucht, und da möch- 
te ich was zu sagen, weil da war ich sehr un- 
zufrieden. Zum einen hat Marc eine Faschis- 
musanalyse aus dem Hut gezaubert, die den 
Verteilungskampf im neoliberalen Standort- 
wettbewerb ursächlich für den Nationalismus 
gemacht hat. Und das war auch das einzige, 
worüber er in dem Zusammenhang geredet 
hat. Das würde bedeuten, daß es vor den Glo- 
balisierungsprozessen in der alten BRD und 
erst recht in der DDR, es keinen Nationalis- 
mus hätte geben dürfen. Das erklärt meiner 
Meinung nach, überhaupt nicht den Nationa- 
lismus, das ist eine völlig ökonomistische 
Sichtweise. 

Ähnlich kritisieren muß ich den Beitrag 
des Genossen vom BgR: Du hast dich am Be- 
griff Herrschaft versucht, und da hast du ge- 
sagt: Es gibt drei Ebenen, auf denen wir mit 
Herrschaft konfrontiert sind. Das Eine wäre 
die Ökonomie, die Produktion, Arbeit, Betrie- 
be. Das andere wäre Bürokratie und Verwal- 
tung und dann hast du gesagt, irgendwie im 
privaten Bereich und dann hast du noch so ei- 
nen halben Satz gesagt, das habe ich dann 
akustisch nicht verstanden: Das revolutionäre 
Ziel sei, uns von Herrschaft zu emanzipieren 
und das Herrschende, das seien die Bedingun- 
gen, die uns allgemein umgeben. Das ist ein 
Herrschaftsbegriff, ich weiß nicht, wo du den 
her hast? Den hätte ich von euch jedenfalls 
nicht erwartet. 

Herrschaft geht quer durch die gesamte 
Gesellschaft, sie betrifft uns alle, es gibt Herr- 
schaftsverhältnisse auf allen Ebenen, und wir 
sind alle auch Teil dieser Herrschaft. Du hast 
das so dargestellt, als müßten wir uns einfach 
dagegenstellen und uns von der Herrschaft be- 
freien, aber, daß das auch was mit uns zu tun 
hat, das wir nicht nur Opfer, sondern auch Tä- 
ter dieser Herrschaft sind, das ist da völlig 
runtergefallen. Das ist doch wohl das Minde- 
ste, auf das wir uns hier einigen sollten. 

Beifall im Saal 


Beitrag 6: Ein bürgerlicher Theoretiker, 
nämlich Hegel, hat mal gesagt: „Nur das Ver- 
nünftige ist wirklich und nur das Wirkliche ist 
vernünftig.“ Damit meinte er, die bürgerlichen 
Ideale sind im preußischen Staat wunderbar 
verwirklicht. Das ist auch in der BRD so, wür- 
de ich dazu sagen. Nur im Unterschied zu He- 
gel, finde ich das nicht besonders toll. Klar 
Marc, du hast auch gesagt: Diese Gleichheit, 
die da verwirklicht ist, ist nur eine formelle. 
Da kann jeder Millionär unter Brücken schla- 
fen und jeder Penner kann sich eine Villa kau- 
fen. Was du dagegengesetzt hast, war so etwas 
wie eine Chancengleichheit, eine materielle 
Gleichheit. Jetzt ist das nicht unbedingt das 
Gleiche. Eine Chance ist nicht gerade eine 
Materie. Unter einer Chancengleichheit stelle 
ich mir vor, was die PDS oder die Sozialde- 
mokratie früher gefordert hat: gleichen Zu- 
gang zu Bildungschancen usw. So ein klas- 
sisch sozialdemokratisches Programm. Unter 
einer materiellen Gleichheit, stelle ich mir ein 
bißchen was anderes vor. Du hast in dem Zu- 
sammenhang gefordert, das Eigentum anzu- 
greifen, wie doch den Markt abschaffen. Mir 
kam das so rüber, wie: Das ist eine Forderung 
an den Staat, der soll da mal ein bißchen mehr 
sozialer sein. Und zwar nicht nur in der Hin- 
sicht, daß er die Ergebnisse des Marktes im- 
mer wieder dahingehend korrigiert, daß die, 
die am Markt nicht so viel reißen, wenigstens 
überleben dürfen, wie der Sozialstaat das heu- 
te macht, sondern daß Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik auch wirklich eins ist. Das ist 
genau das, was im Realsozialismus auch Pro- 
gramm war und gemacht wurde, da war Sozi- 
al- und Wirtschaftspolitik eins. Da frage ich 
mich, was dein Gegenmodell ist, weil du 


meintest, man müßte linke Gegenmodelle auf- 
stellen. Das bewegt sich für mich, zwischen 
SED und PDS /M. Mulia lacht]. Es ist auch 
kein weiter Schritt von einem zum anderen, 
hat man ja historisch gesehen. Auf solche lin- 
ken Gegenmodelle kann ich verzichten. 

Ich will erst mal gar kein Gegenmodell 
aufstellen, sondern ich habe den Willen diese 
Gesellschaft zu beseitigen, also Kapital zu be- 
seitigen. Von den beiden Dingen habt ihr aber 
komischerweise sehr wenig geredet. 


M. Mulia: Es gingen ja relativ viele Fra- 
gen an mich, ich fang mal an. Daß das meine 
Faschismustheorie sei, daß der Neoliberalis- 
mus die Ursache des Faschismus sei, da bin 
ich tatsächlich falsch verstanden worden. Ich 
wollte sagen, daß die Ideologie, die mit dem 
Neoliberalismus verknüpft ist, daß er ein 
Kampf aller gegen alle ist, ein guter Nährbo- 
den für Nationalismus ist. Das war meine The- 
se. Das ist kein Zufall, daß in dieser Zeit des 
wachsenden Wettbewerbs, der Durchsetzung 
dieser Ideologie, rechtsextreme Gruppen Zu- 
lauf finden, und rechtsextreme Orientierungen 
zunehmen. Das war das, was ich zum Aus- 
druck bringen wollte. 

Zu 6: Natürlich ist materielle Freiheit ein 
Angriff auf Eigentum und den Markt. Es wun- 
dert mich, wenn man das anders verstehen 
kann. Ich habe versucht, deutlich zu machen, 
daß z.B. ein grundsätzlich größtmöglicher An- 
spruch gleichermaßen die Bedürfnisse der 
Menschen zu befriedigen über den Markt 
nicht realisierbar sein wird. Das Gegenmodell, 
wie das realisierbar sein könnte, ist, daß die 
Menschen selbst drüber entscheiden. Be- 
stimmte Entscheidungen insbesondere die 
über Kollektivgüter - mit Kollektivgüter meine 
ich jetzt öffentliches Transportwesen, Energie- 
erzeugung, also das, was man jetzt nicht zu 
dritt klären kann, sondern wo man im größe- 
ren Rahmen gesellschaftliche Entscheidungen 
treffen muß - sollten nicht einfach auf dem 
Mehrheitswege getroffen werden, sondern die 
sollten so, daß jeder in einem größtmöglichen 
Maße mit seinen Bedürfnissen und Interessen 
Berücksichtigung findet. Das ist jetzt etwas 
abstrakt gesprochen, da habe ich, genau wie 
du, offensichtlich keine ganz konkrete Vorstel- 
lung, wie das umzusetzen ist. 

Aber im Unterschied zu dir, glaube ich, 
daß es wichtig ist, in der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung eine grundsätzliche, 
wenn auch etwas abstrakte, utopische Vorstel- 
lung zu haben, um sagen zu können, wo man 
in etwa hin will. Ich glaube, daß bei aller rich- 
tigen - da liegen wir möglicherweise gar nicht 
so weit auseinander - bei aller richtigen Kritik 
an der Gesellschaft, daß das eine Gesellschaft 
ist, in der letztlich die große Mehrheit ausge- 
beutet wird, daß das systembedingt ist, durch 
den Kapitalismus. Das ist alles richtig. Aber 
durch den bloßen Hinweis darauf, wird man 
keine Veränderung herbeiführen können, weil 
das nur dann gelingt, wenn ein relevanter Teil 
der Gesellschaft erkennt, daß es anders gehen 
könnte. Das ist ein bißchen eine Glaubensfra- 
ge. 

Im Moment sieht es mir sehr stark danach 
aus, als ob fast die komplette Gesellschaft die 
Vorstellung hat, daß es gar nicht anders geht, 
als so wie wir heute leben. Und da muß man 
einbrechen, und das ist genau ein Grund, war- 
um ich so ein Konzept von konkreten Demo- 
kratisierungsforderungen, die hoffentlich auch 
konkrete Anschauungsbeispiele liefern, wie 
demokratisches Zusammenleben möglich ist, 
das so etwas notwendig ist, um tatsächlich ge- 
sellschaftlich etwas zu bewegen. 


BgR: Was Marc gerade erzählt hat, ist ein 
gutes Beispiel dafür, was ich vorhin meinte, 
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mit einem Reden über Politik, das utopisch ist 
und den Nachteil hat, den konkreten Boden 
letztendlich zu verlieren und nur noch aufs 
Morgen zu verweisen. Ich denke, das hat 
gleichzeitig auch was mit der Frage zu tun, die 
von 5 nach der Herrschaft gestellt wurde. Ich 
bin mir nicht 100 Prozent sicher, ob ich ver- 
standen habe, aus welcher Richtung die Kritik 
kam. Die Kritik hieß, daß wir nicht sagen, daß 
alle Leute Herrschaft ausüben und Herrschaft 
erfahren. An dem Herrschaftsbegriff wurde 
kritisiert, das wir alle Täter und Opfer sind, 
daß das hätte gesagt werden müssen. In der 
Tat haben wir bei der Vorbereitung dieses Re- 
ferates diese Diskussion geführt, ob das nicht 
so sein müßte und haben uns dann auf eine 
Fußnote geeinigt, die im Vorbereitungsreader 
nachzulesen ist. [Gelächter im Saal] 

Die Erfahrungen des Beherrschtwerdens 
sind individuell. Die Ausübung von Herr- 
schaft scheint ein komplexeres Phänomen zu 
sein, das sehr stark verknüpft ist mit Repro- 
duktion gesellschaftlicher Verhältnisse. Da die 
Reproduktion in der Gesamtgesellschaft statt- 
findet, ist es so, daß diese Herrschaftsverhält- 
nisse in der Gesamtgesellschaft stattfinden. 
Trotzdem haben wir uns dagegen entschieden, 
explizit zu schreiben, daß wir alle Täter und 
Opfer sind, denn es scheint notwendig zu sa- 
gen, daß es an bestimmten Punkten einfach 
Leute gibt, die Täter sind, und dann eben auch 
Leute, die Opfer sind und daß es Leute gibt, 
die signifikant mehr Herrschaft ausüben als 
andere. „Leute“ ist eigentlich schon viel zu 
personalisierend, daß habe ich vorhin versucht 
zu umgehen, deswegen habe ich von „dem 
Herrschenden“ gesprochen. Wenn ich es hier 
vermieden habe, davon zu sprechen, wer ei- 
gentlich diejenigen sind, die Herrschaft aus- 
üben, geht es darum, gerade nicht so einen 
Begriff zu haben, der das nur auf die offen- 
sichtlichen Repräsentanten, irgendwelche Fir- 
menchefs etc. beschränkt. Andererseits finden 
wir es aber wichtig - das wurde auch im Ein- 
leitungsreferat schon gesagt - individuelle 
Verantwortung festzuhalten. Es gibt immer die 
Möglichkeit, nein zu sagen und sich dagegen 
zu stellen. Es ist niemand gezwungen, Herr- 
schaft auszuüben. Das ist die individuelle Ver- 
antwortung, die würden wir gern festhalten. Ist 
das jetzt besser? Nein? 

[Nachtrag BgR: Um den hier verwendeten 
Herrschaftsbegriff an einem Beispiel zu ver- 
deutlichen, folgendes: Wenn davon die Rede 
ist, daß nicht alle Opfer und Täter sind, meint 
dies den Kontext des Bezogenseins auf den 
selben Sachverhalt. Wenn in der Asyldebatte 
Anfang der 90’er der deutsche Mob zusam- 
men mit der deutschen Politik Herrschaft aus- 
übte, so übte er Herrschaft über Flüchtlinge 
aus. Der Fakt, daß auch Flüchtlinge in anderen 
Zusammenhängen Macht ausüben, spielt da- 
bei überhaupt keine Rolle. Zu beachten ist 
auch, daß, um beim Beispiel zu bleiben, 
„Deutsche“ innerhalb dieses Diskurses und 
seiner Umsetzung, signifikant mehr Macht ha- 
ben Herrschaft auszuüben, als Flüchtlinge, 
welche faktisch die alleinigen Betroffenen 
sind.] 


Beitrag 7: Das Gefühl was mich be- 
schleicht ist, daß das hier eine Diskussion ist, 
die auf der Grundlage von Annahmen beruht, 
die für mich Ende der 80er, Anfang der 90er 
Jahre liegen. Die damit zu tun haben: wir kön- 
nen noch was reißen. Ich habe das Gefühl, wir 
sind eine kleine, kleine Nadel, die versucht 
eine große Blase zu überzeugen, etwas zu tun, 
was wir gut finden, und frage mich: Ist es das 
Konzept, was es sein kann, was in der total 
komplexen Welt überhaupt noch was ändern 
kann? Und wie soll es funktionieren? Wir ha- 
ben keinen Gegenentwurf zu dem was als Ka- 
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pitalismus funktioniert; deswegen rennen uns 
alle Leute weg. Es interessiert sich niemand 
dafür, ob wir da sind oder nicht, das ist eigent- 
lich total Banane. Von 6 kam das Wort von ra- 
dikaler Zerstörung, das fand ich auch gut, aber 
ich sehe trotzdem nicht, das danach anderes 
passieren kann, weil wir einfach keinen Ge- 
genentwurf haben, weil wir keine ernsthaften 
Ideen haben. 

Ich frage mich, wie man eine komplexe 
Welt so beschreiben soll, daß wir Leuten klar 
erkennbar machen, warum Radikale Demokra- 
tie überhaupt eine Möglichkeit darstellen 
kann, das zu organisieren. Ich sehe es gerade 
nicht und ich möchte gerne mal, daß mir das 
jemand zeigt oder auch eine andere Utopie, 
die ich vom jetzigen Stand aus real finde und 
nicht von 1994 oder 1992, da kann ich mir 
noch viel vorstellen, aber jetzt, da sehe ich das 
gerade einfach nicht. 


Beitrag 8: Ich wollt was sagen zu dem po- 
sitiven Bezug auf den bürgerlichen Humanis- 
mus. Sicher habt ihr einerseits recht, daß sehr 
viel an bürgerlich-humanistischen Wertvor- 
stellungen weggebrochen ist und von rechten, 
rassistischen Wertvorstellungen ersetzt worden 
ist. Was wir aber nicht vergessen sollten, ist, 
daß heute in der Zeit von Rot-Grün, von soge- 
nannter Neuer Mitte, der „bürgerliche Huma- 
nismus“ ein sehr wirksames Herrschaftsinstru- 
ment ist, mit dem Kriege geführt werden. Ich 
denke gerade bei der Argumentation für den 
Kosovo-Krieg wurde dies deutlich. Wenn 
Deutschland wieder in den Krieg ziehen wird, 
wird wahrscheinlich wieder mit Menschen- 
rechten argumentiert werden. 


Beitrag 9: Ich habe ein Problem, und 
zwar weiß ich nicht so genau, wenn ich mir 
das alles so anhöre, also Demokratie - klar, bin 
ich dafür, aber ich weis nicht, wo das eigent- 
lich hingehen soll. Eine Variante, ich glaube 
die nennt:sich radikaler Reformismus führte 
schnurstracks in die Regierung, es hat zwar 
ein paar Jahre gedauert, aber da ist sie gelan- 
det, sie hat einen extremen Erneuerungsschub 
für die damals recht verkrustete BRD gege- 
ben. Diese Leute sind damals mit ganz ähnli- 
chen Forderungen angetreten. Wie gesagt, ich 
kann das sehr gut verstehen, woher das 
kommt, wenn man sich die Rechtsentwick- 
lung in Deutschland anguckt, dann ist das eine 
Entwicklung, die zu Lasten von demokrati- 
schen Grundrechten gegangen ist, und auf die 
sind wir ganz elementar angewiesen. Man 
muß sich nur einmal die Entwicklung beim 
Demonstrationsrecht angucken. Ich bin natür- 
lich dafür, das zu verteidigen, aber wo soll es 
denn hingehen? 


Beitrag 10: Ich möchte etwas zu Marc’s 
Referat sagen. Er fährt mit dem Begriff Demo- 
krat, also er sei ein radikaler Demokrat, dann 
macht er die Notbremse und sagt: darunter soll 
man sich nicht Entscheidungsverfahren vor- 
stellen, ein eigentümliches kommunistisches 
Anliegen. Es soll um so etwas gehen wie Ge- 
brauchswertproduktion, daß die Leute die ma- 
teriellen Mittel haben, ihre Bedürfnisse zu be- 
friedigen. Das soll organisiert werden. 

Wenn das der Zweck wäre, dann wäre es 
angebracht zu analysieren, was dem in dieser 
Gesellschaft entgegensteht. Dann würde ich 
behaupten: Da steht die kapitalistische Pro- 
duktionsweise, die Garantie des Eigentums 
und die Garantie der Freiheit, über dieses Ei- 
gentum frei zu verfügen, dagegen. Und dage- 
gen die Gleichheit vor dem Recht, weil die re- 
produziert nämlich immer wieder nur das Ver- 
hältnis, daß die Arbeiter mit ihrem Mittel, was 
sie haben, nämlich Arbeitskraft, auch fein Ar- 
beiterklasse zu bleiben. Also drei Sachen, die 
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man zu kritisieren hat, als ersten Schritt. 

‚Wenn man auf eine linksradikale Politik 
aus ist, also den Kapitalismus abschaffen will, 
dann folgt daraus, daß der Staat diesen Kapi- 
talismus garantiert. Daß es also nicht beim 
ökonomischen Kampf bleiben kann, sondern 
ein politischer Kampf daraus werden muß. 
Man muß den Staat beseitigen und das Eigen- 
tum beseitigen. Hinterher kann man sich tat- 
sächlich anfangen zu überlegen - und das kön- 
nen wir von mir aus auch jetzt machen, wenn 
darüber Einigkeit besteht, daß das der erste 
Schritt der Organisation ist - was gemacht 
werden muß. Dann kann man sich überlegen, 
wie man die Gebrauchswertproduktion organi- 
siert. Ob in kleinen Betrieben oder mit einem 
Gesamtplan oder sonstwas. Da bin ich immer 
dafür zu haben, aber so lange dieses gemein- 
same Interesse und diese gemeinsame Zweck- 
setzung nicht da ist, habe ich überhaupt keine 
Lust, über so einen abstrakten Gedanken wie 
Selbstorganisierung zu reden. Was soll denn 
das? Man organisiert sich doch für einen be- 
stimmten Zweck und nicht für Selbstbestim- 
mung um der Selbstbestimmung Willen. 

Und dann wollte ich noch was sagen: Es 
wird hier immer gesagt, daß die kapitalistische 
Welt so komplex sei oder vorhin wurde formu- 
liert: ein ungeheuerlich komplexer Zusam- 
menhang. Ja was macht ihr denn die ganze 
Zeit? Dann setzt euch doch mal ran und stu- 
diert Das Kapital und überlegt, was macht 
denn der bürgerliche Staat, was ist denn Impe- 
rialismus, was ist IWF, was hat die USA dafür 
getan, das es eine Weltordnung gibt? Da kann 
man sich doch theoretisch mit befassen. Und 
da würde ich sagen: Ja stimmt, das dauert sei- 
ne Zeit, aber da kriegt man auch einen Gedan- 
ken drüber raus. Aber da soll man nicht von 
vornherein ohnmächtig davor stehen und sa- 
gen: oh, alles ist so komplex. Mit dem Gedan- 
ken kommt man nicht weiter. [vereinzeltes 
Klatschen] 


Beitrag 11: O.K. Der Kürze halber lasse 
ich das mit dem Staat und Eigentum jetzt ein- 
fach weg. Das, was ihr letztendlich versucht, 
ist das, was die Faschos mit uns machen - wie 
vorhin bei Nazikultur - Diebstahl linker Co- 
des erläutert worden ist - mit dem Unter- 
schied, daß die Perspektive eine verhältnismä- 
Big Reale ist, nämlich der radikale Arm der 
Grünen, oder was immer sich demnächst in 
dem Bereich als Opposition formiert, zu wer- 
den. Wenn ihr ehrlich seit, dann kriegt ihr von 
dem Begriff Demokratie den affirmativen Be- 
zug auf diesen Staat hier einfach nicht weg. 
Soviel Macht habt ihr in diesem Diskurs 
nicht. 


Beitrag 12.1.: Ich habe das erste Mal ein 
freilebendes Exemplar des Linksliberalismus 
vor mir, nämlich den Marc. Ich habe mir 
schon überlegt, ob ich mal frage, ob ich ihn 
anfassen darf. Mein Problem ist folgendes: der 
Punk würde meines Erachtens zu ihm sagen: 
Ey Alter, du redest wie dein eigener Großva- 
ter. Ich prophezeie dir, daß du auf jeden Fall 
ein guter Staatsbürger werden wirst mit deiner 
Position. Du wirst auf jeden Fall kritisch sein 
in der Gesellschaft, das ist klar und wenn es 
ganz gut kommt, wirst du einfach ein perfek- 
ter Querdenker, erfüllst die Quote, die gefragt 
ist. Was ich dir vorwerfe, ist, das du dich 
wahrscheinlich positiv - wenn du sie erkennst 
- auf die Sachzwanglogik des Kapitalismus 
beziehst. Es geht dir darum, mitzumachen und 
nicht etwa zu gucken, wie man nicht mit- 
macht. Deshalb denke ich, daß dein Weg vor- 
bestimmt ist und ich wünsche dir dafür alles 
Gute. [Beifall] 


M. Mulia: Vielen Dank, auf jeden Fall... 
Seite 64- 


EEE 


Beitrag 12.2.: Ich war noch nicht ganz 
fertig. [wird vom Ringrichter aufgefordert 
eine Frage zu stellen und die persönlichen 
Dinge außerhalb zu klären] 

Also ich wollte euch beide fragen, was ihr 
davon haltet, daß eine radikale Linke erst mal 
über die Anti-Haltung reden muß, unter der 
Bedingung, daß man sich mit ganz bestimm- 
ten Dingen beschäftigt, die hier schon benannt 
worden sind. D.h. begreifen, wo muß man 
nein sagen, an welchem Punkt darf man nicht 
mehr ja sagen, wo muß man sich aus dieser 
Sachzwangmaschinerie raushalten, um nicht 
darin zermahlen zu werden und nicht zu die- 
sem guten Staatsbürger zu werden. Das zum 
einen. 

Zum anderen die Frage, wieweit kann 
man als radikaler Linker eigentlich das Spiel 
spielen, bürgerliche Werte zu verteidigen, um 
nicht selbst dahinter zu verschwinden. Zum 
Dritten möchte ich noch eine Kritik loswer- 
den, daß diese Kategorie der Selbstbestim- 
mung tatsächlich so ver- und mißbraucht wur- 
de, daß sie nicht mehr als politische Kategorie 
taugt. Sie taugt maximal dafür, für junge Men- 
schen - als moralische Kategorie - ihre eigene 
Motivation darzustellen, daß sie sich also 
selbstbestimmt in irgendeiner Form engagiec- 
ren, aber als politische Kategorie taugt sie gar 
nichts, sondern sie ist letztendlich als Termi- 


"nus linker Kitsch und deshalb sollten wir die- 


sen Begriff einfach nicht weiter verwenden. 
Selbstbestimmung führt immer ins Nischenda- 
sein in dieser Gesellschaft. Anders kann man 
diesen Begriff nicht verwenden. 


M. Mulia: Ich bin jetzt oft angesprochen 
worden. Also ich habe zwei zentrale Punkte. 
Einmal den mit den Begriffen. Ich habe vorhin 
schon drauf geantwortet. Die Problematik ist 
uns allen klar, nur muß ich auch, wenn du 
jetzt sagst: Selbstbestimmung ist alter linker 
Kitsch, sollte man heute nicht mehr sagen, ja 
was sagt man denn heute? Ich erkenne die Kri- 
tik, aber ich sehe nicht, was die Alternative 
ist, vielleicht müßtet ihr mir da auf die Sprün- 
ge helfen. Vielleicht gibt es einen guten Vor- 
schlag, aber ich zweifle da chrlich gestanden 
etwas dran. Mir scheint das darauf hinauszu- 
laufen, daß man ständig neue Wörter schöpfen 
muß, und das kann aus meiner Sicht, nicht die 
Lösung sein. Der Zweck der Selbstorganisati- 
on - 10 hat es gesagt - man muß sich anguk- 
ken, was die Gründe sind, die mit dem Kapita- 
lismus verbunden sind, was das Übel ist und 
wenn man das alles erkannt hat, dann kann 
man ja zum späteren Zeitpunkt drüber nach- 
denken, wie man sich organisieren will. Das 
glaube ich, ist kein Weg, auf dem sich tatsäch- 
lich gesellschaftliche Veränderungen herbei- 
führen lassen. 

Gesellschaftliche Veränderungen lassen 
sich nur dann herbeiführen, wenn es tatsäch- 
lich gelingt, Menschen zu überzeugen. Und 
zwar nicht nur davon zu überzeugen, daß es 
Ausbeutung in unserer Gesellschaft gibt und 
Herrschaftsverhältnisse, sondern auch, sie da- 
von zu überzeugen, daß es anders geht. Wenn 
das nicht klappt, hilft diese ganze Kritik - die 
völlig berechtigt ist, die aus meiner Sicht nicht 
der Streitpunkt ist - nichts. Eine gesellschaftli- 
che Veränderung wird es nur dann geben, 
wenn es Zustimmung für eine andere gesell- 
schaftliche Alternative gibt. Auch, wenn die 
nicht ganz konkret beschrieben werden kann. 
Es muß zumindest in der abstrakten Form klar 
sein, was man eigentlich will. Der Zweck der 
Selbstorganisation ist deshalb zweierlei, näm- 
lich einmal, weil damit eine Utopie deutlich 
gemacht wird, wie wir, oder wie ich mir - viel- 
leicht bin ich da wirklich hier der einzige - ein 
gesellschaftliches Zusammenleben vorstelle, 
nämlich - wenngleich ich das jetzt mit abge- 


lutschten Begriffen sage - selbstbestimmt, wo 
die Menschen demokratisch entscheiden kön- 
nen. Und zweitens ist er deshalb so geeignet, 
weil man damit anfangen kann in kleinen Be- 
reichen demokratisches Handeln zu praktizie- 
ren. Man kann Gruppen - das tun ja auch viele 
hier - selbstbestimmt organisieren und ich 
glaube, daß ist eben wichtig, diese Beispiele 
von Freiräumen auch zu haben. 


BgR: Ich möchte das Ganze in Komplexen 
abhandeln. Also ein Komplex wäre auf jeden 
Fall: Was können wir überhaupt noch ma- 
chen? Was für einen Gegenentwurf - da gehört 
auch dazu: Selbstbestimmung um der Selbst- 
bestimmung willen, oder nicht doch lieber Ka- 
pital lesen? Und auch, ob Selbstbestimmung 
überhaupt noch ein politischer Terminus ist, 
wobei es mir nicht um das Wort geht, wegen 
mir können wir von autonomer Politik reden. 
Was können wir tun? Läuft das nicht alles auf 
radikalen Reformismus a la Grüne hinaus, und 
wohin soll es überhaupt gehen? Ich denke, das 
sind zwei Fragen, die sich berechtigterweise 
gegenüberstehen. Auf der einen Seite zu ver- 
langen, es soll den großen Gegenentwurf ge- 
ben, wie er bei Karl Marx im Kapital [Zuruf 
aus dem Publikum] - ich habe es nicht gelesen 
- wo er bei Karl Marx irgendwo stehen muß 
oder dann in der marxistischen Literatur dazu. 
Und gleichzeitig das Gefühl: Was können wir 
denn noch ausrichten? Das finde ich sehr be- 
zeichnend, das ist auch eines der Probleme, 
warum dieses Thema hier aufgegriffen wird. 
Das ist genau dieses Gefühl, nicht authentisch 
zu sein, nichts ausrichten zu können. Wenn 
man heute sagt, man macht linke Politik, dann 
gucken einen alle anderen Jugendlichen, die 
ihr Skateboard fahren, an und denken „aha, 
naja, irgendwas Altes.“ Die Erfahrbarkeit von 
linker Politik ist weg. Und die Erfahrbarkeit, 
etwas bewegen zu können, ist auch weg. Es 
geht darum, zu sagen: Wir wollen wirklich et- 
was verändern. Und nicht zu sagen: Wir wol- 
len hier im Kleinen was verändern, wie Marc 
das gerade gesagt hat, das wäre überhaupt 
nicht der Ansatz. 

Wenn ich sage: Ich will politisch etwas 
verändern, dann will ich es politisch verän- 
dern. Dann will ich es nicht im Kleinen verän- 
dern, sondern dann will ich es richtig verän- 
dern. Das ist mein Ansatz. Und dafür versuche 
ich Politik zu machen und dafür brauche ich 
andere Leute, mit denen ich zusammen Politik 
machen kann, mit denen ich das organisieren 
kann. Dafür brauche ich diese Formen autono- 
mer Politik, die Organisierung mit einschlie- 
Ben müssen. Das ist der einzige Weg, mit dem 
man überhaupt aus diesem Dilemma heraus- 
kommen kann. 

Der andere Themenkomplex, zu dem ich 
gern was sagen würde, ist: wie weit bürgerli- 
che Werte verteidigen? Sind die Begriffe nicht 
viel zu stark konotiert, daß man da sowieso 
nichts erreichen kann? Und das sehr zwingen- 
de Argument des Kosovo, da gebe ich dir 100 
Prozent recht. Es ist hier auf diesem Kongreß 
mehrfach gesagt worden, alles was damit zu- 
sammenhängt, stellt uns vor die Frage: Ab 
welchem Punkt wir uns eigentlich zu nützli- 
chen Idioten des Herrschenden - im Sinne der 
herrschenden Regierungspolitik - machen. 
Das ist eine zwingende Frage, vor der wir ste- 
hen. Die Frage, die Konotierung betrifft, hängt 
damit eng zusammen, und ich denke Kosovo 
macht am eindrücklichsten deutlich, daß das 
wirklich eine drängende Frage ist, daß es nicht 
einfach ist zu sagen: Ja wir beziehen uns auf 
diese bürgerlichen Werte. 

Auf der anderen Seite merken wir immer 
wieder an bestimmten Punkten, an denen es 
um die politischen Freiheitsrechte geht - es 
geht mir gar nicht darum, zu sagen, daß ich 


dafür bin, alles umzuinterpretieren und dann 
in die Gesellschaft reinzuinterpretieren. Es 
geht mir nur darum, zu sagen: Es hat zumin- 
dest in der Vergangenheit manchmal funktio- 
niert. Ich würde das nicht als politisches Kon- 
zept verkaufen wollen. Ich habe das an dem 
Punkt in die Diskussion geworfen, an dem es 
darum ging, daß wir manchmal gezwungen 
sind, uns positiv darauf zu beziehen - aus 
pragmatischen Gründen. 

Wir stehen wirklich vor der Frage, und sie 
ist viel zu wenig diskutiert, wieweit wir diese 
bürgerlichen Werte verteidigen wollen. Was 
uns heute fehlt, was wir politisch überhaupt 
nicht diskutieren, ist, an welcher Stelle wir 
diese bürgerlichen Wert von links kritisieren. 
Wir sind viel zu schr in die Defensive ge- 
drängt, zu sagen: Diese bürgerlichen Werte, 
die müssen verteidigt werden gegen Nazis, ge- 
gen autoritäre politische Strukturen gegen ei- 
nen Backslash, der sie trifft, gegen eine Sehn- 
sucht nach dem Dritten Reich. Da sind wir 
immer gezwungen zu sagen: Na, aber hier, we- 
nigstens die bürgerlichen Werte! 

Eine Frage war noch, ob es für linksradi- 
kale Politik nicht wichtig wäre, eine prinzipi- 
elle Anti-Haltung einzunehmen und sich zu 
überlegen, an welchen Punkten nein gesagt 
werden muß. Das ist genau das, was ich mei- 
ne: Es geht darum die erfahrbaren Widersprü- 
che herauszusuchen und daran Politik zu orga- 
nisieren. Das ist zu sagen, ich befinde mich in 
einer prinzipiellen Opposition, da will ich 
auch nicht zurückgehen. Da ist dann einfach 
„Nein“ zu sagen! Es wäre schön, wenn man 
eine Analyse hätte, aus der sich allgemeingül- 
tig solche Widersprüche ergeben würden, wo 
man einfach sagen könnte: Das und das 
kommt raus, und das sind die Widersprüche, 
an denen man sich immer entlang hangeln 
muß. Ich glaube nicht, daß es so ist, daß die 
auf ewige Zeiten feststehen. 

Ich glaube, daß ein wichtiger Bereich in 
der Gesellschaft der ist, wo uns ökonomische 
Macht gegenüber steht, daß man den sicher 
immer mit diskutieren kann, allerdings ist es 
gerade an dem Punkt so, daß sich offensicht- 
lich die Mehrheit sehr gut damit arrangieren 
kann, arbeiten zu gehen und sich dafür zu re- 
produzieren. Uns jetzt zu fragen, ob das für 
uns nicht ein Widerspruch ist, der drängend 
ist, ich denke, das müßte sich zeigen. Es ist 
nicht mehr so wie in der Vergangenheit, daß 
die Arbeiterbewegung das zu ihrer Frage er- 
klärt hat und aufgrund ihres politischen Ver- 
ständnisses, dann auch links bis linksradikal 
damit umgegangen ist. Wenn man sich heute 
anguckt, wie sich Gewerkschaften mit der so- 
zialen Frage auseinandersetzen, dann ist das 
keine linke Politik. 


Beitrag 13: Ich habe Angst, daß ein gro- 
Ber Teil der Kritik auch damit zusammen- 
hängt, daß das Konzept in Widersprüche ein- 
zugreifen, total vage ist. Du hast vorhin davon 
gesprochen, daß die Antifa bis jetzt mit dem 
Widerspruch Politik gemacht hat, gegen die 
Nazis zu sein - daß das gut war - weil sie sich 
damit auch die eigene Organisationsform er- 
halten hat. Ein Grund aber, warum wir hier 
sind, ist ja, daß dieser Widerspruch nicht dazu 
führt, unser Motivationsproblem zu lösen oder 
politische Erfolglosigkeit zu lösen. Wie ist es 
denn nun mit den Widersprüchen? Löst es 
wirklich alle Probleme, wenn man in Wider- 
sprüchen Politik macht? Und welche gibt es 
denn noch? Es wird immer gesagt, man müsse 
hier eingreifen in grundsätzliche Widersprü- 
che und ich glaube, man sollte das plastischer 
machen. Ich finde das Konzept ansonsten gut, 
weil es uns die Möglichkeit gibt, Politik zu 
machen und uns zu organisieren, bevor der 
Staat und das Kapital abgeschafft sind. Das 
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finde ich eigentlich einen Erfolg. 

Dann muß ich noch etwas persönliches 
sagen: Ich glaube, wenn wir Marc eine gute 
Karriere wünschen wollten, dann hätten wir 
das vorher machen können, bevor wir ihn ein- 
laden und hätten ihn nicht erst aufs Podium 
setzen müssen, denn das, was er sagt, war uns 
vorher halbwegs klar und wenn er einmal hier 
sitzt, dann kann die Kritik auch inhaltlich 
sein. /Beifall] 


Beitrag 14: Ich wollte in die Geschichte 
zurückgreifen und diese sogenannten bürgerli- 
chen Idealvorstellungen oder Wertvorstellun- 
gen verteidigen und vom Bürgerlichen weg- 
bringen. Wenn ihr euch Gewerkschaftsfahnen 
von revolutionären Gewerkschaften Anfang 
dieses Jahrhunderts anschaut, dann werdet ihr 
genau diese drei Worte auf ihnen finden. Zu 
unserer Identitätskrise hat beigetragen, daß 
wir die Definitionsmacht über diese Werte 
aufgegeben haben. Wir haben sie irgendwann 
verloren an die bürgerliche Gesellschaft. Und 
zwar waren diese Werte, wenn wir uns die 
französische Revolution anschauen, der Bruch 
mit dem faschistischen Naturrecht. Sie waren 
der Bruch mit dem Recht des Königs, gottge- 
wollt der Herrscher zu sein. 

Joseph Fischer hat nicht nur Auschwitz in 
den Kosovo projiziert, er hat auch die Interna- 
tionalen Brigaden in den Kosovo interpretiert. 
Er hat im Spiegel einen direkten Vergleich ge- 
zogen zwischen der Bundeswehr und den In- 
ternationalen Brigaden. Das stellt mir die Nak- 
kenhaare auf, deswegen sollten wir diese Wer- 
te- und Idealvorstellungen gegen Angriffe aus 
der bürgerlichen Mitte verteidigen. Und des- 
wegen sollte unsere Ideologiefindung wieder 
einsetzen und sich auch wieder darauf beru- 
fen. 


Beitrag 10: Ich wollte etwas dazu sagen, 
was denn jetzt die Alternative ist oder ob man 
ratlos sein muß. Ich mache einen konkreten 
Gegenvorschlag und wir gucken mal, was da- 
bei rauskommt. Wenn mich das Elend ärgert 
und ich davon auch noch selber betroffen bin, 
was Kapital in seiner Verwaltung als politische 
Gewalt anrichtet, wenn mich stört, was der 
Imperialismus anrichtet, also was das weltwei- 
te System des Kapitalismus so anstellt. Wenn 
es mich stört, daß es Nationalismus gibt und 
daß Leute, die diese Vorstellungen im Kopf 
haben, brutal gegen Leute vorgehen, die nicht 
ihr nationalistisches Konzept passen oder die 
nicht sie nicht in ihrem Laden haben wollen. 
Wenn man unterstellt, das Nationalismus was 
mit dem Zusammenhang von Staatsbürger und 
Staat zu tun hat - da müßte man die .Nationa- 
lismusdiskussion führen - das kann man aber 
morgen früh machen. Wenn mich das alles 
stört, dann muß ich mich ransetzen und tat- 
sächlich die Gesellschaft untersuchen. 

Ich habe vorgeschlagen Karl Marx zu le- 
sen. Der hat was sinnvolles dazu geschrieben, 
wenn da Leute aufschreien: Da steht ja nur 
Mist drin - ist mir egal. Versucht dann auf an- 
derem Wege euch anzueignen, was die Prinzi- 
pien dieser Gesellschaft sind. Zusätzlich muß 
man sich erklären, wie der bürgerliche Staat 
funktioniert, welche Prinzipien dahinter stek- 
ken, das ist nämlich nicht einfach nur ein frei- 
er Meinungspulk, wo mal diese und mal diese 
Ideologie Hegemonie hat. Es ist kein Zufall, 
daß linksradikale Werte oder Inhalte in parla- 
mentarischen Debatten keinen Erfolg haben 
werden. Es ist auch kein Zufall, das linke Par- 
teien, die in parlamentarische Debatten ein- 
steigen, zu Realpolitikern werden. Da ist näm- 
lich Konstruktivität gefragt im Parlament und 
nicht linksradikale Kritik. Also, wenn ich das 
alles weiß, dann weiß ich auch, was ich abzu- 
schaffen habe: nämlich das Eigentum und da 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


muß ich eine zielgerichtete Produktionsweise 
einrichten. Dafür muß ich Leute haben und 
zwar massenhaft Leute, die dieser Wirtschafts- 
weise die Gefolgschaft kündigen, also muß ich 
die Leute davon überzeugen. Wie mach ich 
das? Indem ich ihre ganzen blödsinnigen Vor- 
stellungen, nationalistische Vorstellungen, Lei- 
stungsethos usw. kritisiere und darauf zurück- 
führe, zu gucken, wo denn der materielle 
Grund dahinter stecken kann. 

Ich bin kein Leninist, der sagt: Materie 
und dann rein in die Birne oder sonst was. Ich 
würde z.B. behaupten, der Grund dafür, war- 
um es Nationalismus immer geben wird im 
bürgerlichen Staat, ist, daß der Bürger als öko- 
nomisches Subjekt auch auf den Staat verwie- 
sen ist. Man muß immer an den Staat appellie- 
ren. Man braucht seine Rechtsgarantie. Der 
Sozialstaat ist notwendig usw. Wenn ich das 
weiß, dann ziehe ich los und mache eine Agi- 
tation auf und versuche andere Leute zu bil- 
den, die ebenfalls Agitation machen. Das als 
konkreter Vorschlag. Ich weis nicht, wo da die 
Perspektivlosigkeit ist. Wenn all die, die im- 
mer meinen das sei unmöglich und deswegen 
Reformpolitik machen, dieses Projekt verfol- 
gen würden, wären wir heute wahrscheinlich 
weiter. 


Zwischenruf von12: Wo denn agitieren? 


Weiter 10: Ja, meine Herren, da geht man 
an die Uni, da geht man an die Schule und _ 
von mir aus geht man auch morgens früh zum 
Betrieb. Ist mir doch wurscht. 


Moderator [ihm das Wort abschneidend]: 
An der Uni sind wir schon, ein erster Schritt 
ist getan, vielleicht die nächste Meldung? 


Beitrag 6: Ich würde vollkommen mitge- 
hen mit der Meinung von 10. Bloß wenn man 
jetzt Karl Marx lesen soll, muß man erst mal 
Hegel lesen, weil sonst würde man ihn ja nicht 
verstehen. Der Eigentumsbegriff ist in Ord- 
nung, nach Hegel ist er die erste Stufe der 
Freiheit, die muß man erst mal allgemein 
durchgesetzt haben, bevor es überhaupt zu ei- 
ner generellen Veränderung kommen kann, die 
über diesen Eigentumsbegriff hinaus geht. Der 
Umgang mit Eigentum muß gelernt werden, 
dann kann man weiter sehen. Generell wurde 
hier gesagt: Direkte Demokratie oder Radikale 
Demokratie. Von Joseph Beuys gab es mal ei- 
nen Gesellschaftsentwurf zur direkten Demo- 
kratie, der wurde mit einer erstaunlichen Agit- 
Prop-Maschine in die Bundesrepublik getra- 
gen. Was ist passiert? Nix! Da muß ich sagen, 
Formalismusvorwurf - ganz direkt. Ihr be- 
hauptet die Antifa würde nur noch aufgrund 
ihrer Organisierung bestehen, also rein formal, 
von außen übergestülpt. Es sind aber immer 
die Inhalte, die ihr Überleben sichern. Dann 
muß ich sagen, daß ihr gesellschaftliche Ver- 
änderungen herbeiführen wollt, allein aus klei- 
nen Reförmchen. Das eine Reförmchen 
kommt zur anderen. Das ist eine Quantität, 
und kommt eine Quantität zu einer anderen, 
kommt es irgendwann zu einem generellen ab- 
soluten Umschlag. 

Man sollte die Idee einer generellen Revo- 
lution nicht aus den Augen verlieren. Das ist 
absolut wesentlich. Da sollte man auch vorbe- 
reitet sein, die kann von heute auf morgen 
kommen. [allgemeines Gelächter] 


Zwischenruf: Hier kommt gerade der Vor- 
schlag zu putschen. 


Weiter 6: Gibt es jetzt einen Umschlag 
von Quantität in Qualität, oder nicht? Dann ist 
es eine von vielen Quantitäten in eine Quali- 
tät, die ist vollkommen neu, oder nicht? Das 
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wäre dann revolutionär. Revolutionär heißt 
nicht, das eine revolutionäre Situation da sein 
muß, bevor die Massen und so..., muß nicht 
sein, weil Revolution heißt nur, daß es eine 
Reform ist, die grundsätzlich das System än- 
dert. Das ist eigentlich das Gegenteil von Re- 
formen. 

Und zur Utopie, wenn man jede gegebene 
gesellschaftliche Situation interpretieren kann, 
als ob es eine Utopie wäre, dann ist der Be- 
griff der Utopie vollkommen und vollständig 
erledigt. Wir brauchen dann nicht mehr über 
diesen Begriff zu reden. Man könnte jeden 
Zustand als Utopie interpretieren. Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit - ich finde ja „gut“, 
„schön“ und „wahr“ besser. 


Beitrag 17: Noch mal kurz zu eurer Ab- 
grenzung zum revolutionären Antifaschismus. 
Das heißt dann ja immer: Das ist dieses sich 
zurückziehen auf die pragmatische Ebene und 
die Organisation als Selbstzweck, das habe ich 
auch bei euch rausgehört. Dieses Konzept Ra- 
dikale Demokratie, das was ihr kritisiert, nur 
umgedreht. Nämlich letztendlich der Rückzug 
zum Reformismus, da führt kein Weg dran 
vorbei, wenn man es konsequent durchzicht. 
Ich finde, daß mit so einem Kongreß wie dem 
hier, eigentlich ein Schritt in die richtige Rich- 
tung gemacht wird, nämlich den Versuch zu 
wagen, die Antifa zusammenzubringen, die es 
eigentlich nur deswegen gibt, weil es schein- 
bar eines der ganz wenigen Felder ist, wo die 
Leute sich aus einer unmittelbaren Betroffen- 
heit heraus politisieren. Es ist auch wichtig, 
daß die Leute irgendwann mal anfangen etwas 
zu lesen, aber ihnen mit dem Vorwurf den Dis- 
kurs zu verweigern, daß sie es ch nicht wollen, 
sondern sich nur mit den Nazis hauen, kann 
nicht der richtige Weg sein und er wird hier- 
mit hoffentlich verlassen. 


Beitrag 18: Ich wollte auf die Wertedis- 
kussion eingehen. Hier sind ja alle Meinungen 
vertreten. Ich denke und das ist leicht gesagt, 
daß das differenziert zu schen ist. Es wird oft 
der Werteverfall beklagt, das ist so ein reaktio- 
näres Hinterherjammern. Diese Werte sollten 
wir nicht verteidigen, die damit gemeint sind, 
sondern wir sollten die tatsächlich linken, re- 
volutionären Werte verteidigen, die auch teil- 
weise im Bürgertum vorhanden waren. Es war 
bei der französischen Revolution vor allem die 
Gleichheit - auf dem Podium wurde da über 
Brüderlichkeit und Freiheit mehr gesprochen, 
das sind die anderen Aspekte, die sie zu einer 
bürgerliche Revolution machten - aber Gleich- 
heit war ein zentrales linkes Anliegen und dar- 
auf kann man sich beziehen und auf die fran- 
zösische Revolution kann man sich ohnchin 
gut beziehen, weil es eine Revolution war. 


BgR: Die umfangreichste Frage ist sicher 
die Erste gewesen, wo ich gebeten wurde, die- 
ses Agieren in den Widersprüchen zu konkre- 
tisieren, also was damit gemeint ist. Natürlich 
ist Anti-Nazipolitik zumindest im Osten ein 
Feld gewesen, wo man sich ganz klar im Wi- 
derspruch befunden hat, wenn man eigene 
Projekte machen wollte, weil die einfach von 
den Nazis angegriffen und plattgemacht wor- 
den. Daraus ist viel an antifaschistischem Wi- 
derstand und letztendlich an linksradikaler Po- 
litik entstanden. Nun ist es so, daß es in den 
letzten Jahren immer weniger Felder der Poli- 
tik gab, in denen linksradikale Politik gemacht 
wurde, deswegen ist es schwierig, da mit an- 
deren aktuellen Beispielen zu hantieren, aber 
gerade die Auseinandersetzung um eigene 
Zentren - früher auch die Auseinandersetzung 
um besetzte Häuser - sind solche Punkte, an 
denen eine Organisierung hätte stattfinden 
können. Es sind auf jeden Fall Punkte, an de- 
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nen ein Widerspruch zu staatlicher Politik 
stattgefunden hat und an denen die eigene Po- 
litik selbst organisiert werden mußte. Denn 
das waren keine Zentren, keine Häuser, die 
von Institutionen oder Parteien betrieben wur- 
den und dort ist dieser Widerspruch erfahrbar 
gewesen, z.B. zu einer kommunalen Stadtver- 
waltung. Die dann einfach gesagt hat, sie sieht 
keinen Bedarf mehr dafür und letztendlich 
Herrschaft ausüben konnte. Ich hoffe das war 
jetzt ein bißchen konkreter. 

Ich denke es läßt sich auf jedem Gebiet, 
auf dem linksradikale Politik gemacht wurde, 
so ein Widerspruch zeigen. Zumindest in den 
großen Bewegungen, die wir kennen, also 
selbst in der Anti-AKW-Politik, würde ich sa- 
gen, hat es so etwas gegeben. Dieses Moment, 
wo Leute gesagt haben, hier wird einfach dar- 
über bestimmt, was gemacht wird, obwohl wir 
das nicht wollen und wir haben überhaupt kei- 
ne Möglichkeit darauf Einfluß zu nehmen, da 
war Widerspruch erfahrbar. Das kann man na- 
türlich gerade an dem Beispiel kritisieren und 
sagen: Naja das ist diese Angstpolitik, die da 
gemacht wurde. Das einfach nur Angst vor 
dem Super-GAU herrschte, die Leute allein 
deshalb dagegen waren. Aber es gab auch die- 
se linksradikalen Elemente in der Anti-AKW- 
Politik, die sich eher an Widersprüchen festge- 
macht haben, als an so einer allgemeinen 
Atomangst oder einer Technikfeindlichkeit 
zum Schutz der deutschen Natur, was in dieser 
ganzen Bewegung auch immer eine Rolle ge- 
spielt hat. Soviel vielleicht zur Konkretisie- 
rung der Widersprüche. 

Zur Agitation kann ich sagen: Viel Erfolg. 
Laßt mich bitte nicht das machen müssen. Wir 
waren hier unterwegs zum Zehnten Jahrestag 
der friedlichen Revolution, da haben wir zum 
letzten Mal im großen Stil Agitation betrieben 
und das Erlebnis ist noch schr frisch. Es ist 
nicht unbedingt meine Lieblingspolitikform. 
Qualität und Quantität würde ich gern weglas- 
sen, da kann vielleicht irgendwann mal je- 
mand ein Seminar dazu machen oder besu- 
chen. Eine revolutionäre Situation wird auf- 
grund unserer Politik jedenfalls in den näch- 
sten 14 Tagen nicht eintreten, da bin ich mir 
sicher. Zur Utopie habe ich vorhin schon et- 
was gesagt. Und der junge Mann mit dem re- 
volutionären Antifaschismus ist schon weg. 


M. Mulia: Das war auch jetzt keine große 
Überraschung - mir geht das jedenfalls oft so, 
wenn ich als letzter vielleicht Linksliberaler zu 
Diskussionen gehe, daß dann das Thema auf- 
kommt: Revolution und Reformismus. Das 
läuft dann so, daß die einen den Vorwurf ma- 
chen, wer für Reformen eintritt, der will keine 
Revolution mehr, und die anderen sagen, wer 
die Revolution will, der will gar nichts ändern, 
als ob das Eintreten für konkrete Verbesserun- 
gen, meinetwegen das Eintreten für eine alter- 
native Ausländergesetzgebung oder für eine 
demokratischere Schule, als ob das im Wider- 
spruch stehen würde zu der Forderung zu ei- 
ner herrschaftsfreien Gesellschaft oder nach 
einer Abschaffung des Kapitalismus. Das ist 
nicht der Fall. 


Zwischenruf 10: Wenn du sagst für eine 
alternative Asylpolitik, dann würde ich sagen: 
Genau das spricht gegen eine herrschaftsfreie 
Gesellschaft. 


M. Mulia: Du sagst, wenn ich dich richtig 
verstanden habe: das Eintreten zum Beispiel... 


Zwischenruf 10: ...für die doppelte Staats- 
bürgerschaft... 


M. Mulia: Also das war ein Punkt zu 
meiner politischen Arbeit gegen die Abschaf- 


fung des Asylrechts, da würdest du jetzt sa- 
gen, wer so etwas macht, hat im Grunde schon 
aufgegeben - mir leuchtet das nicht ein. Ich 
finde das Eintreten für den Erhalt bestimmter 
Grundrechte - so kritisch man denen gegen- 
überstehen mag - zum Teil geboten und sche 
das nicht im Widerspruch. Das ist dann jedem 
persönlich überlassen, nicht mehr mit mir zu- 
sammenzuarbeiten. Persönlich habe ich keine 
Probleme so etwas zusammenzubringen. Ich 
glaube, daß gerade das Eintreten für konkrete 
Verbesserungen und für Demokratie und das 
Deutlichmachen, daß ein gleichberechtigtes 
Miteinanderumgehen möglich ist, daß das 


wichtig ist, um den zur Zeit herrschenden Dis- 
kurs zu durchbrechen. Ich sehe für mich da im 
Moment keine Alternative, auch wenn ich 

vielleicht der letzte bin mit solchen Ansichten. 


Beitrag 19: Ich will kurz was zur Form 
sagen. Vielleicht sollte man nicht nur Marx 
und Hegel lesen, sondern auch ein Buch über 
Redeverhalten und der Dominanz von Män- 
nern... 


Zwischenruf 10: Das war keine Kritik, 
mach die inhaltlich bitte. 


a an. 


VI Konzepte/Strategien — Verhältnis „Zivilgesellschaft“/liberale Öffentlichkeit - JungdemokratInnen 


Weiter 19: Ich habe gerade gesagt, daß ich 
eine Formkritik machen will und ich denke, 
daß eine Formkritik auch angebracht ist bei 
einer Diskussionsrunde und ich würde mich 
auch freuen, wenn - ich bin leider morgen 
beim Abschlußplenum nicht da - das erwähnt 
wird, denn das ist nicht die erste Diskussions- 
runde, wo diese Kritik angebracht wird. [Bei- 
fall] 


Moderator: Ich denke, das war auf jeden 
Fall ein gutes Schlußwort, das sich alle noch 
mal in ihre Köpfe einhämmern sollten. 


vi. Konzepte/Strategien 
Verhältnis „Zivilgesellschaft"/liberale 


Offentlichkeit 
von Jungdemokratinnen 


Moderatorin: Schön, daß wenigstens ein 
paar zu dieser Veranstaltung im letzten 
Schwerpunkt dieses Kongress Konzepte und 
Strategien gekommen sind. Wir wollen heute 
mit der Jungen Linken aus Hannover, die ich 
hiermit herzlich begrüße, das Thema Verhält- 
nis zur „Zivilgesellschaft“/liberale Öffent- 
lichkeit näher beleuchten und diskutieren. Als 
Einleitung soll die Fragestellung grob umris- 
sen werden: 

A) Gibt es eine liberale Öffentlichkeit in 
Deutschland, auf die sich im Kampf gegen die 
Nazis verlassen werden kann/darf? 

B) Was können wir überhaupt noch von 
den „Überbleibseln“ der liberalen Öffentlich- 
keit verlangen und inwieweit können wir mit 
ihr zusammenarbeiten? Ist das in Deutschland 
noch möglich? 

Vielleicht könnte man hier noch differen- 
zierter darauf eingehen. Und sich die Frage 
stellen, wer hier überhaupt noch eine liberale 
Öffentlichkeit darstellt und welche Leute, wel- 
che Fraktionen noch dazu pe ni Dann na- 
türlich die Frage: Wie geht ihr in der Zusam- 
menarbeit mit der Liberalen Öffentlichkeit 
um? Sollten wir uns überhaupt noch auf sie 
verlassen? 


REFERENT: Ich begrüße euch auch, doch 
bevor ich jetzt anfange das Referat zu halten, 
was ca. eine halbe Stunde dauert, wollte ich 
kurz darauf hinweisen, daß ich von der Jun- 
gen Linken aus Hannover komme und nicht 
von der Gruppe 3, die aus Göttingen stammen 
und auch nicht von den Jungdemokraten, was 
ein Schlag aus NRW und Berlin ist. Mit denen 
habe ich weniger zu tun. Noch eine Erweite- 
rung, der Kongress wurde angekündigt als 
Kongress zu antifaschistischen und linksradi- 
kalen Strategien, von daher schränke ich mich 
nicht auf die Frage ein, was taugt die liberale 
Öffentlichkeit für den Anti-Nazi-Kampf. Ich 
werde im ersten Referatsteil versuchen darzu- 
stellen, wie denn überhaupt linksradikale Poli- 
tik und Anti-Nazi-Kampf im Verhältnis zu- 
einander stehen. Ich glaube da gibt es eine Ge- 
meinsamkeit und da gibt es auch einen Unter- 
schied. Dann wollte ich tatsächlich noch was 
zu den Menschenrechten sagen oder zu Sa- 
chen wie Freiheit, Gleichheit, was gestern 
auch schon angesprochen wurde (vgl. Selbst- 
organisation - Radikale Demokratie) und 


wollte mich nicht darin versuchen, wie man 
den Bürgerlichen die Menschenrechte weg- 
nehmen kann oder positiv besetzen kann usw., 
sondern ich möchte nur erklären, warum es sie 
überhaupt gibt. Also warum die bürgerliche 
Gesellschaft diese Menschenrechte überhaupt 
in die Welt setzt und was das für eine Realität 
hat. 

Und wollte dann im dritten Teil dazu 
übergehen zu sagen, was entspringt da jetzt 
praktisch gegenüber den Liberalen und dann 
können wir uns nachher ruhig in ein paar Bei- 
spielen oder Vorschlägen dazu verlieren. 

Als ich das Referatsthema Verhältnis zur 
„Zivilgesellschaft “liberale Öffentlichkeit be- 
kommen habe, habe ich nachgefragt was eine 
Zivilgesellschaft denn überhaupt sein soll. 
Wurde mir nicht so richtig eine Antwort drauf 
gegeben, wußte man selber nicht so richtig. 
Ich habe mich dann in die Bibliothek gesetzt 
und mal nachgeschlagen was da so derzeit 
darunter gefaßt wird und habe dann drei neue- 
re Bücher rausgefunden und wie Soziologen 
so drauf sind. Man erfindet irgendwann einen 
Begriff, wendet ihn dreimal und hinterher hat 
man eine tolle Ansatzdebatte und einen Be- 
griff, der gar nicht richtig bestimmt ist, aber es 
ist wichtig daran weiter zu forschen. Von da- 
her kann ich jetzt nicht sagen, so ich beziche 
mich jetzt auf den Begriff ‚Zivilgesellschaft‘ 
bei dem oder der. Ich hab da den allgemeinen 
gemeinsamen Schnitt rausgesucht. Zivilgesell- 
schaft soll darstellen: nicht materielle Interes- 
sen, auch nicht politischer Staat sondern das, 
was die Leute neben den staatlichen Institutio- 
nen tatsächlich an öffentlichen Interessen ha- 
ben und wo sie was sagen oder auch interve- 
nieren. Das würde ich hier auch als liberale 
Öffentlichkeit bestimmen. Ich würde sagen, 
daß man dann nachher in der Debatte die Grü- 
nen oder von mir aus auch linke Teile der SPD 
mitreinnehmen kann, was man mit denen an- 
stellen kann, oder was man von denen zu er- 
warten hat. 


1.Was unterscheidet linksra- 
dikale Politik und Antifa-Ar- 
beit und was ist die Gemein- 
samket> 


Da der Verstärkerkongreß ein Antifakon- 
greß ist, der nach linksradikalen Perspektiven 
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fragt, scheint es mir sinnvoll ein paar Überle- 
gungen zu Gemeinsamkeiten und Unterschie- 
den von Antifa-Arbeit und linksradikaler Poli- 
tik vorweg zu schicken, bevor ich zu der Frage 
komme, was man mit Linksliberalen anstellen 
kann. 

Linksradikale Politik hat es darauf abge- 
schen Staat und Kapital zu beseitigen. Sie 
stellt nicht die soziale Frage in dem Sinne, daß 
sie sich um alternative Vorschläge zur Verwal- 
tung der Probleme der Gesellschaft kümmert. 
Ausgangspunkt sind die Probleme, die die 
Leute mit der Gesellschaft haben. Mit Gesell- 
schaft ist hier nicht die Summe der Kontakte 
gemeint, die die Leute haben, also daß es um 
die Probleme geht, die alle so mal miteinander 
haben. Hier ist die Rede vom Kapitalismus, 
dessen Gesetze sich hinter dem Rücken der 
Leute geltend machen und deren gegensätzli- 
chen Bezug aufeinander bestimmt. Mit dem 
Kapitalismus und dessen politischer Gewalt, 
dem Staat, hat man zwangsläufig Probleme. 
Dabei muß man unterscheiden zwischen Pro- 
blemen, die man mit der Gesellschaft hat und 
solchen, die man in der Gesellschaft hat. Ein 
Beispiel: Als Lohnabhängiger brauche ich in 
der Gesellschaft einen Arbeitsplatz, damit ich 
an Geld komme und überleben kann. Arbeits- 
losigkeit gehört aber zum Kapitalismus not- 
wendig dazu und als Arbeitsloser hat man ein 
Problem. Falsch ist es dann “Arbeit für alle” 
zu fordern. Warum sollte man zusätzliche 
Plackerei einfordern? Richtig ist es aufzuzei- 
gen, daß es in der kapitalistischen Produkti- 
onsweise gar nicht um die zielgerichtete Ge- 
brauchswertproduktion geht und dabei ver- 
sucht wird die Plackerei zu minimieren. Es 
gilt also in der Agitation aufzuzeigen, wie die- 
se Probleme mit der Gesellschaft in dieser 
selbst ihr Fundament haben, und die Agitation 
fordert ihre Adressaten auf, daraus die richti- 
gen praktischen Schritte folgen zu lassen. 


Das Vorgehen gegen Nazis kann zwei 
Gründe haben: Der erst&,Grund ist, daß die 
Nazis mit den bürgerlichen Parteien um das 
bessere Herrschaftsmodell konkurrieren. Ge- 
gen die Nazis vorzugehen, hat einen Grund 
schlicht darin, die Nazis daran zu hindern, ei- 
nen neuen Faschismus zu installieren. In ih- 
rem Programm übernehmen sie bürgerliche 
Vorstellungen, radikalisieren sie oder zichen 
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eigentümliche Konsequenzen: Der Staat, der 
für die kapitalistische Produktionsweise not- 
wendig ist, soll seinen ökonomischen Subjek- 
ten nicht dienen, sondern diese sollen ihr En- 
gagement voll in dem Dienst für den Staat 
aufgehen lassen. Das Wohlergehen der Nation 
ist den Nazis das Höchste und daran muß alles 
relativiert werden: ”Die nationalsozialistische 
Staatsführung ist eine so souveräne und eine 
so über allen wirtschaftlichen Bindungen ste- 
hende, daß in ihren Augen die Kennzeichen 
“Arbeitnehmer und Arbeitgeber’ belanglose 
Begriffe sind. Es gibt keine Arbeitgeber und 
es gibt keine Arbeitnehmer vor dem höchsten 
Interesse der Nation, sondern nur Arbeitsbe- 
auftragte des ganzen Volkes” (A. Hitler auf 
dem Reichsparteitag der NSDAP 1936) 

Ein anderes Beispiel ist das Kriterium, 
nach dem Ausländer und Volk geschieden 
werden: Die Nazis sind der Ansicht, daß der 
Staat ”die Zusammenfassung physisch und 
seelisch gleichartiger Lebewesen”(A. Hitler, 
Mein Kampf, S. 433) ist. D.h.: Das biologi- 
sche Wesen des Menschen soll ihn dazu ver- 
dammen, nun mal in diesem und keinem an- 
deren Staat zu leben, und wenn jemand nicht 
in seinem Land lebt, ist er fehl am Platze. 
Auch hier sind die Nazis mit den Bürgerlichen 
zusammen ungleiche Geschwister: 1. weil 
auch manch Konservativer das so sicht, wie 
die Nazis. 2. weil auch im bürgerlichen Be- 
wußtsein verankert ist, daß irgendwelche vor- 
handenen oder ausgedachten Gemeinsamkei- 
ten der Leute, mit denen die Nation gemacht 
wird, der Grund des Nationmachens sein sol- 
len. Daß eben die Leute den gemeinsamen 
Willen zur Nation deswegen haben, weil sie 
aus anderen Gründen als ihrer Angewiesenheit 
auf den staatlichen Zwangszusammenhang zu- 
sammengehören: Kultur, Sprache, Geschichte 
usw.. Dabei ist es ein leichtes zu zeigen, daß 
die jeweiligen Eigenschaften kein Volk der 
Welt konsistent begründen können, noch daß 
es für einen Verein zur Pflege der holländi- 
schen Sprache ein Staat notwendig wäre (Ein 
Kanichenzüchterverein, so bescheuert der 
Zweck sein mag, kommt doch auch ohne eige- 
nen Staat aus!). 

Eine andere Variante dieser falschen Vor- 
stellungen, was die Nation wesentlich zusam- 
menhält, ist es dann, zu behaupten, daß deut- 
sche Kultur und Sprache nur Ausdruck der 
biologischen Gleichartigkeit der Deutschen 
seien. Es ergibt sich dann ein Unterschied in 
der Sortierung der Menschen und dem Um- 
gang mit ihnen: Ein demokratischer Staat, wie 
die BRD heute, läßt schon die Aussicht offen, 
sich in die Gesellschaft einzufügen durch kul- 
turelle und sprachliche Anpassung, gutes 
Staatsbürgerbewußtsein usw. Freilich eine 
Möglichkeit, Anspruch hat darauf niemand. 
Wird aber das Volk als biologischer und 
schicksalhafter Zusammenhang vorgestellt, 
wie im nationalsozialistischen Staat, bleibt die 
Möglichkeit der Assimilation von vornherein 
ausgeschlossen. 

Ein Nationalist ergreift für das Wohl des 
eigenen Staates Partei und begreift sich mit 
ihm und dem Volk zusammen als Nation. Fol- 
gerichtig sortiert er auch die weitere Welt in 
Nationen. Wenn der Nationalist dann ständig 
mitbekommt, daß es eine Staatenkonkurrenz 
um den Reichtum der Welt gibt, in der andere 
Staaten seinen eigenen schädigen, stellt sich 
für den Nationalisten die Frage, ob ein Aus- 
länder überhaupt nützlich für die eigene Nati- 
on sein kann, ja ob er diese nicht prinzipiell 
schädigen muß. Faßt der Staat aber auch sog. 
“fremde Volkselemente” mit zusammen, so er- 
klärt sich für die Nazis daraus die Schwäche 
oder wenigstens eine Bedrohung für den Staat. 
Bei der Biologisierung ist dann Heilung, Um- 
erziehung etc. nicht möglich, diese “fremden 


Volkselemente” gehören für die Nazis außer 


Landes geschafft oder nach der jeweiligen hal- 
luzinierten Gefährlichkeit (im Falle der Juden) 
vernichtet. Daher ist der Faschismus eine be- 
sonders brutale Form der Herrschaft, und man 
muß die Nazis daran hindern überhaupt als re- 
levante Herrschaftsalternative aufzutreten. Bei 
einem Regierungswechsel SPD oder CDU 
kann man locker bleiben: Die bürgerliche De- 
mokratie bleibt mit allen ihren Brutalitäten er- 
halten und beiden Parteien ist gleichermaßen 
zuzutrauen, die eine oder andere politische 
Verschärfung durchzuziehen. Man kann aber 
bei diesen Parteien hoffen, daß sie die Selbst- 
beschränkung des Staates gegenüber den Bür- 
gern, nicht prinzipiell aufheben wollen. Das 
sieht bei den Nazis anders aus. 

Wer einen Begriff von demokratischer 
und faschistischer Herrschaft hat, der verfällt 
auch nicht in den demokratischen Antifaschis- 
mus. Man weiß, daß ein Demokrat die Faschi- 
sten nicht richtig kritisieren kann und erkennt 
in der Abgrenzung zum Faschismus eine der 
Legitimationen für den demokratischen Staat, 
der 1.) seine eigentümliche Grausamkeit und 
Armut in die Welt setzt und 2.) die Grundlage 
für einen neuen Faschismus erhält. 

Auch die politische Verfolgung ist im Fa- 
schismus konsequenter. Für die Möglichkeit 
linksradikaler Agitation ist die Presse- und 
Meinungsfreiheit im demokratischen Staat 
eine wichtige Grundlage. Aber auch hier soll 
man sich nichts vormachen: Die Meinungs- 
freiheit gilt halt für Meinungen, die vorge- 
bracht werden können und dann am Allge- 
meinwohl relativiert werden. Sie werden von 
vornherein nur wahrgenommen, wenn sie sich 
konstruktiv auf diese Gesellschaft beziehen. 
Eine Position, die den gesamten gesellschaftli- 
chen Rahmen kritisiert, wird verfolgt, sobald 
sie auch nur ein bißchen Beachtung findet. 


Der zweite Grund gegen Nazis vorzuge- 
hen: Aus den oben genannten Vorstellungen 
erklärt sich auch das derzeitige brutale Vorge- 
hen der Nazis gegen ausländisch Ausschende 
und diejenigen, die nicht nur bei den Nazis als 
asozial gelten (Homosexuelle, Punks, Linke). 
Den Nazis geht die derzeitige Abschiebe- und 
Abschottungspolitik und die Pflege des Volks- 
körpers nicht weit genug und sie legen, weil 
der Staat zu lasch sei, selber Hand an. Nazi- 
strukturen anzugreifen und zu behindern, 
kann also auch seinen Grund im Selbstschutz 
und dem Schutz der anderen Betroffenen vor 
diesem Terror haben. Eigentlich wäre der 
Schutz vor diesem Terror die Aufgabe des de- 
mokratischen Staates, dessen Büttel dieses ja’ 
hin und wieder machen. Das macht der demo- 
kratische Staat aber nicht, weil er eigentlich 
die Unterscheidung zwischen Aus- und Inlän- 
dern falsch findet, im Gegenteil, diese Unter- 
scheidung wird vom Staat ja erst praktisch in 
die Welt gesetzt. Der Staat stört sich 1. an der 
Verletzung des Gewaltmonopols durch die Na- 
zis. Wenn Ausländer raus sollen, dann recht- 
mäßig. 2, Kritisieren Demokraten die Nazis 
dafür, daß sie nicht unterscheiden können, 
zwischen Ausländern, die nützlich sind für 
Deutschland und solchen, die auch aus demo- 
kratischer Sicht überflüssig sind. Hinzu 
kommt auch noch die Sorge um das Anschen 
der Nation im Ausland: Auch kein vernünfti- 
ger Zweck, den man teilen sollte. Nur, man 
kann sagen, daß der Schutz durch den Staat, 
derzeit nicht besonders konsequent verfolgt 
wird, und das macht Antifa zum Schutz der 
vom Naziterror Betroffenen notwendig. Nur, 
bleibt es dabei, so machen sich die Antifas zu 
Hilfspolizisten mit anderen Motiven oder man 
ersetzt die liberale Öffentlichkeit, weil sie 
nicht vorhanden ist und organisiert den einen 
oder anderen Protest gegen besondere Schwei- 
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nereien. Zur Revolution trägt diese Arbeit kein 


Stück bei und die Grundlage, auf die die Na- 
zis bauen, der Nationalismus, ist damit auch 
noch kein Stück aus der Welt. 


2. Inwieweit kann man sich 
che also 


Die Garantie von Freiheit in der bürgerli- 
chen Gesellschaft ist weder nur eine hohle 
Phrase, noch deswegen eine gute Sache, son- 
dern darin steckt ein hartes Brett: Die Freiheit 
des Menschen mit Bewußtsein und Willen 
ausgestattet, also kein Reiz-Reaktionsschema 
zu sein, ist etwas, was dem Menschen immer 
zu eigen ist und dafür braucht man auch kei- 
nen Staat. Wenn der Staat also Freiheit garan- 
tiert, dann verbirgt sich dahinter die Garantie 
einer Sphäre, in der nur der eigene Wille gilt 
oder er verpflichtet den Willen auf Bahnen, in- 
nerhalb dessen Betätigung überhaupt zugelas- 
sen ist. Diese Sphäre der Freiheit ist das Ei- 
gentum. Dieses ist ein Verhältnis, worin jeder 
andere Wille über eine Sache zu bestimmen, 
ausgeschlossen wird. Der Eigentümer kann 
mit seinem Eigentum machen, was er will, 
und der Staat garantiert ihm, daß ohne seine 
Erlaubnis, niemand anders mit der Sache was 
anstellen kann. Bei Zahnbürsten ist das noch 
nicht weiter schlimm, spannend wird dieses 
Verfahren dann, wenn es um den Besitz der 
Bedingungen geht, Lebensmittel und Ge- 
brauchsgüter herzustellen: Produktionsmittel 
und Natur. Denjenigen, die so was nicht besit- 
zen, bleibt nur ihre Arbeitskraft zu verkaufen, 
Den eigentümlichen Gesetzen der kapitalisti- 
schen Produktionsweise gemäß, sind nicht alle 
Sorten Eigentum gleichermaßen brauchbare 
Mittel, um sich ein gutes Leben zu organisic- 
ren und neben dem Reichtum, der sich in 
manchen Händen ansammelt, stellt sich die 
Armut ein. Gleichheit besteht dennoch: Der 
Staat abstrahiert von den ungleichen materiel- 
len oder auch körperlichen Mitteln, um allen 
Bürgern gleichermaßen das Recht zu garantic- 
ren und auf dieses zu verpflichten. Jedem ist 
es gleichermaßen in Paris verboten unter 
Brücken zu schlafen und jeder darf sich glei- 
chermaßen ein Schloß kaufen und darin thro- 
nen. 

Indem der Staat das Eigentum und den 
Schutz der Person, welche die Voraussetzung 
für Vertragsfähigkeit ist, schützt und Mittel in 
der Konkurrenz verbietet, die den Willen über 
das Eigentum nicht respektieren, wie unmit- 
telbare physische Gewalt, beschränkt der Staat 
die Eigentümer in der Wahl der Waffen, wie 
sie ihre Konkurrenz untereinander auszutragen 
haben und ermöglicht damit überhaupt das 
Konkurrieren. 

Hinzu kommen weitere Leistungen des 
Staates: Damit die bornierten Privatinteressen 
nicht die Flüsse in Kloaken verwandeln, die 
Kinder vor der Zeit totarbeiten lassen und im 
Straßenverkehr die billigen, aber gefährlichen 
Schrotthaufen unterwegs sind, entzicht der 
Staat bestimmte Bereiche des gesellschaftli- 
chen Lebens ganz konsequent der Profitma- 
cherei und dem privaten Geschäftsinteresse. 
Er herrscht der Gesellschaft bestimmte Regeln 
auf, deren Verletzung er bestraft. Der Staat be- 
schränkt also die freie Verfügung über das Ei- 
gentum, damit die Gesellschaft mit diesem 
Prinzip weiterläuft. Um den Eigentümern zu 
dienen, beschränkt der Staat diese. 

Die Leistungen der politischen Gewalt, 
die in der Tat die Funktionsfähigkeit der ge- 
samten Gesellschaft im Auge hat, erscheint 
den meisten Menschen als Schutz vor der har- 
ten Welt der privaten Interessen. Der Staat ist 


für diese Sorte Gesellschaft unverzichtbar — 
und die positive Stellung zu ihm ergibt sich 
zumindest für alle, die sich über die Verhält- 
nisse nicht so viele Gedanken gemacht haben. 

An sich kennen die meisten den Wider- 
spruch zwischen Staatsbürger und Privatsub- 
jekt - und zu Recht vermuten sie auch bei al- 
len anderen den Konflikt zwischen dem eige- 
nen Interesse und dem Allgemeinwohl. ”Wo 
kämen wir denn hin, wenn das alle machen 
wollen” — das kann sich der Staatsbürger 
schon vorstellen, was die Privatsubjekte so 
machen würden, wenn kein Staat da wäre, der 
das verhindert. Die feindselige Stellung der 
Einzelnen gegeneinander ergänzen diese dar- 
um durch den positiven Bezug auf das ge- 
meinsame Interesse an dem Spielregler der 
wechselseitigen Feindseligkeit: Das allgemei- 
ne Wohl, das Wohlergehen der Nation. Sich 
um dieses zu kümmern, ist der Beruf der Poli- 
tiker und sowohl bei diesen, als auch bei ih- 
rem Fußvolk sind Übergänge vorhanden, auf 
welches Moment des Wohles der Nation der 
Schwerpunkt gelegt wird: Das Allgemeinwohl 
kann so vorgestellt werden, daß es als ständige 
Aufgabe begriffen wird, der Reichtumshäu- 
fung in privater Hand zu dienen, indem man 
Wirtschaftspolitik betreibt und für einen gere- 
gelten Wirtschaftsablauf Sorge tragen will. 
Also: BSP steigt, dann hat sich der Reichtum 
der Nation gesteigert, wobei bei dieser Rech- 
nung natürlich nicht die Lage jedes Einzelnen 
interessiert. Die Staatsgewalt hat so volles Ver- 
ständnis dafür, wenn die Bürger ihr materiel- 
les Interesse auf Grund des Eigentums auch 
gegenüber dem Staat geltend machen. Für den 
Faschisten dagegen hat sich das Einzelinteres- 
se stets am Staatswohl zu relativieren: Du bist 
nichts, dein Volk ist alles. 

Resultat der Überlegungen: Auf die Men- 
schenrechte kann man sich nicht positiv be- 
ziehen, weil sie für eine Ordnung sorgen, in 
der Armut beständig vorhanden ist; eine Ord- 
nung, in der die Leute aus ihrem Verhältnis 
zum Staat beständig nationalistische Schlüsse 
ziehen und in der der Übergang zum Faschis- 
mus immer möglich ist. 

Aber: Daß demokratische Staaten Auslän- 
der wie Dreck behandeln (nur beleidigen darf 
man sie nicht), die Meinungsfreiheit in Be- 
rufsverbot und regelmäßig das Demonstrati- 
onsrecht in Verbote umschlägt, ist kein Vor- 
gang der Faschisierung, sondern ein Ausweis 
dafür, wozu demokratische Staaten fähig sind. 


Exkurs: Die Gegenüberstellung der Ras- 
senideologie der Nazis als “Wahn” und der 
Menschenrechte als normal ist eine falsche: 
Das theoretische Fundament ist das gleiche. 
Mit der DNS wird heutzutage so ziemlich al- 
les erklärt: Wie schlau Leute sind, was sie tun, 
was sie denken, was sie verdienen, woran sie 
erkranken und in wen sie sich verlieben: Mit 
dem Alkoholismus-, Homosexualitäts- oder 
Obdachlosengen wollen DNS-Forscher 
menschliches Verhalten durch Biologie erklä- 
ren: Stets werden dabei die Menschen als von 
ihrer “natürlichen Ausstattung” bestimmt vor- 
stellig gemacht. Der Mensch als staatenbilden- 
der Allesfresser! 

Die Herleitung der Welt aus der Men- 
schennatur ist eine alte Masche der bürgerli- 
chen Gesellschaft. Mit der Behauptung, der 
Mensch habe von Natur aus bestimmte Rech- 
te, wie z.B. das Privateigentum, ist das Bür- 
gertum gegen die feudalen Rechtfertigungs- 
ideologien von der Gottgegebenheit der Ord- 
nung zu Felde gezogen. Die Herleitung des 
Staats aus der Wolfsnatur des Menschen ist 
dabei eine Sache, die Gesellschaftswissen- 
schaftlern locker von der Hand geht: Gäbe es 
da nicht die Oberwölfe, würden alle über alle 
herfallen, sich alles wegnehmen und über- 


haupt Chaos herrschen. 
Daß jeder Mensch gewisse unveräußerli- 

che Rechte von Natur (oder von ihrem Stell- 

vertreter, dem Schöpfer) aus haben soll, ist 


auch so eine Naturalisierung. Menschenrechte 


werden von Menschen gemacht, sie entsprin- 
gen einer bestimmten gesellschaftlichen Ord- 


nung, und sind im Gegensatz zu Herz und Le- 
ber im Menschen gar nicht zu finden. Daß die 


Staatsgewalt mit den ihr Unterworfenen nicht 
einfach willkürlich umgeht, sondern sich an 
bestimmte, von ihr selbst gesetzte Prinzipien 
halten will - und das ist der sachliche Gehalt 


der Menschenrechte - hat mit Natur der so vie 


zu tun, wie ein Aktienkurs mit der Farbe des 
Sonnenuntergangs. 
Lauter gesellschaftliche Eigenschaften 


und staatliche Sortierungen werden als Natur- 


produkte verkauft, und so eben auch die 


Staatsangehörigen-Kollektive. Wer von “Bega- 
bung” und “natürlichen Menschenrechten” re- 


det, sollte bei “arischer Rasse” und “deut- 
schem Blut” nicht die Augenbraue hochzie- 
hen. Das theoretische Fundament ist das glei- 
che. 


3.Was für ein Verhältnis 


daraus gegen- 
über ars 


Allgemein folgt daraus, daß man Liberale 


kritisieren muß, teils für ihren Idealismus 


(“Freiheit und Gleichheit soll der Staat erstmal 


verwirklichen”), teils dafür, daß ihr verwirk- 


lichter Idealismus auch ein großer Dreck wäre. 


In Protesten gegen einzelne Verschärfungen 
z.B. in der Ausländerpolitik ließe sich sicher- 
lich zusammen protestieren, wobei man sich 
allerdings nicht ihren eigenen Kriterien der 
Sortierung von Aus- und Inländern anschlie- 
Ben darf und dieses auch deutlich machen 
muß. In der Regel ist dann damit allerdings 
auch die Zusammenarbeit von ihrer Seite be- 
endet, weil sie Linksradikale zu Recht als 
Gegner ihres Staatsidealismus betrachten und 
fix die Gleichung Links=Rechts auf dem Ka- 
sten haben. 2 

Zwei Beispiele: Bei der Änderung des 


Asylrechts gab es eine große Demonstration in 
Bonn von den Autonomen bis hin zu den Grü- 


nen. Richtig war es weiterhin, für die einzig 
vernünftige Forderung “offene Grenzen” ein- 
zutreten und sich nicht den alternativen oder 
alten Sortierungsmodellen von In- und Aus- 
ländern der linken Parteien und des Bürger- 
rechtsspektrum anzuschließen. Diese Sortie- 
rungsmodelle gehören kritisiert, ebenso die 
Grundrechtsidealisten für ihre Fehleinschät- 
zung in Sachen, was ein Staat alles machen 
kann. Heute dagegen für die Rücknahme der 
Änderung einzutreten, wäre falsch. Es verbie- 
tet sich die Praxis, mit der man die Bevölke- 


.rung erstmal nach “links” ziehen will, um her- 
nach mit der richtigen Kritik an dieser Gesell- 


schaft herauszukommen. In der Werbung für 
diese Forderung, würde man die Leute in der 
Forderung nach Ausländergesetzen überhaupt 
bestätigen und darin den Rassismus in einer 
light-Form erhalten, statt bekämpfen. 

Wenn man gegen einen Abschiebeknast 
demonstriert, so kann man hoffen, daß einige 


Knäste auf Grund des öffentlichen Drucks ge- 


schlossen werden (In Deutschland derzeit un- 
denkbar, in Italien möglich). Man sollte aber 


gleichzeitig wissen, daß als Ersatz andere For- 


men der Aufbewahrung geschaffen werden. 
Daher kann der Protest weiterhin als Willens- 
äußerung gegen die Sonderbehandlung von 
Ausländern überhaupt genommen werden. 


Eine Praxis, die es auf die Abschaffung dieser 


Sonderbehandlung abgesehen hat, wird aber 


an einer prinzipiellen Staatskritik nicht herum 


kommen. 
See 
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Damit läßt sich auch beantworten, inwie- 
fern man die liberale Öffentlichkeit (Presse, 
Veranstaltungen etc.) nutzen kann: So lange es 
um das Hinweisen auf irgendwelche Schwei- 
nereien oder den Protest dagegen geht, kann 
man Aufmerksamkeit in der liberalen Öffent- 
lichkeit erreichen. Beginnt man damit, darauf 
hinzuweisen, worin z.B. die Abschiebepraxis 
ihr& Wurzel hat, so ist es auch schnell vorbei 
keit. 


Auditorium A(männlich): Was würdest du 
statt dessen machen? 


Referent: Liegt es in meiner Macht, da 
was zu machen? Das ist doch der Staat, der 
die Gesetze macht. Das sind doch die Berufs- 
nationalisten. Da hast du keinen Einfluß 
drauf. Also was du machen kannst, ist die 
Leute überzeugen, daß so eine Sortierung 
scheiße ist. Da kann man Flugblätter machen, 
diskutieren oder von mir aus auch eine Demo 
machen, aber mehr Möglichkeiten hast du 
nicht. 


A(m.): Ich meine, es gab damals, als cs 
die Verschärfung des Asylgesetzes gab, Prote- 
ste auch von autonomen Gruppen gegen die 
Verschärfung des Asylgesetzes, sie haben sich 
auf diese Ebene schon eingelassen. 


Referent: Ich finde, es ist ein Unterschied, 
ob du zu einer Demo fährst und dort deinen 
eigenen Block machst und somit zeigst, hier 
ist eine Masse mehr dagegen. Das macht ja 
ein bißchen Eindruck, wenn da ein paar mehr 
Leute auf einer Demo sind, die diese rassisti- 
sche Politik kritisieren. Das kann auch heißen, 
daß du dazu beiträgst, daß es nicht abge- 
schafft wird. Aber kann man machen, würde 
ich sagen. 

Eine Ergänzung noch. Daß die Zusam- 
menarbeit mit den Liberalen gegen etwas, so- 
bald man seine richtige Position vorbringt, 
meist von der anderen Seite aufgekündigt 
wird. Die merken sehr schnell, das man gegen 
ihren Staatsidealismus was einzuwenden hat. 


3 
B(weiblich): Ist es für dich völlig außer 
Frage mit einer liberalen Öffentlichkeit (Par- 
teien, Bürgerrechtsgruppen etc.), also ist es für 
dich völlig sinnlos bzw. vergeudete Kraft, mit 
diesen Leuten zusammen und für etwas zu 
kämpfen? 


Referent: Deswegen habe ich die Unter- 
scheidung gemacht. Wenn in Toestedt der 
Broich Nazis organisiert und in die FAP ein- 
gliedert, hat die ANTIFA das gut hingekriegt, 
mit den Grünen und der SPD dagegen vorzu- 
gehen. Und tatsächlich gab es ein Vorgehen 
von der Stadt gegenüber den Nazis, und die 
haben eine Menge Schwierigkeiten gehabt. 
Verhindert ist das nicht worden, aber zumin- 
dest behindert. Das war pfiffig, allerdings re- 
volutionär war daran gar nichts. Also, das ist 
dann schlicht ein anderer Zweck. Man will da 
Flüchtlinge schützen und sich selber schüt- 
zen, das ist ein Abwehrkampf. 


B(w.): Aber heiligt da nicht der Zweck die 
Mittel, also, daß man genau das erstmal ver- 


hindert hat? 


Referent: Ja, allerdings ist das eine unend- 


liche Aufgabe in dieser Gesellschaft. Da muß 
man im Kopf behalten, was man eigentlich 
will und daß dabei die Zusammenarbeit mit 
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den Parteien ausgeschlossen ist. 


D.:(w) Ich hätte erwartet, daß die Ent- 
wicklung der liberalen Öffentlichkeit seid den 
90ern betrachtet wird. Gibt es liberale Öffent- 
lichkeit überhaupt noch, was ist da weggebro- 
chen und warum? Man kann auch nicht ein- 
fach sagen, ich kann mit Liberalen gemeinsam 
Proteste gegen Ausländergesetze machen. Bei 
der Asylgesetzverschärfung, da war das noch 
gegeben, heute, würde ich fast sagen, wird 
keiner der Grünen mit auf die Straße gehen, 
denn die erlassen nämlich die Verschärfung. 
Ich finde es geht ein bißchen daran vorbei, 
was für eine Situation 1999 herrscht. 


E.:(m) Ich denke, daß die Modemisierung 
des Kapitalismus sehr wichtig ist, der sich 
ständig erneuert, auf jede Situation reagiert 
und auch Leute einbindet, das sieht man bei 
den Grünen ganz deutlich. Der Kapitalismus 
hat ein ganz anderes Gesicht als in den 60/ 
70er Jahren, er hat viele Leute eingebunden 
aus den Protestbewegungen, welche jetzt den 
Neoliberalismus durchsetzen, das kommt bei 
Dir ja gar nicht vor. 

In Deiner Analyse über die Nazis, hast Du 
Faschismus und Nationalsozialismus gleichge- 
setzt. Ist das für Dich dasselbe? 

Was ich nicht verstanden habe ist, daß der 
arische Rassenwahn das gleiche Fundament 
hat wie die Menschenrechte. 


REFERENT: Die Naturalisierung von ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen, das ist das ge- 
meinsame Fundament. Ich sage nicht, daß dar- 
aus die gleiche praktische Politik entspringt. 
Man soll aber aufpassen, wenn man z. B. von 
Begabung redet und den ganzen Quatsch mit 
dieser DNS-Scheiße mitmacht, das sind Biolo- 
giesierungsverfahren von gesellschaftlichen 
Verhältnissen, die nichts mit Natur zu tun ha- 
ben. 

Wie Hegel und Kant sagten: das ent- 
spricht rein der Vernunft, wie Menschen den- 
ken, was auch noch mal steiler Idealismus ist, 
das findest du nicht, das wurde ruck zuck ge- 
kippt. 


E.:(m) Menschenrechte haben bei mir was 
mit Humanismus zu tun. Was Du jetzt ankrei- 
dest, ist der Darwinismus. Biologismus hat 
doch aber nichts mit Menschenrechten zu tun. 


F.:(m) Linksradikal ist bei Dir Beseiti- 
gung von Staat und Eigentum und Kapital. 
Diesen Befreiungsaspekt, daß man was ändern 
kann, das wir uns verändern können, das über- 
läßt Du den Liberalen, daß spielt für uns sozu- 
sagen keine Rolle mehr. 


D.:(w) Noch mal zur liberalen Öffentlich- 
keit: Du hast vorhin davon gesprochen, daß 
Antifaarbeit für Dich bedeutet andere Men- 
schen zu schützen, z. B. Hilfspolizei oder ähn- 
liches zu machen, aber mit anderen Motiven, 
daß der Selbstschutz, der Schutz von Leuten 
vor den Nazis und Faschisten aber ein anderer 
ist als dieser revolutionärer Aspekt, als tat- 
sächlich was verändern zu wollen. 

Siehst Du das so, daß es in den 80ern 
noch eine liberale Öffentlichkeit gab, die ge- 
gen Faschisten war, was auch vom Staat getra- 
gen wurde? Und daß, weil dieser Teil der libe- 
ralen Öffentlichkeit wegfällt und auch der 
staatliche Widerstand gegen Faschisten, wir 
uns auf die Notwendigkeit, Leute zu schützen, 
beschränken müssen und keine Zeit mehr ha- 
ben, andere Aspekte vorzubereiten? 


REFERENT: Zur Entwicklung der libera- 
len Öffentlichkeit, warum sich da was verän- 
dert hat, kommt wenig vor im Referat. Zu dem 


Ergebnis, zu dem ich gekommen bin, man 
kann mit den Liberalen gegen etwas demon- 
strieren, aber das heißt noch nicht für etwas, 
zu dem Schluß komme ich erstmal ganz ohne 
festzustellen, ob es eine liberale Öffentlichkeit 
gibt oder nicht. Die Frage ist auch immer, 
warum muß ich mir jetzt erklären, daß die li- 
berale Öffentlichkeit weg ist? Warum reicht es 
nicht aus, zu konstatieren, so sehen die Ver- 
hältnisse jetzt aus und damit muß ich jetzt 
umgehen. Das ist die eine Sache, um mich zu 
verteidigen, nach dem Motto - hier fehlt was. 
Wenn man darüber redet, daß die liberale Öf- 
fentlichkeit weggebrochen ist und wird ge- 
meint, da hat sich was mit dem Kapitalismus 
geändert. Man muß aber aufpassen, daß man 
nicht den Schluß macht, im Kapitalismus än- 
dert sich was, in der Birne der Leute ändert 
sich was, sondern man muß verfolgen, wie die 
Leute das geschafft haben. Z. B. in der Bezug- 
nahme auf die Politik, wie man diese Gesell- 
schaft gestaltet, da spielt sich tatsächlich auch 
die Veränderung oder das, was in letzter Zeit 
als Neoliberalismus fälschlich bezeichnet 
wird, ab. Darauf reagieren sie als Nationali- 
sten, als Leute, die sich Gedanken machen 
über den Staat, das muß man verfolgen. Da ist 
tatsächlich in Deutschland in den letzten Jah- 
ren einiges passiert. Da kann man die Vereini- 
gung sicherlich anbringen, das würde ich auch 
teilen, daß es da einen nationalistischen Schub 
gab. Wenn ihr wollt, könnt ihr untereinander 
weiter über die Entwicklung der liberalen Öf- 
fentlichkeit diskutieren, ich finde die Frage 
eher unspannend. Ich würde eher konstatieren: 
Sie ist weg, was machen wir nun? 


H.:(m) Wir hatten gestern bei dem Thema 
Staat als Partner - Staat als Feind eine ähnli- 
che Diskussion, es geht einfach um die Isolati- 
on der radikalen Linken, die ist durch den 
Wegfall der liberalen Öffentlichkeit noch gra- 
vierender geworden. Vor diesem Hintergrund 
wäre es schon mal interessant zu beleuchten, 
wie es dazu kommt. Du hast ja selbst gesagt 
Nationalismus, Rassismus spielt eine ganz 
gravierende Rolle in großen Teilen der neuen 
Bundesländer, aber auch in den alten Bundes- 
ländern. Das hat damit zu tun, daß sich die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse geändert haben. 
In Berlin z. B., bei den letzten Abgeordneten- 
wahlen, hat sich der Anteil der CDU im We- 
sten erhöht, der Anteil der PDS dagegen im 
Ostteil, daß heißt, es gibt schon ein Ost-West- 
Gefälle der gesellschaftlichen Ansichten. 


Zwischenfrage: Warum ist das von Inter- 
esse? Die PDS als Rand zu bezeichnen ist eine 
konservative, ideologische Form. Die PDS ist 
mittendrin, ist eine sozialdemokratische Par- 
tei. 


H.:(m) Die PDS ist keine sozialdemokra- 
tische Partei, es gibt in der PDS schr wohl ra- 
dikale Strömungen, sonst würde sie vom Ver- 
fassungsschutz nicht beobachtet werden. Du 
willst offenbar die Isolation der radikalen Lin- 
ken vorantreiben. 


D.:(w) Wir können jetzt endlos drüber la- 
bern, was in den letzten 10 Jahren passiert ist, 
aber wir sollten darüber reden, was morgen 
wird. 


Moderatorin: Ich würde auch die Frage 
interessant finden, die vorhin vom Referenten 
aufgeworfen wurde. Heißt das, sich nicht 
mehr um die liberale Öffentlichkeit zu küm- 
mern, sondern sie zu ignorieren? Dein Kon- 
zept ist, den Staat, den Kapitalismus an sich 
zu bekämpfen, das sei die einzige Möglich- 
keit. 

Ist sie das wirklich für die radikale Linke? 
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Sicherlich dürfen wir nicht die liberale Öffent- 


lichkeit selbst ersetzen, wir haben genug zu 
tun mit Faschisten, die massiv Ausländer und 
andersdenkende Menschen angreifen. Aber 
müssen wir nicht in eine andere Richtung ge- 
hen und doch die liberale Öffentlichkeit erset- 
zen, in der öffentlichen Politik mitmischen. 
Auf der einen Seite diese Basisarbeit, auf der 
anderen die öffentliche Politik. Ist denn die 
soziale Frage nicht wichtig? Die Frage ist, ob 
man nur kritisiert oder ob man sich mit ein- 
mischt. Müssen wir andere Lösungsansätze 
bringen oder soll man nur sagen: Wir sind ge- 
gen Staat, gegen Kapital und gegen Kapitalis- 
mus. Da stehen wir irgendwann auf verlore- 
nem Posten. 


J.:(m) Ich denke, das ist ein Fehler, den es 
in den 20ern und in den 70ern gegeben hat 
und der gestern auch in der Diskussion eine 
ganz große Rolle gespielt hat. Nämlich, daß 
jeder denkt, er weiß, was richtig ist. Die einen 
sagen, wir müssen Revolution machen. Die 
anderen sagen, wir müssen den Staat reformie- 
ren, und keiner hat Verständnis für die andere 
Position, die Leute schießen sich gegenseitig 
raus, wir spalten uns damit selbst. Für meine 
Begriffe ist es wichtig, eine Option für eine re- 
volutionäre Veränderung zu behalten. Gleich- 
zeitig an den Punkten was gemeinsam zu ma- 
chen, wo wir noch etwas gemeinsam machen 
können. Die Gewerkschafter und Gewerk- 
schafterinnen, Einzelpersonen von den Grü- 
nen, Studentenvertretungen usw., es gibt im- 
mer noch ein Haufen Leute, mit denen wir 
was machen können. Wir können uns nicht 
auf sie verlassen, aber wir müssen die immer 
wieder einbinden, denn sonst sind die ganz 
weg. 


D.:(w) Wenn wir versuchen würden die li- 
berale Öffentlichkeit zu ersetzen, das fände 
ich ziemlich fatal, da würde ich gleich von 
Anfang an sagen, daß das nicht geht. Wenn 
wir es machen würden, dann gehen wir sozu- 
sagen mit dem rechten Konsens und mit der 
Rechtsverschiebung, die gerade in der Gesell- 
schaft passiert, mit. Dadurch werden wir auch 
ein Stück weit unsere eigenen Ziele, die 
grundsätzlich klar sind, aufgeben. Das, was 
bis jetzt funktioniert hat, ist die liberale Öf- 
fentlichkeit uns zunutze zu machen. Was gera- 
de nicht funktioniert ist, daß dabei ein Stück- 
weit Isolation rauskommt. Entweder ich gehe 
mit Isolation um, weil ich sche, die ist da, ich 
kann da jetzt erstmal keine liberale Öffentlich- 
keit wieder herstellen, oder fang ich an, wie- 
der eine liberale Öffentlichkeit zu schaffen, 
oder ist es mir überhaupt möglich diese zu 
schaffen, darauf Einfluß zu nehmen. 


REFERENT: Ich wollte ein Beispiel brin- 
gen, was man mit der liberalen Öffentlichkeit 
anfangen kann. Als 1990 die letzten besetzten 
Häuser in Berlin geräumt wurden (Mainzer- 
straße), da haben sich Bündnis90-Leute davor 
gestellt, Keine Gewalt gerufen und das waren 
immer die ersten, die die Bullen weggeräumt 
haben. Klar, wenn die das machen, ist das gut, 
kann man ja gar nichts dagegen haben, bloß 
das machen die heute leider nicht mehr mit. 
Es ist aber kein Grund an die irgendwelche 
Konzessionen zu machen. Entweder es klappt 
mal das man ein bestimmtes Projekt gemein- 
sam kritisiert, wegen der Verschärfung des 
Asylrechts oder so, oder eben nicht. Ich würde 
nicht darüber hinaus sagen, wir brauchen stra- 
tegisch ein Bündnis, um nicht so isoliert zu 
sein. Ich stelle mir die Frage nicht, ob ich iso- 
liert bin oder nicht, jetzt nicht abstrakt. 

H.:(m) Willst du die liberale Öffentlich- 
keit jetzt durch uns ersetzen, oder willst du, 
daß eine liberale Öffentlichkeit entsteht? [Fra- 


ge an Moderatorin] 


Moderatorin: Das war für mich bloß eine 
Frage. Müssen wir eine liberale Öffentlichkeit 
ersetzen? 


H.:(m) Wir können das aber gar nicht, wir 
wollen das auch gar nicht. 


Moderatorin: Wollen wir das? Können 
wir das, oder wollen wir das gar nicht? Ich fin- 
de, das sind zwei verschiedene Sachen. Auf 
der einen Seite interessiert es mich einfach 
nicht mehr, was die Grünen machen, was die 
PDS macht. Für paar Sachen kann man sie 
kriegen, und dann treten sie einen bei einer 
völlig anderen Sache wieder in den Arsch. Wir 
kämpfen doch an demselben Punkt. Man soll- 
te so was von Grund auf kritisieren. Auf der 
anderen Seite sage ich mir, auf Dauer wird uns 
das in diese Isolation bringen, die auf der ei- 
nen Seite okay ist, wie gehen wir damit um, 
ist vielleicht okay, aber irgendwann wird uns 
gar keiner mehr verstehen, auch nicht verste- 
hen wollen, damit sind wir kein Stück weiter. 


H.:(m) Gestern war die Diskussion so 
ähnlich, da haben Leute gesagt: wir müssen in 
den Untergrund. Ich bin in einer Gruppe, wir 
machen Bündnispolitik in Berlin. Wir haben 
mehrere Bündnisse gegen Rechts mitinitiiert 
und haben mit bürgerlichen Gruppierungen 
zusammengearbeitet. Man muß schauen, ob 
der eigene Ansatz verwässert. Wenn er bis zur 
Unkenntlichkeit verwässert, dann kann es die 
Lösung nicht sein, aber ich denke Bündnispo- 
litik ist nötig. Auch für einen persönlich, die 
Isolation ist ein frustrierendes Moment, die 
anderen interessiert es gar nicht, was man 
macht, wie z.B. ein Flugblatt oder einen Auf- 
ruf. Politik ist nach meinem Verständnis et- 
was, was Erfolg haben soll. 


REFERENT: Bevor man sich die Frage 
stellt, arbeite ich mit der liberalen Öffentlich- 
keit zusammen, muß ich mir klar machen, 
welchen Zweck ich dabei verfolge. Wenn es 
mir darum geht, daß ein Haus nicht geräumt 
wird, dann verfolge ich damit eben Zweck, 
daß das Haus nicht geräumt wird. Gibt es Leu- 
te, die Sympathien mit Hausbesetzern haben, 
dann binde ich die ein in meine Arbeit. Wenn 
die TAZ das unterstützen würde, bringe ich 
dort einen Artikel, daß ist doch kein Problem. 
Warum das Haus nicht geräumt werden soll, 
daß manche Linke die Hoffnung haben, daß es 
wichtig ist, besetzte Häuser zu haben, um ei- 
nen politischen Raum zu haben, wo man dis- 
kutieren kann oder von wo aus man seine Ar- 
beit machen kann, den Zweck haben die dann 
nicht, den muß man auch nicht öffentlich zur 
Schau stellen. 

Ich würde behaupten die Linke ersetzt 
zum Teil schon linksliberale Öffentlichkeit. 
Wenn es darum geht bei Lübecker Prozessen 
daraufhinzuweisen, daß die Richter dort tat- 
sächlich rassistisch vorgehen und zwar konse- 
quent, dann kritisiert man sie dafür, daß sie 
das tun und nimmt dabei den Standpunkt ein, 
die Richter sollen in der Sache neutral urtei- 
len, was ja auch schon wieder ne komische 
Sache ist. Ich möchte mich nicht mit dem 
Rechtsstaat identifizieren, der Rechtsstaat ist 
schuld daran, warum die ganze Scheiße durch- 
gesetzt wird, aber wenn es mir tatsächlich nur 
darum geht, den Angeklagten dort rauszukrie- 
gen, daß der nicht verurteilt wird, dann mache 
ich dazu Öffentlichkeitsarbeit, dann weise ich 
darauf hin, daß dort ne Schweinerei passiert. 
Wenn es mir darum geht aufzuzeigen, was Na- 
tionalismus und was Rassismus ist, dann ist es 
aus mit der Zusammenarbeit, dann kann ich 
nicht mehr mit den Liberalen zusammen ar- 


beiten, dann muß ich eigene Flugblätter veröf- 
fentlichen. In der öffentliche Debatte mitmi- 
schen ist ein Gegensatz von linksradikaler Po- 
litik. Wenn ich das Anliegen habe eine Revo- 
lution zu machen, oder zu überzeugen, daß 
man linksradikale Politik machen soll und da- 
für Argumente nennen will, dann mische ich 
mich ein, soweit ich kann, dann mache ich 
Flugblätter, Zeitungen. Daß ich mich nicht an 
die Süddeutsche Zeitung wende, liegt auch auf 
der Hand. Dann bleibt uns nur, eigene Zeitun- 
gen zu machen. Wenn aber so eine Zeitung 
Artikel abdrucken will, soll man das tun. 
Wenn es um doppelte Staatsbürgerschaft geht, 
da versucht man was zu erklären, z.B. was das 
SPD und Grünen-Modell ist. Dann kritisiert 
man das und macht darauf aufmerksam, daß 
das auch Nationalisten sind. Daß man mit re- 
formistischen Sachen cher Erfolg hat als mit 
linksradikalen, ist doch auch kein Thema. 
Wenn man reformistische Forderungen macht, 
dann bezieht man sich konstruktiv auf den La- 
den, dann kümmert man sich um die nationale 
Sache, darum wie diese Gesellschaft verfaßt 
ist. Natürlich stößt man da erstmal cher auf 
Aufmerksamkeit, die merken dann schon, da 
ist eine Gemeinsamkeit, die kann man kon- 
struktiv diskutieren, da hat man eher Erfolg 
die Politik rüberzubringen. Aber Erfolg an 
sich ist doch kein Kriterium, da geh ich hier 
zu den Nazis im Osten, da habe ich Erfolg. 
[Unmut] 


Zwischenbemerkung: (von H.) Ich will 
doch nicht immer mit dem Kopf gegen die 
Wand laufen. 


REFERENT: Ich kann aus unserer Arbeit, 
wie wir Flugblätter verteilen, Seminare ma- 
chen oder Abendveranstaltungen organisieren, 
berichten. Ihr ladet uns ein, wir kommen auch 
in Schulen, ja da finden sich immer paar Leu- 
te, die den Gedanken an sich schon mal kriti- 
sieren. Darüber zu diskutieren, daß finden wir 
spannend. - 


H.:(m) Ich habe nicht damit gemeint, daß 
wir ins Parlament sollen, sondern daß wir eine 
Gegenöffentlichkeit schaffen. 


REFERENT: Dann soll man das tun. Der 
Erfolg mißt sich immer daran, wieviel Leute 
man für die richtigen Zwecke und die richti- 
gen Argumente überzeugt, und nicht daß man 
eine Masse hinter sich bekommt. 

Ein Punkt noch: bei der sozialen Frage 
mitmischen: Da meine ich, daß die soziale 
Frage erstmal eine Frage ist, vielleicht nimmt 
sie auch Ausgang bei den Problemen, die die 
Leute in der Gesellschaft haben, Armut usw. 
Aber sie wenden das dann schon so, daß sie 
dann gleich konstruktiv werden, sie wollen 
sich gar nicht erklären woher die Armut 
kommt, sondern fangen gleich an, munter 
konstruktiv zu diskutieren, was der Staat dafür 


“alles machen kann. Das macht die PDS der- 


zeit, auch die Existenzgelddebatte. Ich würde 
behaupten, das kann man alles im Einzelnen 
zerlegen, das kann man kritisieren, daraus 
schließe ich, daß ein konstruktives Mitmachen 
sich nicht lohnt. Ich möchte jetzt auch nicht so 
dastehen, als wäre ich verbal-radikal. Warum 
ich Revolution machen will, habe ich aus der 
Erkenntnis, daß sich Reform nicht lohnt. Weil 
ich die Zwecke, die ich durchsetzen will, mo- 
mentan nicht durchsetzen kann, deswegen bin 
ich dann erstmal isoliert, da bin ich auch peni- 
bel, denn so viele Leute teilen diesen Zweck 
nicht und da muß ich mit den Leuten darüber 
streiten, diesen Zweck anzunehmen. Vielleicht 
bekomme ich ja auch mal das Argument ent- 
gegengebracht, daß ich ein Fehler mache, 
dann freue ich mich und sag schönen Dank 
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und orientiere mich dann an den neu erworbe- 
nen Erkenntnissen. Aber das hat schon was 
mit Recht haben zu wollen zu tun. Ja, darauf 
beharre ich, wenn ich dann diskutiere mit Re- 
formisten oder die das anstreben wollen, dann 
diskutiere ich über meine Erkenntnisse, die 
ich behaupte zu haben, darüber was man da- 
mit erreichen kann. Deswegen teile ich einen 
linksradikalen Standpunkt und keinen refor- 
mistischen. Man macht seine Politik aus den 
Erkenntnissen, die man gerade hat. 


Moderatorin: [unverständlich] 


L.: Ich sehe das ein bißchen anders, dieser 
Befreiungsaspekt, daß Leute sich verändern 
können, deswegen liegt der wichtigste Teil 
auch in der linksradikalen Sache. Wir wollen 
zwar nicht diese liberale Öffentlichkeit erset- 
zen, aber im Prinzip machen wir das schon. 
Gerade bei den Flüchtlingssachen, da gibt es 
niemanden mehr, den das interessiert, wir sind 
da eigentlich die Letzten. 


REFERENT: Man muß dabei wissen, daß 
das eine unendliche Aufgabe ist und ich gebe 
da keine Patentlösung ab. Man fühlt sich von 
irgendwas angesprochen, hängt sich in die Ar- 
beit rein, aber wenn man sich da nur noch 
reinhängt, da hat man wirklich seinen linksra- 
dikalen Standpunkt vergessen und gibt die 
Perspektive auf, mal die Gründe für das gan- 
zen Elend abzuschaffen. 


Moderatorin: Das kommt wir wahnsinnig 
utopisch vor, ich kann nur heute, hier und 
jetzt was verändern. Ich kann doch nur durch 
verschiedene Mittel, da gehört die Asylpolitik 
dazu, daß ich mich momentan erstmal derer 
annchme, die vom Staat am meisten angegrif- 
fen werden. Daß ich dann natürlich den Blick- 
winkel einer kompletten Änderung und Kritik 
an diesem System und den Ursachen nicht aus 
der Sichtweite lasse, ist für mich völlig klar. 
Da kommt wieder der Punkt, den Du vorhin 
angesprochen hast: Wer ist hier überhaupt 
noch Links, wann fängt das an, wo hört das 
auf. Wir sind Links und vertreten einen Stand- 
punkt und denken, der ist richtig und gut und 
kritisieren alles, was irgendwie anders ist. 

Ich denke nicht daß die Leute die Bünd- 
nispolitik machen, daß vollkommen vergessen 
haben, daß man eigentlich das System von 
Grund aus kritisieren, angreifen muß. Man 
versucht mit den Mitteln die man heute hat, 
neue Möglichkeiten zu finden. 


M.:(w) Es gibt zwei verschiedene Aspek- 
te: Bündnisse sind in Ordnung, wenn wir sie 
für den Zweck einsetzen. Sonst geht man mit 
seinen Standpunkten zu weit auseinander. 
Bündnisse erfüllen z. B. bei Demos gegen Fa- 
schos den Zweck, daß 2000 Menschen mehr 
auf der Straße sind. Das muß man sich zunut- 
ze machen, daß sie den selben Standpunkt bei 
diesem Aspekt haben. Ich denke aber auch, 
daß man bei diesen reformistischen, Sachen 
nicht aus dem Kopf verlieren darf, wo man ei- 
gentlich hin will. 


N.:(m) Ich habe eine Differenz zum Refe- 
renten bei den bürgerlichen Idealen. Ist Huma- 
nismus für Dich gar kein Teil linksradikaler 
Politik? Für mich schon, und ich habe das Ge- 
fühl für Dich auch. Wenn wir eine neue Ge- 
sellschaft aufbauen wollen, wie könnte denn 
die ohne diese Ideale auskommen und wenn 
man jetzt nicht versucht mit denen zu arbei- 
ten, wie können die dann später ein Teil der 
Gesellschaft sein? 


REFERENT: Ich möchte noch was zur 
Moderatorin sagen: Linksradikal habe ich so 
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bestimmt, daß man da auf Revolution aus ist. 
Revolution heißt tatsächlich, man schafft das 
Eigentum ab und man lebt nach anderen Ge- 
sichtspunkten, als in dieser Gesellschaft. Das 
ist erstmal ein Zweck, den man haben kann. 
Es gibt lauter andere Zwecke, die auch noch 
verfolgt werden, da gibt es z. B. Leute, die set- 
zen sich für Fair Trade ein, die machen Kaf- 
fechandel oder sonstwas, die haben Illusionen 
über einen gerechten Welthandel. Ich finde es 
verkehrt zu sagen, wir sind alle Links. Ich 
möchte darüber diskutieren, was haben denn 
die Leute die Links sind, für Zwecke, für die 
sie sich einsetzen. Und wenn Du sagst wir 
müssen hier und jetzt was machen, unbedingt 
Erfolg haben, eine Veränderung erreichen und 
nicht hinterher sagen, daß man 1,2,3 Leute 
mehr für die Sache gewonnen hat, dann würde 
ich sagen dann machst Du nur Reformpolitik. 
Da muß man sich als Linksradikaler erstmal 
seine Ohnmacht eingestehen. Das ist so ein- 
fach, daß Eigentum abzuschaffen, da muß 
man massenweise in der Gesellschaft die Un- 
terstützung finden und dafür muß man wer- 
ben, und das nenne ich tatsächlich linksradi- 
kale Arbeit. Das ist mir zu wenig, wenn Du 
das nur im Blickwinkel hast. Was nur in Dei- 
nem Kopf bleibt, nützt der Revolution ziem- 
lich wenig, dann kannst Du zwar sagen: nach- 
her bin ich dabei, aber Du mußt schon dafür 
werben, Du mußt schon offensiver sein, dann 
kommst Du in Zielkonflikte mit Deinen gan- 
zen anderen Zwecken. 


Moderatorin: So meinte ich das nicht, 
mir ist es eigentlich zuwider mit Bündnispart- 
nern zu arbeiten, weil ich meine, daß es über- 
haupt nichts bringt. Wo mache ich denn Poli- 
tik, wo fängt es denn an Linksradikal zu sein. 
Fängt das erst an, wenn ich irgendwelche Fa- 


schal Sitakloppn. ve wenn h mal eine 
Demo mache, oder fängt das schon ganz wo- 
anders an. Ich denke man darf genau dem 
Menschen, der Kaffeehandel macht, der die 
Leute dort unterstützen will, nicht ans Bein 
pissen . 


REFERENT: Ich kritisiere ihn und sage: 
wenn du da unten Kleinbauern unterstützen 
willst, dann organisiere doch Spenden, so 
kann man die Leute da unten auch unterstüt- 
zen. Macht das nicht über diese komische 
Form eines gerechten Welthandels, weil das 
den Leuten nur Blödsinn in den Kopf bringt. 
Da soll man erstmal erklären was der real exi- 
stierende Trade ist. Dann weiß man auch Be- 
scheid warum die Leute da unten verrecken. 


M.:(w) Aber bestimmte Sachen werden 
von Leuten gekauft, z. B. diesen Kaffee, die 
niemals Spenden würden. 


REFERENT: Da schaut man aber gleich- 
zeitig auch mal, was für ein Werbeaufwand da 
betrieben wird, was für ein Scheiß dabei er- 
zählt wird. 


Moderatorin: Das heißt aber nicht, daß 
der Typ der sowas macht, nicht die Verhältnis- 
se angreift. 


REFERENT: Wenn der in einer anderen 
Situation tatsächlich anfängt zu agitieren, den 
Leuten ausredet, für diese Gesellschaft Partei 
zu ergreifen, da würde ich sagen: Ja, da ver- 
folgt er wieder einen linksradikalen Zweck. 

Mal einen ganz praktischen Vorschlag z. 
B., wenn man Leute überzeugen will für links- 
radikale Politik, dann fängt man ja nicht an 


mit: der Kapitalismus sicht so und so aus, son- 
dern man nimmt sich das vor, was die Leute 
vom Kapitalismus denken oder über den Staat, 
man nimmt sich Nationalismus vor, oder daß 
in der 3. Welt so schlecht aussieht und daß die 
UNO da versagt hat. An den Sachen erklären, 
warum das a) ein falscher Gedanke ist und b) 
das zurückzuführen auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse. 

Was ist Bündnis für Arbeit, genau das mal 
auseinander zunehmen, das ist tatsächlich ein 
anderer Zweck. Er hat zwar keinen realen Er- 
folg, ich habe da keinen Nazi umgehauen. Ich 
will das auch nicht gegeneinander stellen. 
Mein praktischer Vorschlag für linksradikale 
Politik, sich klar machen was die Leute für ei- 
nen Scheiß an dieser Gesellschaft haben, daß 
zu kritisieren, um sie zu überzeugen, daß man 
dieser Gesellschaft die Gefolgschaft kündigen 
sollte. Das machen wenige. 


M.:(w) Thema des Kongresses ist doch, 
daß bei der Antifa noch was läuft, aber sonst 
nichts mehr. Beispiel besetzte Häuser, wenn 
man ständig Nachbarn davorstehen hat, oder 
Faschos Mollis reinwerfen, da kann man kaum 
noch dafür sein, tatsächlich einen Freiraum 
aufzubauen. Da taucht ein Problem auf. 

Klar würde ich ganz für die Revolution 
arbeiten, im Moment sicht es aber so aus, daß 
nur alles beschissener wird. Das hängt mit den 
Wegfall der liberalen Öffentlichkeit zusam- 
men, die vorher so eine Art Puffer war. Ich 
würde auch cher dazu tendieren, jetzt viel Ra- 
dikalisierung einzufordern und nicht den an- 
deren Weg zu gehen. Ich möchte endlich wic- 
der meine Sachen positiv vorantreiben und 
nicht nur immer gegen etwas sein. Ich möchte 
für etwas sein. 


Öffentlichkeitsarbeit/Adressatinnen 
von der Antifa Halle 


Einleitung/ Vorstellung 


Mein Name ist x.x.. Ich arbeite in einem 
Verein, welcher “alternative politische Bil- 
dungsveranstaltungen“ organisiert, deshalb 
bin ich gefragt wurden, ob ich meine Erfah- 
rungen im Bereich Öffentlichkeitsarbeit in 
Form eines Referats zusammenfassen könnte. 

Die mir gestellten Fragen waren nicht ein- 
fach zu beantworten, da gerade bei linker Öf- 
fentlichkeitsarbeit häufig große Gegensätze 
zwischen Anspruch und Realität, Theorie und 
Praxis offensichtlich sind. Klar ist, daß Politik 
öffentlich dargestellt und vermittelt werden 
muß. Ebenso klar sind aber die Verhältnisse 
gerade in Deutschland in denen Bildung und 
Politik von einer überwiegenden Mehrheit 
eher als unverzeihlicher Eingriff in die Privat- 
sphäre, denn als Chance und Herausforderung 
begriffen wird. 

Unter diesen Bedingungen fällt es nicht 
gerade leicht, Optimismus zu verbreiten. Ich 
plädiere aber trotzdem dafür, die vorhandenen 
Möglichkeiten bewußter zu nutzen und weiter 


auszubauen, da die Alternative, die Aufgabe 
der Hoffnung auf die Veränderbarkeit der Ge- 
sellschaft bedeuten würde. 

Um die Beantwortung der gestellten Fra- 
gen zu erleichtern, beginne ich im ersten Teil 
mit einer Begriffsklärung. 


Öffentlichkeitsarbeit/ Gegen- 
Öffentlichkeit 


Öffentlichkeitsarbeit meint die Bestrebun- 
gen, die von einer Interessengruppe vertrete- 
nen Inhalte bekannt zu machen, Verständnis 
und Identifizierung zu erzielen. Dies geschieht 
allgemein unter Nutzung der Medien, über 
kulturelle Angebote und nicht zuletzt über den 
Versuch, im Alltag zu zeigen, daß Alternativen 
zum Mainstream nötig und möglich sind. 

Der Begriff Gegenöffentlichkeit entsteht 
aus der Analyse, daß die vorherrschende Öf- 
Fentlichkeit geprägt ist von konservativer Mei- 
nungsmache, die den rassistischen, nationali- 
stischen Konsens bedingt und fördert und des- 
halb linke Öffentlichkeitsarbeit nur in klarer 
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Opposition zu dieser stattfinden kann. 
Bündnisarbeit 


Bündnisse werden dann zwischen ver- 
schiedenen Gruppen oder Personen geschlos- 
sen, wenn sich jeweils beide Seiten einen Vor- 
teil davon versprechen. Klassisches Beispiel 
hierfür sind unzählige Demoaufrufe, bei denen 
die eine Seite hofft, durch viele Unterzeichne- 
rInnen an gesellschaftlicher Relevanz zu ge- 
winnen. Die andere Seite sicht die politische 
Auseinandersetzung mit dieser Unterzeich- 
nung als erledigt an und überläßt die eigentli- 
che Arbeit großzügig den anderen Gruppen. 

Die Erfahrungen mit Bündnissen sind re- 
gional schr unterschiedlich, da sie sehr stark 
von Voraussetzungen vor Ort geprägt sind. 


Wen wollen wir mit Öffent- 
lichkeitsarbeit erreichen? 

Wollen wir überhaupt jemanden erreichen 
oder schen wir uns nicht sowieso auf verlore- 
nem Posten? 


Öffentlichkeitsarbeit sollte sowohl zur 
Darstellung linker Politikansätze „nach Au- 
Ben“ als auch zur politischen Weiterbildung 
„nach Innen“ gerichtet sein. (Aufgrund der ge- 
ringen Wahrnehmung emanzipatorischer Poli- 
tikansätze in der Öffentlichkeit und des oft er- 
schreckend schlechten Bildungsstandes inner- 
halb der „Linken“) 


Die Vermittlung linker politischer Inhalte 
stößt auf große Schwierigkeiten, aufgrund der 
allgemeinen Entpolitisierung der Gesellschaft 
und den meist unbequemen, komplizierten Er- 
klärungs- und Forderungsmodellen linker Po- 
litik. Zusätzlich erschwerend wirkt die Tatsa- 
che, daß sich nur wenige Menschen für The- 
men sensibilisieren lassen, die außerhalb ihres 
persönlichen Horizontes liegen (z.B. Männer 
für das Thema Sexismus oder weiße Deutsche 
für das Thema Rassismus). 

Das alles schränkt die möglichen Adressa- 
tInnen linker Öffentlichkeitsarbeit stark ein, 
macht diese aber nicht unmöglich. 


Jugendliche, die noch nach einer Ausrich- 
tung ihres diffusen Protestgefühls suchen, Mi- 
grantInnen und Vertreterinnen anderer Minori- 
täten sowie SymphatisantInnen der Linken 
sollten sich öffentlich durch „die Linke“ ver- 
treten fühlen. 

Meiner Ansicht nach sind unsere Mög- 
lichkeiten im direkten Vergleich zur Öffent- 
lichkeitswirksamkeit der Nazis unweit größer. 
Auch wenn eine kontinuierliche Rechtsent- 
wicklung der Gesellschaft deutlich ist, exi- 
stiert der offizielle, gesellschaftliche Werte- 
konsens weiter, der es den Nazis noch unmög- 
lich macht legal öffentliche Aktionen durchzu- 
führen, die über Aufmärsche und Wahlwer- 
bung hinausgehen. (Es gibt in fast jeder Groß- 
stadt alternative Zentren, Nazikonzerte können 
nur am Rande der Illegalität stattfinden, wäh- 
rend fast täglich “linke“ Konzerte stattfinden, 
„Rock gegen Rechts“ oder ähnliche Veranstal- 
tungen können meist mit Unterstützung der 
Stadt, der Gewerkschaften und so weiter statt- 
finden. Die Stärke der Nazis ist meist direkt 
auf eine schwache Linke mit geringer öffentli- 
cher Wirkung zurückzuführen) 

Deshalb gehe ich davon aus, daß wir trotz 
aller Schwierigkeiten über vielfältige Möglich- 
keiten verfügen, öffentlich wahrgenommen zu 
werden, diese aber häufig nur upzureichend 
nutzen. 


Gegenöffentlichkeit 


Wie ist sie zu schaffen? Funktioniert die 

rwindung gesellschaftlicher Isolation 
durch thematische Projekte (strategische 
Bündnisse)? Ist Bündnisarbeit noch aktuell 
oder sind die Kompromisse, die wir eingehen 
müssen schon längst nicht mehr tragbar? Sind 
Bündnisse nicht aber auch eine Chance einer 
gesellschaftlichen Isolation entgegenzuwirken 
und sich neue Handlungsspielräume zu eröff- 
nen? 


Es ist deutlich, daß die Linke an Anzie- 
hungskraft verloren hat und daß es durch die 
gesellschaftliche Werteverschiebung keinen 
gesicherten Massenzulauf von Jugendlichen 
mehr gibt. Bei Nutzung aller Möglichkeiten 
ist es trotzdem möglich, wieder stärker das 
Protestpotential binden zu können. Dazu ist es 
aber notwendig, perspektivisch eine „attrakti- 
vere Darstellung“ linker Inhalte zu erreichen. 
(Die Frage nach dem Wert von Symbolen oder 
der Vermittelbarkeit von „gesellschaftlichen 
Utopien“ gehört dazu. Die Linke vermittelt zu 
oft den Eindruck, selbst nicht mehr an die 
Veränderbarkeit der Gesellschaft zu glauben 
und wirkt dadurch oft gelähmt und wenig „at- 


traktiv‘ für Außenstehende) 


Strategische Bündnisse (z.B. bei Gegen- 
demonstrationen) können ein Weg sein, die 
Isolation der Linken wenigstens punktuell zu 
umgehen, allerdings befinden sich viele der 
potentiellen BündnispartnerInnen ebenso in 


einer tiefen Sinnkrise (alternative Vereine, Ge- - 


werkschaften etc.). Wesentlichster Punkt bei 
der Frage nach dem Sinn von Bündnissen ist 
aber, wie weit es möglich ist, die eigenen In- 
halte darzustellen. Beispiele gibt es dafür im 
Positiven wie Negativen reichlich. Die Erfah- 
rungen letztes Jahr in Rostock, wo selbst von 
Mindestforderungen abgegangen wurde um 
die Bündnisfähigkeit zu erhalten, stellen mei- 
ner Meinung nach den negativen Höhepunkt 
dar, während ich die diesjährige Bündnisarbeit 
um die zwei NPD-Demos in Magdeburg eher 
positiv bewerten würde. Prinzipiell denke ich, 
daß Bündnisse dann legitim sind, wenn es ge- 
lingt, eigene Forderungen so zu verpacken, 
daß eventuelle PartnerInnen sie für ihre eige- 
nen halten und sie dadurch mittragen können, 
oft wird dies nur durch Formulierungsfragen 
möglich. 

Eine Frage, die innerhalb der Linken nur 
selten Beachtung findet, ist die Besetzung von 
Schnittpunkten, wie die Mitarbeit in Vereinen 
und Stiftungen und die Zusammenarbeit mit 
Parteien und Gewerkschaften. Diese Organisa- 
tionen bieten finanzielle Möglichkeiten und 
einen Präsentationsrahmen, der in der Öffent- 
lichkeit nicht mit Linksradikalität besetzt ist. 
Das heißt, daß bei der Organisierung öffentli- 
cher Veranstaltungen nicht automatisch die 
üblichen Abwehrmechanismen gegenüber 
„den Antifas‘‘ oder „den Autonomen“ etc. ein- 
setzen und öffentliche Räume konsequenter 
genutzt werden können 

So war es mir persönlich in den letzten 
Jahren möglich, die verschiedensten Bildungs- 
veranstaltungen zu organisieren, wobei die 
Auseinandersetzung mit der deutschen Ver- 
gangenheit und Gegenwart, sowie die Thema- 
tisierung des alltäglichen Rassismus Schwer- 
punkte waren. 

Diese Zusammenarbeit geht über die nor- 
male Bündnisarbeit hinaus und ist von vielen 
schwer beeinflußbaren Faktoren abhängig, ist 
aber trotzdem geeignet neue Handlungsspiel- 
räume zu erkämpfen und sollte deshalb mehr 
Beachtung finden. 


Zusammenfassung der 


[Einem technischen Fehler ist es zu ver- 
danken, daß an dieser Stelle nicht die transkri- 
bierten Wortmedlungen dokumentiert werden 
können. Stattdessen sollen auf der Grundlage 
von’/Notizen des Referenten und des Modera- 
tors wenigstens die Eckpunkte der Diskussion 
benannt sein.] 


1. Kaum erstaunlich, fast alle Teilnehme- 
rInnen der Diskussion „Öffentlichkeitsarbeit“ 
fanden diese sehr wichtig. Unterschiedliche 
Herangehensweisen und AdressatInnen stan- 
den im Zentrum der Auseinandersetzung. 


2. Überwiegend geteilt wurde die Ein- 
schätzung, daß hierzulande sich potentiell 
„linke Subjekte“ nicht mehr aus der sozio- 
ökonomischen Struktur der Gesellschaft vor- 
bestimmen lassen, diesbezüglich sich die 
„Zielobjekte“ linker Öffentlichkeitsarbeit 


alten 
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nicht von selbst ergeben. Auch das Verschwin- 
den des liberalen Politikspektrums, welches 
früher oft angeführtes Ziel der Öffentlichkeits- 
abeit war, wurde angemerkt. 


3. Eine weitere Einschränkung verbindet 
sich mit der von breiten Bevölkerungskreisen 
getragenen rassistsichen Normalität in 
Deutschland, bzw. mit der von vielen als 
„rechter Konsens“ beschriebenen gesellschaft- 
lichen Situation. Deshalb verbiete sich eine 
„blinde Agitation“, beispielsweise rassisti- 
scher TäterInnenkreise, weil dies der ange- 
brachten politischen Polarisierung, d.h. der 
Kenntlichmachung der linken Position im 
Wege steht. 


3. Dies solle aber nicht dazu führen, im- 
merwährend die Ausweglosigkeit linker Be- 
mühungen zu beschreien, vielmehr gelte es die 
immer noch bestehenden Möglichkeiten aus- 
zunutzen. 


4. Als solche wurde in der Gesellschaft 
existierende Konfliktlinien betrachtet. Dort, 
z.B. bei existierenden Aversionen gegen Nazi- 
Aufmärsche oder Bürgerrechtsbeschneidungen 
müsse jedoch nicht nur auf einen Zug aufge- 
sprungen werden, vielmehr bedarf es nicht nur 
oft des Anschubs, sondern besonders der deut- 
lichen Sichtbarmachung der linken/linksradi- 
kalen Position. Nur so ließe sich Zustimmung 
für das spezielle Thema und darüberhinaus für 
die Linke im allgemeinen gewinnen. 


5. Unterschiedliche Interpretationen gab 
es dazu, ob diese Kenntlichmachung schon 
über den alltäglichen Umgang in sozialen Zus- 
ammehängen (z.B. „linkes Auftreten in der 
Firma“) gelingt, oder ob es nicht dazu viel- 
mehr einer politischen Organisierung, also im 
Wesentlichen der Gruppe bedarf. 


6. Es wurde mehrmals darauf verwiesen, 
daß bei der oft angestrebten Bündnispolitik 
die „eigenen Inhalte“ viel sichtbarer werden 
müßten, um der Vereinnahmung als Zivilge- 
sellschaftslangweiler oder liberaler Zombies 
zu entgehen. 


7. Dazu müßten die Bündnisse jedoch 
ernst genommen werden. Das heißt aus- 
schließlich instrumentelle, Verhältnisse sollten 
möglichst vermieden werden. (Praktisches 
Beispiel: Eine Antifa-Gruppe will eine Demo 
machen, läßt diese aber von einem Mitglied 
einer grünen Bürgerinitiative anmelden, weil 
sie Angst vor einem Verbot oder anderen Re- 
pressalien hat und den guten Ruf der Ini für 
die Pressearbeit nutzen möchte. Gelingt es, die 
Anmelde-Fraktion von den eigenen Inhalten 
zu überzeugen und kann dies auch noch wäh- 
rend der Demo, beispielsweise über entspre- 
chende Symbolik und das Auftreten etc. aus- 
gedrückt werden, ist die linke Position nicht 
nur transparent, sondern auch schwieriger aus- 
grenzbar. Gelingt dies nicht, wird der Bünd- 
nispartner es leicht haben, bei Mißerfolg, z.B. 
gewalttätigen Übergriffen der Polizei, den 
schwarzen Peter abzugeben oder bei Erfolg, 
diesen für sich alleine zu verbuchen.) 


7. Jugendliche sind wichtige AdressatIn- 
nen linker Öffentlichkeitsarbeit, weil hier bei 
gewissen Themen und für bestimmte Vermitt- 
lungsarten ab und an noch etwas mehr Offen- 
heit anzutreffen ist. 


8. Trotzdem solle daraus keine Aus- 
schließlichkeit abgeleitet werden. Eher geht es 
darum einen pragmatischen, an den jeweiligen 
politischen Ereignissen abgestimmten Um- 
gang mit Öffentlichkeitsarbeit zu finden. 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


Konzepte/Strategien 


Antifaschistische Intervention 
von der Antifaschistischen Aktion Berlin (AAB) 


Moderation: Hier ist die Arbeitsgruppe 
„Antifaschistische Intervention“. Es referieren 
Julia und Martin von der Antifaschistischen 
Aktion Berlin (AAB). Die Gruppe muß ich 
nicht weiter vorstellen. Die zentralen Punkte 
sowohl im Vortrag als auch - wie wir hoffen - 
dann in der Diskussion werden in Bezug auf 
antifaschistische Intervention sein: Was ist ei- 


. gentlich das Interventionsfeld? Oder anders 


gefragt: Welches Problem ist es eigentlich, das 
uns gerade dazu bewegt, handeln zu müssen? 
Und - das ist in gewisser Weise jetzt schon 
eine Vorentscheidung - die Frage, die sich dar- 
an anschließen wird: Linksradikale Politik - 
Wie funktioniert so was? Wie kann sie sich 
vermitteln? Auf welchen Ebenen setzt sie an? 
Zuerst wird jetzt Martin sprechen, 


Martin: Liebe Anwesende! Das offizielle 
Motto der AG ist „Antifaschistische Interven- 
tion“, Das inoffizielle Motto, da wir ja immer 
sehr viel Wert auf Geschichtsbezug und auf 
die Größen der kommunistischen Geschichte 
legen, haben wir Mao entnommen: „Die Pro- 
bleme Chinas sind kompliziert, und unser Ge- 
hirn muß deswegen auch ein wenig kompli- 
ziert arbeiten.“ In der AG wird zu folgenden 
Punkten geredet: der Erste, wer denn interve- 
niert und unter welchen Umständen interve- 
niert wird. Danach wird Julia dazu reden, war- 
um wird interveniert; dann mach ich einen 
kurzen Diskurs zu den Naziaufmärschen auf, 
der auch in der Antifa in den letzten Jahren 
gelaufen ist und Julia wird dann noch einmal 
dazu referieren, welche Konsequenzen wir 
denn aus diesen Annahmen ziehen. Das Ganze 
wird ein kurzer Vortrag und danach gibt es 
hoffentlich eine Diskussion. 


schäfdichen Bedingungen 


Als wir neulich einen Blick auf Deutsch- 
land geworfen haben, sind uns einige Sachen 
aufgefallen. Deutschland ist eine kapitalisti- 
sche Demokratie. Deutschland teilt die Men- 
schen in In- und Ausländer. In Deutschland 
gibt es Menschen, die mit diesem Staat unzu- 
frieden sind. Aber wir sagen es gleich, das 
sind nicht viele und noch weniger sind es, die 
deswegen dagegen Politik machen. Und die 
gegen diesen Staat Politik machen, teilen sich 
dann auch noch in Rechte und Linke. 

Gut, ich nehme an, es gibt schon hier kri- 
tische Stimmen aus dem Publikum, die be- 
haupten würden, das wäre nichts richtig neu- 
es, das wüßte man schon. Aber zentral sollte 
sein, welche Konsequenzen man aus diesen 
Annahmen für sein Bewußtsein zieht. 

Wir gehen nämlich davon aus, daß es im 
gesamtgesellschaftlichen Rahmen eine relative 
Bedeutungslosigkeit der Neonazis gibt. Daß 
sie zwar hier und da ganz schön Ärger ma- 
chen, aber doch auf das tatsächliche, gesell- 
schaftliche Geschehen kaum einen Einfluß ha- 
ben. Wir gehen vielmehr davon aus, daß wir in 
dieser Gesellschaft hier ein Demokratenpro- 
blem haben. Wir glauben, der Rassismus und 
der Nationalismus wird nicht von den Nazis 
vorgegeben, sondern das liegt ganz klar in der 
Hand der Demokraten mit ihrem Kapitalis- 
mus. Ich denke, wir sollten an die Menschen 
denken, die bei Abschiebungen ums Leben 


kommen, wir sollten an die Jugoslawen den- 
ken, die im letzten Krieg ihr Menschenrecht 
durch deutsche Bomber verwirklicht bekom- 
men haben, um klar zu machen, welche Di- 
mensionen und welche Gewaltmittel hier an- 
dere Kräfte in der Gesellschaft einsetzen kön- 
nen. 


Also um eins klar zu stellen: Nazis sind 
natürlich Schweine und die bringen auch 
Menschen um. Das ist auch keine Lappalie. 
Und es gibt hier bestimmt Orte in Deutsch- 
land, wo man als Linker schon genug damit zu 
tun hat, sich die vom Hals zu halten. Aber 
eine solche lokale Besonderheit sollte nicht 
darüber hinweg täuschen, daß die Gewalt in 
Deutschland 1999 nicht in der Hand der Nazis 
liegt, daß wir es hier nicht mit einem faschisti- 
schen Staat zu tun haben, sondern daß das die 
Demokraten wollen. Und die Demokraten 
werden von der Bevölkerung gestützt. 

Es ist zwar so, daß die Nazis immer pro- 
bieren, ihren Einfluß in der Gesellschaft zu 
vergrößern, aber in der letzten Zeit sind sie da- 
mit kläglich gescheitert. Den einzigen Erfolg, 
den die Basisdemokraten von rechts leisten 
konnten, war die Abschaffung des Art. 16 des 
Grundgesetzes 1992, seitdem sieht es relativ 
mau aus. 

Eine weitere Sache wird auch klar: Wer 
sein Engagement gegen Rassismus und Natio- 
nalismus ernst meint, der wird nicht an der 
Kritik am Kapitalismus und seinen Demokra- 
ten herumkommen. Denn es ist heute nicht die 
Zeit der Volksfront wider den Faschisten. Jede 
Zusammenarbeit mit Demokraten muß aus 
linksradikaler Sicht eine taktische sein, die 
dem Ziel der linksradikalen Sache dient. Das 
ist der Gesichtspunkt unter dem wir sie bewer- 
ten. 

Da jetzt feststeht, daß es eine viel größere 
Macht gibt als einen deutschen, ausgewachse- 
nen Skinhead, der uns bedroht, möchte ich 
Euch mit dieser neu entstandenen Angst nicht 
alleine lassen. Deswegen noch mal der Zugriff 
auf unser beschränktes Geschichtsverständnis. 
Mao: „Wir dürfen uns von dem Getöse, das 
die Reaktionäre machen, nfcht einschüchtern 
lassen.“ 


Intervention - Warum? 


Julia: Wir haben die gesellschaftliche Be- 
schreibung vorweggeschickt, weil wir finden, 
daß jede ernsthafte politische Überlegung an 
den gesellschaftlichen Ausgangsbedingungen 
ansetzen muß. Das heißt nicht an den Bedin- 
gungen in einer Stadt oder in einer Gruppe 
oder im Osten oder im Westen, sondern die 
gesamtgesellschaftlichen Bedingungen sind 
wichtig. Das heißt für uns Antifas, daß man 
dran bleiben muß am gesellschaftlichen Ge- 
schehen, daß man Zeitungen lesen muß, über- 
haupt lesen muß, analysieren und einordnen 
und das jeden Tag. Weil wir als Linke darauf 
angewiesen sind, zeitgemäß zu sein. 

Damit wären wir auch schon beim The- 
ma, was zeitgemäße Antifapolitik eigentlich 
ist. Aus dem Gesagten ist klar geworden, daß 
wir den Nazis eine relativ geringe Rolle zu- 
messen. Wir finden zwar, daß sie Vertreter von 
reaktionärem Gedankengut und auch eine tat- 
sächliche Bedrohung auf der Straße sind. Im 
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Endeffekt aber sind sie nur Randerscheinun- 
gen einer funktionierenden Demokratie. Sie 
sind nur Ausdruck von gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen, Rechtsentwicklungen, aber nicht 
deren Ursache. Genau deswegen finden wir, 
daß eine Linke sie bekämpfen und sich in 
Konfrontation zu ihnen stellen muß. Nicht 
mehr und nicht weniger. 

Bleibt natürlich die Frage, warum wir, 
wenn wir Nazis gar nicht so wichtig finden, 
uns eigentlich Antifa nennen. Das hat mehrere 
Gründe. Zum einen, weil wir glauben, daß 
man einen Ansatzpunkt braucht, um an die 
Leute überhaupt ran zu kommen. Daß man ei- 
nen Ansatzpunkt braucht, wo eine klare Posi- 
tionierung möglich ist, wo es eine klare Fron- 
tenstellung geben kann und vor allem, wo sich 
daraus ein direktes, praktisches Eingreifen er- 
gibt. Denn wir denken praktisches Engage- 
ment und die Konfrontation, die sich daraus 
ergibt, ist das, was die Leute politisiert und 
zum Nachdenken bringt. 

Zum anderen hat es etwas mit der natio- 
nalsozialistischen deutschen Geschichte zu 
tun und der sich daraus ergebenden Bedeu- 
tung, die die Auseinandersetzungen um Anti- 
faschismus und Faschismus in der BRD im- 
mer noch haben. Da wäre die Walser-Debatte 
ein Beispiel oder die Begründung für den Ju- 
goslawienkrieg bzw. das Bombenwerfen durch 
den Außenminister Fischer, nämlich um 
Auschwitz zu verhindern und genau aus einer 
historischen Verantwortung heraus. Das gibt 
für uns Möglichkeiten weiterhin dort anzu- 
knüpfen oder einzugreifen. 

Das dritte ist die immer größere Bedeu- 
tung der Totalitarismustheorie. Dadurch gerät 
immer mehr in den Hintergrund, daß cs uns 
um politische Konflikte geht und nicht um so- 
ziale. Die Auseinandersetzung mit den Nazis 
hat aber immer politische Bedeutung und kei- 
ne soziale. 

Der nächste Punkt ist, daß unsere Per- 
spektive unabhängig ist von der direkten Stär- 
ke oder der momentanen gesellschaftlichen 
Bedeutung der Nazis. Unsere Perspektive ist 
eine andere, weil wir es gefährlich finden, die 
Nazis überzubewerten. Wer nur daraus sein 
praktisches Engagement ableitet, überschätzt 
die Bedeutung der Nazis. Man recherchiert 
und dokumentiert jeden Schritt der Nazis und 
bekommt dann eine falsche gesellschaftliche 
Sicht darauf. 


Wir finden also, daß Anti-Nazi-Politik 
zwar ein richtiger Ansatz ist, es aber weniger 
um den Ansatz geht, sondern um die Fragen, 
die sich aus so einem Ansatz ergeben. Die Fra- 
gen nach den gesellschaftlichen Hintergrün- 
den, nach der persönlichen Weiterentwicklung 
der Leute, nach der Radikalisierung, die sich 
anhand eines solchen, Ansatzes ergeben kann. 
Wir finden also, daß’es unsere Aufgabe ist, 
linke Überzeugungsarbeit zu leisten. Das heißt 
vermitteln, werben, erklären - immer wieder 
von neuem und immer wieder das gleiche. Es 
kann sein, daß einige Leute es ziemlich 
stumpf finden, immer wieder das gleiche zu 
erzählen. Aber obwohl natürlich spezialisierte 
Diskussionen horizonterweiternd für einige 
wirken, geht es bei der momentanen Aufklä- 
rungsarbeit gar nicht darum. Es mangelt we- 
der an Informationen, noch an interessanten 


Ideen. Was den Leuten fehlt, ist ein linkes Ko- 
ordinatensystem, anhand dessen sie die Welt 
ordnen können: Wo liegen Ursachen von ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen? Was ist nur 
Gelaber? Was sind Nebenschauplätze? Was ist 
das Wesentliche? 

Uns geht es darum, Orientierungen zu 
vermitteln. Damit meinen wir die Verdeutli- 
chung einer bestimmten inneren Logik. Eines 
Zusammenhanges, der es möglich macht, die 
eigene Lebensrealität nach bestimmten Sach- 
verhalten zu reduzieren, auf die Entscheidung 
selber einzugreifen, also Subjekt werden zu 
wollen und politisch handeln zu können. Wir 
finden, daß es mit einer groben linken Orien- 
tierung und der Weigerung, sich in das mo- 
mentan Bestehende einzugliedern, bei den 
meisten Leuten anfängt. Unsere Zuständigkeit 
ist es, daß es weiter geht mit der Verinnerli- 
chung eines linken Gesellschaftsbildes, mit 
aktivem Eingreifen und politischem Handeln. 
Das heißt, mit einer tiefer gehenden linken Po- 
litisierung. Wir finden, daß dies das beste En- 
gagement ist, das es gegen rechts geben kann. 

Das Problem ist, daß die gesellschaftli- 
chen Ausgangsbedingungen momentan nicht 
besonders günstig sind und nicht rosig ausse- 
hen. Der Kapitalismus wird als die letzte, die 
historische Wahrheit propagiert. Alle Lebens- 
bereiche sind durch Warenverhältnisse durch- 
drungen. Das gesellschaftliche Engagement ist 
für die meisten Leute ein Hobby geworden 
bzw. wird so bewertet, daß man es ablegen 
kann, wenn es uninteressant geworden ist. Es 
gibt keine verbindlichen Ideen mehr, an denen 
sich die Leute orientieren. Im Sozialen gilt das 
Gleiche. Jede verbindliche Beziehung wird als 
Belastung und Einschränkung für Beruf und 
Karriere empfunden. Superindividualismus 
und Entsolidarisierung herrschen vor. Jeder 
Verbindlichkeit wird aus dem Weg gegangen. 

Demgegenüber steht eine gesellschaftlich 
relativ bedeutungslose Linke. Das bedeutet, 
daß die Vorstellung einer Alternative, einer an- 
deren Möglichkeit die Lebensbedingungen zu 
Organisieren, die es geben kann, fast vollstän- 
dig aus der Diskussion verschwunden ist. Das 
heißt, daß die Linke außerhalb der Antifa fast 
vollständig zerbrochen ist. Das macht es für 
uns natürlich nicht gerade einfach. Gleichzei- 
tig ist unsere Verantwortung dadurch erhöht, 
daß die Antifa die letzte Bastion der Linksra- 
dikalen ist. Früher ist aus en Korg Teil- 
bereichsbewegungen versucht worden, Per- 
spektiven linksradikaler Politik zu vermitteln. 
Heute ist die Antifa die einzige im Ansatz 
noch handlungsfähige Bewegung. Das erhöht 
unsere Verantwortung, für jede politische Ak- 
tion eine Vorgabe zu machen, daß linksradika- 
le Kritik sichtbar werden muß und wir für et- 
was gründlich anderes zum gegenwärtig Be- 
stehenden werben. 


Den organisatorischen Schritt zu gehen, 
für die Leute, die sich engagieren wollen, 
Strukturen zur Verfügung zu stellen, schen wir 
eher als Selbstverständlichkeit an. Das wird 
immer als eine Art Lieblingsidee der BO dar- 
gestellt, die an allen mehr oder weniger geeig- 
neten Punkten eingebracht wird. Wir meinen 
aber, daß es tatsächlich für Linke eine Aufga- 
be ist, dauerhafte Strukturen zu schaffen, weil 
man nur so deutlich machen kann, daß es ei- 
nem tatsächlich ernst ist, daß man tatsächlich 
bereit ist, verbindliche Entscheidungen zu 
treffen, daß Linkssein nicht nur bedeutet, sich 
einfach treiben zu lassen und Opfer von dem 
zu sein, was man hier momentan vorfindet, 
sondern daß man aktiv eingreifen will, ge- 
meinsame Schlüsse ziehen und das in das ei- 
genen Handeln mit einbeziehen will. 

Es geht nicht nur um das persönliche 
Durchhalten als Linker in einer mehr oder we- 


niger guten Nische. Es geht nicht um nur indi- 
viduell gangbare Wege mit irgendwelchen 
Qualifikationen, die sich meistens nur aus 
dem politischen Alltag, den die Leute hatten, 
ergeben haben. Sondern wir finden, daß Poli- 
tik machen heißt, gesellschaftlich einzugrei- 
fen, auch über das persönliche Umfeld hinaus. 
Wie und wo das passieren soll, sollte eigent- 
lich Inhalt dieses Kongresses sein, aber es ist 
auf jeden Fall so, daß wenn die Linke jemals 
wieder an Einfluß gewinnen sollte, dann orga- 
nisiert. 


Wir wollen die Vorgaben die wir gemacht 
haben noch einmal an zwei Diskussionskom- 
plexen genauer erläutern, die es in den letzten 
Jahren gab. Das eine sind die Diskussionen 
um die Naziaufmärsche bzw. die dortige 
Schwerpunktsetzung. Das andere ist die Dis- 
kussion um den 1. Mai. 


Naziaufrmnärsche 


Martin: Also zum Konkreten: Zentral für 
die Antifapraxis in den letzten Jahren war die 
Mobilisierung gegen Naziaufmärsche. Sie bot 
die Möglichkeit für direkte Konfrontation. Der 
Erfolg wurde oft an der Schädigung des kon- 
kreten faschistischen Interesses gemessen. Das 
eine oder andere Naziauto ging in Flammen 
auf. Die Antifaarbeit bereitete den Faschisten 
Kopfschmerzen. Es wurde erreicht, hin und 
wieder einen Aufmarsch zum Fiasko für die 
Betreiber zu machen. 

Diese Situation hat sich mittlerweile ent- 
scheidend verändert. Es gibt im Gegensatz zu 
früher, eine unübersehbare Anzahl von Nazi- 
aufmärschen, von Veranstaltungen, von sonsti- 
gen Versammlungen Rechtsradikaler. Die Em- 
pörung, die vor noch zehn Jahren im liberalen 
Bürgertum, aber auch in der linken Subkultur 
vorgeherrscht hat, ist mittlerweile weitgehend 
verschwunden. Das Undenkbare für die dama- 
ligen Verhältnisse ist mittlerweile zum Alltäg- 
lichen geworden. 

In Folge unserer Analyse der gesellschaft- 
lichen Verhältnisse ist unser Kriterium für Er- 
folg nicht die Schädigung des konkreten fa- 
schistischen Interesses. Als unser Kriterium 
für Erfolg steht das Erreichen und Prägen von 
Leuten. Wir sind aber mit dem Problem kon- 
frontiert, daß immer weniger Menschen sich 
gegen Naziaufmärsche mobilisieren lassen 
und eine Wahrnehmung der dort stattfinden- 
den Konfrontation meist nicht mehr die dort 
direkt Teilnehmenden verläßt und somit keine 
Signalwirkung an Außenstehende vermittelt. 

Als Schlußfolgerung ziehen wir daraus: 
Es hat eine Berechtigung dafür gegeben, ge- 
gen Naziaufmärsche vorzugehen, aber wenn 
gegen einen Naziaufmarsch mobilisiert wird, 
muß dies mehreren Kriterien genügen. 

Es muß sich auf ein Ereignis konzentriert 
werden. Bei diesem Ereignis muß exempla- 
risch gehandelt werden. Die Antifa muß aus 
einer Position der Überlegenheit agieren. Die 
direkte Konfrontation muß angestrebt werden, 
um eine Vereinnahmung durch bürgerliche 
Kräfte zu verhindern. Die Aktion muß so an- 
gelegt sein, daß die Leute, die dorthin kom- 
men, auch in Zukunft wieder an so etwas teil- 
nehmen werden und nicht vollkommen fru- 
striert irgendwo rumvegetieren. Das wichtigste 
ist natürlich, die Aktion muß politisch mehr 
vermitteln, als daß man gegen Nazis ist, daß 
man ein Teil, der bewaffnete Arm des libera- 
len Bürgertums ist. Man muß die grundlegen- 
de Kritik am Staat und den gesellschaftlichen 
Verhältnissen, der Ökonomie stets vermitteln. 
Es muß immer eine Agitation nach innen und 
nach außen geben, an die beteiligten Antifa- 
schisten und auch an die bürgerliche Gesell- 
schaft. 
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1.Maäi 


Julia: Die zweite Diskussion zum 1. Mai. 
Es wird von vielen gefragt, ob das überhaupt 
noch links ist, sich auf den Arbeiterkampftag 
zu beziehen, auf ein Symbol der Arbeiterbe- 
wegung, die doch so kläglich gescheitert sei 
und nur eine Arbeiterrechtsbewegung war. Es 
wäre doch vielmehr super, wenn man ganz 
neu mit der Besetzung von Symbolen anfan- 
gen könnte. 

Wir finden es schlimm, daß sich keine 
linke Bewegung dauerhaft durchgesetzt hat. 
Deswegen ist es ja auch so einfach, die immer 
wieder zu kritisieren. Trotzdem ist es notwen- 
dig, um das Bestehende nicht als natürlich an- 
zuerkennen oder zu akzeptieren, es als histo- 
risch Entwickeltes zu sehen. Eine Entwick- 
lung, in die man eingreifen kann und zu deren 
Verständnis man die Geschichte auch bemü- 
hen muß. Geschichtsbewußtsein heißt für uns, 
sich darüber im Klaren zu sein, daß niemand 
von uns, die wir hier sitzen, egal ob kritisch 
oder noch so kritisch, hier wäre, wenn es nicht 
schon eine Linke vor uns gegeben hätte und 
daß keine Diskussion ohne historische Verwei- 
se stattfindet. Das heißt für uns Geschichtsbe- 
zug. Das bedeutet nicht, daß wir eine histori- 
sche Bestätigung von unserem Ansatz suchen 
oder Analysen und Widerstandsformen eins- 
zu-eins übertragen wollen. Dann würden wir 
zu einer beängstigenden Sekte werden. Trotz- 
dem finden wir es wichtig, daß wir uns nicht 
nur aus dem hier und heute definieren, weil 
wir Bezugspunkte und gesellschaftlich eta- 
blierte Begriffe und Symbole brauchen. Die 
kommen nun mal aus der Geschichte. 

Jede gesellschaftliche Kommunikation 
und Auseinandersetzung läuft über die Ver- 
wendung und Besetzung von Symbolen und 
Begriffen. Wenn wir gesellschaftlich eingrei- 
fen wollen, dann müssen wir uns dieses Hand- 
werkszeugs, nämlich der Symbole und Begrif- 
fe, bedienen. Der 1. Mai lebt von genau dieser 
Symbolkraft, daß er einer der wenigen Tage 
ist, die noch links besetzt sind und auch mit so 
einer Grundaussage in die Öffentlichkeit 
dringt. In Berlin ist er seit zehn Jahren mit ei- 
ner militanten Gegenwehr verbunden. Weil 
wir - das war auch schon bei Nazikultur - 
Diebstahl linker Codes Thema - momentan 
nicht die Stärke besitzen, Symbole neu zu be- 
setzen, müssen wir wohl oder übel, das was 
wir vorfinden erhalten und versuchen, es wei- 
ter zu entwickeln und weiter zu prägen. 

Natürlich nimmt man mit einer einzelnen 
Demonstration nur ganz begrenzt direkt Ein- 
fluß, aber es wird zumindest die Möglichkeit 
symbolisiert, sich links zu positionieren oder 
zu orientieren. Außerdem wird die Unverein- 
barkeit von linksradikaler Politik mit dem be- 
stehenden System dokumentiert. Dafür lohnt 
es sich für uns, den 1. Mai aufrecht zu erhal- 
ten. 

Ein weiterer Kritikpunkt zum 1. Mai ist 
die Frage, ob noch links ist, was am gleichen 
Tag stattfindet. Zehntausend Jugendliche, die 
bei Sonnenschein hinter einem Siebzehnton- 
ner mit ohrenbetäubender Musik herlaufen. 
Wo die Musik auch noch Mainstreammusik 
ist, bei der es ein Showteam gibt und eine 
Band auf dem Lautsprecherwagen. Die Frage, 
die dann gestellt wird, ist, wo ist denn da der 
Unterschied zur Love Parade? 

Einen Unterschied habe ich schon ge- 
nannt, daß die 1. Mai Demo nicht für Love & 
Peace und Beliebigkeit steht, sondern für Sy- 
stemopposition. Sie wird vor allem als bewußt 
politisch wahrgenommen. Dazu kommt noch 
folgende Überlegung, daß wir, wenn wir fest- 
legen wollen, wo wir eingreifen können, uns 
darüber im Klaren sein müssen, wo wir uns als 
Linke überhaupt befinden. Das ist der kultu- 
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relle Bereich, weil die Linke momentan keine 
gesellschaftliche Macht besitzt. Das heißt 
überall dort, wo es möglich ist auf der Ebene 
von Ideen einzugreifen: in Bildung, Wissen- 
schaft und Medienwelt. Deswegen sind wir 
auch darauf angewiesen, immer interessant zu 
sein, den Leuten eine persönliche Bereiche- 
rung oder Weiterentwicklung zu versprechen 
oder Amüsement zu bieten. Dafür ist die Le- 
bensrealität von den Leuten, die wir erreichen 
können, entscheidend. Und das Bewußtsein ist 
der Maßstab dafür. Für viele sind die Kriterien 
nach denen sie sich entscheiden, Qualität, 
Quantität und Outfit. 

Um überhaupt irgendwie gesellschaftlich 
durchdringen zu können, glauben wir, daß wir 
Staub aufwirbeln müssen, daß wir polarisieren 
müssen und Symboldaten und Symbolfiguren 
mit einbeziehen müssen. Die Ausstrahlungs- 
kraft, die damit verbunden wird, müssen wir 
nutzen. Das heißt aber nicht, daß das poppige 
Auftreten der Inhalt wird. Das ist nach wie vor 
nur die Form, wie wir versuchen, linke Politik 
attraktiv zu halten. Wir finden es sogar gefähr- 
lich, wenn man das, was beispielsweise bei ei- 
ner 1. Mai Demonstration stattfindet, als sub- 
kulturellen Ersatz für linke Ideen ansicht. 
Denn wenn man Politik durch Kultur ersetzt, 
unterliegt man derselben Schnellebigkeit und 
Beliebigkeit wie der Zeitgeist, den man ver- 
sucht, mit einzubeziehen. Deswegen ist es not- 
wendig neben der Schaffung eines subkultu- 
rellen Umfelds darauf zu achten, daß man da- 
mit eine politische Bewegung aufbaut. 

'Weigert man sich allerdings bei der Ver- 
mittlung linker Ideen verständliche Kommuni- 
kationsformen zu benutzen bzw. sich an den 
Bewußtseinsformen der Menschen zu orientie 
ren, dann nimmt man die Verbreitung linker 
Ideen nicht mehr ernst und damit die Ideen 
selbst auch nicht mehr. Wir finden es notwen- 
dig aktuelle Ausdrucksformen für die Linke 
zu finden, weil diese sonst tatsächlich irgend- 
wann auf dem Müllhaufen der Geschichte lan- 
den wird. Der 1. Mai ist für uns ein Schritt in 
die richtige Richtung und das wichtigste Pop- 
ereignis, das es in Berlin gibt. 

Die letzte Kritik schließt an das an, was 
Martin gesagt hat, nur noch einmal nachge- 
wiesen am 1. Mai: Es ist eine Strategie der 
Nazis linke Symbole und Daten zu besetzen. 
Das ist nicht erst seit den neunziger Jahren so. 
Beim 1. Mai ist es aber aktuell so, daß sie den 
Tag als „Tag der Arbeit“ zurückzuerobern ver- 
suchen und das öffentliche Bild durch ihr Auf- 
treten bestimmen wollen. 

Die Kritik an uns war immer, daß wir 
weiterhin zu einer revolutionären 1.Mai De- 
monstration mobilisiert haben, obwohl die Na- 
zis in Bremen, Leipzig oder sonst irgendwo 
waren, und wir damit die Glaubwürdigkeit un- 
seres Antifaanspruchs verlieren. Wir finden, 
daß das ein konstruierter Widerspruch ist, weil 
unser Anliegen nicht ist, immer möglichst nah 
an den Nazis dran zu sein. Allein die körperli- 
che Anwesenheit von Linken oder Antifas 
macht noch nicht die Glaubwürdigkeit von 
linkem Engagement aus. Das ist je nach Anlaß 
und Möglichkeit abzuwägen. 

Wir finden es richtig, daß man sieht auf 
welcher Ebene die Auseinandersetzung hier 
stattfindet. Das hat die unmittelbare Ebene der 
Gegenwehr schon längst verlassen und findet 
auf der politischen Ebene statt. Der Kampf auf 
der Straße ist sowieso entschieden. Nicht zu 
unseren Gunsten und nicht zu Gunsten der 
Nazis, sondern zu Gunsten der Staatsgewalt, 
deren Spielball wir bei Antifaaktionen regel- 
mäßig sind. 

Wir finden, das Ziel antifaschistischen 
Eingreifens ist - und daran muß sich dann 
auch die Glaubwürdigkeit messen - sich öf- 
fentlich als unmißverständlicher Gegenpol zu 


den Nazis und zum rechten Mainstream dar- 
zustellen. Der 1. Mai war eine Aktion, die ge- 
nau dies versucht hat. Es wäre ein großer Feh- 
ler eine solche linke Demonstration einzustel- 
len, weil es damit innerhalb der Antifa die 
Tendenz gäbe Aktionen einzustellen, bei de- 
nen es die Möglichkeit gibt, als Linke Akzente 
zu setzen, und dafür lieber nach der Pfeife der 
Nazis zu tanzen. 

Wir finden den Abwehrkampf - auch un- 
abhängig vom 1. Mai - notwendig. Es wäre 
blöd, das nicht zu sagen. Daß man ich eine ge- 
wisse Bewegungsfreiheit als Linke oder Links- 
radikale erarbeiten muß, ist sicherlich in eini- 
gen Orten oder Städten relativ schwierig. So- 
bald aber es die Möglichkeit gibt, muß es dar- 
um gehen, linke Strukturen zu stärken und sie 
öffentlich wahrnehmbar zu machen. Da ist 
nicht nur der 1. Mai gemeint. Es gibt verschie- 
denste Möglichkeiten: eigene Räume schaffen, 
Kulturarbeit oder jede andere Form von öf- 
fentlichem Auftreten oder Einmischen und 
Polarisieren in tagespolitischen Debatten. Das 
ist von den jeweiligen Bedingungen abhängig 
und kommt vielleicht nachher in der Diskussi- 
on noch vor. 

Wir finden jedenfalls, daß der 1. Mai ge- 
zeigt hat, daß es nötig ist, wenn man die Nazis 
zurückdrängen will, die Linke zu stärken und 
daß das beste Engagement gegen rechts links- 
radikale Politik ist. Zum Abschluß und als 
Einleitung für die Diskussion werde ich jetzt _ 
nach meinen Ausführungen noch einmal Mao 
bemühen: „Weil wir dem Volke dienen, fürch- 
ten.,wir nicht, daß man, wenn wir Mängel ha- 
darauf hinweist und kritisiert.“ 


Beitrag aus dem Publikum von Susanne: 
Zur gesellschaftlichen Relevanz von Nazis 
möchte ich zuerst kurz zusammenfassen, daß 
das Problem einerseits ist, daß sie mögliche 
faschistische Regierungen unterstützen wür- 
den, wenn eine an die Macht käme und per- 
manent eine Basis dafür schaffen und unter- 
halten, indem sie die Akzeptanz von NS-Posi- 
tionen erhalten. Die Wahrscheinlichkeit ist in 
Deutschland insgesamt cher gering, weil es 
ein ziemlich reiches Land ist, welches über- 
haupt nicht auf ein diktatorisches Regime an- 
gewiesen ist. In Ostdeutschland oder in Osteu- 
ropa ist die Gefahr dagegen ziemlich groß und 
ich würde sie vor allem über Deutschland hin- 
aus auf keinen Fall unterschätzen. Ansonsten 
besteht die Gefahr durch die Nazis darin, daß 
sie Widerstand untergraben. Eine faschistische 
Bewegung untergräbt Widerstand deshalb, 
weil sie erstens Linke direkt bedroht, zweitens 
Widerstand, der in Jugendlichen oder anderen 
diffus vorhanden ist, umlenkt in Rassismus 
oder Nationalismus und dann vor allem - was 
ihr auch gesagt habt - die Linke von wichtige- 
rem abhält. Sie muß Abwehrkämpfe führen, 
statt etwas praktisches, positives machen zu 
können. Die These, daß der Widerstand umge- 
lenkt wird, beruht auf der Idee, daß die natio- 
nalsozialistische Position eigentlich keine in- 
telligente Entscheidung der Leute ist. Gerade 
Straßenfaschos haben eigentlich nichts davon, 
um so weniger, je schwächer die faschistische 
Bewegung ist. Der einzige Vorteil einer sol- 
chen Bewegung wäre, Mitglied in einer star- 
ken Gruppe zu sein. 

Die Gegenthese dazu wäre, daß, wenn 
man es schafft innerhalb eines Staates einen 
nationalen Zusammenhalt zu schaffen, der 
Staat ziemlich stark ist. Ein solcher Staat kann 
wirtschaftlich gegen andere Staaten stärker 
agieren. Dagegen muß man entweder mora- 
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lisch argumentieren, also sagen, es würde uns 
zwar nützen, aber wir wollen andere nicht aus- 
grenzen, oder man muß bessere Alternativen 
bieten. 


Beitrag Bernd: Die Nazis selbst sind ab- 
solut unkreativ, von denen kommt kein einzi- 
ger innovativer Inhalt. Wenn sie irgend etwas, 
auch geschichtlich gesehen, tun, dann klauen 
sie. Zu Straßennazis: Die Gesellschaft ist ge- 
nerell in ihrer Entwicklung darauf angelegt, 
immer Tabus zu brechen. Das vermehrte Nazi- 
aufkommen in letzter Zeit ist eine Modeer- 
scheinung. Ich denke nicht, daß die gesell- 
schaftliche Relevanz die entscheidende ist. 
Die Antifa sollte sich wirklich auf einen Punkt 
spezialisieren oder taktisch so vorgehen, daß 
sie sich auf einen Stoßpunkt konzentriert und 
dort mal richtig reinschlägt. Das muß auf ge- 
sellschaftliche Veränderung hinauslaufen. Da 
denke ich schon, daß man sich ein absolutes 
Massenereignis suchen und dort alle Kräfte 
bündeln sollte. 


Beitrag Helge: Ich finde es immer ein 
Problem, wenn man sich bei Antifapolitik so 
stark auf Nazis, die an Tankstellen rumhän- 
gen, konzentriert. Weil für mich die Motivati- 
on, Antifapolitik zu machen, ist, daß man sich 
ein Feld, nämlich die Erfahrungen die es in 
Deutschland mit dem Faschismus gegeben 
hat, nimmt, wo es ein ziemlich großes Interes- 
se gibt. Zum einen, weil die Leute immer noch 
ziemlich erschüttert sind von den Dingen, die 
da passiert sind. Und zum anderen gibt es bei 
allen Leuten, die in Deutschland leben schon 
so eine Aufmerksamkeit, weil sie die Erfah- 
rung gemacht haben, daß sie da ziemlich ein- 
gesteckt haben und. da irgendwas nicht in Ord- 
nung gelaufen ist. Das heißt, es ist ein Thema, 
das vom Interesse her ziemlich aufgeladen ist. 

Ich finde auch, daß ihr das falsch gesagt 
habt. Es ist ein Fehler zu sagen, die Politik der 
Nazis auf der Straße ist nicht so relevant. Tat- 
sächlich ist es so, daß die Auseinandersetzung 
um die nationalsozialistische Vergangenheit 
alle Politikfelder durchzicht. Sie ist die sym- 
bolische Auseinandersetzung überhaupt. Das 
heißt, wenn irgend eine neue Sache in Berlin 
eingeweiht wird, findet all dies auf dem Bo- 
den früherer Entscheidungsinstitutionen statt. 
Das ist bei jeder Sache so, z.B. jetzt beim 
Krieg in Jugoslawien, wird alles vor dem Hin- 
tergrund des Nationalsozialismus diskutiert. 
Ich finde, da wir in die ganzen Entscheidun- 
gen nicht unmittelbar eingreifen können, ist es 
so, daß wir die symbolischen Diskussionen 
aufgreifen und mit diesen Sachen auch arbei- 
ten müssen. Deswegen finde ich, daß antifa- 
schistische Politik für uns die einzige Mög- 
lichkeit ist, politische Veränderungen aufzu- 
greifen und mitzuprägen, indem wir das öf- 
fentliche Interesse nutzen und darüber unsere 
Ideen einbringen. Da ist es total verkürzt zu 
sagen, die Nazis übernehmen die Regierung ja 
eh nicht. Zumindest für die nächsten Jahre ist 
das wahrscheinlich schon richtig, aber die 
Auseinandersetzungen um Nationalsozialis- 
mus und Faschismus sind etwas, was die ganz 
unmittelbaren, politischen Entscheidungen in 
sehr hohem Maß prägt. 


Beitrag Susanne: Das habe ich jetzt nicht 
ganz verstanden. Willst Du praktisch die Aus- 
einandersetzung auf eine zwischen Faschis- 
mus und etwas ganz anderem, d.h. eine Alter- 
native zum jetzigen Zustand, reduzieren? 
Willst du den jetzigen Zustand in Faschismus 
mit einschließen? Willst Du alle Diskussionen 
so führen, daß Du sagst, das ist Faschismus 
oder das tendiert in Richtung Faschismus? 
Würdest Du keine anderen Begriffe anwen- 


den? 


Beitrag Helge: Was ich vorausgesetzt 
habe ist, daß mir der momentane gesellschaft- 
liche Zustand nicht paßt. Ich finde, daß sich 
die gesellschaftlichen Zustände durch die 
Wiedervereinigung und durch die neue Rolle 
die Deutschland in Europa und der Welt spielt, 
zuspitzen. Die eigentlichen Entscheidungen, 
die da gefällt werden, ob irgendwelche Solda- 
ten irgendwohin geschickt werden, ob der 
Bundesgrenzschutz inzwischen was weiß ich 
wievielfach worden ist, sind Sachen, da haben 
wir nicht mitzuentscheiden. Das heißt, das 
einzige, was wir machen können, ist die Dis- 
kussionen darüber mitzubestimmen. Dabei 
gibt es ständig Verweise und das wird von Po- 
litikern auch absichtlich so zitiert, daß es jetzt 
kein Tabu mehr ist, Bundeswehrsoldaten mit 
Fackeln durchs Brandenburger Tor ziehen zu 
lassen. Ich finde das ist es, was antifaschisti- 
sche Politik immer noch sehr schlagkräftig 
macht, daß man über den Verweis auf die NS- 
Vergangenheit den Kern solcher Bestrebungen 
und Entscheidungen bloßstellen kann. Ohne 
jetzt gleich sagen zu müssen, was die Bundes- 
wehr in Jugoslawien macht, wäre das Gleiche, 
wie das, was die Wehrmacht in Jugoslawien 
gemacht hat. Damit würde man letzteres na- 
türlich total verharmlosen. Aber es ist doch so, 
daß da an eine gewisse politische Kontinuität 
angeknüpft wird. Diese Kontinuität kann man 
in erster Linie über einen symbolischen 
Kampf zumindest noch mit prägen. 


Moderation: Ich würde jetzt das Wort an 
die ReferentInnen, zu den Themen welche Be- 
deutung haben die Nazis und was ist eigent- 
lich gemeint, wenn wir von Nazis sprechen, 
zurückgeben. 


Martin: Ich möchte erst mal ein Mißver- 
ständnis ausräumen. Es ist natürlich nicht so, 
daß wir ein besonders affırmatives Verhältnis 
zu Mao haben. Wir wollen weder dem Volke 
dienen, noch interessieren uns die historischen 
Probleme von China. Das war nur ein Witz, 
ein rhetorisches Mittel zur Einleitung des Vor- 
trags. Zum anderen ist es so, Nazis sind natür- 
lich ein Problem, das ist richtig. Aber wir be- 
haupten, sie sind ein schr kleines Problem. 
Wenn man die heutige Gesellschaft betrachtet 
und den Einfluß von diesem Grüppchen, dann 
ist das durchaus vergleichbar mit dem Einfluß 
den wir haben. Ich möchte nicht traurig sein, 
aber der ist,nun wirklich sehr gering. Weiter 
haben Nazis das Problem, daß sie der tatsäch- 
lichen Entwicklung der kapitalistischen Ge- 
sellschaft entgegenstehen. Unsere These ist 
dabei, daß Nazis mit Globalisierung nur sehr 
schwer zu vereinbaren sind. 


Moderation: Wollt Ihr noch etwas zu der 
symbolischen Auseinandersetzung sagen und 
dazu, daß Nazis immer noch für eine Gesell- 
schaftsalternative stehen? Was auch dann ein 
Problem ist, wenn man sagt, man will erst mal 
gegen das Bestehende angehen und dann se- 
hen muß, was danach kommt. Da sind die Na- 
zis dann eine konkurrierende Alternative. 


Julia: Ich finde es falsch verstanden, was 
gesagt worden ist. Daß das Problem ist, daß 
die Nazis immer noch für eine gesellschaftli- 
che Alternative stehen. Das Problem ist - und 
da würde ich Helge recht geben -, daß alle 
Diskussionen total entpolitisiert sind, daß es 
nur noch Diskussionen im Rahmen des Kapi- 
talismus gibt, wie man den verwalten könnte. 
Dann hat man die Möglichkeit, wenn man ei- 
nen historischen Bezug zu Faschismus und 
der nationalsozialistischen Geschichte her- 
stellt, eine Frontenbildung klar deutlich zu 


machen. Ich dachte auch, daß ich das so ge- 
sagt hätte. Damit macht man immer wieder 
deutlich, daß es eine Gegenüberstellung von 
Rechts und Links gibt, daß es linke Ideen gibt 
und rechte und vor allem, daß es eine Mög- 
lichkeit gibt, wie man außerhalb von diesem 
kapitalistischen Rahmen denken kann. Es ist 
wichtig und notwendig, bei symbolträchtigen 
Sachen die dafür stehen, wie die Umbesetzung 
von Daten, auf die Geschichte und die ge- 
schichtliche Bedeutung hinzuweisen, wie z.B. 
am 9. November 1999 mit Bush und Gor- 
batschow eine Feierlichkeit zur Wiedervereini- 
gung zu machen und ihn damit umzudeuten 
als Symbol für die Stärke Deutschlands. Für 
uns hat dies den Vorteil, daß eine solche Dis- 
kussion auf der symbolischen Ebene stattfin- 
det. Das ist die Ebene der Ideen, wo wir auch 
die Möglichkeit haben einzugreifen. Das kann 
dann über verschiedenste Aktionsformen lau- 
fen. 

Zur Bedeutung von Nazis wollte ich noch 
sagen, daß ich es problematisch finde, wenn 
man alles in eine Reihe stellt. Es sind unter- 
schiedliche Ebenen. Ob man sagt, die Nazis 
stellen für Linke, für ausländische Menschen 
oder Dunkelhäutige in bestimmten Regionen 
eine konkrete Bedrohung auf der Straße dar. 
Oder ob man daraus ableitet, daß sie deswe- 
gen einen ganz bedeutenden gesellschaftlichen 
Einfluß haben. Gesellschaftlicher Einfluß läuft 
nicht nur über die Auseinandersetzung auf der 
Straße, sondern läuft hier ganz zentral auch 
über die Parlamente und das was den Staat 
konstituiert, die verschiedensten Institutionen. 
Da haben die Nazis, also das, was man wirk- 
lich unter Nazis versteht, nämlich die den Na- 
tionalsozialismus wieder aufbauen wollen, 
eine ganz geringe Bedeutung. Anders ist es 
dann mit Rechten, Rechtskonservativen oder 
Reaktionären, wo ich die ganze Diskussion 
um Geschichtsrevisionismus mit einordnen 
würde. Das ist wichtig für eine ideologische 
Diskussion und eine Vorbereitung von so was 
wie den Kriegseinsätzen. Aber das sind ganz 
verschiedene Ebenen und das würde ich dann 
auch in der Analyse auseinanderhalten. 


Beitrag Susanne: Zur parlamentarischen 
Politik würde ich sagen, es kann keine origi- 
när faschistische parlamentarische Politik ge- 
ben. Weil das, was ich mir unter einer natio- 
nalsozialistischen Regierung vorstelle, eine ist, 
wo das Parlament kaum eine Bedeutung hat. 
Das Kennzeichen sind dort eher die Gruppen- 
bildungen über völkische Kriterien und eine 
angebliche Aufhebung von Kapitalismus, in- 
dem es zum einen eine Verstaatlichung von 
Betrieben und Kooperationen zwischen Ar- 
beitnehmern und Arbeitgebern gibt. Das sind 
für mich Kennzeichen von Nationalsozialis- 
mus. Das kann man innerhalb der Demokratie 
nicht unmittelbar umsetzen. Es kann ein Nazi 
im Parlament nicht als Nazi auftreten. 


Martin: Wir glauben tatsächlich, daß es 
einen Unterschied gibt zwischen Neonazis 
und Demokraten. Ein Rassist ist noch kein 
Widerspruch zu einem Demokraten. Wir glau- 
ben auch, daß die demokratischen Verhältnis- 
se den Rassismus stets wiederbeleben, reani- 
mieren und reproduzieren, daß dieses keine 
Kopfgeburten der Neofaschisten sind. Das 
Problem liegt ganz klar in der Hand der De- 
mokraten. Auch solange es eine kapitalistische 
Weltordnung mit In- und Ausländern, Staaten 
und dererlei gibt, wird das Problem des Ras- 
sismus und Nationalismus nicht zu überwin- 
den sein. 


Beitrag Falk: Eine Verständnisfrage. Du 
sprichst hier immer von Demokraten. Meinst 
Du damit die existierende parlamentarische 
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Demokratie oder jede Form? 


Martin: Selbstverständlich meine ich erst 
mal die Existierende, die Reale. Ich würde 
aber auch behaupten, daß so etwas, wie ge- 
stern in Selbstorganisation - Radikale Demo- 
kratie vorgetragen wurde, solche linkslibera- 
len Demokratieansätze, auch nur das Kehrblatt 
der gleichen Medaille sind. Das sind nur Un- 
terschiede zwischen mehr Autorität oder mehr 
Sozialstaat, aber das grundsätzliche Übel von 
Staat und Kapitalismus wird bei beiden Vari- 
anten nicht angegriffen. 


Beitrag Bernd: Ich muß hier noch mal sa- 
gen, jede Machtergreifung der Nazis wird 
sich, egal wo, immer den globalen Marktge- 
setzen des Kapitalismus unterwerfen müssen. 
Das ist nicht nur bei den Nazis so, sondern 
jegliche Partei, die irgendwann im Parlament 
die Macht ergreift, wird sich diesen Gesetzen 
unterordnen müssen. Ob das nun die SPD 
oder die Grünen sind, ist vollkommen egal. 
Deshalb muß jede Politik, die etwas anderes 
will, schon an der Grundwurzel ansetzen. 


Moderation: Es geht heute darum, klar zu 
bestimmen, was Strategien und Konzepte für 
antifaschistisches Handeln sein können. Ich 
würde deshalb vorschlagen, die Diskussion 
noch in eine andere Richtung mitzuführen. 
Ein Ansatzpunkte könnte beispielsweise Eure 
Einschätzung sein, was man am 1. Mai hätte 
tun sollen, um dort effektiv gegen gesell- 
schaftliche Zustände vorzugehen. 

Die Auseinandersetzung war damals, daß 
es den Versuch der Nazis gab, einen bundes- 
weiten, großen Aufmarsch in Leipzig zu ma- 
chen. Es gab dann mehrere Sachen, die gegen- 
einander standen. Auf der einen Seite das 
Konzept der revolutionären 1.Mai Demos, wo- 
bei man sicher sagen muß, daß Berlin dabei 
noch eine besondere Rolle hat. Auf der ande- 
ren Seite gab es das Konzept, an diesem Tag 
ganz klar zu den Nazis zu gehen, was, auch 
innerhalb der Antifaszene, nicht üblich war. 
Auch dort ging es darum auf einer symboli- 
schen Ebene zu sagen, es gibt Grenzen. Es 
gibt gesellschaftliche Entwicklungen, wo wir 
eine fundamentale Opposition dazu darstellen 
und das an so einem Tag auch vermitteln. An 
einem Tag, an dem Gewerkschaften irgendwo 
fernab ihren 1. Mai zelebriert hätten und das 
Problem Nazis und die gesellschaftliche Ent- 
wicklung für die sie stehen, einfach ignoriert 
hätten. 


Julia: Es ist eigentlich relativ einfach dar- 
auf zu antworten, weil wir ohnehin fanden, 
daß es richtig gelaufen ist. Es ist natürlich 
klar, daß es darauf ankommt, wo du dich be- 
findest. Wenn also in Leipzig eine große Nazi- 
demo stattfindet und dort die Möglichkeit be- 
steht, zu einer Antifademo zu mobilisieren, 
die auch öffentlich wahrgenommen wird, 
wenn es innerhalb der Antifabewegung als 
Problem gesehen wird, daß die Nazis an dem 
gleichen Tag marschieren, was so auch ist, 
dann finden wir, deß man eine Anti-Nazi- 
Demo an so einem Tag machen kann. Das 
Problem, auf das ich hinweisen wollte, war 
nur eine Tendenz, die sich daran fest machen 
läßt, daß man sagt: Eine Demo in Berlin muß 
man ausfallen lassen und man muß nach Leip- 
zig oder nach Bremen gehen, wo die Nazis 
sind. Von der Tendenz her finden wir es eine 
falsche Entscheidung zu sagen, da wo es die 
Möglichkeit gibt linke Akzente zu setzen, ge- 
ben wir das auf - für die Nazis. Es kann auf 
Dauer keine Perspektive sein, nur den Nazis 
hinterher zu rennen und sein Engagement nur 
daran zu binden. Das war die Tendenzaussage. 
Was wir in dem Fall günstig fanden, war die 
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. Möglichkeit einer organisierten Struktur zu 
haben, die an verschiedenen Punkten eingrei- 
fen kann. Dann kann man natürlich die Situa- 
tion strategisch so bestimmen, daß man sagt, 
man findet beides notwendig und sich die Ar- 
beit aufzuteilen. Aber da ging es auch speziell 
um uns in Berlin. 


Martin: Grundsätzlich gilt für uns, daß es 
kaum notwendige Zwänge gibt, bei denen wir 
a) in der Lage sind etwas zu verändern und b) 
darauf reagieren müssen, sondern daß wir uns 
immer am Kriterium des Erfolgs orientieren. 
Das Erreichen und Prägen von Leuten mit lin- 
ken Inhalten, das ist unser Erfolg. Es besteht 
dann auch kein Widerspruch, wenn wir in 
Berlin eine 1. Mai Demo machen und anderer- 
seits hier in Leipzig das geeignete Mittel, um 
Leute zu erreichen und zu prägen, ist, eine an- 
tifaschistische Demonstration zu organisieren. 


“ Beitrag Miriam: Ich finde auch, daß das 
die Suche nach neuen Leuten oder die Frage, 
wo kann man erfolgreich Politik machen, ganz 
zentrale Punkte sind. Aber man darf auch 
nicht vergessen, daß man darüber hinaus den- 
ken muß. Also auf lange Sicht: nicht nur, wo 
kann ich mir heute Erfolge organisieren. Wenn 
ich in einer Stadt lebe und arbeite, wo die Na- 
zis kaum auf der Straße sind, muß ich heute 
schon daran denken und immer etwas-dafür 
tun, daß sie gar nicht erst groß werden, damit 
ich nicht in fünf Jahren das Problem in der 
Stadt habe und dann auch noch erfolgreich 
Politik machen muß. Das heißt nicht, daß ich 
mich nur um sie kümmere, sondern, daß ich 
sie nicht aus den Augen verliere und darauf 
achte, daß sie nicht groß werden. Anstatt nur 
daran zu denken, was kann ich heute am sinn- 
vollsten machen, wo kann ich heute die Akti- 
on machen, die am erfolgreichsten ist. 


Martin: Das ist natürlich richtig. Wir ste- 
hen dazu in überhaupt keinem Widerspruch. 
Allerdings würden wir behaupten, das Beste, 
was man gegen Nazis stets machen kann, ist 
die Linke zu stärken, um selbst eine Kraft zu 
haben, mit der man im Zweifelsfall dann auch 
reagiert. Deswegen ist da überhaupt kein Wi- 
derspruch zu erkennen. 


Moderation: Gibt es keinen Diskussions- 
bedarf mehr? Dann hätte ich trotz meiner Rol- 
le als Moderation schon noch ein paar Fragen 
an den Vortrag. Was ich eine Frage finde, die 
sich teilweise in Eurem Vortrag wieder ent- 
schärft hat, die teilweise aber von der Tendenz 
auch bestärkt wurde, ist der Eindruck, daß Ihr 
ein sehr instrumentelles Verhältnis zu Antifa- 
politik habt. Daß ihr nicht, wie vorhin gesagt 
wurde, seht, daß das ein zentrales Feld gesell- 
schaftlicher Auseinandersetzung ist, sondern 
einfach sagt, das ist etwas, was Leute erst ein- 
mal unmittelbar betrifft und bewegt. Dort fan- 
gen wir sie ein und politisieren sie, wenn wir 
sie einmal erreicht haben. Damit scheint letzt- 
lich eine Instrumentalisierung dessen, weswe- 
gen die Leute kommen und an einer solchen 
Politik teilnehmen, stattzufinden. Auf der an- 
deren Seite habt Ihr wiederum gesagt, es geht 
darum, die Leute als handelndes Subjekt ent- 
stehen zu lassen, daß sie sich selbst als han- 
delndes Subjekt begreifen. Das würde ich gar 
nicht als Instrumentalisierung von Antifapoli- 
tik verstehen, sondern als ein zentrales Ele- 
ment von ihr. 


Julia: Ich finde auch das es ein Fehler ist, 
zu sagen das ist nur ein Ansatzpunkt, die Leu- 
te zu mobilisieren und dann bindet man sie in 
die wirkliche, kommunistische Organisation 
ein. Das ist ja auch in vielen Fällen schon 
fehlgeschlagen. Die Leute, die dann tatsäch- 
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lich was gegen Nazis machen wollten, kom- 
men sich irgendwann verarscht vor, wenn es 
klar ist, daß das so ein instrumentelles Verhält- 
nis ist. Natürlich müssen wir immer darauf 
achten, daß das, was wir als Basisarbeit ver- 
stehen, glaubwürdig betrieben wird. Aber 
wenn du versuchen willst, die Leute gegen 


- rechtes Denken immun zu machen, was nicht 


erst bei den Nazis anfängt, sondern auch Na- 
tionalismus und Rassismus ist, mußt du dage- 
gen natürlich linke Agitation setzen und die 
Leute zu Linken machen. Nur das verhindert 
auf Dauer, daß die Leute zu Nazis werden. Ich 
finde deshalb, daß das überhaupt nicht im Wi- 
derspruch steht. Wenn wir denken würden, 
Nazis sind total scheißegal oder das ist keine 
relevante Auseinandersetzung, nicht nur was 
die Nazis betrifft sondern auch Antifaschis- 
mus innerhalb der BRD-Gesellschaft, dann 
müßte man sich auch ein anderes Betätigungs- 
feld suchen oder gleich linke Politik machen, 
die sich auch so nennt. 


Moderation: Diese Frage hat jetzt auch 
noch keine Diskussion ausgelöst. Dann pro- 
biere ich es noch ein letztes Mal: Ich fand, daß 
in Euren Ausführungen viel zu kurz kam, wie 
reagieren wir auf Naziaufmärsche, wie rele- 
vant solche Diskurse sind und wie sie in der 
Öffentlichkeit platziert und wahrgenommen 
werden. Das muß eigentlich immer mit beach- 
tet werden. Das heißt, es ist ein Unterschied, 
ob ich den zehnten Aufmarsch zur Wehr- 
machtsausstellung habe oder ob ich ganz zen- 
tral das erste Mal in München sche, dort de- 
monstriert die ganze Neonaziszene, die es in 
der Bundesrepublik gibt, zusammen mit der 
CSU und rechtskonservativen Kreisen. Dort 
ist plötzlich eine gesellschaftliche Macht wirk- 
lich auf der Straße, auf die eigentlich hätte 
reagiert werden müssen und der größte Teil 
der Antifaszene hat es einfach verschlafen und 
erst danach mitgekriegt, daß es eine Auseinan- 
dersetzung um die Wehrmachtsausstellung 
überhaupt gab. Ich fand, daß in Eurem Vortrag 
die jeweilige konkrete Bestimmung der Aus- 
einandersetzung und ob sie gerade relevant ist 
oder nicht, viel zu kurz kam. Ich finde, es ist 
verkürzt zu sagen, die Nazis selbst sind nicht 
relevant, sondern an manchen Punkten finden 
sie Anschluß an gesellschaftliche Diskurse, 
wo sie durchaus relevant werden und wo ein 
Widerstand gegen sie dadurch auch an Rele- 
vanz gewinnt. 


Martin: Ich würde Dir widersprechen. Ich 
gebe Dir natürlich recht, daß Nazis auch im 
Diskurs mal an Relevanz gewinnen, aber auch 
5.000 Neonazis in München vor der Wehr- 
machtsausstellung sind nicht die Gesellschaft, 
bestimmen auch nicht die Gesellschaft und 
bestimmen auch nicht das Denken der Gesell- 
schaft. Um das auch noch mal ganz klar fest- 
zuhalten, wir als AAB glauben nicht, daß die 
Welt aus Wille und Design besteht, sondern 
wir glauben tatsächlich, daß es Gesetzmäßig- 
keiten gibt, nach denen die Gesellschaft funk- 
tioniert. So, daß nicht jeder Diskurs die Ge- 
sellschaft verändert und nicht jedes umgedeu- 
tete Symbol plötzlich eine ganz andere Gesell- 
schaft bedeutet. So gilt es grundsätzlich, daß 
auch in diesem Fall, wo es Nazis geschafft ha- 
ben, daß sie wahrgenommen werden (in der 
Zeitung wurde über sie berichtet), sie nicht die 
gesellschaftliche Bedrohung waren und auch 
in der Zukunft nicht sein werden, nachdem 
was sich bis jetzt abzeichnet. 


Julia: Wofür wir plädieren wollten, be- 
zieht sich auf eine bestimmte Situation, die es 
in der Antifa gibt oder gab, daß die Mobilisie- 
rung gegen Naziaufmärsche eine ganz zentrale 
Aktionsform war. Dann kam die Situation, 
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daß jede Woche, jedes Wochenende ein Nazi- 
aufmarsch stattfand. Dann hat sich herausge- 
stellt, nicht aus der Bestimmung der Bedeu- 
tung, die diese Naziaufmärsche hatten, son- 
dern einfach, weil die Leute es nicht mehr ge- 
schafft haben, daß es einfach keine Aktionen 
mehr dagegen gab. Dem wollten wir entgegen- 
stellen, daß 100 marschierende Nazis, selbst 
wenn man sich vor fünf Jahren eine solche Si- 
tuation nicht hätte vorstellen können, nur eine 
Bedeutung haben, wenn das Ganze eine öf- 
fentliche Gewichtung erhält. Genau dann gäbe 
es auch das Kriterium, das Du am Beispiel 
München genannt hast, wo man als Linke die 
Möglichkeit hätte, einzugreifen und dann in 
der Diskussion eine bestimmte Rolle zu spie- 
len. Dort wäre das auch eine gute Aktion ge- 
wesen. Aber ich finde nicht, daß man eine An- 
satzmöglichkeit, bei der man als Linke eine 
Möglichkeit hat, innerhalb einer gesellschaftli- 
chen Diskussion zu polarisieren oder mit einer 
Gegenposition wahrgenommen zu werden, 
verwechseln darf mit der tatsächlichen gesell- 
schaftlichen Bedeutung, die so eine Diskussi- 
on hat. 


Beitrag Erik: Ich wollte auf das Beispiel 
Naziaufmärsche zurückkommen, weil da vor- 
hin Kriterien genannt wurden, wann eine In- 
tervention erfolgen sollte. Als wenn ein positi- 
ver Nachgeschmack bei den Leuten übrig 
bleibt. Mir würde jetzt gar nicht einfallen, wo 
das in letzter Zeit gewesen sein oder wie das 
in Zukunft aussehen sollte. Es bleibt aber wei- 
terhin, dagegen zu mobilisieren und das Glei- 
che zu machen wie bisher. Der andere Punkt, 
einen gesellschaftliche Antagonismus herzu- 
stellen, halte ich in Bezug auf Antifa für sehr 
schwierig. Eigentlich bleibt einem da nur, bei 
den stattfindenden Naziaufmärschen darauf 
hinzuweisen, daß die innerhalb einer Demo- 
kratie stattfinden dürfen und nicht mehr ver- 
boten werden. Es bleibt nur übrig auf diesen 
Staat zu schimpfen, der auch in einer faschi- 
stischen Kontinuität steht, wo so was immer 
noch erlaubt ist, aber das ist letztlich keine ra- 
dikale Kritik, die ihr eigentlich formulieren 
wolltet. Deshalb halte ich den Antifaansatz für 
ein bißchen beliebig. 

Der zweite Komplex, was Ihr auch immer 
propagiert, ist eine militante Auseinanderset- 
zung, die auch stattfinden muß, um eine pola- 
risierende Konfrontation stattfinden zu lassen. 
Nach dieser Beliebigkeit würde mir dann ein- 
fallen, eher den Anti-Castor-Kampf zu unter- 
stützen. Das finde ich, sind nach Eurer Logik 
die heftigsten militanten Kämpfe, die gerade 
in Intervallen von ca. einem Jahr ausgefochten 
werden. 


Martin: Es ist nicht so, daß wir kucken, 
wo knallts, da fahren wir hin, das finden wir 
gut. Das ist nicht unser zentrales Kriterium. 
Und es ist auch nicht so, daß wir sagen, da 
blutet ein Neonazi, dann ist das Ganze gut ge- 
laufen. Wenn wir Antifaschismus als Punkt 
wählen, dann geht es uns nicht darum zu sa- 
gen, hier kuckt mal da: Der Bulle steht vor 
dem Neonazi, das macht die faschistische 
Kontinuität deutlich. Solche Plattheiten sind 
natürlich nicht dazu in der Lage, Bewußtsein 
zu verankern. Es ist so, daß wir Nazis an und 
für sich als Problem begreifen. Auch wenn sie 
nicht mit dem Staat Hand in Hand gehen und 
es keine Verschwörung gibt, die den kleinen 
Mann unterjocht, glauben wir, daß es für sich 
selbst ein berechtigtes Interesse ist, aus einer 
humanistischen Überzeugung gegen Nazis 
vorzugehen. 

Das andere ist, daß wir dieses als Aus- 
gangspunkt nehmen, um mit Leuten ins Ge- 
spräch zu kommen, um überhaupt linke Agita- 
tion betreiben zu können. Außerdem denken 


wir, daß gerade Antifaschismus infolge seiner 
historischen Bedeutung, infolge der klaren 
Konfrontationsstellung zwischen Links und 
Rechts und infolge des grundsätzlich antiauto- 
ritären Elements, welches im Antifaschismus 
begründet liegt, genau richtig ist, um damit 
linke, fortschrittliche Politik zu machen. 


Julia: Ich wollte das bekräftigen, weil es 
ein Mißverständnis ist, das oft auftaucht. Es 
heißt, wenn man sagt, man ist Antifa, dann 
kann man nur gegen den Staat sein, wenn man 
irgendwelche personellen Kontinuitäten her- 
stellt. Momentan würde das ein Problem sein, 
weil die personellen Kontinuitäten sich biolo- 
gisch erledigt haben. Es geht darum, daß man 
einen Ansatzpunkt hat, um mit den Leuten die 
jeweiligen gesellschaftlichen Hintergründe zu 
klären, darüber ins Gespräch zu kommen, die 
Frage zu forcieren, woher kommen denn die 
Nazis überhaupt, welche gesellschaftliche Be- 
deutung haben die, bzw. was ist das eigentli- 
che Problem innerhalb unserer Gesellschaft 
und was will man anders haben. 


Beitrag Susanne: Ich wollte mich darüber 
beschweren, wie hier von unseren zukünftigen 
Partnern oder Mitarbeitern oder unserem 
Nachwuchs geredet wird: Leute zu Linken 
machen oder die Idee, daß wir einfach attrak- 
tiv sein und Amüsement bieten müssen, damit 
‚jemand kommt und den dann durchs Hinter- 
türchen irgendwo reinzubringen. Ich denke, 
daß das kaum geht und wenn es geht, dann ist 
es ziemlich schräg. Ich weiß nicht, wie man 
das machen will. Und zweitens halte ich es 
nicht für erstrebenswert. Eigentlich wider- 
spricht es dem, was vorhin schon angedeutet 
wurde, daß man Leute als handelnde Subjekte 
begreifen soll. Ich finde es schwierig, jeman- 
den zu dem Bewußtsein zu bringen, ein han- 
delndes Subjekt zu sein, gerade weil man als 
Einzelner ziemlich machtlos ist. 

Aber ich würde, wenn ich überlege, daß 
wir wenige sind und mehr werden müssen, ei- 
nerseits ganz andere Begriffe verwenden und 
auch ganz andere Vorgänge im Auge haben. 
Ich denke, daß man, wenn man Antifapolitik 
macht, mit einer Menge Leute, die weiter kein 
Interesse haben, als daß die Nazis weniger 
werden, strategisch zusammenarbeitet. Die als 
Nachwuchs, den man zu Linken macht, im 
Auge zu haben, ist - glaube ich - Quatsch. Die 
andere Möglichkeit ist, daß es Leute betrifft, 
die aufgrund ihrer sozialen Position, vielleicht 
für linke Ideen aufgeschlossen sind. Mit denen 
kann man in Diskussionen versuchen, gemein- 
sam herauszufinden, was man für die Ursa- 
chen von Faschismus hält. Aber die Formulie- 
rung: „Leute zu Linken machen“, würde ich 
völlig ablehnen. Und so läuft es auch nicht. 


Beitrag Marius: Inwiefern findet Ihr den 
Ansatz, über die Antifa Leute zu politisieren, 
denn geeignet? Die Antifa arbeitet eigentlich 
mit dem Dualismus gut/böse und dem sich au- 
Berhalb von bestimmten Strukturen stellen. Es 
ist gerade bei Geschlechterverhältnissen/ Se- 
xismus, Rassismus und Nationalismus schwie- 
rig, daß dann wieder weg zu bekommen, die- 
ses sich außerhalb dieser zu schen. 


Martin: Wenn wir glauben, daß es auch 
bei Nationalismus, Rassismus und Sexismus 
sich so verhält, daß es sich um gesellschaftli- 
che Machtverhältnisse handelt und es nicht so 
ist, daß man das einzelne Subjekt in Opfer 
und Täter unterteilt, dann verhält es sich dort 
wie bei anderen linken Sachen auch. Es geht 
da um Bewußtsein und natürlich auch um in- 
ternalisiertes sexistisches Bewußtsein. 

Zu dem vorhergehenden Diskussionsbei- 
trag möchte ich sagen, daß ich nicht glaube, 


daß man marodierenden Jugendlichen etwas 
entgegensetzt, wenn man mit anderen über Fa- 
schismus redet. Wir locken nicht mit den bö- 
sen Nazis die Jugendlichen zu uns heran und 
spritzen dann denen von hinten den Kommu- 
nismus ins Blut. Sondern: Es geht uns natür- 
lich darum, die ernst zu nehmen, sie auch mit 
ihrem Bewußtsein zu kritisieren. Es geht uns 
auch darum, daß wenn wir glauben, daß wir 
Politik machen und richtige Sachen herausge- 
funden haben, den Leuten die Kritik am Staat 
und am Kapitalismus mitzuteilen. Das wir sie 
in diesem Sinn ernst nehmen und mit ihnen 
darüber diskutieren heißt nicht, daß wir sie in 
irgendeiner Form funktionalisieren, sondern 
wir führen mit ihnen eine Auseinandersetzung 
und glauben, daß wir gewisse Punkte erkannt 
haben. Wir versuchen dann sie zu überzeugen, 
daß das richtige Einschätzung der bestehen- 
den Verhältnisse ist. 


Julia: Ich wollte was dazu sagen, wo hier 
die Ursachen der Problematiken liegen. Ohne 
etwas zu erzählen oder zu vermitteln zu haben, 
brauche ich auch keine Demo zu machen. Ich 
finde es cher einen Schaden, daß das, was be- 
wußte Jugendarbeit betrifft, in der Linken auf- 
gegeben worden ist. Es wird sich viel zu we- 
nig darum gekümmert, daß Leute dazukom- 
men, ihnen die Möglichkeit gegeben wird, 
sich politisch zu engagieren. Das hat immer 
auch etwas mit einem Erziehungsanspruch zu 
tun. 


Beitrag Marius: Jetzt wurde gerade von 
Staat und Kapitalismus gesprochen. Ein 
Punkt, den ich bei Euch festgestellt habe, ist, 
daß Ihr eine relativ ökonomistische Analyse 
habt und Widersprüche aus dem Kapitalismus 
ableitet. Ich finde, Euer Konzept ist immer, 
die Leute auf die Seite der Guten ziehen. Ge- 
rade wenn man bei Rassismus und Geschlech- 
terverhältnissen diesen Ansatz forciert, ich bin 
nicht rassistisch, ich bin nicht sexistisch, führt 
das zu einer Ausgangslage, mit der man nicht 
weiterarbeiten kann. Deshalb würde ich gern 
etwas zu Eurer Analyse hören, inwiefern das 
verschiedene Widersprüchlichkeiten sind oder 
ihr ein Hauptwiderspruchsdenken habt, sowie 
in Bezug auf strukturelle Verhältnisse und den 
Dualismus gut/böse. 


Martin: Zunächst erst mal eine Klarstel- 
lung: Es ist nicht so, daß wir glauben, weil ir- 
gend jemand arbeiten muß, ist er auch Rassist 
oder Sexist oder weil allgemein die kapitalisti- 
schen Verhältnisse unmenschlich sind, muß 
man auf dumme Gedanken und zu solchen 
Schlüssen kommen. Aber wir möchten tat- 
sächlich behaupten, daß wenn man Gesell- 
schaftsanalyse betreibt, also Abstraktheit groß 
schreibt und von den einzelnen Handelnden 
weggeht, es darum geht, herauszufinden, wel- 
ches die zentralen Sachen sind. Ich meine, daß 
der einzige notwendige Bezug der verschiede- 
nen Subjekte in der Gesellschaft aufeinander 
ist, daß sie sich ökonomisch organisieren müs- 
sen, damit sie ihre Reproduktion gewährlei- 
sten können. Patriarchale Strukturen oder 
auch der klassische Rassismus, wo Farbigen 
negative Eigenschaften angedichtet werden, 
sind primäre Elemente des gesellschaftlichen 
Diskurses, die keine materielle Basis haben. 
Dagegen glaube ich aber, daß solche Sachen, 
wie die gesellschaftliche Ökonomie durchaus 
größeren Bestand hat. 


“ Julia: Ich möchte auch fragen, was Du 
dem entgegen zu setzen hast. Entweder habe 
ich es nicht verstanden oder es war von Dir 
undeutlich ausgedrückt. Es ist ein allgemein 
üblicher Vorwurf an uns, daß wir eine ökono- 
mistische Erklärung haben. Ich finde es richtig 
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zu sagen, Ökonomie ist das Zentrale, wobei 
Ökonomie aber nicht die Wirtschaft ist oder 
ein wirtschaftliches Interesse, sondern ein ge- 
sellschaftliches Verhältnis, das der zentrale 
Punkt der gesellschaftlichen Organisation hier 
ist. Dann gibt es natürlich bestimmte Ideologi- 
en und Überlegenheitsideologien, die eine Ei- 
gendynamik haben und nicht unmittelbar öko- 
nomisch abzuleiten ist. Die Entwicklungen, 
beispielsweise im Sexismus, oder - das wichti- 
ge Beispiel in der Antifa - die Judenvernich- 
tung im „Dritten Reich“ kann man nicht rein 
ökonomisch erklären. Aber ich finde, das al- 
leine beweist noch überhaupt nichts, weil man 
trotzdem eine Gewichtung vornehmen und 
feststellen muß, was das zentrale gesellschaft- 
liche Verhältnis ausmacht. 


Beitrag Marius: Aber ihr habt doch gera- 
de den Ansatz, den Leuten etwas bieten zu 
wollen, daß sie sich über Pop-Events selber 
auch als die Linken und Guten abfeiern kön- 
nen. Wie wollt Ihr dann von diesem Dualis- 
mus von Gut und Böse wieder wegkommen? 


Julia: Ich verstehe nicht, was Du mit 
„sich als die Guten abfeiern“ meinst. Die „Gu- 
ten“ im Kapitalismus, das gibt es gar nicht so 
richtig. Du bist natürlich genauso geprägt von 
den gesellschaftlichen Verhältnissen wie ande- 
re Leute auch. Wie es so schön heißt, daß es 
nichts Wahres im Falschen gibt, ist das Be- 
wußtsein von Linken auch von den gesell- 
schaftlichen Normierungen, die es gibt, ge- 
prägt. Das heißt, du kannst dich nicht auf die 
Seite des Richtigen oder Guten stellen. Das 
geht gar nicht. Das würden wir auch nie sa- 
gen. Es ist ein Ansatzpunkt, daß Leute sagen, 
mir paßt es hier in der Gesellschaft nicht. Das 
ist erst mal nur eine grobe Orientierung: Ich 
sche, in der Schule werde ich genötigt irgend- 
was zu machen, was ich nicht will, von mei- 
nen Eltern werde ich genötigt etwas zu ma- 
chen, was ich nicht will. Dann gibt es Leute in 
der Dritten Welt, die verhungern und wir sit- 
zen hier auf unserem fetten Arsch. Das ist ein 
gewisses Ungerechtigkeitsverständnis. Da sa- 
gen wir nur, daß man solchen Leuten genau 
auf der Ebene des Bewußtseins, das es gerade 
bei ihnen gibt, etwas anbieten muß. Dann muß 
man versuchen, weitergehend ein linkes Be- 
wußtsein zu vermitteln. Das hat aber nichts 
mit gut oder schlecht oder Dualismus zu tun. 
Und natürlich ist es immer so, wenn du dich 
politisch engagierst oder positionierst, daß du 
immer eine gewisse Front aufmachen mußt. 
Es gibt immer eine Frontstellung, wo ich sage, 
das finde ich schlecht. Ich weiß nicht, ob Du 
das dann Dualismus nennst? 


Beitrag Uwe: Ich denke in der Debatte 
um die Analyse kommen wir gar nicht viel 
weiter. Ich finde auch, daß das zu ökonomi- 
stisch ist, worauf ich aber zurückkommen 
will, ist der Punkt der tatsächlichen Interventi- 
on. Ich denke, ein Mangel in der Diskussion 
war, daß sie sich darauf bezog, entweder eige- 
ne Akzente setzen zu können, wie am 1. Mai 
in Berlin oder auf der anderen Seite, die gan- 
zen Naziaufmärsche zu verhindern. Damit 
wird nicht deutlich, welche Bedeutung die Na- 
zis in den letzten Jahren hatten. Ich glaube, 
der Einfluß eines Naziaufmarschs in Neustre- 
litz ist tatsächlich geringer, als der von den 
Anschlägen, die diese Klientel verübt, weil ge- 
rade die Pogrome 1993 über die Anschläge in 
Mölln, Solingen bis hin zu Lübeck und wie 
die Gesellschaft darauf reagiert hat, letztend-. 
lich den rassistischen Diskurs geprägt haben. 
Die Verfestigung von Rassismus in die Mitte 
der Gesellschaft hinein und von der Gesell- 
schaft, aus dieser Mitte selber, ist nicht damit 
zu knacken, daß man eventuell einen Naziauf- 
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marsch verhindert. Da müßten andere Überle- 
gungen angestellt werden. 

Was will.man tun, damit z.B. Anschläge 
nicht stattfinden? Wobei ich konstatieren 
kann, daß gerade sie in letzter Zeit wieder 
stärker zugenommen haben oder überhaupt 
erst mal wieder bekannt geworden sind. Das 
ist doch ein verdrängtes Problem. Diesen Na- 
ziaufmärschen kann man, glaube ich, tatsäch- 
lich nicht mehr unbedingt hinterherrennen. 
Die prägen tatsächlich nicht den gesellschaft- 
lichen Diskurs, auch wenn das, was hier zu 
München gesagt wurde, meiner Ansicht nach 
falsch war. Das war einer der Aufmärsche, wo 
sie es geschafft haben, in das rechtskonservati- 
ve Lager hineinzuwirken, mit ihm zu wirken 
und auch den Diskurs zu bestimmen, der dann 
auf der anderen Seite durch die sozialdemo- 
kratischen Kräfte (Rot-Grün) aufgenommen 
wurde und auch vom Hamburger Institut für 
Sozialforschung, von dem die Ausstellung ja 
auch kommt, umgemünzt wurde zu dem, was 
heute der Diskurs der Generationen ist. Da 
habt Ihr falsch gelegen, was die Bedeutung 
von diesem Ereignis angeht. Auf der anderen 
Seite geht es aber um Aufmärsche, die tat- 
sächlich nicht soviel in die Gesellschaft hinein 
wirken. 


Beitrag Franziska: Meine Frage geht viel- 
leicht mehr an die Leute, die hier zuhören. Ich 
verstehe den Vorwurf „zu ökonomistisch“ 
nicht ganz. Dieser Staat mordet und plündert 
überall mit den Mitteln, die ihm zur Verfü- 
gung stehen. Hier in diesem Land gibt es als 
einzige überragende, greifbare linke Teilbe- 
reichsbewegung nun mal nur die Antifa. Wenn 
innerhalb dieser Teilbereichsbewegung Men- 
schen versuchen, das mit einem gesamten 
linksradikalen Ansatz zu verknüpfen, und da- 
bei womöglich noch das Wort revolutionär 
oder antikapitalistisch oder kommunistisch 
oder was es in der Richtung alles an Vorstel- 
lungen gibt, in den Mund nehmen, habe ich 
den Eindruck, daß bereitet manchen Proble- 
me. Ich verstehe wirklich nicht ganz, wieso 
das zu ökonomistisch ist. Ich finde, das ist 
eine wichtige Diskussion im linksradikalen 
Widerstand. 


Julia: Ich möchte erst was zum vorherge- 
henden Beitrag sagen, weil das noch einmal 
eine andere Diskussion ist. Ich bin mir nicht 
sicher, ob ich es genau verstanden habe, was 
Du meintest. Erstens finde ich es falsch zu sa- 
gen, aha - die Naziaufmärsche können es nicht 
mehr sein, es hat sich herausgestellt, die haben 
gar nicht so die gesellschaftliche Bedeutung, 
sondern es sind jetzt die rassistischen Über- 
griffe. Ich weiß nicht, ob Du das gemeint hast, 
aber das würde ich auf jeden Fall falsch fin- 
den. Natürlich hatten rassistische Übergriffe 
1992 eine bestimmte gesellschaftliche Bedeu- 
tung, nämlich, daß das, was an Veränderung 
der Asylgesetzgebung vorgesehen war, durch 
„die Straße‘ oder durch „die Bevölkerung“ le- 
gitimiert wird. Und danach muß man es je- 
weils bestimmen, egal welche Aktionsform die 
Nazis gerade wählen, ob es Übergriffe sind 
oder Aufmärsche. So eine Schrittmacherfunk- 
tion, wie sie sie vielleicht einmal hatten, ha- 
ben sie momentan nicht. Auch nicht durch 
Anschläge. 


Martin: Ich möchte dazu eine Gegenthese 
aufstellen: Der völkische Nationalismus u.ä. 
wird nicht erst von Nazis in die Diskussion 
gebracht. Erinnert sei hier noch mal an die 
Unterschriftenkampagne der CDU gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft. Das sind Positio- 
nen, die bei den Demokraten von je her vorge- 
herrscht haben. Wir würden behaupten, daß in 
der parlamentarischen Demokratie, im Kapita- 


lismus wie wir ihn jetzt haben, nicht die Auf- 
lösung liegen kann, daß hier Nationalismus 
und Rassismus tatsächlich begegnet und sie 
ausgeknockt werden könnten. 


Beitrag Uwe: Vielleicht reden wir anein- 
ander vorbei. Ich würde gar nicht dagegen 
sprechen, daß die Konstitution der Gesell- 
schaft vor allem aus der Mitte heraus passiert. 
Mir geht es darum: Welche Bedeutung hat das 
Vorgehen von militanten Faschisten? Entsteht 
die, wenn die sich irgendwo treffen und da ein 
paar Transparente hochhalten oder geht ihre 
Wirkung in die Gesellschaft davon aus, daß 
sie irgendwo einen Anschlag verüben. Und 
was habe ich in beiden Fällen dagegen zu tun 
oder zu versuchen zu tun? Insofern liegen wir 
da wahrscheinlich gar nicht so weit auseinan- 
der. Ich fand es nur komisch, daß vor allem 
über diese Aufmärsche gesprochen wurde, 
was wir da tun und auf der anderen Seite, wie 
wir den 1. Mai gestalten. Da gibt es einen Wi- 
derspruch zu dem, was ich sehe, das passiert, 
und dem, wie ich versuche, einzugreifen. Bei 
der Besetzung des 1. Mai zum Beispiel, geht 
es auch nicht darum, mit wem ich versuche, 
diesen Tag zu besetzen. Das ist eine Diskussi- 
on, die auch fehlt. Es sollen immer irgendwel- 
che Leute erreicht werden, die sind aber gar 
nicht genau beschrieben. 

Ich glaube schon, daß der Anriß, die Leu- 
te von der Anti-Castor-Bewegung zu mobili- 
sieren oder für Ideen zu gewinnen, im Kern ei- 
nen richtigen Ansatz enthält, weil es darum 
gehen muß, was aus anderen Bewegungen üb- 
rig geblieben ist - auch wenn Antifa ein ganz 
wesentlicher Teil davon ist - und ob es da 
nicht Verknüpfungen gibt, die wieder etwas 
zusammenbringen. Die Erfahrung in den ver- 
schiedenen Städten dürfte doch sein, daß es 
Antifastrukturen gibt, die sich auch sozial an 
bestimmte Räume binden und daß es so etwas 
wie Antirastrukturen gibt, die sich auch bin- 
den, aber manchmal an andere Räume und 
daß die Überschneidung zwischen diesen rela- 
tiv gering ist. Da wäre es zum Beispiel eine 
Notwendigkeit wieder Verknüpfungen und 
Diskussionen zu schaffen, auch gemeinsame 
Aktionen und so etwas wieder zusammenzu- 
bringen. Ich denke, daß die Antifa aufgrund 
dessen, daß sie noch eine gewisse Struktur 
hat, da in einer bestimmten Verantwortung 
steht. 

Zu dem anderen „ökonomistischen“: Es 
handelt sich meiner Ansicht nach immer noch 
um eine politische Ökonomie. Deswegen ist es 
so, daß darin eine bestimmte Reproduktions- 
sphäre eine Rolle spielt. Das vermisse ich. Es 
geht mir nicht darum, nicht das Wort Kommu- 
nismus in den Mund zu nehmen oder irgend 
etwas anderes. Aber es war auch gestern so, 
als es um die Übernahme von NS-Ideologien 
in die heutige Gesellschaft ging, wurde ge- 
fragt, wie ist der Begriff „Arbeit“ geprägt. Es 
ist aber genauso entscheidend, wie sind Be- 
griffe, wie „Familie“ geprägt und wie werden 
die übernommen. Die gehören natürlich auch 
zu der gesamten ökonomischen Frage dazu 
und ich würde sie gar nicht unbedingt davon 
abtrennen wollen - ich denke, daß du das auch 
nicht kannst. Aber es geht immer nur um den 
Begriff der „Arbeit“ und dann wird erzählt, 
welche Bücher man dazu gelesen hat. Es gibt 
also schon die Tendenz nur einen Aspekt zu 
beleuchten. 


Moderation: Könntet Ihr jetzt vielleicht 
erst mal was zum Ökonomismus sagen, damit 
diese Diskussion ein bißchen zusammen bleibt 
und dann auf das andere zurückkommen? 


Julia: Eigentlich ist da das wesentliche 
schon gesagt. Natürlich will ich diese Diskus- 
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sion nicht von der um Familie und welche Be- 
deutung sie hat, abtrennen. Das hat aber 
nichts damit zu tun, daß wir finden, daß sich 
Gesellschaft über die Notwendigkeiten einer 
Ökonomie konstituiert und daß das ein gesell- 
schaftliches Verhältnis ist. 

Was Du meintest im Zusammenhang mit 
politischer Ökonomie, daß es gewisse Ent- 
wicklungen in der Begrifflichkeit gibt und das 
irgendwann festgestellt wurde, die Reproduk- 
tion der Arbeitskraft spielt eine bestimmte 
Rolle und muß auch mit einbezogen werden, 
das sind alles wichtige Diskussionen. Aber das 
hat nichts mit der Zentralität von dem gesell- 
schaftlichen Verhältnis zu tun, die es nach wie 
vor gibt. Das heißt überhaupt nicht, daß man 
nur einen gesellschaftlichen Widerspruch 
sieht, weil man dann wieder sagen würde, es 
geht nur um die Wirtschaft oder nur um den 
unmittelbaren ökonomischen Nutzen. Darum 
geht es natürlich nicht. 


Moderation: Könntet Ihr jetzt noch kurz 
auf die Frage eingehen, welche Leute wollen 
wir erreichen und auf das Verhältnis von Anti- 
rassismus und Antifaschismus? 


Martin: Für uns ist es so, daß wir mit al- 
len Leuten reden wollen, die zum Gespräch 
mit uns bereit sind. Es sind natürlich nur sehr 
wenige in dieser Gesellschaft, die für linksra- 
dikale Kritik offen sind, aber das ist erst mal 
die Zielgruppe. Das wir die ansprechen wol- 
len, wird besonders am 1. Mai bei der subkul- 
turellen Demonstration deutlich. Sämtliche 
linksradikalen Teile beteiligen sich daran oder 
beteiligen sich bewußt nicht. Es ist nicht so, 
daß irgendwer nicht angesprochen würde oder 
es eine Antifademonstration wäre. Wir können 
also probieren, linke Ideen in der Gesellschaft 
zu verbreiten. Was wir nicht gewährleisten 
können, ist, daß wir als Antifa die schlagkräf- 
tige Polizeitruppe stellen, die hier das Leben 
von MigrantInnen schützt. Dazu sind wir nicht 
in der Lage und wir haben einfach nicht die 
Machtmittel, um solche Sachen zu gewährlei- 
sten. 


Julia: Ich wollte genauer etwas dazu sa- 
gen, welche Leute wir erreichen können. Das 
Problem ist, daß die Linke innerhalb der ge- 
sellschaftlichen Diskussionen eine schr gerin- 
ge Rolle spielt. Das heißt, das es in keinem 
Bereich mehr die Notwendigkeit gibt, sich mit 
linken Ideen zu konfrontieren. Daraus ergibt 
sich für uns das Problem, daß wir darauf ange- 
wiesen sind, daß sich Leute praktisch absicht- 
lich in Konfrontation begeben. Das heißt, sich 
absichtlich einer politischen Institution oder 
Gruppe zuordnen. Das schränkt natürlich die 
Anzahl von den Leuten, die man tatsächlich 
politisieren kann - es ist noch mal was ande- 
res, welche kann man auf einer Demonstration 
erreichen - sehr sehr ein. Das sind dann näm- 
lich Leute, die innerhalb ihres Lebens noch 
eine gewisse Offenheit haben, ökonomisch 
noch nicht so festgelegt sind und das sind 
meistens Leute im Alter zwischen 16 und 28 
Jahren. Genau deshalb ist ja das Alter von 28 
Jahren das traditionelle autonome Ausstiegsal- 
ter. Es können auch Funktionäre aus verschie- 
densten Organisationen sein, die sagen, sie 
ordnen sich wegen der guten Argumente ir- 
gendwelchen linksradikalen Gruppen zu. Aber 
meistens ist es so, daß es jüngere Leute sind, 
die sich in Umorientierungsphasen befinden 
und deswegen offen sind für neue Ideen und 
neue Lebensgestaltungsmöglichkeiten. 

Zur Zusammenarbeit mit anderen Grup- 
pierungen: Wenn man linksradikale Politik 
machen will, spielt es eine große Rolle, daß 
man nicht nur auf einen Teilbereich kuckt, 
sondern, daß man sagt, was eigentlich getan 


werden muß, ist linksradikale Politik zu ver- 
mitteln. Aus welchen Ansatzpunkten auch im- 
mer, Natürlich ist angestrebt die Zusammenar- 
beit zwischen antirassistischen und antifaschi- 
stischen Gruppen an bestimmten Initiativen zu 
fördern, aber vielmehr, als das an verschieden- 
sten Aktionen mal auszuprobieren, wird mo- 
imentan auch nicht möglich sein. 


Moderation: In Anbetracht der Zeit würde 
ich sagen, wir machen jetzt noch mal eine 
letzte Runde von Bemerkungen, Fragen usw. 


Beitrag Bernd: Ich würde etwas zu Uwes 
Meinung zum Vortrag Nationalsozialismus - 
Die Transformation von NS-Positionen in die 
heutige Gesellschaft sagen. Wenn ich mir eine 
dieser NS-Positionen herausgreife, nämlich 
den zentralen Begriff der Arbeit, kann ich 
doch an diesem zentralen Begriff exempla- 
risch ohne das Thema zu verfehlen, an der Sa- 
che selbst dran bleiben. 

Zum Podium will ich noch sagen: Ich will 
mich nicht nach den Nazis richten, die haben 
sich nach uns zu richten. Die Idee die Berliner 
1. Mai Demo zu einem europäischen Großer- 
eignis auszubauen, ist doch eine ganz feine 
Geschichte. Wenn wir uns auf ein großes Er- 
eignis konzentrieren oder auf einen großen Er- 


folg, dann entscheiden wir die Nebenschau- 
plätze auch für uns. 


Julia: Solche Großereignisse, wie der 1. 
Mai, spielen deshalb eine relativ große Rolle, 
weil sie für die Linke in der ganzen BRD ein 
Gradmesser sind, wie viele man mit so einer 
Aktion noch mobilisieren könnte. Aber natür- 
lich reicht es nicht solche Großaktionen zu 
machen, weil die Bedingungen vor Ort, von 
den Leuten in den unterschiedlichen Städten 
total verschieden sind, weil es in Kleinstädten 
anders ist als in Berlin, weil die Auseinander- 
setzungen, die da stattfinden, anders sind. Und 
ich finde auch, daß man nicht den Leuten sa- 
gen kann, wenn ihr nicht in der Metropole 
wohnt, könnt ihr nicht linksradikal oder poli- 
tisch bleiben oder Aktionsfelder finden. Das 
fände ich falsch. 


Beitrag Uwe: Es ging mir nicht darum zu 
sagen, die Diskussion gestern war schlecht. Es 
geht mir darum, über was diskutiert und was 
nicht thematisiert wird. Ich fand die Diskussi- 
on völlig in Ordnung, bloß es fehlte was. Und 
das was fehlte, kann ich doch durchaus mal 
feststellen. 

Zu dem anderen: Wenn von einem rechten 
Konsens gesprochen wird, egal ob das die Na- 
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zis sind, staatliche Kräfte, große Bevölke- 
rungsanteile oder wie auch immer beschrie- 
ben, die bestimmte Positionen bestimmen, 
dann finde ich es, wenn es darum geht über 
Intervention zu sprechen, schwierig zu sagen, 
die Nazis haben sich nach uns zu richten. 
Oder noch weiter übertragen, große Bevölke- 
rungsanteile haben sich nach uns zu richten, 
usw. Ich glaube, daß wir so nicht weiter kom- 
men. Das ist gar nicht böse gemeint, aber ich 
glaube nicht, daß wir das im Moment schaf- 
fen. 


Moderation: Ich würde die Diskussion an 
diesem Punkt gern abbrechen, weil ich glaube, 
daß die beiden hier vertretenen Positionen ge- 
rade schon deutlich geworden sind und sich 
das Problem wahrscheinlich auch nicht in den 
nächsten drei Minuten auflösen läßt. Oder? 


Beitrag Bernd: Weil der Staat die Antifa 
und die Faschisten auf Demos immer als 
Spielball ausspielt. Und das Fiasko in Gera 
[oder ist vielleicht Saalfeld gemeint? Der Tip- 
ser] hat ja gezeigt, daß da gar nichts geht, 
dann verliert man ja irgendwann die Lust. Und 
man will ja auch persönlich oder inhaltlich 
weiterkommen, Deswegen finde ich es schon 
mal gut, wenn hier ein neuer Ansatz kommt. 


/1- Konzepte und Strategien 


Müssen wir uns wieder aktiv um den 
Aufbau einer attraktiven Subkufltur 


bermnühen? 


von Moses Arndt 


Moderator: Im Sinne der Konzepte und 
Strategiediskussionen am heutigen Tag ist 
klar, worum es hier geht. Uns ist es gelungen, 
ein langjähriges „Mitglied“ einer Subkultur 
hierher zu lotsen. Ich kann duch sagen, daß 
das eigentliche Ziel darin bestand, Moses 
Arndt mal in eine Uni zu locken. Das hat ge- 
klappt und Moses kann nun eigentlich wieder 
gehen. Das war eigentlich Sinn und Zweck der 
ganzen Sache 

Ach ja, wer Moses nicht kennt, er arbeitet 
seit Jahren für den Spiegel und Focus und 
schreibt... 

Moses: ... bei Arabella Kiesbauer bin ich 
auch immer... 

Moderator: ... Er ist also bekannt aus al- 
lerlei Medien. 


Moses: Okay, ich wurde ja jetzt vorge- 
stellt. Mein Name ist Moses. Vielleicht kennt 
mich der eine oder andere. Ich bin also tat- 
sächlich seit zwanzig Jahren „Mitglied“ in ei- 
ner Subkultur. Das bedeutet maßgeblich, daß 
ich bisher keine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung habe. Ansonsten rufe ich verwundertes 
Kopfschütteln bei meinen ehemaligen Subkul- 
turmitstreitern hervor, die in meinem Alter alle 
schon in der Knorr-Familie integriert sind. Die 
wundern sich auch, daß ich immer noch mehr 
oder weniger mitmische. 

Ich bin der Einladung zu diesem Kongreß 
gefolgt. Allerdings muß ich sagen, daß mir die 
Fragestellung Müssen wir uns wieder aktiv um 
den Aufbau einer attraktiven Subkultur bemü- 


hen? übel aufstößt. Sie stellt uns in das Licht 
von Sozialarbeitern und Politikern. Ich emp- 
finde mich weder als Sozialarbeiter noch als 
Politiker und lasse mich nicht in die Pflicht 
nehmen, in dieser Gesellschaft etwas zu tun, 
um ihr schlechtes Bild von außen zu verbes- 
sern. 

Eine These möchte ich vorausschicken: 
Ich behaupte, daß Subkulturen mehr oder we- 
niger ein Zufallsprodukt sind. Und die Leute 
auch aus Zufall da „hineingeraten“. Es gibt 
Leute, die verschiedene Subkulturen durchlau- 
fen. Fünf Monate sind sie meinetwegen Ska- 
ter, fünf Monate sind sie Nazi, fünf Monate 
sind sie Hardcore - es wechselt ohne Ende. In 
erster Linie sind persönliche Gründe dafür . 
ausschlaggebend. Ich möchte auch nicht alle 
Subkulturen gleich stellen. Die Subkultur, aus 
der ich komme, der Hardcore, bedeutet für 
mich etwas völlig anderes, als die für die 
Grufties. 

Die in meinen Augen derzeit leider größte 
Subkultur ist die Nazisubkultur. Die wiederum 
stellt aber eigentlich keine Subkultur dar. Im 
Prinzip verstärkt diese nur die herrschenden 
Verhältnisse oder Ansichten. Sie suggeriert de- 
ren „Mitgliedern“, sie wären im Untergrund, 
was im gewissen Masse zwar schon der Fall 
ist, doch ist dieser ein Scheinuntergrund. 

Die Frage, ob man eine Subkultur aufbau- 
en kann, ist konträr meiner These, weil sie 
meiner Meinung nach ein Zufallsprodukt ist. 
Ansonsten würde das nämlich bedeuten, daß 
Subkultur eine Art Gebäude ist, das „wir“ er- 
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richten - mit gewissen Regeln für Mode, Mu- 
sik, was auch immer. Im Endeffekt bedeutete 
das auch Regeln für politische Inhalte, die sich 
mit der jeweiligen Subkultur überschneiden. 
„Wir“ können kein G&bäude errichten, und 
dann dorthin einladen. Wäre das so, wäre das 
für mich ein Grund, in so einer Subkultur auf 
gar keinen Fall mitzuwirken. Eine Subkultur 
muß „aus sich“ entstehen - es ist ganz einfach 
eine Eigendynamik. Wenn „wir“ etwas errich- 
ten sollen, ist es von vornherein eine Art Spal- 
tung. Es ist dann das klassische Sozialarbeiter- 
bild: „Wir“ - als Erwachsene oder Kultur- 
schaffende - stellen im Gegensatz zu „denen“ 
etwas her, was „die‘“ dann konsumieren sollen 
oder nach „unseren“ Spielregeln nutzen. Er- 
wachsene sind vom subkulturellen Denken her 
- zumindest von der Punk- und Hardcorewarte 
aus gesehen - immer ein Feindbild. Sie sind 
ein Haufen rational denkender ehemaliger Ju- 
gendlicher, die ab einem bestimmten Zeit- 
punkt ihrer Entwicklung nichts mehr mit den 
eigentlichen Subkultur-Leuten zu tun haben. 
Ab Mitte Zwanzig gilt man in unserer Szene 
schon fast als Rentner. Sehr viele hier im 
Raum sind ja scheinbar auch nicht über Dreis- 
sig. Und über Vierzig ist hier wahrscheinlich 
überhaupt niemand. 

Es ist dieser Generationskonflikt, daß äl- 
tere Leute daherkommen und Jüngeren etwas 
darüber erzählen, wie toll das damals war und 
so und so muß das aussehen, so und so muß 
das laufen. Im Prinzip wiederholt jede Genera- 
tion auch immer wieder die Fehler. Das ist 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


letztlich das Wesen von Subkulturen. Es gibt 
immer ein paar Leute, die sehr viel Energie, 
Kraft und Arbeit hineinstecken. Auf der ande- 
ren Seite gibt es Mitläufer. Das jeweilige Ver- 
hältnis wechselt sich ab - je nachdem, wie 
stark eine Subkultur gerade ist. 

Bezogen auf Hardcore bedeutet das, daß 
die Ziele, die hineingedeutet werden, zufällig 
damit übereinstimmen, wie im Hardcore ge- 
handelt wurde oder wird. Es gab zum Beispiel 
niemals einen Plan, daß eine Band wie Urban 
Waste oder auch Black Flag mal im Olympia- 
stadion spielen - anfangs waren das alles ganz 
kleine Bands. Es ist niemand hingegangen 
und hat damals solche Bands gehört oder Kon- 
zerte organisiert mit dem Ziel, diese Subkultur 
für die Gesellschaft - wie soll ich sagen - zu 
„verarbeiten“ oder „schmackhaft“ zu machen. 
Es zeichnet ja gerade die Subkultur aus, daß 
man sich selbst ausgrenzt - sei es durch Klei- 
dung oder gerade durch Musik. Man existiert 
in einem eigenen, selbstgewählten Ghetto. 
Dieses Ghetto auf den Mainstream umzudeu- 
ten, war nie das Ziel. Wäre das so gewesen, 
hätte das bedeutet, daß Leute wie Jello Biafra 
irgendwann Bundeskanzler geworden wären. 
Teilweise wird Hardcore zwar aufgegriffen - 
und Hardcore ist heutzutage Mainstream, zu- 
mindest was die Äußerlichkeiten wie Mode 
und Musik angeht -, aber der Kern, die Vorge- 
hensweise, wie alles organisiert ist, das ganze 
Miteinander, wird natürlich nicht übernom- 
men, sondern völlig ausgeblendet. Auf dem 
Weg zum Mainstream wird der eigentliche In- 
halt - ich sage mal - ausradiert. Und das mei- 
ner Meinung nach im Gegensatz zur rechten 
Subkultur, die ja im Kern genau das verkör- 
pert, was in der Gesellschaft sowieso vor- 
herrscht. Diese Subkultur wird auf dem Weg 
zum Mainstream nur verstärkt und bestätigt. 
Auch die Mitläufer dort müssen nicht groß 
nachdenken, sondern finden Bestätigung. 

Mitläufer sind bei Subkulturen ein wichti- 
ges Thema. Manche Subkulturen sind für Mit- 
läufer auf Dauer nicht geeignet. Wie es bei 
Hardcore im Kern der Fall war und auch noch 
ist. Hingegen bei der rechten Subkultur, die in 
manchen Gegenden dominant ist. Diese ist da- 
für prädestiniert, daß Mitläufer hinter Führern 
herlaufen. 


Was bedeutetes, eine at- 
traktive Subkultur aufzu- 
bauen? 


Wenn ich davon ausgehe, überhaupt eine 
Subkultur aufbauen zu wollen, bedeutet das, 
daß ich mir irgendeine Mode heraussuche, die 
für Leute attraktiv ist. 

Aber was heißt eigentlich attraktiv? Der 
Sozialarbeiter mit Vollbart, Norweger-Pulli 
und Birkenstock-Sandalen war früher für 
Hardcore und Punk das absolute Feindbild. 
Diese ganze Hippie-Subkultur oder das, was 
Ende der 70er und Anfang der 80er im Zuge 
der Friedensbewegung eine riesige Bewegung 
in Westdeutschland war, war einer der Gründe 
dafür, daß Punk und Hardcore entstanden 
sind. Es war am Anfang die Äußerlichkeit, 
wobei später, wo das ganze ein bißchen orga- 
nisierter war, die gleichen Inhalte belegt wur- 
den. Es wurden nur nicht diese unattraktiven 
äußerlichen Erscheinungen übernommen. Im 
Endeffekt bedeutet das, daß man keiner Sub- 
kultur ein politisches Ziel überstülpen kann. 
Es sei denn, diese Ziele oder Verhaltensweisen 
sind in dieser Subkultur schon vorhanden. Im 
nachhinein war Hardcore um ’85 bis ’87 eine 
Form von klassischem Anarchismus oder So- 
zialismus: Es wurde einfach nach bestimmten 
Regeln agiert. Die Leute, die das machten, wa- 
ren unvorbelastet und sich dessen gar nicht 
bewußt. Sie hätten wahrscheinlich in dem 
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Fall, daß jemand gekommen wäre - vielleicht 
etwa von der SDAJ - und gesagt, ihr müßt das 
so und so machen, es gar nicht getan. 

Zu Anfang war es nämlich so: Wenn linke 
Gruppen, so klassische Linke wie eben die 
SDAJ, probierten, die Punkszene für sich zu 
instrumentalisieren, hat das einfach nicht 
funktioniert. Im Endeffekt war diese Form von 
- ich sage mal - Anarchismus wesentlich le- 
bendiger, als dieses verkrustete von der Partei 
organisierte, die durchaus viele Mitläufer hat, 
die jedoch nicht in der Lage sind, sich ständig 
der Anforderung zu stellen. 

Eine Subkultur von außen aufzubauen 
und sie dann mit linken Inhalten zu füllen, 
funktioniert absolut nicht. Bei Hardcore und 
Punk war es so, auch wenn es Leute gibt, die 
Punk anders definieren - aber zumindest bei 
Hardcore war es so, daß zufälligerweise sich 
die Inhalte mit klassischen linken Utopien 
decken: Eine sehr menschliche Sache, die ab- 
solut gegen Faschismus ist. Daß sich da Sa- 
chen widergespiegelt haben, bedeutet, das 
man im Endeffekt die ganze Bewegung als 
eine linke Bewegung bezeichnen kann, ob- 
wohl es nicht geplant war. Es sind ja nicht ir- 
gendwelche Aktivisten hingegangen und ha- 
ben für Jugendliche, die in einer gewissen 
Phase ihres Lebens ausbrechen wollen, etwas 
bereitgestellt, damit die nicht auf die „schiefe 
Bahn“ geraten. Das wäre letztlich die klassi- 
sche Sozialarbeit, die nichts mit Spaß zu tun 
hat, der der Faktor Nummer eins einer Sub- 
kultur.ist - es muß den Leuten Spaß machen 
und,es darf kein Zwang dahinter stecken. 

1 ‚Emand anderer Meinung? 


Publikum: Es gibt ja Subkulturen, wo sich 
die selbstgewählte Frage der Ausgrenzung gar 
nicht stellt, weil die Leute dort automatisch 
ausgegrenzt werden. Das klassische Beispiel 
ist der Hip Hop in Amerika. 


Moses: Ich gehe bei meinen Ausführun- 
gen nur von meinem „kleinen begrenzten 
Blickwinkel“ aus. Ob Hip Hop in Amerika 
wirklich das ist, was wir uns vorstellen, ist 
eine andere Frage. Nämlich die, ob die nicht 
größtenteils auch nur vermarktete Mode sind - 
die ganzen Erscheinungen im Mainstream 
übernommen werden. Wie die Inhalte da ge- 
deutet werden, darüber ließe sich lange disku- 
tieren. Ich denke mal, daß Hardcore die Sub- 
kultur ist, um die es hier bei diesem Kongreß 
geht und die am ehesten zum Thema paßt. In 
gewissem Sinne ist Hip Hop in Deutschland 
auch passend - aber letztlich doch eine völlig 
andere Geschichte. 


Publikum: Hardcore war definitiv immer 
weiße Mittelklasse und ein Männerverein. 
Aber auch schon seit Anfang der 80er gab es 
eine Hip Hop-Szene in Deutschland. Es war 
und ist die Subkultur, wo am meisten Auslän- 
der dabei gewesen sind und noch sind. 


Moses: Ganz klar. Hardcore kommt aus 
der Mittelschicht, viele sind vielleicht sogar 
rich-kids. Und sind - hier - fast nur Deut- 
sche... 


Publikum: ... Ja aber es ist doch ein ent- 
scheidender Unterschied, wenn ich eine anti- 
rassistische Jugendkultur aufbauen will. Das 
ist ja mit Hardcore im Endeffekt das gleiche 
oder nicht viel anders als mit Rechtsrock. 


Moses: Das ist ja der Punkt, der oft ge- 
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bracht wird, um die Hardcoreszene - ich sage 
mal - zu diskreditieren. Weil die Leute aus ei- 
nem bestimmten Milieu kommen, spricht man 
den Leuten ab, so und so zu denken oder zu 
handeln, was im Prinzip auch eine Form von 
Rassismus ist. Man kann nicht einfach sagen, 
bloß weil in dem oder dem Milieu viele Aus- 
länder sind, sind die gleich voll okay. Als in 
Mannheim vor einiger Zeit St. Pauli-Spiel 
war, gab’s die Auseinandersetzungen nicht 
zwischen Nazis und Gegendemonstranten, 
sondern in erster Linie haben irgendwelche 
ausländischen Gangs die Linken angemacht, 
weil die „Zecken“ stinken würden und was 
weiß ich noch alles. Du kannst nicht einfach 
nach dem alten Bild hingehen und sagen: die 
sind okay, weil sie Türken sind, bla, bla bla. 


Publikum: Ist es nicht so, daß eine Sub- 
kultur durch eine Markt-Strategie beeinfluß- 
bar ist? Ich habe da immer noch die Sex Pi- 
stols im Kopf, wo jemand mit dem festen Wil- 
len angetreten ist, Geld zu machen? 


Moses: Great Rock'n'Roll Swindle, das 
war ein genialer Schachzug. Die haben sich ja 
eigentlich selbst hoch genommen und wirklich 
Kohle damit verdient - zumindest ein paar 
Leute - und haben im Prinzip viele Leute mit 
der subversiven Idee vertraut gemacht. Ohne 
Sex Pistols gäbe es keine Punkszene. 


Publikum: Aber das widerlegt ja gerade 
Deine These. Subkultur läßt sich also durch- 
aus mit einer gewissen Strategie pushen. 


Moses: Nein. Beim Great Rock’n’Roll 
Swindle geht es darum, daß die sich über das 
Rockbusiness lustig machen und Geld damit 
verdienen. Das ist ein Aufhänger, wie du erste 
oberflächliche Kontakte zu einer gewissen 
Szene bekommst - bei den Rechten sind das 
vielleicht die Böhsen Onkelz. Wenn du inter- 
essiert bist, forschst du nach und siehst das, 
was dahinter steckt - daß es dort immer weite- 
re Räume oder Nischen gibt. Von daher ist 
dieser Great Rock’n’Roll Swindle im Hinter- 
kopf immer da. Nur ob der dich in deinem 
Handeln beeinflußt, wenn du dich in deinem 
kleinen AJZ krumm machst und selbstorgani- 
sierte Konzerte aufziehst, bezweifle ich. Das 
spielt für dich keine Rolle. 


Publikum: Es geht mir um das Wirken ei- 
ner Strategie. 


Moses: Gut, Great Rock'n'Roll Swindle, 
konkret der Film, das ist einfach Unterhal- 
tung. Plakativ werden Konsumenten konfron- 
tiert. Entweder sie sehen es einfach nur als ei- 
nen Film oder sie forschen nach, ob es da 
mehr gibt - rasieren sich vielleicht die Haare 
ab und färben die bunt. Ein anderes Beispiel 
wäre der Film Romper Stomper - für Skin- 
heads. Du siehst den Film als 14jähriger und 
findest vielleicht diesen Heini Kendo aus dem 
Film cool. Und dann forschst du nach. Wenn 
du ein kompletter Vollidiot bist, wirst du dann 
wirklich Nazi. Nur der 14jährige ist durch den 
Film damit in Kontakt gekommen und wurde 
nicht durch den Film zum Nazi. Wenn er ein 
Faschist ist, dann wird er nach kürzester Zeit 
merken, daß dieses Bild oder was der verkör- 
pert, auf ihn zutrifft - er sich in der Rolle wohl 
fühlt. Wenn es nicht so ist und er macht das 
nur aus Protest, weil er seinen Sozialarbeiter 
schocken will, dann wird er irgendwann mer- 
ken, daß es nicht sein Ding ist. Er wird dann 
vielleicht im extremen Fall zum SHARP-Skin. 


Publikum: Es wäre interessant, wenn du 
etwas dazu sagst, wie eine Gesellschaft aufge- 
baut sein muß oder welche Eigenschaften der 


Gesellschaft überhaupt dazu führen, daß Sub- 
kulturen möglich werden und ein Bedürfnis 
danach besteht. 


Moses: Durch den materiellen Überfluß in 
der Industriegesellschaft. Für viele ist es ja 
auch nur ein Hobby: Man hat die Zeit für eine 
Subkultur. Sie spielt sich hauptsächlich in der 
Freizeit ab und das „normale“ Leben hat mei- 
stens mit dieser Subkultur nichts zu tun und 
die Verhaltensweisen werden auch gar nicht 
übertragen. Es ist ja völlig normal, daß mit- 
tags jemand in der Bank arbeitet und er 
abends im Kaninchenzüchterverein mitmacht. 
Es sind völlig getrennte Bereiche. Wenn du in 
einer Gesellschaft leben würdest, wo du zum 
Überleben 16 Stunden am Tag arbeiten müß- 
test, gäbe es diese Form von Subkultur garan- 
tiert nicht. Es ist also ein klassisches Ding von 
« ja - Erster Welt bzw. Industrienationen. Sub- 
kulturen, die in der Dritten Welt existieren, ha- 
ben wahrscheinlich ganz andere Gründe, weil 
sie durch ihr Milieu hinein gezwungen wer- 
den. Oder auch Hip Hop. Er ist durch die 
Ghettoisierung in meinen Augen keine Sub- 
kultur, denn er ist ein logisches Produkt der 
Zustände. Subkultur ist mehr oder weniger frei 
gewählt. In der bewegt man sich und man 
kann die auch wechseln. Wenn du in einer Si- 
tuation bist, aus der du nicht mehr heraus 
kannst, dann ist das ja wohl keine Subkultur 
mehr. 


Publikum: Ist Techno eine Subkultur? 


Moses: In Techno werden zwar teilweise 
Inhalte hineinphilosophiert. Aber Subkultur, 
das ist er nicht. Dieses ganze oberflächliche 
Love and Peace - das sind einfach nur Wörter. 
Ich habe zwar damals die Hippiebewegung 
nicht mit gemacht. Aber vermutlich haben die 
wirklich gefickt. Bei Techno ist alles nur Bla 
Bla. 


Publikum: Wo liegt denn da heute der Un- 
terschied zur Hardcore-Bewegung? 


Moses: Es gibt keinen unbedingten mehr. 
Du kannst auf der Love Parade zig Leute se- 
hen, die du am nächsten Tag auch auf einem 
Hardcore-K.onzert siehst. Das ist ja der Punkt: 
Auf dem Weg zum Mainstream gehen die In- 
halte verloren. Wenn du heutzutage in der 
Straßenbahn einen Typen mit ‘nem Black 
Flag T-Shirt siehst, gehst du nicht automa- 
tisch zu dem hin und fängst mit dem ein Ge- 
spräch an. Früher war das so. Du kamst in 
eine Stadt, da kam einer an mit Iro und es gab 
eine Begrüßung mit Handschlag. ‘Ey Kumpel, 
wie geht’s? Was geht ab? Wo kann man hier 
hingehen?’ Heute ist das absolut undenkbar. 
Beispielsweise der Typ mit dem Black Flag 
Shirt würde dich angucken - gerade wenn du 
ein „älterer Mann“ bist - und denken: ‘Ey, was 
will der Alte? Will der mich verarschen oder 
was?’ Der würde wahrscheinlich noch sagen: 
‘Hier haste ‘ne Mark, geh’ weiter’. 


Publikum: Ich denke nicht, daß Subkultur 
ein Zufallsprodukt ist und die Inhalte aktiv 
von Leuten bestimmt werden. Im Moment ist 
die Tendenz bei Hardcore und Punk, daß Leu- 
te nicht mehr aktiv sind und keine Inhalte 
mehr hinein getragen werden. Sie akzeptieren 
viel mehr alles so, wie es ist. 


Publikum: Ich finde es Quatsch, was du 
zur Technobewegung sagst. Es gibt auch ande- 
re Strömungen im Techno, die nicht kommer- 
ziell sind - zum Beispiel illegale Parties, in al- 
ten Fabrikhallen oder Streetparties. 


Moses: Wenn du Techno sagst, mußt du 


auch Love Parade sagen ... 


Publikum: ... Ja, aber guck dir doch mal 
heute die ganzen Pseudo-Punks an. Die haben 
nur das Saufen in der Birne. 


Moses: Die Subkultur oder Bewegung 
lebt von den Persönlichkeiten, die sie ausfül- 
len. Wenn du jetzt 10 Leute hast, die wirklich 
was drauf haben, dann wird das natürlich im- 
mer wachsen. Nur irgendwann ist ganz normal 
eine Abnutzung da. Und wenn niemand nach- 
kommt, sich niemand mehr die Arbeit macht. 
Das ist letztlich auch der Punkt, der mit der 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklung zusam- 
menhängt. Ende der 70er, Anfang der 80er 
war es natürlich viel leichter, in der Freizeit 
die Dinge auszuleben. Heute ist der ganze 
Wettbewerb viel härter. Es ist ein krasserer 
Kapitalismus, in dem Geld eine noch viel be- 
deutendere Rolle spielt. Da Leute zu motivie- 
ren - das funktioniert einfach nicht. Selbst 
wenn du einen Plan hättest und würdest die 
Leute auffordern: ‘He, wir haben hier ‘ne geile 
Subkultur, füllt die mal aus. Die hat ‘ne Ge- 
schichte und da ist das und das passiert’. Für 
einen 15jährigen wäre das logischerweise gäh- 
nend langweilig, weil das eine Sache wäre, die 
irgendwelche alten Heinis schon mal gemacht 
haben. Er wäre davon wahrscheinlich abgesto- 
Ben. 

Auf der anderen Seite hast du in der rech- 
ten Subkultur inzwischen fast schon mehr 
Fanzines als in der Hardcore-/ Punk-Szene. 
Wenn du dir mal so ein rechtes Scheisshaus- 
Heft anguckst, die haben Fanzine-Rezensio- 
nen ohne Ende. Es zeigt auch, daß jeder in der 
Szene irgendwas machen kann - wie bei Hard- 
core und Punk. Früher hieß ces, jeder kann was 
machen: Konzerte organisieren, ‘ne Band, ein 
Fanzine. Das war ja früher das Ding - do it 
yourself. Das ist inzwischen auch längst von 
Rechten übernommen worden. 


Publikum: Ich wollte auf die These mit 
der Zufälligkeit von Subkulturen zurückkom- 
men. Die beiden Tage des Kongresses wurde 
ja viel darüber nachgedacht, woher die starke 
Nazi-Szene im Osten kommt. Deine These ist 
nun eine ganz neue: die Szene ist nur zufällig 
entstanden. Außerdem würde mich interessie- 
ren, was Subkultur überhaupt ist. Ist jede Mu- 
sikrichtung eine Subkultur? Ist Jazz oder Klas- 
sik auch Subkultur? 


Moses: Um Mißverständnissen vorzubeu- 
gen: Ich rede in erster Linie immer von Hard- 
core, weil das die Subkultur ist, aus der ich 
komme. Und da funktioniert das geplante 
Ding nicht. Nur bei der rechten Subkultur 
funktioniert das hundertprozentig. Es handelt 
sich bei beiden um völlig konträre Inhalte. 
Das fängt an beim Führerprinzip. Es ist für die 
Rechten ziemlich einfach, eine Subkultur zu 
errichten. Dort können sie ihre Leute rekrutie- 
ren und sich auch bei dem Do It Yourself- 
Ding austoben. Der Nachteil, den Linke ha- 
ben, ist ein kritisches Ding aufzubauen. Das 
ist das Riesenproblem. Du kannst die Leute 
nicht von Grund auf umerzichen, damit sie fä- 
hig werden, in eine anspruchsvolle Subkultur 
überhaupt „reingehen“ zu können. Die ganze 
allgemeine Erziehung läuft ja diesbezüglich 
auch genau entgegengesetzt. Die Bildung wie 
in den 70er Jahren, daß viele Leute aus dem 
Arbeitermilieu aufs Gymnasium gehen konn- 
ten, gibt es heute auch nicht mehr. Und solche 
Sachen wirken sich natürlich aus. 

Ja und zu der Frage, ob Jazz nun Subkul- 
tur sei. Nun, manche Ärzte finden das cool mit 
‘nem Rotwein abends irgendwo herumzusit- 
zen. Ob das nun Subkultur ist - keine Ahnung. 


Be 


VI Konzepte/Strategien — Subkultur — Moses Arndt 


Publikum: Mir ging es nicht um Jazz, 
sondern um die Definition. Ist jede Musikrich- 
tung eine Subkultur? Oder verbinden sich da- 
mit gewisse Lebensvorstellungen? 


Moses: Musik, Kleidung usw., das ist al- 
les nur ein Ausdruck. Die Hauptsache ist die 
Einstellung. 


Publikum: Ich wollte noch mal zurück zu 
der Ausgangsfrage, ob wir uns um den Aufbau 
einer attraktiven Subkultur bemühen müssen. 
Du hast das ja aus deiner Sicht ziemlich ab- 
gekanzelt. Ich würde jedoch sagen, wir sind 
selbst Subkultur. Wir können uns auch selbst 
prägen. Für mich ist dabei die Frage nach der 
Attraktivität die Hauptsache. Eben auch das 
Bemühen um mehr kulturelle Werte. 


Moses: Klar, du kannst immer an dir 
selbst arbeiten. Ob das dann auf andere Leute 
ausstrahlt, ist die eine Sache. Nür du kannst 
nicht nach dem großen Plan hingehen und dir 
selbst einreden, du müßtest jetzt das und das 
tun, damit es genau jene Wirkung hat. Das ist 
Schwachsinn. In dem Moment wärst du ja wie 
ein Lehrer. 


Publikum: Du hast natürlich recht, wenn 
du sagst, von außen oder von oben läßt sich 
nichts aufbauen. Andererseits ist es auch rich- 
tig, daß wir keine wirklichen Außenstehenden 
sind. Der Vergleich mit dem Norweger-Pulli 
tragenden Sozialarbeiter trifft auf uns, die wir 
hier sitzen, kaum zu. Entweder sind wir Teil 
einer Subkultur oder stellen selbst eine dar. 
Von daher haben wir auch das Potential für 
eine Veränderung, für eine Politisierung. 


Moses: Klar, wir haben fast alle keinen 
Norweger-Pulli an. Nur auf manche Leute 
wirkt vielleicht ein schwarzer Kapuzenpulli 
genauso, wie auf uns ein Norweger-Pulli ge- 
wirkt hat. Es ist schon eine sehr starke Unifor- 
mierung da. Und die Leute, die das schen, 
denken halt: ‘Oh man, was ist denn das für ein 
Traditionalisten-Penner-Verein! So will ich 
einfach nicht aussehen! Das sieht schlampig 
aus, absolut unsmart und blöd. Da zich ich 
mir lieber ein Fred Perry-Hemd an. Da bin ich 
echt cool.’ Das ist auch ein Weg, der über die 
Mode geht. Leute, die auf Kleidung fixiert 
sind, werden dann niemals Linke. Da werden 
die eher zum Nazi-Popper. 


Publikum: Es wird hier viel über Subkul- 
turen geredet und alles in erster Linie an Äu- 
Berlichkeiten wie Musik, Kleidung und Sym- 
bolen festgemacht. Das entscheidende ist doch 
festzustellen, wie und wo so etwas entstehen 
kann - in welchem gesellschaftlichen Kontext. 
Sind Subkulturen ein Bereich, der für die Kul- 
turindustrie nicht vereinnahmbar ist, wo Sym- 
bole besetzt werden können, wo bestimmte 
Ausdrucksformen gefunden werden können? 
Sich diese Orte zu erschließen, ist keine Sache 
aus einer subjektiven Entscheidung heraus, 
sondern Sache eines Freiraumes, den Leute für 
sich entdecken und besetzen. Wie und mit 
welchen Inhalten dieser Freiraum besetzt wird, 
ist relativ beliebig. In diesem Sinne ist auch 
Punk/ Hardcore eine Form von Freiraumbeset- 
zung. Lange Jahre waren beide ein Stück weit 
nicht integrierbar. Genauso gibt es aber auch 
eine Nazisubkultur, die ein ganzes Stück weit 
in den kapitalistischen Verwertungsprozess 
nicht integrierbar ist. Bestimmte Symbole, be- 
stimmte Haltungen von denen, sind momentan 
einfach nicht integrierbar. Die Popindustrie 
kann momentan keine Hakenkreuze oder ähn- 
liche Symbole integrieren. Ich will damit sa- 
gen, daß ich diese ganze Diskussion um Sub- 
kultur und wie damit als Linker umzugehen 
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ist, für relativen Humbug halte. Jedenfalls so- 
lange das aus einer Haltung passiert, sich Sub- 
kulturen angucken zu wollen und daraufhin zu 
entscheiden, ob die für mich einen Wert haben 
oder verwertbar sind. Soweit sie nämlich für 
mich als Linker, mit meinen Inhalten, mit mei- 
ner linken Politik, verwertbar sind, hören sie 
auf, Subkulturen zu sein. Es wird immer Sub- 
kulturen geben, wie Punk/ Hardcore eine war, 
die mit linken Ideen und Utopien ein Stück 
weit parallel oder kongruent sind. Man wird 
die aber nie zu einer linken Subkultur machen 
können. Ich werde mich innerhalb einer Sub- 
kultur auch als Linker verhalten. Aber da- 
durch werde ich sie nicht zu einer originär lin- 
ken Subkultur machen. 


Moses: Wenn ich das richtig verstanden 
habe, willst du das mit der Mode usw. hinten 
anstellen. Für mich ist das aber der wichtigste 
Punkt. Die Entstehung einer Subkultur muß ja 
erkennbar sein: Wo ist dieser Raum? Sind da 
Leute, die so etwas verkörpern? Wenn wir alle 
absolut getarnt rumlaufen würden, wäre es gar 
nicht möglich, diese Freiräume zu besetzen. 
Das Outfit ist wiederum ein schr wichtiger 
Punkt, der nichts über die Inhalte aussagt. 


Publikum: Des öfteren geisterte hier beim 
Kongreß der Begriff der Gegenkultur rum. Ich 
fände es gut, darüber zu reden, was diese-Ge- 
genkultur ist. Vielleicht kommen wir einen 
Schritt weiter, wenn wir uns überlegen, daß es 
Subkulturen und Gegenkulturen gibt. Aus 
meiner Erfahrung kann ich sagen, daß in ei- 
nem autonomen Zentrum sehr viel die Identifi- 
kation mit unserem Umgang ausgemacht hat. 
Identifikation damit, daß wir alles gemeinsam 
und zusammen besprochen haben, Identifika- 
tion damit, daß wir das billigste Bier in der 
Stadt hatten und daß die Konzerte immer ver- 
dammt wenig Geld gekostet haben. Es ging 


also nicht um die Codes und auch nicht um 


die Klamotten, sondern darum, ob wir was 
vermittelt haben. Welche Anziehungskraft hat- 
ten wir nach außen? Dieser Bereich ist jener, 
wo ich eine Gegenkultur entwickeln kann. 
Denn dann weiß ich auch wofür. Und wenn 
ich so eine Kultur habe, dann habe ich auch 
irgendwann eine Mucke, die dazu paßt. 


Moses: Wenn du sagst, daß du die Arbeit 
im autonomen Zentrum im nachhinein so 
siehst, daß du Leute „manipuliert“ hast, ver- 
gißt du, daß viele Leute einfach bloß Spaß ha- 
ben wollen. Wenn du ein Konzert machst und 
findest die Musik einfach nur genial, möchtest 
du, daß andere Leute das auch hören. Dadurch 
willst du die Leute aber nicht erzichen, son- 
dern du bringst unbewußt diese ganze Kultur 
anderen näher. Im nachhinein stellt sich das so 
dar, als hättest du vorher den Plan gehabt, dic- 
se Kultur vorzuleben und alle anderen finden 
das toll. Im Prinzip ist das eine Art Sozialar- 
beit. Für die meisten aber ist es einfach völlig 
egoistischer Spaß. Sie engagieren sich, ma- 
chen irgend etwas, weil sie dort ihre Freunde 


haben, weil sie die Sachen, die sie hören oder ' 


lesen, anderen Leuten näher bringen wollen. 
Nicht aber um die zu beeinflussen. 


Publikum: So langsam nervt mich diese 
Diskussion um Subkulturen. Schließlich ist es 
ein Festmachen an reinen Äußerlichkeiten, de- 
nen dann Inhalte unterstellt werden. Es ist 
doch aber längst nicht so, daß beispielsweise 
alle Punker super Antifas, alle Skins Nazis 
oder alle Technofreaks Scheiße sind, weil sie 
auf Kommerz abfahren. Ich denke, es geht 
darum, auch zu schen, daß es linke Skinheads 
gibt, daß es Punks gibt, die mit Hakenkreuzen 
rumlaufen. Mich nervt, daß hier per se einer 
Subkultur eine Gleichheit unterstellt wird. 
Wenn ich mich hier so umschaue, könnten wir 
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auch über unsere Subkultur reden. Ich sche 

hier Skins sitzen, ich sche hier Punks und ich 
sche hier andere sitzen. Worum geht es uns ei- 
gentlich? Geht es uns darum, über linke Inhal- 
te und Formen von Gegenkulturen zu reden? 
Oder geht es darum zu überlegen, wie wir uns 
ab nächster Woche anziehen wollen? 


Publikum: Die Tatsache, daß sich Leute 
auf eine Demonstration begeben haben mit der 
Drohung gegenüber der Staatsmacht: “Wir 
können auch anders!’, war ja im Grunde das 
was die autonome Bewegung, als Jugendbe- 
wegung oder auch als Subkultur lange Jahre 
geprägt hat. Müssen wir diese Codes überar- 
beiten, müssen wir neue erfinden? Die Auto- 
nomen sind ja nicht nur Ideologie, sie sind ja 
auch eine Kultur. 


Moses: Das ist auch ein interessanter 
Aspekt, der innerhalb der autonomen Szene 
diskutiert wird, daß das Outfit eine gewisse 
Gewaltbereitschaft darstellt, die aber im End- 
effekt nicht eingelöst wird. Jeder läuft rum wie 
der große Straßenkämpfer und wann ist mal 
was los? Früher an der Startbahn West oder 
sonstwo, da hat’s einfach gebollert ohne Ende. 
Wann ist denn heute schon mal eine schöne 
Straßenschlacht? Die kann man an drei Fin- 
gern im Jahr abzählen. Das ist eigentlich wirk- 
lich ein Traditionalistenverein in der Bezie- 
hung. Wenn es wirklich abgeht, sind es ausge- 
rechnet die Leute, die nicht in diesem Outfit 
rumlaufen. Und diejenigen, die mit ihrer 
Tracht rumlaufen, sind halt die ersten, die 
wegrennen. Und das strahlt auch wieder auf 
Jüngere aus: Wenn sie die Autonomen vor den 
Bullen rennen sehen, dann ist natürlich der 
Hooligan, der zwei Bullen weghaut, attrakti- 
ver. Es ist echt peinlich, wenn du mit dem vol- 
len Kampfoutfit die Ansagen machst, und 
wenn dann was kommt... bitte. 


Antifaschistische Jugendarbeit 
vom Antifa-Schulnetz (ASN) Leipzig und der Roten Anti- 
faschistischen Aktion Leipzig (RAAL) 


Referat Antifa-Schulnetz 
Leipzig: 


Vorwegzunchmen ist, daß es sich beim 
ASN ursprünglich um ein von SchülerInnen 
selbst initiiertes Jugend-Antifa-Projekt han- 
delt, welches nicht durch schon bestehende 
Strukturen ins Leben gerufen wurde. 


Inhaltliche und formelle Aus- 
richtung 


Antifaschistische Jugendarbeit ist wich- 
tig, um Jugendlichen linke Politik nahe zu 
bringen und um linken Jugendlichen die Mög- 
lichkeit zu geben, ihr politisches Bewußtsein 
zu entwickeln und selber politisch wirksam zu 
sein. 

Beim ASN soll sich das anfangs eher als 
Gefühl vorhandene Politikverständnis zu einer 
Politik entwickeln, die darüber hinausgeht ge- 
gen das Bestehende in Aussehen und Verhal- 
ten zu rebellieren und aus einer Anti-Nazi- 
Haltung soll eine Politik werden, die sich 
grundsätzlich gegen rassistisches und nationa- 


listisches Denken richtet. Zu der Entwicklung 
eines fundierten Weltbildes gehört ebenso die 
kritische Auseinandersetzung mit Hierarchien 
und Sexismus, sei es nun im Bezug auf die ei- 
gene Gruppe oder die Gesellschaft, wie auch 
die Verständigung über Kapitalismusanalysen 
und Gesellschaftsentwürfe. Uns ist es wichtig, 
daß Praxis und Theorie eine Symbiose bilden, 
damit Politik nicht zur Farce wird. Nur so 
kann sich für uns beispielsweise ein politi- 
sches Militanzverständnis entwickeln, welches 
sich klar von einem Gewaltfetischismus auf 
der einen Seite und einem verklärten Pazifis- 
musideal auf der anderen Seite abhebt. 

Der Anspruch für antifaschistische Ju- 
gendarbeit sollte es also sein, eine politische 
Identität bei Jugendlichen zu erzeugen, die 
über eine soziale Identität, wie das Dazugehö- 
ren zu einer Subkultur, hinausgeht. Es muß 
ein Bewußtsein entstehen, das die gesamte 
Gesellschaft kritisch hinterfragt. 

Das ASN legt Wert darauf eine heterogene 
Gruppe im Rahmen eines linken Politikver- 
ständnis zu sein. Das heißt sowohl inhaltlich 
als auch im Bezug auf die Umsetzung wollen 
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. wir offen und fähig zu einer Weiterentwick- 


lung bleiben. Gruppeninterne Hierarchien und 
festgefahrene Strukturen müssen ständig in 
Frage gestellt werden, ohne daß darunter Ver- 
bindlichkeiten leiden. 


Antifaschistische Politik und 
ihre Attraktivität 


Unter diesen inhaltlich und formellen Prä- 
missen muß es gelingen, antifaschistische Po- 
litik für Jugendliche attraktiv zu machen. Nö- 
tig ist zuallererst, attraktive Freiräume in ein- 
deutiger Abgrenzung zu Schulen und Jugend- 
clubs zu schaffen, in denen sich linke Jugend- 
liche treffen, wo sie sich austauschen können, 
Informationen bekommen, und von wo aus sie 
an Antifaschistische Strukturen herantreten 
können. Wichtig hierbei kann ein differenzier- 
tes Zugehen auf diverse subkulturellen Grup- 
pen sein. Das können regelmäßige Partys, Ca- 
fes o.ä. sein, die eben genanntes erfüllen. 
Wirksam ist es, Schulen und Jugendclubs mit 
Infomaterial, Plakaten und Graffitis einzudek- 
ken, weil über diese Orte alle Jugendlichen er- 


it werden können. Empfehlenswert ist 
ich eine SchülerInnenzeitung, die zusätzlich 
viele Themen sensibilisieren kann. Diese 
zühlung ist aber absolut kein Garant dafür, 
igendliche wirklich aktiv werden zu lassen. 
Das müssen Strukturen leisten, die Jugendli- 
olhen die Möglichkeit geben, sich auf vielen 
‚Veldern zu betätigen, sei es theoretisch oder 
En Wobei auffällt, daß Jugendliche ihre 
emmungen und ihr Konsumverhalten cher in 
kleineren Kreisen ablegen. Hinderlich sind 
hierbei besonders Cliquenwirtschaften und ar- 
fogantes Auftreten von Älteren, wenn diese 
zum Beispiel nicht in der Lage sind, Erfahrun- 
gen und Wissen an Jüngere heranzutragen, mit 
ihrem Wortschatz zu haushalten oder mit an- 
deren Herangehensweisen umzugehen. Auch 
ein zu hohe Gewichtung von Konspiration 
kann auf Jugendliche hemmend wirken. Wich- 
(ig sind also insbesondere eine höchstmögli- 
che Transparenz, ein Zugehen auf Jüngere 
und eine Form gleichberechtigten Umgangs 
miteinander. Unter ein verantwortungsvolles 
„Miteinanderumgehen“ fällt auch, daß Ju- 
dlich nicht instrumentalisiert oder ver- 
ht werden. Die Vermittlung eines linken 
Politikverständnisses ist besser als dogmati- 
sche Phrasendrescherei, plakative Propaganda 
oder Klamotten- und Körperkult, die eher re- 
knutieren, anstatt Jugendlichen die eigene Po- 
Itik zu vermitteln. 


istische Jugendar- 
vs. Sozialarbeit 


Eigentlich lag uns eine vergleichende 
Auseinandersetzung mit Sozialarbeit bisher 
fern, da in der thematischen Fragestellung 
aber gefordert, hier ein kurzes Eingehen dar- 
auf, j 

Die Unterschiede zur „normalen“ Sozial- 
Arbeit liegt für uns darin, nicht sozial, sondern 
politisch mit Jugendlichen zu arbeiten. Heuti- 
je Sozialarbeit blendet jeden Politikansatz aus 
und sucht Hilfe für die Jugendlichen in ihrer 
Resozialisierung in die bestehende Gesell- 
schaft, während Antifa-Jugendarbeit die Ju- 

lichen anregen soll, politische Verhältnis- 
6 zu hinterfragen und zu ändern. 


Rote 
Aktion Leipzig: 


Wir wollen uns nicht vom Politikansatz 
des ASN abwenden, schen aber das ganze 
Thema von einer anderen Perspektive. Wir 
sind praktisch ältere Antifaschisten und guk- 
ken, wie können wir Jugendarbeit angehen 
und auf Jugendliche zugehen. Das ist ja was 
anderes als eine Selbstorganisierung. Jeder 
Ansatz von Jugendarbeit ist erstmal besser als 
keiner. Somit unterstützen wir einen solchen 
Selbstorganisationsansatz. Wenn sowas funk- 
tioniert, finden wir das gut. Das ist normaler- 
weise aber nicht der Fall, da es häufig in sol- 
chen Gruppen zu Schwierigkeiten kommt, wo 
eine Erfahrungsvermittlung hätte weiterhelfen 
können. So kommt es zu Fehlern, die von 
vornherein hätten umgangen werden können. 

1996 gab es eine soziologische Studie 
vom Bundesverfassungsschutz: „Was sind die 
Autonomen?“ Da werden verschiedene Dinge 
angesprochen. Zum Beispiel daß die durch- 
schnittliche Verweildauer von Personen in der 
autonomen Szene 1-3 Jahre beträgt. Danach 
sind die Leute frustriert von den erhöhten An- 
sprüchen und dem was schließlich umgesetzt 
wird. Dann zerfallen die Gruppen und die 
meisten Leute fallen raus. Das Potential an 


Autonomen die länger in wechselnden Kon- 
stellationen dabei bleiben, wurde in dieser 
Studie auf 3000 bis 5000 geschätzt. Das Aus- 
stiegsalter liegt bei ca. 28 Jahren. In diesem 
Berufstätigenalter ergeben sich neue gesell- 
schaftliche Alternativen, womit auch ein Aus- 
stieg aus der Linken zu verzeichnen ist. 

Ein beachtlicher Satz: „Eine Massenbasis 
haben militante Autonome vor allem in den 
Altersgruppen der 13-16jährigen. Hier verfü- 
gen sie über ein Mobilisierungspotential von 
mehreren 10000 Personen bundesweit.” Das 
ist die zentrale Sache, an der wir ansetzen, 
denn tatsächlich sind die 13- bis 16jährigen 
unser Mobilisierungspotential. Das sind Ju- 
gendliche die mit ihrem Elternhaus in Kon- 
frontation treten, die sich umgucken, die ge- 
sellschaftliche Mißstände erkennen, dagegen 
was tun wollen. Es gelingt uns aber immer 
schlechter unser Potential, welches wir zum 
Beispiel in den Subkulturen haben, zu begei- 
stern. Das liegt vor allem daran, daß wir ein 
schlechtes Bild nach außen abgeben. 

Im Weiteren wollen wir zusammenfassen, 
wo die Punkte liegen, die eine Attraktivität der 
radikalen Linken in der Vergangenheit ausge- 
macht haben. Es waren unserer Meinung nach 
immer drei Felder: Freie Liebe, Drogenkon- 
sum und das militante Auftreten. Im Endeffekt 
geblieben ist uns das militante Auftreten auf 
der Straße, was in keiner Art und Weiße ir- 
gendwie integrierbar ist. Der Drogenkonsum 
und die freie Liebe sind Aushängeschilder der 
kommerzialisierten Technobewegung gewor- 
den. 

Ein Problem ist für uns auch das überhöh- 
te Anspruchsdenken im Umgang mit Hierar- 
chien. Es ist immer so, daß ältere Antifaschi- 
stInnen über mehr Wissen verfügen und es da- 
durch automatisch Hierarchien gibt. Wir sa- 
gen, daß wir diese Hierarchien erstmal so an- 
erkennen müssen, daß diese aber nicht unum- 
stößlich sein müssen. Wir versuchen da stär- 
ker auf eine Vermittlung hinzuwirken und sa- 
gen: Hierarchien sind erstmal da. So machen 
wir das dann in der Antifajugendgruppe, ver- 
suchen das dann aber dahingehend aufzulö- 
sen, daß man die Hierarchien klar benennt, 
und probieren durch eine Wissensvermittlung 
eine Auflösung der Hierarchien zu erreichen. 
Im Endeffekt kann man sagen, daß es in auto- 
nomen bzw. linksradikalen Strukturen immer 
sehr starke Hierarchien gegeben hat, wenn das 
auch immer geleugnet wurde und wird. Das 
waren soziale Hierarchien, wo Politik darüber 
gemacht wurde, daß man bestimmte Leute gut 
kannte, daß man in irgendeiner Art beliebt 
war. Und so sind dann politische Entscheidun- 
gen nicht durch Argumente, sondern durch 
Mauscheleien zustande gekommen. Besonders 
problematisch wird das dann, wenn es zu per- 
sönlichen Streits innerhalb dieser Strukturen 
kommt und diese sich ganz massiv auf die po- 
litische Arbeit auswirken. 

Kommen wir jetzt zu dem generellen Auf- 
bau der Jugendantifagruppe. In solch einer 
Antifajugendgruppe ist es zentral, daß man als 
Anleiter nicht als autoritäre Person auftritt, die 
sagt wo es langgeht, sondern als Respektsper- 
son. So haben wir das genannt und das ist na- 
türlich ein schwieriger Begriff. Aber es soll 
erst mal klar sein, wer diese Gruppe initiiert 
hat. Die älteren Antifas bieten bestimmte Dis- 
kussionspunkte an und probieren natürlich 
schon die Diskussion in eine bestimmte Rich- 
tung zu lenken. Die Anleiter probieren be- 
stimmte Fragestellungen aufzuwerfen, an de- 
nen sich dann eine Diskussion entzündet, dis- 
kutieren da auch mit, versuchen aber soviel ei- 
genverantwortliches Handeln wie möglich 
auszureizen. Im Idealfall sollte das dann so 
laufen, daß innerhalb von ein bis zwei Jahren 
linksgerichtete Grundwerte vermittelt werden: 
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Verhaltensweisen, Umgang mit Repression 
und anderen Dingen. Und es sollen dann na- 
türlich immer wieder neue Leute hinzukom- 
men. Die Leute, die schon einen erweiterten 
Erfahrungsschatz haben, können dann in an- 
dere bestehende Antifagruppen wechseln, weil 
es sonst so ist, daß sich irgendwann die Dis- 
kussionen im Kreis drehen. In älteren Antifa- 
strukturen können diese Leute dann kontinu- 
ierlich weiterarbeiten. Die Erfahrungen auf die 
ich mich hier berufe, basieren größtenteils 
nicht auf Leipzig, weil die Gruppe hier noch 
schr jung ist und die Jugendarbeit hier noch in 
den Kinderschuhen steckt, bzw. erst in der 
Planungsphase ist. Meine Erfahrungen basie- 
ren daher aus der Jugendantifaarbeit in Berlin. 
Kommen wir zu den zentralen Schwierig- 
keiten die bei der Jugendantifaarbeit auftreten 
können. Das sind praktisch die Cliquenbil- 
dung und die Drogen. Diese Problem liegen 
unserer Meinung nach relativ eng beieinander. 
Auch hat man auf diese Probleme nur wenig 
Einfluß. Cliquenbildung kommt zum Beispiel 
durch Liebesbeziehungen zustande. Daraus 
folgt dann, daß sich Leute ausgegrenzt fühlen, 
daß bestimmte Kreise alleine nur noch ihre 
Sachen machen. Dann wird teilweise das Dis- 
kussionsverhalten in der Gruppe beeinträch- 
tigt. Hier ist ein Eingreifen schwer möglich, 
weil sich solche Cliquen immer bilden. Der 
zentrale Moment ist, beim Eingreifen auf eine 
politische Diskussion zu setzen. Daß man ver- 
sucht aus solchen Konflikten durch Diskussio- 
nen das Politische herauszukehren und zu fra- 
gen, was ist daran jetzt privat und was ist dar- 
an das Politische und wo gibt es da Über- 
schneidungen? So kann man probieren, Kon- 
flikte, wenn man sie erkennt, frühzeitig zu 
umschiffen. Das Drogen-Problem ist sehr 
komplex und die Ursachen sind ähnliche wie 
bei der Cliquenbildung. Es ist so, daß immer 
ein relativ großer Pool von Leuten dazu- 
kommt, andere Leute bleiben weg. Das ist nun 
mal so bei offenen Gruppen. Es gibt auch 
eine ganze Reihe von Leuten, die Interesse ha- 
ben, andere Leute kennenzulernen, daß ist für 
die interessant, da bewegt sich was. Und dazu 
gehören dann auch immer Drogen. Viele ma- 
chen das erste Mal Erfahrungen damit, kom- 
men das erste Mal damit in Kontakt. Und 
wenn man da nicht vorsichtig ist, und nicht 
sagt - O.K. man kann schon saufen und kif- 
fen, aber man muß die er auch gut unter 
Kontrolle haben — dann’kann es sein, daß die 
Leute nur noch bekifft zum Treffen kommen, 
daß sich die Gespräche nur noch ums Kiffen 
drehen und das Politische deutlich in den Hin- 
tergrund rückt. Und so was erreicht schnell 
solche Dimensionen, daß ein politisches Ar- 
beiten überhaupt nicht mehr möglich ist und 
die Gruppe dann sehr schnell auseinanderfällt. 
Weitere Problem in solchen Gruppen sind 
Sexismus und Machoverhalten. Viele Leute 
kommen neu in eine Gruppe und wollen sich 
erstmal profilieren. Häufig kommt es dann zu 
Machoverhalten. Ein Beispiel ist der Waffen- 
kult, der dann betrieben wird. Oder es wird 
geprahlt, wie viele man schon umgehauen hat. 
Es kommt zu extrem sexistischen Verhalten. 
Ich habe z.B. selber mal erlebt, daß eine 
männlich Person aus einer Gruppe zu einer 
Frau aus der Gruppe hingegangen ist und ihr 
gesagt hat, daß ihre Freundin besser aussehen 
würde. Solchen Verhaltensweisen muß man 
ganz rapide einen Riegel vorschieben und 
klipp und klar sagen, daß man sowas auf gar 
keinen Fall duldet. Man muß auch Sexismus 
schon relativ frühzeitig diskutieren und the- 
matisieren und eine solche Mentalität über- 
haupt nicht zulassen, daß die Leute die auf der 
Straße die harte Welle machen, die Coolen 
sind, während die anderen nur Flugblattschrei- 
ber oder sonstiges sind. Man muß da unserer 
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Meinung nach schon eine Einheit der Kampf- 
formen fördern und sagen, daß es sowohl gut 
ist auf der Straße nicht nur wegzuschauen, 
aber daß es genauso wichtig ist, inhaltlich zu 
diskutieren und Flugblätter zu verfassen. Es 
muß den Leuten klar werden, daß das ineinan- 
der greifen muß. Es kann nicht so sein, daß je- 
der sich nach seinen Möglichkeiten versucht 
zu probieren. Kein Mensch hat da die gleichen 
Voraussetzungen. Und es darf nicht sein, daß 
Menschen mit anderen Voraussetzungen und 
Ängsten ausgegrenzt werden oder sich deswe- 
gen nicht mehr in die Gruppe einbringen wol- 
len. Hier gibt es auch keinen Spielraum, son- 
dern hier muß man gleich rigide eingreifen. 
Anschließend an so ein Verhalten kann es 
dann relativ schnell zu Repressionen kommen. 
Darüber muß man auch frühzeitig reden. Das 
ist ein Gefahrenpunkt, der relativ frühzeitig 
eintrifft. Die Jugendlichen stacheln sich ge- 
genseitig auf und sind sehr aktionistisch. Das 
gibt es eigentlich in jeder Jugendgruppe. Hier 
muß man die Leute auf Gefahren aufmerksam 
machen. Sonst machen die Leute irgendwel- 
che unüberlegten Sachen, wie daß man bei ir- 
gendwelchen Demos ganz nach vorne rennt 
und dort wild gestikuliert. Dabei werden sie 
dann ganz schnell eingebuchtet. Diese Leute 
sind dann sofort eingeschüchtert. Eventuell 
kommt es dann zu Aussagen oder ähnlichen 
Dingen. Hier muß man probieren mäßigend 
einzuwirken. Auch daß gelingt nur tendenzi- 
ell. So kann man sagen: Hey überlegt euch 
mal, so und so kann es passieren, auf das und 
das müßt ihr achten. Man sollte ein verant- 
wortliches Verhalten einfordern und auf De- 
monstrationen probieren, die Leute regelrecht 
zurückzuhalten. — Ja, guckt euch das erst mal 
an und analysiert, wie die Bullen reagieren, 
das sind die Reaktionen die dann hervorgeru- 
fen werden, das sind die Dinge, die erlaubt 
sind —. Beim Thema Vermummung verstehen 
die Leute z.B. überhaupt nicht, warum das 
verboten ist und welche Gefahren da lauern. 
An solchen Ecken muß relativ schnell Erfah- 
rung übermittelt werden. Also unser Ansatz, 
sich um die Leute zu kümmern, mit ihnen zu- 
sammen auf Demonstrationen zu gehen und 
ihnen die Dinge zu zeigen und zu erklären, 
gelingt ziemlich gut. Man selber muß zwar auf 
den Demos zurückstecken, was aber besser ist, 
als danach mit dem großen Zeigerfinger den 
Jugendlichen zu erklären, was für Scheiße sie 
gemacht haben. Dann läßt sich noch sagen, 
daß es in der Jugendantifaarbeit immer Höhen 
und Tiefen gibt. Es existiert eigentlich nicht 
das Paradebeispiel, wie es total super läuft. Es 
ist einfach so, daß es mal bergauf und mal 
bergab geht. Man darf auch nicht frustriert 
sein, wenn es mal wieder Scheiße läuft, mal 
viele Leute wegbleiben oder man gerade gegen 
einen der drei Punkte o.g. wenig machen 
kann. In jungen Gruppen herrscht nun mal 
eine starke Dynamik. 

Kommen wir jetzt dazu, wie man eine 
solche Antifajugendgruppe aufbaut. Erstmal 
muß man sich mit der Gruppe auseinanderse 
zen, was man erreichen will, an welchen kon 
kreten Zielen man die Arbeit organisieren wi 
In Berlin ist das zum Beispiel schr stadtteilori- 
entiert. Das heißt, dort geht man zu den Ju- 
gendlichen im Stadtteil und versucht, mit de- 
nen im Stadtteil am Naziproblem zu arbeiten. 
Man muß zum Beispiel einen Raum finden, in 
dem man sich treffen kann. In den Großstäd- 
ten sollte das Ganze stadtteilbezogen sein, in 
kleineren Städten können dann auch umlie- 
gende Gemeinden mit einbezogen sein. Auf 
jeden Fall muß man einen Raum finden, in ° 
dem man arbeiten kann, wo es auch keinen 
größeren Streß gibt. Dann würden wir vor- 
schlagen, eine Antifajugendzeitung zu ma- 
chen. Es gibt ja bundesweit ungefähr zwanzig 


verschiedene Jugendzeitungen. Man muß da 


thematisch überhaupt nicht großartig suchen, 
denn man kann sich einfach die anderen Anti- 
fajugendzeitungen schicken lassen und kann 
sich daran orientieren. Da macht man dann ei- 
nige eigene Beiträge, zum Beispiel über be- 
stimmte politische Ereignisse die vor Ort pas- 
sieren. Es ist nicht so eine Höllenarbeit, wie 
man denkt. In dieser Zeitung, man kann auch 
einen Flyer, also die kleinere Version, machen, 
sollte man dann für ein erstes offenes Treffen 
mobilisieren. In einer Gegend mit einem grö- 
Beren Naziproblem sollten mehr Leute im Um- 
feld des Treffens bereitstehen, falls es Streß 
oder Ärger geben sollte. Es sollte dann aber 
nicht der ganze Raum voll mit älteren Antifas 
sitzen, das ist nicht Sinn der Sache. Beim er- 
sten Treffen haben wir die Erfahrung gemacht, 
daß die Leute unschlüssig sind und man selber 
viel erzählen muß. Alle hören sich das erstmal 
an. Wir haben das dann immer so gemacht, 
daß wir gesagt haben, welche Probleme wir in 
diesem Stadtteil sehen und warum wir hier 
eine Antifagruppe machen wollen. Dann soll- 
ten die Leute nach ihren Vorstellungen gefragt 
werden. Bei den ersten Treffen ist es so, daß 
es zu einem wilden Sammelsurium von Vor- 
stellungen kommt und viele Erwartungen da 
sind. Hier sollte man, so denken wir, nicht ein- 
greifen, sondern die Punkte sammeln, auch 
mit den Leuten überlegen: -O.K. wir können 
uns das als erste Aktion überlegen- 

Wir gestalten die Treffen so, daß die in- 
haltlichen Sachen, wo auch die drei Problem- 
punkte (Cliquenbildung, Drogen, Sexismus) 
darunter fallen, ungefähr die Hälfte dieser 
Treffen einnehmen. In der anderen Hälfte soll- 
ten technische Fragen, Teilnahme an Demon- 
strationen und konkrete Aktionen geklärt wer- 
den. Damit sind wir eigentlich immer am gün- 
stigsten gefahren. Auf gar keinen Fall darf es 
so sein, daß irgendwie nur technische Fragen 
geklärt werden, da auf jeden Fall inhaltliche 
Diskussionen geführt werden müssen. Gerade 
wenn man Probleme in einem der drei Felder 
sieht, dann muß das auch angesprochen wer- 
den. Die Erwartungen sollten nicht so hoch 
sein, auch nach mehreren Jahren Antifaju- 
gendafbeit in Berlin kann man sagen, daß nur 
ca. 10 Prozent von der Anfangsmasse längere 
Zeit ernsthaft linksradikale Politik machen. Es 
ist ein großer Durchlauf, viele Leute gucken 
sich das an und gehen dann wieder raus. Im 
Endeffekt hängen bleibt dann nur bei wenigen 
etwas. Ja, es ist relativ problematisch, daß 
sieht man auch in unserem Text im Vorberei- 
tungsreader, daß das Feld über das man reden 
könnte, relativ groß ist. Das geht von den Feh- 
lern, die die Autonomen in der Vergangenheit 
gemacht haben, wodurch die Attraktivität der 
Autonomen nachgelassen hat, bis hin zu kon- 
kreten Nachfragen zu der Struktur, zu den Er- 
fahrungen, die wir da gemacht haben. 


Publikuml: Mir ging es um das Anleiter- 
Konzept, worin ich einen problematischen 
Ansatz sche: Ihr sagt, das Konzept sei effektiv 
und vermittelt am besten Wissen. Was du aber 
aussparst, ist das Problem, daß den Leuten da- 
durch zu glauben gegeben wird, erst einen 
Status erreichen zu müssen, um politisch ar- 
beiten zu können und wenn sie den Status er- 
reicht haben, politisch ausgebildet sind. Das 
heißt, daß sie sich dann mit bestimmten Berei- 
chen nicht mehr beschäftigen müssen. Meine 


Benni. 


Kritik an den in diesem Sinne „fortgeschritte- 


nen“ Antifas ist, daß die dann alles schon mei- 
nen, diskutiert zu haben und sich dann bei- 
spielsweise nicht mehr mit Sexismus ausein- 
andersetzen. 


RAAL: Ich würde schon sagen, daß es sich 
da um eine Art Grundausbildung handelt. 
Wenn jeder mal auf seine eigene Politisierung 
guckt, dann ist es doch tatsächlich immer so 
gewesen, daß man sich an Älteren orientiert, 
daß man bestimmte Dinge liest, auch in Dis- 
kussionen bestimmte Eckpfeiler linksradikaler 
Politik praktisch erfaßt und hinterfragt. Das 
kommt doch nicht von selbst. Leute die sagen, 
sie haben sich das alles alleine erarbeitet, das 
was praktisch immer das Traumbild der tradi- 
tionellen Autonomen war, haben Unrecht. Es 
gibt immer Leute, die einem etwas vermitteln, " 
was mal schlechter und mal besser klappt. 
Und es ist so, daß wir ganz klar sagen, wir 
probieren Hierarchien zurückzubilden, indem 
wir versuchen, wie es im Konzept steht, uns 
mehr und mehr aus den Strukturen zurückzu- 
ziehen. Wir probieren, eine Zementierung der 
Hierarchien zu vermeiden. Das Problem, wel- 
ches du ansprichst, gibt es. Da verstecken sich 
Leute, weil klar ist, die Anleiter übernehmen 
immer relativ viel. Davon müssen die Anleiter 
wegkommen. Hier muß eigenverantwortliches 
Handeln gefördert werden. Und im Endeffekt 
ist es wirklich so, daß kein wirklicher Antifa- 
schist von sich sagen kann, die Diskussion sei 
jetzt abgeschlossen. Man muß immer auf neue 
Herausforderungen der Gesellschaft reagieren 
und deswegen gibt es keine Diskussion, die 
abgeschlossen ist. Man muß immer probieren, 
sich weiterzuentwickeln, weitere Dinge hinzu- 
zulernen. Deswegen versuchen wir Hierarchi- 
en klar anzusprechen. Für uns ist klar, Struk- 
turen ohne Hierarchien gibt es nicht. Politi- 
sche Hierarchien sprechen wir an, und soziale 
Hierarchien, die bei den Autonomen ganze 
Zusammenhänge zerschlagen haben, versu- 
chen wir auszuschließen oder zu vermeiden. 
Es muß für alle Beteiligten klar sein, daß sol- 
che politischen Hierarchien verschiebbar und 
übertragbar sind. Diese Sprache klingt jetzt 
furchtbar technokratisch und in der Praxis 
würde ich Jugendlichen gegenüber nicht so 
sprechen. 


Publikum 2: Was ich noch als weiteres 
Problem sche, daß du traditionelle autonome 
Ansätze kritisierst aber gleichzeitig sagst, in 
euren Gruppen gäbe es eine Ausfallquote von 
90 Prozent. Ich komme aus einer Gruppe ohne 
Anleiter, ohne feste Strukturen, und hier gibt 
es viel weniger Leute, die wegbleiben, sondern 
die Leute finden sich dann in neuen Gruppen 
zusammen. Auf mich wirkt euer Ansatz so 
parteiähnlich. 


Publikum 3: (Zu 2) Du kommst aus Ber- 
lin, dort kannst du mit einer ausgeprägten au- 
tonomen Szene Leute erreichen. In Bochum, 
eher einem Provinznest, da klappt das nicht. 
Bei uns hat sich eine Gruppe von Jugendli- 
chen gefunden aus den unterschiedlichsten 
subkullturellen Ecken, Hip Hoper, Punks, 
Hardcorer u.s.w.. Das gestaltet sich sehr 
schwierig. Die Subkulturen kämpfen da ge- 
wissermaßen gegeneinander. Der verbindende 
Ansatz ist dann halt Antifa. 


Publikuml: Es sollen ja nicht alle, die 
sich in einer solchen Gruppe finden, zu einem 
autonomen Spektrum gehören müssen. Ich 
kenne Leute, die ein bißchen was erlebt haben 
in der Jugendantifa, sich danach in ihre Mu- 
sikszene zurückziehen, dort dann arbeiten und 
eine andere Kultur versuchen aufzubauen. Das 
ist dann keine autonome Szene, die vertreten 


nicht genau meinen Standpunkt, aber sie 
etwas, mit dem ich mich vereinbaren 
und wo ich sehe, daß es in meine Rich- 
{ung wirkt. Insofern ist das auch viel emanzi- 
ischer, weil ich nicht denn Anspruch 

, daß alle Leute Autonome werden sollen. 
Das wäre der Kampf um Köpfe, an den ich 
nicht glaube. 


RAAL: Hier laufen jetzt mehrere verschie- 
dene Dinge zusammen. Was wir in dem Text 
als traditionelle Autonome beschrieben haben 
ist für mich eher ein Kulturbegriff und in diese 
Kultur paßt nur eine ganz bestimmte Sorte 
von Leuten rein. Das sind nämlich nur ein 
Prozent der Jugendlichen, die da am Ende 
hlingen bleiben. Das sind vor allem Leute, die 
über soziale Zusammenhänge dazukommen, 
die lernen Leute kennen, denen gefällt es auf 
dem Bauwagenplatz u.s.w.. Das ist jetzt über- 
trieben formuliert, aber es ist schon so, daß 
das eine soziale Identität und keine politische 
Ist. Und ich will nicht, daß die Leute Autono- 
me werden, sondern, daß sie Linksradikale 
werden. Ich habe z.B. Ende der 80’er Jahre in 
der Punkszene angefangen. Damals war die 
Situation noch anders, da war die Jugendsub- 
kultur noch viel politisierter. Heute kommen 
die Jugendlichen, die wir erreichen, vor allem 
aus dem Bildungsbürgertum, die politisch in 
eine linksliberale Richtung schon vorgeprägt 
ind und die einen bestimmten intellektuellen 
Standart erfüllen können. Schwierig ist, daß 
dis eine kleine Gruppe von Jugendlichen ist, 
os aber eine große Gruppe von Jugendlichen 
gibt, die mit den gesellschaftlichen Verhältnis- 
son unzufrieden sind, sich von diesen kulturel- 
len autonomen Codes aber ganz klar abwen- 
den. So ist es auch bei Altersgenossen von 
‚mir, die mit mir in der Antifabewegung ange- 

haben, Ende der 80’er, Anfang der 

O0°er, die auch über den Hardcore funktioniert 
hat, der schr wichtig für viele war. Heute sa- 

viele, daß sie nichts mehr damit anfangen 

en, sie müssen arbeiten, da sie nicht aus 

dem studentischen Milieu kommen. Die sind 
dann in das Hooliganmilieu abgeglitten. Die 
Augen dann, dort gibt es auch Nazis. Es 
kommt dann sozusagen zwangsweise zu einer 
Entpolitisierung. Ich will auch die Jugendli- 
chen erreichen, die aus einfacheren Elternhäu- 
sern kommen. Ich probiere die Jugendlichen 
zu politisieren und nicht über einen kulturel- 
len Zusammenhang zu kriegeh. Ich will jetzt 
nicht gegen den kulturellen Ansatz argumen- 
tieren, ich will nur sagen, daß es mit unseren 
Ansatz, der gewisse Regulierungen vorsieht, 
möglich war, Jugendliche verschiedener sozia- 
ler und subkultureller Gruppen einzubinden. 


ASN: Unsere Erfahrungen sind in Leipzig 
ähnlich. Der Prozentsatz, der in der linksradi- 
‚kalen Bewegung bleibt, ist schr gering. Auch 
wenn wir zumindest politisch eher einen tradi- 
tionellen Ansatz haben und ein anderes Kon- 
zept, als beispielsweise die RAAL in Leipzig. 
Auch unserer Meinung nach ist es gescheitert, 
Jugendliche über einen solchen kulturellen 
Ansatz zu ziehen, weil es kaum noch Subkul- 
turen gibt, wo über die Musik oder anders et- 
was politisch vermittelt wird. Darum ist es 
heute um so wichtiger, ein Politikverständnis 
rüber zu bringen und weniger auf diese soziale 
Identität zu bauen, wobei ich auch bei diesem 
Kongreß merke, daß das noch ziemlich „in“ 
ist. 


Publikum 4: Ich finde es gut zu sagen, 
daß Hierarchien existieren und damit müssen 
wir uns auseinandersetzen. Ich denke aber 
nicht, daß man diese Anleiterrolle so ideali- 

. tisch darstellen kann. Ich kann mir gut vor- 
stellen, daß man sich in einer solchen Rolle 


schnell wohlfühlt. Es ist also zwingend, daß 
die Leute, die sich in solchen Positionen be- 
finden, sich extrem mit ihrer Rolle auseinan- 
dersetzen müssen. Beim ASN-Ansatz finde 
ich gut, daß man merkt, bei denen geht es 
nicht nur um Masse. Das finde ich besser als 
wenn es nur um Masse als Ergebnis geht und 
sonst nichts herauskommt. Es ist falsch, prag- 
matisch an Jugendarbeit heranzugehen. 


RAAL: Ich habe in meinem Vortrag ver- 
gessen zu sagen, daß man auf eine solche 
Gruppe, politisch nur in einem bestimmten 
Rahmen Einfluß hat. Ich habe festgestellt, daß 
bei den Leuten eine Vorprägung vorhanden ist, 
die mitentscheidet, in welche Richtung die 
Leute gehen. Es werden immer Stereotypen, 
wie Partei, genannt, aber ich will nichts aus 
den Leuten herausdrängen. Ich will probieren, 
ein linksradikales Bewußtsein zu fördern. Und 
wenn die Leute dann in andere Gruppen gehen 
als die Rote Antifa, dann ist mir das auch 
recht. Es ist zentral, daß man nicht von vorn- 
herein den Leuten von oben etwas vorgibt, 
sondern, daß man ihnen bestimmte Dinge an- 
bietet. Was ist Anarchismus? Was ist Kommu- 
nismus? Wo liegen da die Unterschiede. Und 
das es dann nicht zu solchen Aussagen, wie 
bei den Autonomen kommt: Kommunismus 
ist das, was deine Eltern wollen. Zu solchen 
Stereotypen soll es nicht kommen. 

Gerade im Umgang mit Hierarchien hat 
sich in den letzten 10 bis 15 Jahren eine ganz 
massive Scheinheiligkeit eingeschlichen. Und 
wenn man diese Scheinheiligkeit nicht beim 
Namen benennt, dann hat das negative Folgen 
für unsere Bewegung, gerade was die Glaub- 
würdigkeit angeht. Jeder, der in der autono- 
men Bewegung war, hat erkennen müssen, 
daß es da bestimmte Stereotypen gibt, z.B. 
diese oberflächliche Herzlichkeit, nach denen 
gehandelt wird, wo aber nichts dahinter steht. Be- 
sonders politisch steht da nichts dahinter. Poli- 
tisches Arbeiten stößt da an eine Grenze. 
Wenn ihr euch in eurer Umgebung umguckt, 
werdet ihr überall Hierarchien erkennen. 
Selbst wenn ihr Hierarchien permanent an- 
sprecht, beim ASN sind die Hierarchien trotz- 
dem noch existent. Die lösen sich nicht ein- 
fach auf. Wir sagen, daß überall, wo sich 
Menschen in der Gesellschaft zusammentun, 
Hierarchien entstehen. 

Wir sagen dann: Wer viel macht, der hat 
viel zu sagen. Das ist einfach so, darf aber 
nicht über den politischen Argumenten stehen. 
Und es muß klar benannt werden, wegen des 
Ziels, Hierarchien aufzulösen und der Mög- 
lichkeit für jeden, sich nach seinen Möglich- 
keiten politisch zu engagieren. Diese zentrale 
Aussage ist uns hier sehr wichtig. 

Außerdem muß bei Streitigkeiten immer 
die politische Diskussion gefordert werden. 
Wenn manches nur auf sozialem Weg gelöst 
werden kann, dann kann das natürlich auch so 
geschehen. Aber ein politisches Arbeiten muß 
weiterhin möglich sein. 


Publikum 5: Wenn die Respektsperson die 
Gruppe verläßt, zu der Gruppe aber neue hin- 
zukommen, die noch nicht angelernt sind, wie 
geht das dann weiter? 


RAAL: Respektsperson ist natürlich ein 
schwieriger Begriff, weil das ja eine Autorität 
meint. Durch den HipHop-Diskurs ist dieser : 
Begriff aber ein wenig aufgeweicht wurden. 
Wir haben das bewußt in unseren Text reinge- 
schrieben, um zu sagen, was wir damit mei- 
nen. Wir denken, daß die sogenannten Re- 
spektspersonen in eine bestehende Antifagrup- 
pe eingebunden werden müssen und daß die 
sich auf jeden Fall an Diskussionen beteiligen 
müssen. Ansonsten kann es passieren, daß sie 
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sich mit den Hierarchien wohl fühlen, was 
nicht Sinn der Sache sein kann. Wir haben 
zwei Modelle offen gelassen. Das Model Eins 
bedeutet praktisch, daß die Gruppe irgend- 
wann arbeitsfähig ist und sich die Respekts- 
personen ganz rauszichen, nachdem sie sich 
immer weiter zurückgenommen haben. Das 
Model Zwei sicht vor, daß die Leute aus der 
Gruppe in eine weitere Gruppe wechseln und 
in ihrer alten Gruppe dann als Respektsperso- 
nen weitermachen. Vielleicht ist Stichwortge- 
ber die bessere Umschreibung als Respekts- 
person oder Anleiter. Diese Begrifflichkeiten 
sind wirklich ein Eiertanz und man kann das 
leicht in den falschen Hals kriegen. Und wir 
sehen auch die Probleme und daß man damit 
vorsichtig sein muß. Man muß da auch im so- 
zialen Umgang sehr vorsichtig sein. Und man 
sollte sich dabei auch seiner Verantwortung 
bewußt sein. 

Politische Hierarchien in unseren Grup- 
pen sind leichter anzusprechen, als solche so- 
zialen Hierarchien in autonomen Kreisen. De- 
ren Ansprechen wird dann schnell persönlich 
genommen. 


Publikum 6: Du hast die Cliquenbildung 
bei Autonomen kritisiert. Ich finde, daß diese 
sozialen Kontakte in solchen Cliquen kontinu- 
ierlichere Arbeit zulassen, weil solche Grup- 
pen an sich länger existieren. 


RAAL: Das ist ja dann ein sozialer Zu- 
sammenhang, den du da beschreibst. 


Publikum 6: Ja. 


RAAL: Das steht ja nicht gegeneinander, 
daß du mit deinem Freundeskreis Politik 
machst. Was ich dir entgegne ist: Wenn du 
eine Jugendantifa aufmachst, dann ist es so, 
daß innerhalb der ersten drei Treffen die Hier- 
archien untereinander ausgefochten werden - 
gerade durch Cliquenbildung und durch extre- 
mes Machoverhalten. Da muß man gleich po- 
litisch intervenieren. 

Daraus entsteht dann der Vorteil unseres 
Konzeptes. Wir kriegen Leute zusammen, die 
sozial nicht miteinander zu tun haben, weil 
wir auf politische Arbeit setzen. Das Manko 
der traditionellen Linksradikalen ist, daß sich 
deren Auswirkung an einer ganz bestimmten 
kulturellen Identität . 


Publikum 7: Ich habe noch eine Frage an 
das Antifaschistische Schulnetz. Ihr habt an- 
gesprochen, daß Theorie und Praxis eine Sym- 
biose bilden sollen. Aber spricht nicht eigent- 
lich die Jugendlichen mehr die Aktion an. 
Oder anders: Was reizt die Jugendlichen und 
wie versucht ihr Jugendliche zu gewinnen? 


ASN: Wo die RAAL recht hat, daß solche 
Anziehunspunkte, wie freie Liebe, Drogen- 
konsum, dieses Undergroundfeeling, worüber 
früher die Autonomen ein sehr attraktives Bild 
abgegeben haben, heute von ganz anderen Mi- 
lieus besetzt sind. Deswegen geht das heute 
nicht mehr von allein und über solche Codes. 
Heute ist es wichtig auf Jugendliche zuzuge- 
hen. Es ist unheimlich wichtig und ich denke, 
daß es schon bei einigen Jugendlichen einen 
Bedarf gibt, in der ganzen VIVA-Welt etwas 
politisches zu machen. Man muß Jugendli- 
chen politisch etwas anbieten, z.B. durch Pu- 
blikationen. Man sollte sich da nicht mehr, 
wie bei den Autonomen, auf Anziehungspunk- 
te verlassen, sondern sollte sich auf die Politik 
konzentrieren. Aktion hat auf jeden Fall eine 
anziehende Wirkung. Der Inhalt der Aktion 
sollte aber an erster Stelle stehen. 


Publikum 6: (Frage an RAAL) Ich habe 


Verstärker-Kongress — Nachbereitungsreader 


noch eine Frage zu den Diskussionen, die ihr 

versucht anzubieten, wie Kommunismus oder 
Anarchismus. Wie kommen solche Diskussio- 
nen bei Jugendlichen an, die zu Treffen kom- 

men, um Antifaarbeit zu machen. 


RAAL: Wenn man Antifa-Arbeit macht, 
kommt man ganz klar irgendwann auf die 
Konfrontation mit den Verhältnissen, dann 
merkt man, daß was schief läuft. Da muß man 
sich dann überlegen, was man eigentlich ande- 
res will. Diese Frage stellt sich irgendwann 
von selbst. Und da kann man verschiedene 
Ansätze betrachten, unterschiedliche Ansätze 
in der Linken. Das ist der Punkt, wo ich mich 
dann immer freue, weil ich eine solche Aus- 
einandersetzung fördern will. Ob die Leute 
jetzt eher Anarchisten oder Kommunisten wer- 
den, ist dann erst mal egal. Es gibt dann die 
Klassiker, Filme, aktuelle Debatten, die man 
anbieten kann. Und wenn das dann gut läuft, 
freut man sich, daß sich was bewegt. 


ASN: Was auffällt ist, daß diejenigen, die 
ein solches Interesse zeigen, diejenigen sind, 
die dann auch bleiben. Und diese theoretische 
Auseinandersetzung war lange Zeit ein Defizit 
beim ASN. Erst jetzt versuchen wir wieder, 
dieses Thema zu besetzen. Beachtet werden. 
muß dabei, daß man zur Sensibilisierung bei 
Themen ansetzt, die Schülerinnen und Schüler 
interessieren. Ich finde diese theoretischen 
Auseinandersetzung auch deswegen so wert- 
voll, weil es eben dieses anfängliche Linksge- 
fühl intellektuell fundamentiert und die Leute 
dann nicht mehr einfach davon lassen können, 
wenn nach der Schule z.B. ihre Clique, mit 
der sie sich zusammen als links verstanden, 
aufgrund differierender Lebenswege zerbricht. 


Publikum 8: Ich wollte das ASN fragen, 
ob bei euch nur Schülerinnen und Schüler 
mitmachen und wie die Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen ist. Und wie geht ihr mit der 
hohen Fluktuation um? 


ASN: Die Fluktuation zermürbt uns ganz 
schön. Bei uns gibt es da zur Zeit die Ent- 
wicklung, mehr Themen anzubieten, damit 
sich die Leute auf dem Gebiet was ihnen liegt, 
mehr entfalten können. Da sind auch die ande- 
ren Gruppen gefordert, die es in Leipzig gibt, 
mit eigenen Angeboten auf die Jugendlichen 
zuzugehen. Einfach damit die Jugendlichen 
etwas Interessantes für sich entdecken und da- 
durch bleiben. Bei den Meisten ist es schon 
so, daß sie eine Weile beim ASN sind, irgend- 
wie wird es ihnen langweilig, die Schule wird 
intensiver und damit wieder wichtiger. Oder 
die Leute resignieren sehr schnell, finden alles 
auf einmal nicht mehr so wichtig. Auch ist 
diese bürgerliche Floskel schon richtig, daß 
die jungen Leute auch mal erwachsen werden. 
Das letzte betrifft dann die Leute, die sich 
während ihrer Pubertät eine soziale Identität in 
Form einer Gruppe suchen. 

Ich gehöre zur ersten Generation, außer 
mir gibt es noch zwei bis drei Leute, die beim 
ASN verblieben sind, obwohl sie schon aus 
der Schule raus sind. Es gibt also Nicht-Schü- 
lerInnen im ASN. Hier ist klar zu sehen, wie 
sich Hierarchien zwischen den Alten und den 
Jüngeren eingeschlichen haben. Wir kämpfen 
darum, daß diese Hierarchien aufgelöst wer- 
den, was aber nicht richtig funktioniert, weil 
die Leute, die hinzukommen, uns sofort in 
dieser Position sehen. Ein schwieriges Thema, 
daß wir bisher immer nur ansprechen konnten. 
Ich würde nicht sagen, daß da die AAB oder 


die RAAL bei diesem Thema alles falsch ma- 
chen, weil wir diese Hierarchien haben. 


Publikum 9: Ich finde, daß Antifaschis- 
mus das Thema ist, worüber Jugendliche zur 
Zeit zur linksradikalen Bewegung dazustoßen. 
Deswegen ist Fluktuation auch nicht schlecht, 
weil die Jugendlichen darüber oft in. anderen 
linken Zusammenhängen landen. 


ASN: Ich sehe das mit der Fluktuation 
nicht so positiv, weil die Leute dann meistens 
in einer Nische landen. 


Publikum 9: Aber diese Nischen, die Kul- 
tur etc. machen die Antifa doch attraktiv. 


ASN: Diese Nischen halten doch das Sy- 
stem cher am Leben, als daß sie eine politi- 
sche Wirksamkeit haben. Da gibt es nicht viel, 
was ich daran noch politisch nennen würde. 


RAAL: Also ich würde sagen, daß Antifa- 
schismus noch minimal der Bereich ist, wo 
wir gesellschaftlich etwas zu melden haben 
und alles andere ist wirklich ein Rückzug in 
Nischen, was vielleicht für einige persönlich 
o.k. ist, aber gesellschaftspolitisch hat das kei- 
nerlei Relevanz. Ob die Köpi in Berlin nun da 
ist, oder nicht, interessiert letztendlich nur die, 
die da drinnen wohnen und die Leute, die 
dann nicht mehr zu einem Konzert gehen kön- 
nen. Aber gesellschaftlich hat das keine Rele- 
vanz. 

Wir müssen einfach sehen, daß wir uns 
als radikale Linke weltweit auf dem Rückzug 
befinden. Rechte und neoliberale Ideologien 
sind dagegen weltweit auf dem Vormarsch. 
Aus dieser Verteidigungsstellung agieren wir. 
An Rückschlägen dürfen wir nicht verzwei- 
feln. Wir haben unsere Positionen und ganz 
zentrale Inhalte, auch wenn wir nicht den Weg 
zur Weltrevolution haben. Und zu diesen Posi- 
tionen müssen wir stehen und auf deren 
Grundlage müssen wir Politik machen. Und 
deswegen mache ich auch gerne Jugendarbeit, 
auch wenn es anstrengend ist. Dort merkt 
man, es bewegt sich was. Und auch an Fluk- 
tuation kann ich was positives finden. Wenn 
ich solche Leute irgendwann wieder treffe, 
dann merkt man, da ist was an linker Position 
hängengeblieben. Daß man über Jugendarbeit 
viel erreicht, merkt man darüber, daß sich in 
bestimmten gesellschaftlichen Bereichen was 
bewegt. Und die starke Antifabewegung An- 
fang der 90er, die eine Jugendbewegung war, w 
rkt heute noch kulturell nach. Das merkt man 
ei Bands wie Freundeskreis. Das sind Leute 
ie am Rand hängen geblieben sind. Und die 
ugendarbeit die wir heute machen, auch die J- 
ugendlichen, die wir nur tendenziell erreich 
n, wird kulturell Nachwirkungen haben. Da 

ist zur Zeit unsere Chance, Leute zu agi 
ieren, so daß unsere Positionen stückweise hä 
gen bleiben. Diese abschließenden Worte- 
sind das, was mir noch mal wichtig war. 


Publikum 10: Ich finde es sollten gar kei- 
ne Hierarchien aufgebaut werden. Es sollten 
sich die älteren nur inhaltlich einbringen und 
sonst raushalten. 


ASN: Bei Jugendarbeit ist es einfach so, 
daß man auf Jugendliche zugeht und mit de- 
nen versucht was zu machen. Man ist dann 
automatisch in der Rolle drin, Erfahrungen 
weiterzugeben. Man versucht dort ein politi- 
sches Klima zu schaffen, weil es durchaus so 
sein kann, daß da erst mal nur gekifft wird. 
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Durch dieses Einbringen ist man ganz schnell 
in einer gewissen Rolle. Von alleine erhält sich 
so eine Struktur meistens nicht und entwickelt 
sich auch selten weiter. 


Publikum 11: Ich komme aus einer Klein- 
stadt, wo die Fluktuation schon ein Problem 
ist. Es gibt nur eine Antifagruppe, keine lin- 
ken Clubs. Die fitten Leute ziehen irgendwann 
verständlicherweise in größere attraktivere 
Städte. All das, was bei euch schon vorausge- 
setzt ist, existiert bei uns gar nicht und darum 
kann ich daraus auch nichts gewinnen. 


RAAL: Das ist meiner Meinung nach ein 
Problem der Organisierung innerhalb der An- 
tifaszene. Wir von der RAAL wollen eine bun- 
desweite Organisationsdebatte innerhalb der 
Antifaszene. Und zwar eine die jenseits von 
AABO und BAT läuft. Weil es Bereiche gibt, 
die im Argen liegen und optimiert werden 
müssen. Größere Städte, wie Berlin, Hamburg, 
aber auch Leipzig und Göttingen, also Städte, 
die einen starken linken Namen haben, leben 
davon, daß politisierte Leute aus kleinen Or- 
ten da hin ziehen. Dort sind dann große Bal- 
lungszentren, von wo aus sich die Leute aber 
nicht wieder wegbewegen. Göttingen ist ein 
ganz krasses Beispiel. Die machen nur Demos 
in ihrem Umkreis. Unserer Meinung nach 
muß aber das Feedback der großen Städte bis 
in einen Umkreis von 100 km in die kleiner 
Ortschaften reingehen. Es muß z.B. wie in 
Berlin laufen, wo Regionalgruppen jedes Wo- 
chenende in kleine brandenburgische Ort- 
schaften fahren, um mit den Leuten zu reden, 
was geholfen werden kann. Flugblätter druk- 
ken, Geld, Aufkleber und spontane Mobilisie- 
rungen sind Dinge, wo größere Gruppen hel- 
fen müssen. Hier muß sich organisatorisch 
vieles verbessern. Bisher herrscht hier eine to- 
tale Beliebigkeit. Die kleinen Antifagruppen 
bluten regelmäßig aus. Und es ist gerade so, 
daß kleine Antifagruppen relativ gut funktio- 
nieren, bis die Leute wegziehen. Und eventu- 
ell entsteht dann nach ein bis zwei Jahren et- 
was neues. Da entsteht keine Kontinuität. Die 
Basis der radikalen Linken existiert meiner 
Meinung nach in den kleineren und mittleren 
Städten. In den großen Städten ist das kultu- 
relle Angebot an Diskos, Partys und sozialen 
Zusammenhängen so groß, daß die Antifa gar 
keine so große Attraktivität besitzt. In kleine- 
ren Städten gehen die Jugendlichen entweder 
zu einem Konzert in dem linken Jugendclub 
oder zur Disko in das Schützenheim. Berlin 
lebt nicht davon, daß es politisch ist, sondern 
davon, daß alle Leute da hin ziehen um Politik 
zu machen. Und unser Anliegen ist eine Orga- 
nisierung jenseits von dem Behaken zwischen 
BAT und AABO. Es gibt gemeinsame Ziele 
die man verfolgen miß. Die inhaltlichen Kon- 
flikte können anders ausgetragen werden, als 
es bisher geschieht. Es wird viel zu wenig po- 
litisch diskutiert. Statt dessen werden Konflik- 
te sehr persönlich ausgetragen. Da werden Ste- 
reotypen angewandt und Mechanismen in 
Gang gesetzt, die kaum zu kontrollieren sind. 
Wobei nicht klar ist, wo das herkommt. Z. B.: 
Wie entsteht ein Gerücht, daß innerhalb der 
AABO das goldene Abzeichen verliehen wird. 
So kommt man am Ende nicht auf die tatsäch- 
lichen Probleme, die wirklich belasten. Man 
guckt nicht nach dem Verbindenden, sondern 
nach dem Trennenden. Das paßte jetzt zwar 
nicht in den Antifajugendbereich. Aber in den 
kommenden Monaten wollen wir da versu- 
chen, eine Diskussion in Gang zu setzen. 


Guten Morgen, ich möchte mich beim 
Wündnis gegen Rechts (BgR) - Leipzig be- 
danken, daß es diesen Kongreß gibt, damit wir 
vorankommen in den Organisationbemühun- 
gen den Aufbau der Antifa betreffend. 
Gestern in den Vorträgen ging es haupt- 
slichlich um offene Fragen und Diskussionen, 
os sind mehr Fragen stehen geblieben als Ant- 
worten und ich hoffe, daß es heute hauptsäch- 
lich um die Praxis gehen wird. Da gibt es 
meist mehr Widersprüche, weil niemand das 
hat oder eine endgültige Lösung, 
aber durchaus Konzepte, wie sich beispiels- 
Wolse eine Jugendbewegung gestalten könnte. 
[oh habe den Vorteil an die gestrigen Diskus- 
onen anknüpfen zu können. Ich beziehe 
j u.a. auf die Veranstaltung „Nazikultur - 
(4 tahl linker linke Codes?“, vor allem auf 
Aspekt, wie sich ein Bedeutungsinhalt ei- 
‚nem Begriff oder Symbol zuordnet. Darum 
| es am Ende des Referats gehen. Anson- 
1 geht es zwar nicht direkt um den gestern 
hnittenen Arbeitsbegriff, jedoch aber 
Subjektwerdung im Kapitalismus. Ich 
nicht voraussetzen, daß alle unseren Text 
Im Vorbereitungsreader gelesen haben. Des- 
‚halb sage ich kurz was zu den dortigen The- 
son: Die Thesen 3 und 4 sind relativ eng mit- 
-elnander verknüpft. Sie sind verschiedene 
- Anpekte einer Frage: Im Text sind sie mit den 
Stichworten „Allgemein“ und „Konkret“ ver- 
Be „Allgemein“ bedeutet - aus unserer 
Sloht -, daß es gesellschaftliche Entwicklun- 
N ” sind, auf die wir als radikale Linke zur 


t kaum Einfluß haben. Wir sind zwar Teil 
der Gesellschaft und selbstverständlich gibt es 
olne wechselseitige Beeinflussung, aber unser 
Einfluß ist nicht unmittelbar, es fehlt die Mög- 
lichkeit der tiefgreifenden Intervention. Das 
‚bezieht sich zum einen auf die Frage, wie sich 
Bogriffe in der breiteren Öffentlichkeit beset- 
zen. Und das bezieht sich auf die erste These, 
daß die größte Jugendbewegung zur Zeit die 
Love Parade ist. Auch da haben wir auf das, 
was die Jugend beschäftigt, relativ wenig Ein- 


Muß. 

„Konkret“ bedeutet, daß wir uns mit dem 
momentanen Stand der Antifabewegung be- 
fhßt haben und dort durchaus Möglichkeiten 
des Eingreifens sehen. Hier und da können 
Nuancen im Handeln geändert werden, selbst 
mit den wenigen Mitteln, die Antifagruppen 
derzeit besitzen. 

Darauf werde ich sicherlich in der Dis- 
kussion wieder rumhacken, immer, wenn gro- 
Be Reden geschwungen werden, welche Mög- 
lichkeiten und Mittel wir eigentlich haben. 
Können wir einfach irgendwelche Symbole 
über Bord werfen, was gestern so ein bißchen 
anklang. Auch wenn das von den Referenten 
gar nicht so unmittelbar gemeint war? Auch 
darum wird es gehen. 


Gruppen wie die Antifaschistische Aktion 
Berlin oder wir, die schon relativ lange existie- 
ten, halten einen Vortrag immer vor dem Hin- 
tergrund ihrer eigenen Praxis und werden dar- 
an auch gemessen. D.h. ich nehme an, daß 
sich Einwände auch mit dem verquicken, für 
welchen politischen Ansatz wir stehen, das ist 
auch gut so. Trotzdem möchte ich, daß ich 
cher ein Medium bin, und daß sich die Dis- 

r kussion nicht nur an unserer Politik reibt. 


Konzepte/Strategien 
ie baue ich eine Jugendbewvegung 
der Autonomen Antifa (M), Göttingen 


Wie baue ich eine Jugendbe- 
wegung? 


Das mit dem Bau hört sich statisch an. 
Aber gerade diese Formulierung hat uns gut 
gefallen, weil wir uns als Teil der Linken ver- 
stehen, die etwas aufbaut. Wir haben diesen 
Aufbau-Gedanken nach wie vor nicht verlas- 
sen und begnügen uns nicht mit dem Schrei- 
ben von Papier, sondern versuchen direkt poli- 
tische Praxis umzusetzen. Wie kann man an 
die Jugendbewegungfrage herangehen? In 
zweierlei Hinsicht: Einmal gibt es, wenn man 
sich die Flugblätter und Publikationen der An- 
tifabewegung anguckt, zur Zeit die Diskussion 
über kulturelle Hegemonie der Rechten. Vor 
allem mit Blick auf den Osten der BRD: Eine 
Behauptung ist, dass die Rechten da die kultu- 
relle Hegemonie innehaben und daran schließt 
sich die Überlegung an, wie wir dort wieder 
einbrechen können. Wie kann man sich also 
bei den Jugendlichen, die unsere Adressaten 
sind, die Hegemonie, die in den 70er und 80er 
stärker von links geprägt war, wieder zurück- 
erobern? Das ist die eine Frage. 

Die zweite Möglichkeit, wie die Frage 
„Wie baue ich eine Jugendbewegung”?“ zu ver- 
stehen ist, ist folgende: Sind wir bereits so 
“alt” als Linke, und sprechen eine so komi- 
sche (unvermittelte) Sprache, daß uns die Ju- 
gendlichen nicht verstehen? Wir versuchen, 
beide Fragen anzureißen. 


1. Was ist kulturelle Hegemo- 
nie? 


Was die meisten Jugendlichen in dieser 
Gesellschaft prägt, ist der Mainstream und da- 
für steht symbolisch die Love Parade. Haupt- 
inhalt dieser Jugendbewegung ist aber 100% 
in den Kapitalismus integriert. Dies, obwohl 
sie sich auf der Strasse bewegt und damit in 
der Regel das Rebellieren gegen gesellschaftli- 
che Zustände assoziiert wird. Sie reproduziert 
nur das, was der Kapitalismus tagtäglich vor- 
schreibt: Nämlich beliebigen Inhalt oder Ver- 
abschieden vom gesellschaftlichen Eingreifen, 
unpolitisches Dasein. Es drückt sich in Feiern 
aus. Gegen Feiern nun wiederum ist prinzipi- 
ell nichts einzuwenden. Jedoch dient das fei- 
ern „nur“ zur (oberflächlichen) Bedürfnisbe- 
friedigung. Eine Thematisierung der ange- 
strebten Befriedigung ist hier aber nicht Inhalt 
der Bewegung, wobei ja gerade Bedürfnisse in 
der Regel stark davon abhängig sind, was der 
Markt an Bedürfnissen in uns hinein erzieht. 
Deswegen funktioniert alles so wunderbar, daß 
Bedürfnisse auf der einen Seite befriedigt wer- 
den und anderseits ökonomische und andere 
systemerhaltende Momente bedient werden. 
Diese Aussage ist plakativ, es geht dabei über- 
haupt nicht um die Musik. Es gibt selbstver- 
ständlich immer Leute, die ernsthafte Anlie- 
gen haben, egal ob sie Technomusik, Metall 
oder Punk hören. Mir geht es darum zu sagen, 
was eigentlich Mainstream ist: sich ausklinken 
aus dem Gedanken, daß ich mich beteilige an 
der Gesellschaft. Wenn das Nichtbeteiligen 
eine politische Verweigerungshaltung wäre, 
wäre auch dagegen nichts zu sagen. Jedoch ist 
dies nicht so, denn die Riesensause mit über 1 
Millionen versessenen Konsum-Kids hat ihren 
haupsächlichen Sinn Kapitalismus zu bestäti- 
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gen und zu reproduzieren. Jugendliche sind 
durch ihr Alter und wie sie sich von der Per- 
sönlichkeit her entwickeln, am offensten, was 
Veränderung angeht. Allerdings ist der Gedan- 
ke der Veränderung des eigenen Lebens oder 
der Gesellschaft überhaupt nicht mehr in den 
Köpfen der Leute. Es ist auf jeden Fall zu mer- 
ken, daß das mehr und mehr nachläßt. Ziem- 
lich eklig bei der Love Parade ist der ver- 
meintliche Gleichheitsbegriff: Wir sind alle 
gleich, schwarz und weiß, love and peace; al- 
les Versatzstücke aus der Hippiebewegung der 
70er. Das hat mit dem überwiegenden realen 
Leben der Leute wenig zu tun, am Wochenen- 
de wird die Gleichheit und die Happiness ge- 
feiert, wie auf MTV und VIVA oder im Inter- 
net, die sich aber real in den sozialen Bedin- 
gungen überhaupt nicht wiederfindet. Denn da 
wird auch der Techno-Freak davon profitieren, 
daß Arbeitsplätze zuerst für Deutsche verge- 
ben werden, daß es eine rassistische Gesetzge- 
bung gibt usw. Es koppelt sich also immer 
mehr ab, dieses Freizeitleben, wo versucht 
wird, irgendwas gleichzumachen, von dem, 
wie sich Kapitalismus manifestiert. 


Das vornweg, weil es viel mit den Adres- 
saten unserer Politik zu tun. Es gibt ein Wech- 
selfeld, was rechter Inhalt ist und was von der 
Gesellschaft kommt, was als rechter Konsens, 
rechter Vormarsch gemeint ist und den Nazis, 
die da einen Nährboden haben, gleichzeitig 
Impulsgeber sind oder gesellschaftliche Dis- 
kussionen aufgreifen. 

Es geht um den Teil der Jugendlichen, bei 
dem es bereits eine ablehnende Haltung ge- 
genüber der Gesellschaft gibt. Wir politisieren 
zwar einige Leute, aber der größte Teil unseres 
Publikums hat schon eine gewisse kritische 
Haltung, interessiert sich beispielsweise für 
Antifa. Das hat damit zu tun, ob wir präsent 
sind oder nicht. Und es sind auch die Adressa- 
ten der Nazis, da geht es um rebellische Ge- 
danken, die auch von den Nazis aufgegriffen 
werden, umdeuten; bewußt oder unbewußt. 
Grundsätzlich denken wir aber, daß die mei- 
sten jungen Leute durch den Mainstream kul- 
turell nachhaltig geprägt sind und nicht durch 
die Nazis. 


2. Die Linke ist überwiegend 
eine Jugendbewegung 


Das gilt insbesondere für die Antifa und 
die Teile, die das praktische Eingreifen in die 
Tagespolitik, nicht ad acta gelegt haben und 
nicht nur Papiere austauschen. Auch das ge- 
hört zum politischen Handwerkszeug, ist je- 
doch nur ein Teil. Die Tatsache, daß die Antifa 
eine Jugendbewegung ist, gilt in zweierlei 
Hinsicht. Ich beschreibe im folgenden eine 
Tendenz, es gibt selbstverständlich Ausnah- 
men, das ist nichts absolutes. Wir sind als or- 
ganisierte Gruppe schon länger im Antifa-Be- 
reich tätig, knapp 10 Jahre, und konnten die 
Entwicklung über einen längeren Zeitraum be- 
obachten. Uns ist aufgefallen, daß das Durch- 
schnittsalter in den Gruppen sich real zwi- 
schen 20 und 30 bewegt. Was meist damit ein- 
her geht, daß die meisten Leute in diesem Al- 
ter nicht gezwungen sind, ihren Lebensunter- 
halt durch den Verkauf ihrer Arbeitskraft zu 
verdienen, sondern sich in einem Verhältnis 
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befinden, wo der ökonomische Druck noch 
nicht so hoch ist, wo noch gewissen Freiheiten 
existieren. Der zweite Aspekt ist das “Alter” 
der Gruppen. Die Gruppen haben eine “Halb- 
wertzeit” von 2 bis 3 Jahren, in der sie aktiv 
politisch tätig sind. In dieser Zeit unterliegen 
sie Prozessen einer klassischen Jugendgruppe 
und zerfallen letztendlich. Es ist z.B. nicht so, 
daß sich 1992 20, 30 oder 40 Gruppen in der 
BRD neu gründen, sich gleichzeitig entwik- 
keln und dann gleichzeitig zerfallen, sondern 
dies ist ein dauerhafter und ungleichzeitiger 
Prozeß. In der BRD dürfte es über 100 aktive 
'Antifa-Gruppen geben, die organisiert sind. 
Trotzdem bringen es Gruppen mit ihrer Politik 
nicht sonderlich weit, was nicht in erster Linie 
an ihnen liegt, sondern im wesentlichen an der 
Isolation linker Positionen allgemein. Auf je- 
den Fall ist ein immer wiederkehrender Verfall 
zu bemerken, was es schr, sehr schwierig 
macht Kontinuität in der (Antifa)Bewegung 
herzustellen, anzuknüpfen und politische For- 
derungen an eine allgemeine Weiterentwick- 
lung zu stellen. 


3.Wo ansetzen? 


Womit wir bei der nächsten These wären: 
Wenn es Kritik an der Antifa gibt, dann die, 
das die Praxis sich zu stark an den Nazis ori- 
entiert. Wenn wir analytisch zum Schluß kom- 
men, daß die Nazis gar nicht im Mittelpunkt 
stehen sollten, sondern die Entstehung von Fa- 
schismus nach wie vor auf die kapitalistischen 
Verhältnisse zurückzuführen sind, dann müß- 
ten eigentlich andere Handlungsschwerpunkte 
entstehen. Die Angriffspunkte, die man sich 
herausnimmt, um politisch anzusetzen, müß- 
ten sich zwangsläufig ändern. So steht auch 
derzeit die Forderung im Raum, daß eine Pra- 
xis anzustreben ist, die weniger die Nazis in 
den Mittelpunkt stellt, sondern wesentlich 
mehr auf die Bedingungen für die etnstehung 
von faschistischen Banden oder Rassismus in 
der Gesellschaft eingeht. Die Frage ist nun, an 
wen richte ich diese Kritik an der Antifa? An 
Gruppen, die nach 3 Jahren zerfallen? Bei 
Durchsicht der Flugblätter, wird kaum eine 
Antifa-Gruppe heutzutage mehr behaupten, 
die Nazis sind die Hauptursache für rechte 
Entwicklungen in der Gesellschaft. Trotzdem 
gibt es relativ wenig Möglichkeiten für die 
Gruppen, daraus eine Praxis zu entwickeln. 
Das bezieht sich zum einen auf die ganz nor- 
male legale Arbeit, daß man sich beispielswei- 
se in Bündnissen gegen bürgerliche Positionen 
durchsetzen könne, wenn man Bündnisse ein- 
geht oder auch sonst präsent ist, z.B. durch 
eine professionellere Öffentlichkeitsarbeit. 
Auch bei klandestinen Aktionen ist die Praxis 
über die Nazis hinaus schwer umzusetzen. 
Würden beispielsweise antifaschistische Kom- 
mandomilitanz häufig staatliche Institutionen 
zum Angriffsziel haben, wäre man vermutlich 
schnell an einem Punkt, ähnlich wie die RAF 
es war. Der Repressionsapparat würde schnell 
und wirkungsvoll zurückschlagen. Die Antifa- 
bewegung würde vermutlich einen solchen 
Schlag schwerlich aushalten, der käme, wenn 
man zu einem direkten Angriff auf den Staat 
übergehen würde. D.h. die Forderung nach an- 
tikapitalistischer, antirassistischer Praxis ist 
zwar gut und schön und sollte auch weiterhin 
im Blickfeld behalten werden. Zu bedenken 
ist jedoch, daß es relativ schwierig sein wird 
sich als Gesamtbewegung weiterzuentwickeln. 

Trotzdem denken wir, daß es Weiterent- 
wicklung auch für die Antifa gibt. Das bewei- 
sen Gruppen, die schon länger existent sind, 
das BgR hat z.B. eine nachvollziehbare Praxis 
seit Wurzen hingelegt. Das gleiche gilt für die 
Antifaschistische Aktion Berlin (AAB), die 
wiederum einen anderen Ansatz verfolgt, aber 
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auch für uns (Autonome Antifa [M]), um drei 
Beispiele zu nennen. Es ist möglich, sich über 
einen längeren Zeitraum als Gruppe zu ent- 
wickeln und nicht nur als linke Einzelperson 
Erfahrungen anzuhäufen. Dies ist aber ein 
Hauptproblem für Gruppen generell, daß es 
eine längere Existenz kaum gibt. Das hat ver- 
schiedene Gründe. In kleinen Städten können 
sich Leute dem Zwang der Veräußerung ihrer 
Arbeitskraft ebensowenig verweigern, wie 
Städter. Für ländliche Gruppen bedeutet dies 
schon aufgrund ihrer geringen Mitgliederzahl, 
daß diese ländlichen Gruppen zerfallen - spä- 
testens dann, wenn wichtige AktivistInnen ge- 
hen. Nun könnte man daraus ableiten, daß es 
in den größeren Städten eher Gruppen geben 
müßte, die über einen längeren Zeitraum exi- 
stieren. Dies ist auch häufig so, was aber 
gleichzeitig noch nicht heißt, daß sie mehr in 
der breiteren Öffentlichkeit präsent sind oder 
eine wirkungsvolle Politik entwickeln. 


4.Organisierung 


Die nächste These ist, daß es falsch wäre, 
zu behaupten, die Antifa-Bewegung heute 
wäre nicht organisiert. Wir haben keinen abso- 
luten Begriff für Organisiertheit. Wenn wir 
Vergleiche ziehen zum Zerfall der klassischen 
autonomen Bewegung in den 80er Jahren und 
Anfang der 90er, als die letzte größere Debat- 
te, die Organisierungsdebatte, durch die auto- 
nomen, antifaschistischen Reihen ging, dann 
können wir feststellen, daß die Antifa heute 
wesentlicher organisierter ist. Der Gedanke 
sich zusammenzuschließen, hat sich durchge- 
setzt, um die Möglichkeit zu gewinnen, über- 
haupt eingreifen zu können. Genauso hat sich 
durchgesetzt, daß Öffentlichkeitsarbeit stärker 
beachtet wird, die “Kameramann-Arschloch- 
Mentalität” mehr und mehr zurückgeht. Wir 
müssen wohl oder übel in den sauren Apfel 
beißen, mit den Medien umzugehen, in einer 
Gesellschaft, die so stark über Medien eine öf- 
fentliche Diskussion inszeniert. Das gleiche 
gilt für die Art der Gruppen, wie sie aufgebaut 
sind, häufig nach Arbeitsgruppenprinzip, cher 
legalistisch und dafür aber wesentlich offener, 
um neue Leute einzubinden. All das sind An- 
sätze, die mit der Organisierungsdebatte ange- 
stoßen wurden. Und zwar unabhängig davon, 
ob eine Gruppe in der Antifaschistischen Ak- 
tion/Bundesweite Organisation (AA/BO), im 
Bundesweiten Antifatreffen (BAT) oder weder 
noch organisiert ist. Es sind Merkmale, die 
Antifagruppen im allgemeinen heute prägen. 
Und es ist eigentlich relativ normal, daß Leute 
sich nicht mit einer allgemeinen Szene ver- 
bunden fühlen, sondern mit der Antifa, die 
eben organisiert ist. Trotzdem kann man nicht 
sagen, wir sind jetzt alle organisiert, es gibt 
über 100 Gruppen oder noch mehr in der BRD 
und das steigert jetzt unseren gesellschaftli- 
chen Einfluß. Es ist nicht die Antwort auf alle 
Fragen. Es hat damit zu tun, daß die Linke so 
stark isoliert ist, daß selbst ein Organisie- 
rungsgrad, der höher als Anfang der 90er ist, 
uns immer wieder darauf zurückwirft, daß wir 
nicht eingreiffähig sind. Es gibt fast kein euro- 
päisches anderes Land, welches weniger Lob- 
by hat oder Interesse an etwas, was außerpar- 
lamentarisch daherkommt, als die BRD. Für 
uns im speziellen kommt hinzu, daß die “Ex- 
tremismuskeule”, also der Totalitarismus uns 
immer wieder zurückwirft, was schwierig auf- 
zubrechen ist. 


Wir denken, daß es einen Unterschied 
gibt zwischen Organisierung, was ein erster 
Schritt ist und einer Organisation, die sich 
durchaus als mittelfristiges Ziel ergibt. Die 
Ziele, die wir am Anfang in der Organisie- 
rungsdebatte formuliert haben, waren ent- 
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sprungen aus der unmittelbaren Praxis unser 
eigenen Gruppe. Dies hat aber nicht berück- 
sichtigt, daß die bundesweite Antifa als Ge- 
samtes viel zu ungleichzeitige Entwicklungen 
durchläuft und das viele Gruppen erst gar 
nicht die Möglichkeit haben, bestimmte Ent- 
wicklungen zu durchlaufen. Trotzdem würden 
wir daran festhalten, daß man sich eine Idee 
geben muß, eher in Grobformulierung, wie es 
die Antifa tendenziell sowieso schon insge- 
samt macht. Wir wollen also kein Detailpro- 
gramm, brauchen aber einen Rahmen und eine 
Plattform, in dem man sich organisatorisch 
zusammenfaßt, auf die man sich beziehen 
kann und das verbindlich. Die letzte gemein- 
same Debatte war - wie gesagt - die Organi- 
sierungsdebatte. Und das ist fast 10 Jahre her. 
Und danach gab es Versuche weitere Diskus- 
sionen anzustossen, nach Wurzen, auf dem 
Camp bei Göttingen 1998, heute. Es geht im- 
mer wieder darum, eine Art Nadelöhr zu 
schaffen, wo man die Leute zusammenbringt 
und wo eine Diskussion ermöglicht wird. Man 
sollte Kongresse und Tagungen auch als Teil 
einer Organisierung einer Bewegung begrei- 
fen, um auch Gruppen, die nicht die Möglich- 
keit haben, sich regelmäßig bundesweit zu 
treffen, die Chance zu geben, sich auszutau- 
schen. Trotz des Grundgedanken, daß es einen 
Rahmen geben muß, auf den man sich ver- 
bindlich bezicht, und ein Thema, an dem man 
arbeitet und sich weiterentwickelt, gibt es die- 
sen zur Zeit nicht und die Antifa ist praktisch 
zersplittert, wie auch der Rest der Gesellschaft 
total in einzelne Segmente zerlegt ist. Man be- 
zieht sich nicht aufeinander. Da gab es eine 
angestoßene Perspektivdebatte in der Jungen 
Welt vor einigen Jahren, dann gibt es einige 
polemische Beiträge in der Jungle World, da 
gibt es eine Antifaseite, da gibt es Schlamm- 
schlachten in der Interim, dann gibt es bessere 
Versuch im Antifa Infoblatt irgendwas aufzu- 
greifen, da gibt es Kongresse. Aber nichts ist 
verbindlich, sondern man diskutiert und es 
verpufft. Das gleiche gilt für große Aktionen, 
die man eigentlich als “Medium” nutzen 
könnte, um die eigene politische Praxis und 
einige Begrifflichkeiten zu reflektieren. Wie- 
der das Beispiel Wurzen, wo die These aufge- 
stellt wurde durch die Leipziger Broschüre 
„Das Ende der faschistischen Zentren, wie wir 
sie kennen“. Oder nehmen wir das Konzert der 
AAB mit dem Radiosender FRITZ, oder die 
Bündnisarbeit, die wir Anfang der 90er ge- 
macht haben, die stehen könnten für eine Dis- 
kussion wie man sich in der Praxis weiterent- 
wickelt, all das ist aber nicht verbindlich. In 
der AA/BO wird es ein bißchen weitergeführt, 
dann taucht cs irgendwie hier auf, aber so 
richtig zusammen kommt es nicht. Und das in 
einem Bereich, wo wir durchaus Einfluß ha- 
ben. Wir denken, daß Sektierertum überwun- 
den werden muß, die Borniertheit und die 
Heraushebung der Unterschiede. Und zwar 
vor dem Hintergrund des Bewußtseins, daß 
man sich eine allgemeine Orientierung/ldee 
geben muß, die derzeit sowieso die meisten 
Gruppen haben. Das ist eine schwierige Ent- 
wicklung und da ist es ein Teil, sich in den 
Rahmen einer Organisation zu stellen. Ein 
weiterer Teil ist, sich zu überlegen, welche 
Funktion diese Organisation eigentlich erfül- 
len kann, ohne daß sie eine Avantgarde wird, 
oder handlungsunfähig. Da wäre eine Mög- 
lichkeit, ein, zwei Mal im Jahr ein großes 
Treffen zu machen, wie dieses, damit es cine 
Möglichkeit gibt, daß die Bewegung mal zu- 
sammen kommt und die Gruppen sich immer 
als Teil der Bewegung sehen. 

Das waren jetzt These drei und vier. Für 
uns gibt es also einen qualitativen Unterschied 
zwischen Organisierung und Organisation. 
Wir können uns darüber unterhalten, wie so 


Organisation strukturell aussieht oder 

ie Groborientierung sinnvoll wäre, die 
sich geben sollte und, wie man damit an 
Öffentlichkeit tritt. 


‚Linke Codes 


In der letzte These geht es um Codes. Dar- 
iin ging es gestern schon, ich will es nur noch 
yanz kurz festmachen: Da ging es um die 
Vontstellung, daß Symbole, Zeichensprache 
nichts feststehendes ist, sondern einem ständi- 
w Diskurs ausgesetzt ist, d.h. ständig neu 
‚Jdofiniert werden und irgendwelche Bedeu- 
mit sich rumschleppen, d.h. eigent- 
\ich Geschichte. Es kam mir gestern ein biß- 
‚ohen zu kurz, daß diese Bedeutungsreste 
Klimpfe sind, Geschichte sind, Interventionen 
und vor allem Assoziationen aus der Subjekti- 
villit der Leute. Wenn wir uns z.B. das Antifa- 
Zeichen nehmen, zu dem gesagt wurde, es 
Wlire zum Fetisch geworden, das finde ich 
‚oben nicht. Nur weil etwas oft verwendet wird 
auch mal ausnahmsweise eine allgemein- 
\schaftliche Bedeutung hat, ist es noch 
kein Fetisch, sondern ein Symbol, wel- 
heutzutage relativ eindeutig besetzt ist. 
da Bedeutungsreste, irgendwelche Asso- 
en von Leuten mitschwingen, ist keine 
Frage, Leute, die sich mit der Geschichte der 
"PD oder der Arbeiterbewegung befaßt ha- 
wissen, daß dieses Zeichen eigentlich von 
kommt. Leute, die noch weitergegangen 
| und wissen, daß es die K-Gruppen eigent- 
eingeführt haben und das die Autonomen, 
ohl sie einen Reflex auf die K-Gruppen 
es einfach übernommen haben. Das 
ingt selbstverständlich alles mit. Aber in 
allgemeinen Öffentlichkeit wird damit 
„Inksradikalismus und Antifa verbunden und 
Ist erst mal gut so. Deswegen würden wir 
Immer weiter verwenden und finden es gut, 
©$ überall auftaucht. Auch wenn wir da- 
in der breiteren Öffentlichkeit zunächst 
plakativ auftauchen und sehr verkürzt. 
it sind sehr froh darüber, wenn Formulierun- 
on, wie „rechter Vormarsch“ oder „rechter 
Konsens“, also bestimmte Schlüsselbegriffe in 
‚dor Linken, im öffentlichen Diskurs der breite- 
fon Gesellschaft aufzutauchen. Das kann man 
Auch übertragen auf Symbole. Wir sind ja be- 
‚kannt dafür, daß wir oftmals plakative und 
w ‚propmäßige Politik betreiben und wir 
„ daß dies derzeit unsefe einzige Ver- 
bindung in die Gesellschaft ist, sich zu vermit- 
‚fein, zwar schr plakativ und sehr verkürzt, 
aber damit müssen wir erst mal leben. Die 
Vertiefung findet aus unserer Sicht innerhalb 
‚der Gruppen, innerhalb der Organisationen 
und auf solchen Treffen statt. 

Ich denke aber, daß wir uns bestimmte 
Symbole, ihre Geschichte und damit die Mög- 
Jichkeit linker Geschichte überhaupt, erhalten 
müssen. Ich will das mal kurz erläutern an ei- 
tigen unserer Plakate, die hier hängen. 

Also: Beim Antifa-Zeichen habe ich gera- 
de kurz erläutert, warum ich es richtig finde, 
08 zu verwenden. Es ist mit unserer Bewegung 
verbunden und die ist nicht wegzuleugnen, in- 
ternational und geschichtlich. Daß möglicher- 
weise ein Bild des Linksextremismus und ent- 
prechende Zuschreibungen, die beim Verfas- 
sungsschutzbericht oder in der Zeitung auftau- 
‚chen, mitschwingen, ist klar. Aber wir denken, 
daß das nur über die politische Praxis zu re- 
geln ist, d.h. mit Aktionen, unserem Auftreten 
und dem Setzen von Akzenten. 

Hier haben wir die zwei aktuellsten Pla- 
kate aus Göttingen. Die zeigen ganz gut, wie 
man unterschiedlich politische Anliegen auf 
den Punkt bringen kann. Das erste Plakat ist 
zum Naziaufmarsch (6. November 1999), der 
jetzt demnächst in Göttingen stattfinden soll. 


Da ist ein Motiv gewählt, welches eigentlich 
überhaupt nichts mit der Linken zu tun hat. Es 
ist reiner Zeitgeist, ein Comic in einem Stil, 
der jetzt ziemlich angesagt ist, nämlich leicht 
japanisch angehaucht. Es wurden dann linke 
Symbole (Antifazeichen) eingebaut, ein guter 
Anknüpfungspunkt an ein Publikum, welches 
sich durch Comics angesprochen fühlt, in der 
Regel jüngere Leute. Das ist eine Möglichkeit 
Plakate zu machen. Das funktioniert aber nur, 
wenn ich es nicht überlade, sondern einfach 
nur mit so einem Antifazeichen arbeite. Damit 
wird eine breitere Wirkung erzielt. 

Die zweite Möglichkeit ist auf dem Plakat 
anläßlich des 10 Todestages der Antifaschistin 
Conny verarbeitet: Hier sind die Adressaten 
der gesamten Aktion nicht so breit gestreut, 
die Symbolik bezieht sich daher auf die Anti- 
fabewegung und deren Geschichte. Der von 
der Polizei zu verantwortende Tod der Antifa- 
schistin 1989, fällt in eine Zeit, die das Ende 
der klassischen autonomen Bewegung einläu- 
tete und für die diese Art der Vermummung 
typisch war. Gleichzeitig wirkt das Schwarz- 
Weiße, als wenn es kopiert wäre, es erinnert 
damit an Schnippellayout und bezicht sich 
gleichzeitig mit dem Bild auf die italienische 
autonome Bewegung. Also mehrere Ebenen, 
die sich auf die damalige Bewegung bezichen, 
gleichzeitig aber ist eine moderne Typographie 
darübergesetzt. Der „Kampf geht weiter“ ist 
auch eine Anleihe an die Band Ton Steine 
Scherben, welche aber durch die Art der Auf- 
machung in die heutige Zeit gehoben wird. 
Das heißt, hier ist Geschichtsbezug für Leute 
erkennbar. Leute, die das nicht wollen, schen 
einfach eine vermummte Person und diese Art 
der Vermummung wird heutzutage auch noch 
mit Links verbunden. Hier wird linke Ge- 
schichte mitgenommen und aufgearbeitet und 
in Form und Inhalt an die Bewegung ange- 
lehnt, aus der wir kommen und damit ist der 
Bezug hergestellt. 

Was uns aufgefallen ist und was wir eher 
unglücklich finden, daß beispeilsweise beim 
BgR das Antifa-Zeichen nie verwendet wird. 
Beim Plakat „Kein NPD/JN-Aufmarsch am 1. 
Mai in Leipzig“ 1998 konnten wir nicht er- 
kennen, ob dieses Plakat von Kirchenkreisen, 
von der Gewerkschaft oder von einer linksra- 
dikalen Gruppe erstellt wurde. Nur diese Paro- 
le stand da und wir finden es schlecht, wenn 
der Bezug zu einer linken Position nicht deut- 
lich wird, wie er z.B. durch das Antifa-Zei- 
chen leicht herzustellen gewesen wäre. Wir 
finden es gut, wie beim Verstärkerkongress- 
plakat, moderne Elemente eingebaut wurden, 
also z.B. dieses Emblem, welches aber erstmal 
wenig sagt. Das gleiche gilt für den Rest des 
Plakates: Weder unter dem Titel, obwohl mit 
Bedacht und gut gewählt, noch unter „postba- 
nanisch“ kann sich jemand was vorstellen und 
unter „Verstärker“ auch nicht, d.h. für eine 
Breitenwirkung ist es nicht besonders geeig- 
net. Das ist auch erst mal nicht der Adressat. 
Das also zum Vergleich, wie wir uns eine Lö- 
sung in der Praxis vorstellen und wie nicht. 
Aber wie gesagt, beim Verstärkerkongreß ist 
das Zielpublikum ein anderes, aber bei dem 1. 
Mai Plakat fanden wir die mangelhaft erkenn- 
bare Bezugnahme auf die Linke eher schlecht. 
Das gleiche gilt übrigens auch für das ein Pla- 
kat zur Demo in Saalfeld, wo das Antifa-Zei- 
chen nicht drauf war. Wenigstens eine Demo 
war zu schen, aber man kann das durchaus 
deutlicher machen. Wir sollten mit dem Be- 
wußtsein arbeiten, eine Möglichkeit zu öffnen, 
daß eine breitere gesellschaftliche Öffentlich- 
keit das auch interpretieren kann. Auch wenn 
die heutzutage nicht unbedingt unsere Adres- 
saten sind, weil die Möglichkeit fehlt, sie zu 
welchen zu machen. 

Hier ende ich erst mal und wir können 
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jetzt in die Diskussion einsteigen. Danke fürs 
Zuhören. 


Beitrag aus dem Publikum A: Ich bin vom 
Bündnis gegen Rechts, Leipzig (BgR) und 
stimme dem Gesagten im großen und ganzen 
zu. Der Knackpunkt ist, daß wir um Inhalte 
kämpfen und der zeigt sich auch beim ganzen 
Kongreß. Ich sage mal: Hier vorn - die Sym- 
bolik, Organisierung usw. - dem stimme ich 
zu, daß es irgendwie eine Bedeutung hat und 
daß man sich über deren Bedeutung und Ver- 
wendung austauschen muß. Der Punkt ist 
aber, daß Organisierung und Symbolik voraus- 
setzen, daß man weiß, was man organisieren 
und symbolisieren will. Das war auch unser 
Anliegen mit dem Kongreß hier, zu sagen, es 
krankt daran, was im Endeffekt auch hier zum 
Ausdruck kam, daß die Antifa eine Jugendbe- 
wegung ist. Es gibt die inhaltlichen Auseinan- 
dersetzungen nicht, weil es das Wollen nicht 
gibt, über die Gräben, die in der Antifabewe- 
gung existieren, oder in der linksradikalen Be- 
wegung überhaupt, hinwegzuspringen. Wir 
haben den Kongress gemacht mit der Zielstel- 
lung, daß sich hier über die organisatorischen 
Grenzen hinaus zusammengefunden wird und 
ich denke, diese ist im großen und ganzen 
auch aufgegangen. Und ich finde, daß die 
Idee, die der Genosse von der Antifa (M) auf- 
geworfen hat, richtig ist, zu sagen, wir schälen 
für uns inhaltliche Schwerpunkte heraus. Wir 
müssen jetzt anfangen, solche Diskussionen 
zu führen, weil das auch perspektivisch dazu 
führen kann, daß es nicht bei der Jugendbewe- 
gung bleibt. 

Fakt ist, momentan läuft alles nur über 
diese Anti-Nazi-Politik. Irgendwann mal, 
wenn man älter wird, wird es langweilig den 
Nazis hinterherzuhecheln, denn es ist im End- 
effekt perspektivlos. Man sollte zuerst auf lo- 
kal starke Strukturen setzen, die Selbstorgani- 
sierung vorantreiben und das immer unter 
dem Aspekt, daß man inhaltliche Schwer- 
punkte setzt. Wir müssen von dem reinen 
Anti-Nazi wegkommen uns versuchen, uns 
perspektivisch als Ziel zu stellen, eine wirk- 
lich gesellschaftlich relevante Kraft zu wer- 
den. Das geht letztendlich, und da stimme ich 
dem Referenten zu, nur dadurch, daß man die 
relativ schwache linksradikale Szene die es 
gibt, irgendwie zusammen bekommt. Das muß 
jetzt nicht AA/BO oder BAT sein, das ist nicht 
der Ansatz den wir vertreten. Wir müssen uns 
an inhaltlichen Problemen orientieren, uns 
Punkte setzen an denen wir zusammen kom- 
men., Wie können wir attraktiver werden, wie 
können wir unsere Inhalte nach außen vermit- 
teln und wie können wir eine rebellische Hal- 
tung für uns ausnutzbar machen, das sind die 
Fragen die im Raum stehen. 


Beitrag B: Das ist das, was ich an dem 
Konzept zu kritisieren habe. Gut, ich weiß 
jetzt, wie ich es schaffe, Jugendliche in die 
Linke reinzukriegen. Doch was mache ich 
dann mit den Jugendlichen? Ich habe die dann 
und halte einen Vortrag. Meines Erachtens 
müßte ganz klar gesagt werden, was passiert, 
wenn ich diese Jugendliche habe. Wenn ich 
dann nicht ansetze, Inhalte und Wissen zu ver- 
mitteln, dann bleibt es bei dieser Jugendbewe- 
gung. Es wurde zwar dargestellt, wie ich die 
Jugendlichen agitiere, aber es wurde nicht dar- 
auf eingegangen, wie ich mit ihnen umgehen 
soll, wenn sie einmal da sind. 


ii. ER NE 


D 
| 


Verstärker-Kongress —- Nachbereitungsreader 


Referent: Ich sag erst kurz was zum BgR- 
Beitrag. Ich teile den Vorschlag, ein oder zwei 
mal im Jahr so einen Kongreß, Camp o. ä. zu 
machen, wo die Leute zusammenkommen. 
Das finde ich eine gute Möglichkeit, sich Ge- 
danken zu machen, Diskussionen wieder auf- 
zugreifen und weiterzuführen. Ich muß jetzt 
aber die Gegenfrage stellen: Wer sitzt hier in 
drei Jahren? Die selben Leute, welche die Dis- 
kussion angefangen haben? Du und ich viel- 
leicht und noch so 2, 3 Dinosaurier, die gibt es 
überall, aber welche Gruppe hat sich dann 
weiterentwickelt, mit wem außer dem BgR, 
der AAB und uns kann man dann über ihrer 
Praxis diskutieren, ohne diese Gruppen jetzt 
hervorheben zu wollen. Es wäre interessant zu 
sagen, wir haben das ausprobiert, Jugendarbeit 
gemacht, das attestiert jetzt sogar der blöde 
Verfassungsschutz nach ein paar Jahren end- 
lich mal, und was machen wir denn nun. Die 
Frage ist, an wen die Forderung nach der in- 
haltlichen Auseinandersetzung geht. Ohne die 
Möglichkeit, in einem Rahmen zu diskutieren, 
werden die Leute nicht diskutieren, weil ihnen 
die Möglichkeiten fehlen. Es ist ein guter Vor- 
schlag, aber ich weiß nicht, an wen sich die 
Forderung der inhaltlichen Auseinanderset- 
zung richtet, weil ich feststelle, daß sich die 
Leute dem nicht verweigern, sondern die 
Möglichkeit nicht besitzen, wenn sie eine Pra- 
xis machen, eine kleine Gruppe von 10 bis 15 
Leuten sind und sich gleichzeitig mit einem 
bestimmten Niveau der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung auseinandersetzen wollen. Das ist 
verdammt viel Programm für eine kleine 
Gruppe, die vielleicht auch erst angefangen 
hat. 

Ich bin Antifa und ich hole mir jetzt einen 
Jugendlichen, bin aber doch selber einer. Die 
Weiterentwicklung ist nichts statisches. Ich 
finde die Vorstellung in deiner Antwort zu sta- 
tisch. Ich hab hier mein Symbol, hier den 
Bierdeckel und geb dem Jugendlichen ein 
Bier, dann ist er erstmal angefixt, dann kommt 
er und dann fülle ich ihn ab. Ich vermittle ja 
auch durch das, was ich mache, durch die Ak- 
tionen und nicht nur durch Worte schon Inhal- 
te, wenn es auch nur Fragmente sind. Die Auf- 
gabe ist, wenn die Leute eingebunden sind, ih- 
nen einen übergreifenden Blick zu ermögli- 
chen, damit sie alles was sie erleben und 
wahrnehmen auch diskutieren und einordnen 
können. Das wäre doch eine Aufgabe, das 
man die Leute - früher hat man das Schu- 
lungsarbeit genannt - nicht vollstopft, sondern 
ihnen die Idee erklärt, die hinter der Sache 
steht und sie damit mit Selbstbewußtsein aus- 
stattet. Das Ziel sind Menschen die emanzi- 
piert sind, für sich selber reden können und 
sich als Linke orten. Dazu gehört ein eindeuti- 
ger Geschichtsbezug, der darin resultiert, daß 
man sich mit den Ideen beschäftige, woraus 
heute ein linkes Selbstverständnis resultiert 
und zwar mit allen Fehlern, Widersprüchen 
usw. Man muß nicht sagen, das finde ich jetzt 
alles gut. Ich finde es aber auch nicht richtig, 
alles zu negieren und als schlecht zu qualifi- 
zieren, zu sagen alles war Arbeiterkacke - das 
geht nicht. 

Dann muß man sich selber in die Gesell- 
schaft einordnen. Einmal als Gruppe, wo steht 
man, das ist Teil der Schulungsarbeit, wie 
agiert man und wie setzt man Politik um. Die- 
ser Prozeß, in dem die Leute dann stecken und 
sich selber politisieren, das ist erst mal das, 
was am meisten verändert und mehr können 
wir nicht anbieten. Wobei ich bei der letzten 
Frage wäre: Wir haben den Leuten in ihrem 
realen Dasein nichts zu bieten, außer zu sagen: 
„Komm zur Linken!“. Gestern meinte ein So- 
zialarbeiter aus dem Conne Island, das beste 
Angebot sei „Survival of the fittest“. Am ehe- 
sten lernt man bei der Linken, sich durchzu- 
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setzen im Kapitalismus, weil man aus der lin- 
ken Meinung das Maximale rausholen muss, 
sich organisieren muss u.s.w. . Ich will nicht 
sagen: „Steig in die Antifa ein, um besser in 
die Gesellschaft einsteigen zu können“, das ist 
Quatsch, aber der Gedanke, der dahinter steht, 
war genau richtig. Wir haben nur die Möglich- 
keit den Kampf um politische Veränderung in 
den Mittelpunkt zu stellen. Mehr haben wir 
nicht anzubieten. Und das ist auch gleichzeitig 
ein Problem, weil nämlich viele sagen, ich 
steige aus, weil diese Veränderung nicht in- 
haltlich angefüllt ist. Klar, wenn sich jemand 
überhaupt nicht weiterbewegen will, ist es re- 
lativ leicht zu sagen: „Mach ich nicht.“. Aber 
das ist in jedem Bereich so, von dem man 
nicht überzeugt ist. 

Die Subjektwerdung in flexiblen kapitali- 
stischen Verhältnissen ist wichtig. Die Leute 
wählen heute nicht mehr ihren Beruf auf Le- 
benszeit, sondern sind flexiblen Arbeitsver- 
hältnissen unterworfen. Das heißt, sie durch- 
laufen 3, 4, 5 Berufe, mehrere Arbeitslosigkei- 
ten - das ist die Tendenz. Und das kann man 
übertragen auf die Ebene, wo die Leute ihre 
Persönlichkeiten bilden. Man hat verschiedene 
Angebote, die gleichwertig nebeneinander ste- 
hen. Ich kann Nazi werden, ich kann Linker 
werden, ich kann Techno-Freak werden, das 
ist alles völlig unabhängig von den Inhalten. 
Und wir sind Teilnehmer an diesem Markt der 
‚verschiedenen Möglichkeiten und Bedürfnis- 
se. 

Wir können nur sagen, daß wir uns weh- 
ren gegen das, was hier geschieht und diese 
Orientierung unter die Leute bringen. Und 
selbst das schützt die Leute nicht davor, so- 
bald sie ihrem Job nachgehen, was die meisten 
später schon machen, weil sie gut qualifiziert 
sind und eine hohe Bildung haben, aufzuge- 
ben und nicht weiter zu kämpfen. Und da ha- 
ben wir organisatorisch auch kaum eine Ant- 
wort drauf, wie wir die Leute einbinden, die 8 
Stunden arbeiten. Das ist ein dauerhaftes Pro- 
blem: Auf der einen Seite die Arbeit, auf der 
anderen die Politik. In diesem Verhältnis rei- 
ben sie die Leute irgendwann auf und mit 30 
sind die meisten weg. Das ist das Hauptpro- 
blem, vor dem wir stehen, für das wir auch 
erst mal keine Antwort haben. Außer zu sa- 
gen, daß die Quote derjenigen, die weiter lin- 
ke Politik machen wesentlich höher bleibt in 
Verbindung und Zusammenhängen, wo auch 
in den Gruppen das Soziale weiterentwickelt 
wird. Ohne das geht es nicht. Es muß also eine 
Rückkopplung geben auf die soziale Welt, 
man kann nicht sein normales Leben führen, 
Beruf usw. und dann hobbymäßig Antifa ma- 
chen. Die Erfahrungen die man macht, im Po- 
litischen oder im Sozialen, das ist die Attrakti- 
vität, die die Linke nach wie vor besitzt. Nicht 
mehr und nicht weniger. 


Beitrag A: Ich möchte zurückkommen auf 
die Frage, an wen wir die Forderung richten, 
inhaltliche Diskussionen zu führen. Ich denke, 
daß es eine Wechselbeziehung ist, die die At- 
traktivität der Szene ausmacht, die die Ent- 
scheidung bedingt auf gewisse Sachen zu ver- 
zichten oder eben die mit 30 zu sagen, ich ' 
gehe jetzt meinen familiären Weg, steige aus 
und lese die Konkret. Es krankt momentan 
daran, daß aufgrund der Inhaltsschwäche die 
Attraktivität fehlt, dabei zu bleiben. Wir haben 
keine gesellschaftlichen Utopien mehr oder 
können die überhaupt nicht vermitteln und 
können aus ihnen, gerade nach der Praxis der 
letzten Jahre, die ja größtenteils, zumindest 
bei uns, aus dem Nazi-Hinterhergeheschel be- 
stand, kaum Kraft schöpfen. Da verschleißt 
man die Leute. 

Ich denke, daß die Organisierung die man 
Jetzt zu betreiben hat, eine zweigleisige sein 
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muß. Zum einen die Selbstorganisation auf lo- 
kaler Ebene, also Freiräume zu behalten bzw. 
zu schaffen, und zum anderen die Ansätze, die 
du im Referat mit Nadelöhr beschrieben hast. 
Aber es darf keine Konsumhaltung geben, mit 
bundesweiten Treffen, wo man hinkommt und 
sich sagt, wir gucken mal, was wir da mitneh- 
men können. Mitnehmen und wieder mitbrin- 
gen, das fehlt momentan. 

Gestern, bei der Veranstaltung „Selbstor- 
ganisation - Radikale Demokratie“, hat man 
deutlich gemerkt, worin unsere Schwäche 
liegt: Daß es nämlich in der Diskussion nur 
um Begrifflichkeiten und Theorien ging, die 
Praxis aber keine Rolle spielte, selbst bei ei- 
nem Thema, auf dem eigentlich einer unserer 
Schwerpunkte liegen sollte, dem der Selbstor- 
ganisierung. Im Referat war durchaus zu hö- 
ren, daß wenn vor Ort keine Attraktivität für 
Leute, die dazukommen, da ist und diese kei- 
ne Außenwirkung hat, dann brauchen wir im 
Endeffekt über alles andere nicht zu reden. Da 
kann man die schönsten Symbole haben. 


Beitrag ©: Ich möchte einer These wider- 
sprechen, jedenfalls in der Form, wie sie for- 
muliert ist. Wenn hier gesagt wird, es sei 
falsch, daß linke Strukturen zerfallen, dann 
hat man einen sehr begrenzten Begriff von 
dem was Links ist, das wäre dann wirklich nur 
noch die autonome Antifa-Bewegung. Diese 
hat sich vielleicht stärker organisiert, wenn 
man sich aber linke Strukturen im Allgemei- 
nen anguckt, kann man sagen, daß es einen 
ganz massiven Zerfall nach 1989 gegeben hat, 
der auch Bedeutung für uns hat. 

Es gibt im Antifa- oder im Antira-Bereich 
keine nennenswerten Gewerkschaftsinitiativen 
mehr. Es gibt keine Bürgerinitiativen oder An- 
wohnerinitiativen, die sich vor die Asylbewer- 
berheime stellen oder Patenschaften überneh- 
men. Es gibt keine Antifa-Strukturen mehr bei 
den Grünen, die VVN ist total am vergreisen, 
die Überreste der K-Gruppen, die es Anfang 
der 90er noch gab, sind auch alle weg. Insge- 
samt ist die Linke stark zerfallen, auch die an- 
tifaschistische Linke, sofern man sich nicht 
ausschließlich auf’die autonome Bewegung 
konzentriert. Man müßte diskutieren, woran es 
liegt, daß es gerade hier einen stärkeren Orga- 
nisierungsgrad gibt, den ich erst mal gut finde. 
Ich meine, daß das viel damit zu tun hat, daß 
es wesentlich kälter geworden ist in Deutsch- 
land. Die Bereitschaft zusammenzurücken und 
Nestwärme zu suchen, ist größer geworden 
und darüber auch die Notwendigkeit, Diffe- 
renzen über Bord zu werfen. 

Ich postuliere: Wenn die Linke und auch 
die Antifa-Bewegung wieder stärker wird, 
dann werden auch die Widersprüche stärker 
hervortreten. Ich glaube nicht, daß es bei vie- 
len eine grundlegende Überzeugung gibt, daß 
eine Organisierung besser ist. Es ist einfach 
das einzig mögliche, um überhaupt noch zu 
existieren. Früher gab es große Demos, da 
konnte man als autonomes Individuum hinge- 
hen, da gab es den schwarzen Block, deswe- 
gen mußte man nicht selber erstmal großartig 
etwas aufbauen und strukturieren. Die ganzen 
bürgerlich-liberalen Mitdemonstranten haben 
einem in gewisser Weise Schutz gegeben. 
Heutzutage müssen wir alles selber schaffen 
und dann werden eventuell am Wochenende 
noch ein paar standhafte Gewerkschafter mit- 
demonstrieren. 


Referent: Ich will was zur Inhaltsschwä- 
che sagen. Auf jeder Managerschule lernt 
man, daß Motivation durch Erfolg entsteht. 
Die Frage ist, wie definiert das jeweilige 
Gruppenmitglied oder Leute von außen einen 
Erfolg. Ich denke, daß es eigentlich schon ein 
super Erfolg ist, wenn sich der Gedanke der 


sierung durchgesetzt hat - das bringt 
Aotivation. Andersrum ist es aber so, daß 
Irfolgserlebnisse meistens nur im Unmit- 
en existieren, die Leute müssen einen 
Ittelbaren Sinn in ihrem Handeln sehen. 
‚1. ich demonstriere gegen das Cafe Germa- 
in, das wird geschlossen, das macht mir und 
Gesellschaft deutlich, mein Handeln hat 

h unmittelbaren Sinn gehabt. Oder Leute, 
gern Nazis kloppen, legen da mehr Wert 
‚drauf, weil dann ein Erfolgserlebnis für die 
rnuppe zu verzeichnen ist. 

Das mit der anderen Praxis, die dann 
mehr auf der politischen Ebene ansetzt, wo die 
Praxis nicht unmittelbar deutlich wird, ist 
wichtig, um eine gewisse Haltung klar zu ma- 
hen. Wenn man gegen Siemens demonstriert, 
{st mittlerweile jedem klar, daß das eine politi- 

Äußerung ist, aber damit schafft man 
\emens nicht ab. Hier hat man aber schon ei- 
nen Verlust an Attraktivität und Motivation 
‚dor einzelnen Leute, es sei denn, man ist in 
dor breiten Öffentlichkeit. Das über Jahre zu 
hen, häufig Niederlagen zu erleben und 
h unmittelbaren Sinn nicht zu sehen, immer 
der eigenen Soße zu stecken, das sind alles 
1, die die Leute erstmal als Mißerfolge 
nehmen, auch wenn die Bedingungen 
chlich dafür verantwortlich sind und 
ihr Handeln. Das zur Inhaltsschwäche, 
‘4 Ist nur ein Punkt, daß die Leute sich inhalt- 
1 weiterentwickeln. 
[eh will dagegen reden, daß man sich nur 
Öne Themen raussucht und so Begriffe dis- 
wie rechten Konsens, rechten Vor- 
ch. Ich denke, daß das Problem der Leute 
daß sie probieren und probieren und die 
folge nicht haben. 
Utopien haben wir nicht - meinte jemand 
BgR. Eine Gesellschaftsutopie zu denken, 
den Verhältnissen in denen man lebt, die 
völlig anders ist als das, was Kapitalismus ist, 
te ich für eine völlige Unmöglichkeit. Ich 
‚alte es nach wie vor mit Marx; das Sein be- 
Allmmt das Bewußtsein. Im Mittelalter war es 
Sllig unmöglich zu fliegen, das war außer- 
Ib der Vorstellungskraft. Die Welt war eine 
Scheibe. Man konnte die Lösung nicht denken 
war gesellschaftlich determiniert. 
Die JungdemokratInnen, haben gestern 
‚ - Konzept vorgestellt, welches auf Reformen 
' „sie versuchen, für eine radikale Linke 
ig zu sein, bestätigen aber auf der 
En Ebene immer wieder, daß sie sich 
ligen, indem sie etwa eine liberalere Ge- 
_ Netzgebung im Rahmen des Systems fordern. 
Aber das kann es ja nicht sein. Ansonsten den- 
ke ich, daß es keine Patentlösung für Gesell- 
schaftsmodelle gibt, selbst für das was in 10 
Jahren sein soll. Es gibt aber durchaus Kon- 
zepte, die man ausprobieren sollte, Sachen, wo 
man was ändern kann - nicht jede Aktion ist 
die Revolution, auch das muß man mit der 
ee erfahren, mit ihr steht und fällt nicht al- 
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Ich denke nicht, daß die Leute zusammen- 
rücken, weil sie Nestwärme suchen oder weil 
es so kalt ist in Deutschland. Das ist mir alles 
zu mystisch. Die Wahlmöglichkeiten, die man 
hat, um überhaupt Politik machen zu können, 
sind entscheidend. Die Möglichkeiten, die ich 
habe um einzugreifen, sind so begrenzt, ob 
nun beim BAT oder der AA/BO ist, daß die 
Nuancen, über die ich streite, total bedeu- 
tungslos geworden sind. Das ist das eine. 

Das zweite ist, daß die Linke Teil der Ge- 
sellschaft ist und die Verflachung der Inhaltli- 
che oder dem, worauf man abzielt, genauso 
wie in der ganzen Gesellschaft zunimmt. Das 
bemerkt man, wenn man über mehrere Gene- 
rationen Jugendarbeit macht. Die Orientierung 
der Jugendlichen hat sich völlig verändert. 

Widersprüche werden nicht mehr benannt 


und die Diskussionsfreudigkeit hat sehr stark 

nachgelassen. Das ist auch bemerkbar bei den 
letzten bundesweiten Mobilisierungen. Es gab 
kaum Kriterien zu mobilisieren, auch im Ver- 
gleich zu den 80ern. 

Es ist zweischneidig: Ich finde Diskussio- 
nen teilweise völlig sinnlos, weil die breitere 
gesellschaftliche Öffentlichkeit solche Formu- 
lierungen wie „rechter Konsens“ oder „rechter 
Vormarsch“ sowieso nicht auseinander halten 
kann. Da lohnt es sich nicht, vor einer Aktion 
eine Grundsatzdebatte zu führen. Auf der an- 
deren Seite ist es natürlich eine Schwäche, 
überhaupt nicht mehr zu debattieren und alles 
auf einen Kongress zu verlagern. Das liegt 
auch wieder daran, daß das organisatorische 
Dach nicht geschaffen ist, unter dem Diskus- 
sionen laufen sollen. 

Wer eine konkrete Aktion vorbereitet, will 
keine Grundsatzdiskussion führen, was natür- 
lich gleichzeitig fatal ist, weil man durch so 
eine Abflachung die Gruppen überhaupt nicht 
mehr einschätzen kann, außer an ihrer Politik. 

Das Problem der Politisierung ist heute 
schon, daß es dieses breitere Umfeld, die Sze- 
ne, tendenziell nicht mehr gibt. Hier in Leip- 
zig ist es durch Einrichtungen wie das Conne 
Island noch gegeben, in größeren Städten wie 
Berlin und Hamburg ist das auch so, aber die 
anderen, kleineren Städte wissen wie das ist 
mit der Politisierung. Es gibt dort kein Umfeld 
mehr, ebensowenig wie eine linksliberale Ab- 
federung. Wenn man sich dort politisiert, dann 
von 0 auf 100. Man ist nicht nur Beteiligter, 
sondern Organisator und wird immer wieder 
in die Pflicht genommen. Ich wollte damit nur 
den Unterschied klar machen zu dem, wenn 
man eine Szene hat, die immer mehr Möglich- 
keiten bietet, Leute heranzuführen. 

Dann will ich noch sagen, daß ich es nicht 
falsch finde, Szenen und Nischen aufzubauen, 
aber die müssen immer in die Gesellschaft 
wirken, sie dürfen sich nicht auf „schöner 
Wohnen“ und ein Haus besetzen beschränken 
oder sich nur um ihr eigenes Zentrum drehen. 
Außer es ist ein Symbol für einen antikapitali- 
stischen Ansatz, dann kann es sich auch um 
ein Zentrum drehen, ansonsten nicht. 


Moderator: Bei der zweiten konkreten 
These taucht die Frage auf, nach dem Wechsel 
von Organisierung zu Organisation. Organisa- 
tion ist für mich eine sehr allgemeine Um- 
schreibung, ich würde das übersetzen mit Par- 
tei. Vielleicht kannst du einfach mal was dazu 
sagen. Vielleicht traut sich ja niemand aus 
dem Plenum konkret nachzufragen, aber ir- 
gendwo steht der Begriff ja im Raum. Könnt 
Yihr das ausfüllen, habt da noch nicht weiterge- 
dacht und wie stehen andere dazu? 


Beitrag A: Ich will etwas gerade rücken, 
weil der Kongress dokumentiert und nachbe- 
reitet wird. Was du jetzt hier erklärt hast, was 
ich mit Utopie gemeint haben könnte, war 
nicht so. Mit Utopie meine ich Perspektive. 
Ich will nicht, daß wir uns Traumwelten aus- 
malen und sagen, da wollen wir hin, sondern - 
was, wie ich meine, auch Attraktivität aus- 
macht - daß man sagt, es geht über das Anti- 
Nazi-Ding hinaus. Denn meiner Meinung 
nach, werden wir nur als Gegenteil der Nazis 
wahrgenommen. Klar sagen wir Kapitalismus 
ist Scheiße, aber im Endeffekt sagen wir nicht 
warum, bzw. können das den eigenen Leuten 
nicht vermitteln. Das ist einfach Fakt. Soweit 
sind wir uns selbst noch nicht klar. Das meinte 
ich damit, ich wollte hier keine Traumwelten 
bauen. 


Beitrag D: Ich will der These widerspre- 
chen, daß uns nur die Attraktivität fehlt. Wenn 
es nur um die Attraktivität und die Erfolgser- 
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lebnisse geht, dürften uns die Leute nicht weg- 
rennen, schließlich gibt es Naziaufmärsche 
und so, aber das sind immer nur Anti-Haltun- 
gen. Ich denke, daß es auch um die Inhalte 
geht. Denn es ist nicht so, daß auf einmal die 
ganzen Anti-Haltungen weg sind, die sind ja 
immer noch da, aber die reichen nicht aus. 


Referent: Ja, gegen eine Anti-Haltung 
habe ich überhaupt nichts, wenn sie begründet 
ist. Unter Pro-Haltung verstehe ich, daß man 
eigene Sachen aufbaut und sich an der Linken 
orientiert. Den Aufbau fülle ich mit der politi- 
schen Aktion, die sich gegen oder für etwas 
richten kann, ganz konkret und kann da disku- 
tieren, was ich eigentlich will, z.B. gegen ei- 
nen Naziaufmarsch sein. Das kann aber auch 
eine Demo für Mumia Abu-Jamal sein. An- 
sonsten ist es so, daß die Versachlichung, die 
inhaltliche Analyse, bei einer linken Demo in 
Aufrufen, Flugblättern und Texten immer vor- 
handen ist. 

Und ein Kongreß ist eine Möglichkeit, um 
Inhalte zu besprechen. Als Realansatz, die ka- 
pitalistische Welt umzudrehen, halte ich für 
keine Patentlösung. Gegen ein Bonzentreffen 
anzugehen, darüber kann man Inhalte vermit- 
teln. Das ist zwar das alte Schema aus den 
80er, aber eine Möglichkeit anzusetzen, ge- 
nauso wie ich das dann auf dem Kongreß the- 
matisieren kann oder einflechten in eine ande- 
re Aktion. Das ist das Gleiche, eine Kritik an 
den Verhältnissen. 

Wie antikapitalistische Praxis aussehen 
kann, ist schwer aufzuzeigen. Es gibt Kritik an 
den 80ern, die mit einem Herrschaftsmodell 
operierten a la „die Kapitalisten oben und wir 
Unterdrückte unten“. Dieses gegen den 
Opernball und McDonalds ist inzwischen Ge- 
schichte geworden. 

Dann zur Partei: Wir haben nicht noch 
mal die Diskussionsdebatte angestoßen, um 
uns mit so grundsätzlichen Gedanken wie ei- 
ner Partei zu beschäftigen. Ich würde niemals 
sagen, wir schließen aus, irgendwann eine Par- 
tei zu gründen, die alles zusammenfaßt. Wir 
finden es aber in der jetzigen Situation völlig 
abwegig, über den Parlamentarismus Einfluß 
zu nehmen. Für eine Partei muß es schon eine 
fette Organisation geben. Die Frage hat bei 
uns überhaupt keine Rolle gespielt. Wir finden 
es nach wie vor richtig, außerparlamentarisch 
zu agieren, meinetwegen in Bündnissen mit 
der PDS zusammen. Die einzige Frage, die wir 
diskutiert haben, war, wie wir eine Organisati- 
on gründen, die verbindlicher ist. Das wären 
aber Detailfragen, wenn man sich die Ansätze, 
die es beim BAT und der AA/BO gab, anguckt 
und sich fragt, was war praktikabel, wie kann 
man da die verschiedenen Gruppen einbinden. 

Das andere wäre die Überlegung, ob man 
sich nicht eine bürgerliche Form gibt, um 
greifbar zu sein als Verein, wie das viele poli- 
tische Organisationen auch machen, wie die 
Rote Hilfe. Da haben wir aber erst angefangen 
zu diskutieren, es gibt gewisse Vorteile aber 
auch gewisse Nachteile. So gesehen hat es fast 
nur Nachteile, aber diese bürgerliche Form 
wäre eine Möglichkeit, das wäre auch nicht 
unabhängig von Organisation, auf einer ande- 
ren Ebene noch einen Rahmen zu schaffen. 
Viele Antifa-Gruppen haben einen Verein, der 
andere Möglichkeiten hat in rechtlicher Hin- 
sicht, aber es ist kein Ersatz für eine politische 
Organisation. 


Beitrag E: Ich will etwas zum Aufbau der 
Jugendbewegung sagen. Das Problem besteht 
auch darin, daß wir versuchen, die irgendwie 
attraktiv zu machen, damit Leute kommen. 
Sie finden also die Demos oder die Plakate 
klasse, wissen dann aber erst mal nicht wie 
weiter. Wenn sie es aber wüßten, würden sie 
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total schnell schnicken, daß wir sie ranziehen 
wollen. Ich denke aber, daß das schöne an Ju- 
gendbewegung das Rebellieren gegen Ältere 
ist und das gestaltet sich ziemlich schwierig, 
wenn man irgendwie merkt, ich werde hier 
rangezogen. Ich weiß nicht, wie das in ande- 
ren Städten ist. Hier in Leipzig habe ich oft 
das Gefühl, daß die Jugendlichen sich gehypt 
fühlen, und dann gegen die 10 Jahre älteren 
rebellieren. Andererseits kotzt es sie aber auch 
an, weil irgendwelche Leute dastehen, die klu- 
ge Thesen haben, welche sie ja eigentlich toll 
finden und wo sie kaum etwas entgegnen kön- 
nen. 

Das ist ein Grund dafür, daß sich eine ei- 
gene Dynamik kaum entwickelt. Entweder 
man wird rangezogen oder man ist abge- 
schreckt von zu viel Theorie. Ich denke, es 
muß irgendwie so sein, wie es vor 10 Jahren 
teilweise war. Vielleicht müssen wir einfach 
schlechter sein, so daß die Jugendlichen uns 
vom Thron stoßen, denn das Nebeneinander - 
funktioniert nicht. Ich habe zumindest in 
Leipzig öfter die Erfahrung gemacht, daß jun- 
ge Leute am Anfang schon in die Antifa wol- 
len, dann aber merken, daß sie eigentlich gar 
keinen Platz kriegen. Außer, daß sie zu Demos 
kommen können und daß sie eigene Gruppen 
aufbauen sollen, was aber für sie schwierig ist, 
weil sie die Erfahrungen von inhaltliche Aus- 
einandersetzung noch nicht haben. Dann müß- 
te es ein Anleitungssystem geben, das ich aber 
nicht befürworte. 


Referent: Jetzt wäre es gut, wenn Jugend- 
beauftragte verschiedener Gruppen was sagen, 
sonst würde ich das tun. 


Beitrag F: Das Problem, was du be- 
nennst, ist uns aufgefallen, aber ohne die Leu- 
te Vorort zu kennen, kann ich nicht darauf ant- 
worten. Wenn man auf die Leute zugeht, gilt 
es zu vermittelt, daß es zum einen was zu Ler- 
nen gibt von Leuten, die schon länger in der 
Antifa sind. Das andere: vom Thron stoßen 
finde ich immer gut, daß Leute, die neu in die 
Gruppen kommen, immer wieder die alten 
Hierarchien durchrütteln. Das ist ein guter 
Prozeß, der aber nicht darin enden sollte, daß 
sich die Gruppe auflöst. Gleichzeitig muß aber 
für die jüngeren Leute deutlich werden, daß es 
ein normales Verhältnis ist, daß da ältere Ge- 
nossen sind, die völlig andere Bedürfnisse und 
ein höheres Niveau haben und das muß auch 
akzeptiert werden. Es gibt immer beide Seiten 
und keine allgemeine Lösung. Die Leiden- 
schaftslosigkeit die du siehst, die sehen wir 
auch, und denken, daß die rebellische Haltung 
den meisten Jugendlichen abgeht. 


Moderator: Es wurde gesagt, bei der ver- 
bliebenen restlinken Struktur gibt es noch Dif- 
ferenzen bzw. Nuancen. Ich würde schon sa- 
gen, daß es inhaltliche Unterschiede gibt und 
wie denkst du bei einem Grad von Organisati- 
on dann damit umzugehen? Du hast gesagt, 
das kann man vernachlässigen und muß man 
nicht unbedingt ausfechten. Ist es vorstellbar, 
die Unterschiede mit in eine solche Organisa- 
tion einzubringen und innerhalb dieser auszu- 
diskutieren und damit eventuell auch einen in- 
haltlichen Konsens herzustellen. Vielleicht 
auch als Frage hier ans Auditorium. Weil Nu- 
ancen schon ein bißchen qualifizierend klingt. 
Oder disqualifizierend. Je nach dem. 


Beitrag G: Ich wollte was sagen zu diesen 
inhaltlichen Unterschieden, die die ganze Zeit 
genannt werden. Der Kongreß ist auch eine 
Möglichkeit nach inhaltlichen Themen zu su- 
chen, daran zu diskutieren und bei diesem 
Kongreß sind es die richtigen Themen gewe- 
sen, waren das die richtigen Inhalte, die dann 
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letztendlich dazu führen werden, daß sich die 
Leute einigen. Unterschiedliche Herangehens- 
weisen hat man auf dem Kongreß total viele 
gehabt. Ich denke, daß oft das Problem ist, 
nicht so sehr, ob die Gruppe diesen oder jenen 
Inhalt vertritt, sondern welche politische Pra- 
xis die jeweiligen Gruppen haben. Es sind ja 
sehr unterschiedliche Gruppen dagewesen, ich 
finde es schade, daß man nicht die Positionen 
aller verschiedener Spektren überhaupt mitbe- 
kommen hat. Es gab Leute aus Leipzig, die 
sich geäußert haben, aus Göttingen und Ber- 
lin, und dann waren noch Leute, die die Ver- 
anstaltung „Nazikultur - Diebstahl linker Co- 
des?‘ gemacht haben, cher theoretisch. 

Das ist auch o.k., die haben einen anderen 
Ansatz. Dieser Kongreß bietet die Möglichkei- 
ten, daß Gruppen aus der Praxis mit Gruppen 
zusammenkommen, die ihren Schwerpunkt 
darauf legen, Probleme ganz grundlegend auf- 
zuarbeiten, was manche Gruppen aus der Pra- 
xis nicht machen. Das ist eigentlich kein Pro- 
blem, wenn man bereit ist, Diskussionen kon- 
sequent weiterzuführen, d.h. wenn Gruppen, 
die sich mit bestimmten Themen beschäftigen, 
diese Themen einbringen und sich bereit fin- 
den sich mit Gruppen, die auf der praktischen 
Ebene arbeiten, zu einigen. Dann wäre das der 
Prozeß, der interessant ist und nicht, daß es 
eine inhaltliche Angleichung gibt von dem 
her, daß entweder heruntergebetet wird: Ja, es 
gibt keine verbindlichen Codes, was uns auch 
nicht weiter bringt, oder: Wir schen die Lö- 
sung nur in der Revolution. Diese Anglei- 
chung, wäre nicht des Rätsel Lösung, sondern, 
daß die Sachen, die hier diskutiert werden 
auch irgendwann verbindlich werden. Ich fän- 
de es gut, wenn es Praktisch umgesetzt würde. 

Das ist eigentlich der Knackpunkt und 
nicht, daß irgendwie die Inhalte zu unter- 
schiedlich sind, sondern daß keine Verbind- 
lichkeit da ist, eine Verbindung zwischen den 
verschiedenen Gruppen und das, was dann als 
Organisationswunsch im Raum steht. Das 
zeigt sich auch in der Praxis, daß die Streitig- 
keiten eigentlich uninteressant sind, weil das 
BAT genauso Probleme mit seiner Praxis hat 
wie andere Gruppen. Es gilt zu konstatieren, 
an welchen Punkten man als politische Grup- 
pe jetzt eingreifen kann und wie man es 
schafft, daß sich alle daran orientieren. 


Beitrag A: Unser Ansatz war, ein Podium 
zu finden und Fragen zu stellen. An der Teil- 
nahme und der Resonanz würde ich großen 
Bedarf ablesen. Die meisten Leute sind unzu- 
frieden mit der Praxis, die sie haben. Faktisch 
bei allen Themen, die hier aufgeworfen wur- 
den, gab es Auseinandersetzungen. Das sind 
die Sachthemen, um die es in der Zukunft ge- 
hen soll. 

Uns ging es darum klarzustellen, in was 
für einem Umfeld wir uns bewegen, daß es 
hier eine rechte Alltagskultur gibt und daß wir 
genau diese als Ausgangspunkt nehmen müs- 
sen, um zu sehen, wie wir agieren können. Der 
Diskussionsbedarf ist da. Klar ist, daß jetzt 
noch was kommen muß. Wir schen diesen 
Kongreß als Teil eines Prozesses und sagen 
nicht, wir haben einen Kongreß gemacht und 
sind fertig. 


Referent: Ich habe es so verstanden, daß 
es nicht die Fragen der inhaltlichen Unter- 
schiede sind, sondern daß man es ausprobiert 
und die Leute sich selber einordnen in den Or- 
ganisierungsprozeß und daran teilnehmen - 
und das ist ein Ergebnis, was ich hier raushö- 
re. Ohne dabei total funktionalisiert zu wer- 
den. 


Beitrag H: Ich selber bin bei den Jungde- 
mokratInnen/Junge Linke aktiv, eine Organi- 
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sation, die relativ umgreifend formalisiert 
strukturiert ist, sehe da auch bestimmte Vortei- 
le, aber auch die Schwierigkeiten. Die Utopie 
einer herrschaftsfreien Gesellschaft und der 
Anspruch, möglichst selbstbestimmt zu sein, 
stehen immer in einem Spannungsverhältnis 
zu einem hohen Organisationsgrad. Für mich 
ist der Charme der Antifabewegung immer ge- 
wesen, daß es da gerade nicht diese formali- 
sierten Strukturen gibt, sondern einen eigenen 
Anspruch von Politik und Praxis, einen sehr 
hoher Grad von Selbstorganisation und selbst- 
bestimmten Handeln. Ich würde die These wa- 
gen, daß das auch in einem grundsätzlichen 
Widerspruch zueinander steht, ein hoher Orga- 
nisationsgrad und der inhaltliche Anspruch, 
den die meisten Leute hier haben. Das ist des- 
halb eher zum Scheitern verurteilt, wenn man 
mit so einem klassischen Organisationsver- 
ständnis herangeht. Ich glaube aber, das es 
wichtig ist, cine Vernetzung voranzutreiben, 
vielleicht solche Kongresse häufiger zu ma- 
chen, den Austausch untereinander stattfinden 
zu lassen. Vielleicht erscheint das einigen ko- 
misch, weil ich selber eben aus so einer hoch- 
organisierten, hochformalisierten Organisation 
komme. Aber gerade nach meiner Erfahrung, 
ist das kein Modell, was die Antifa kopieren 
sollte. 


Referent: Ich glaube nicht, daß wir das 
kopieren wollen. Ich habe versucht deutlich zu 
machen, daß ein klassischen Organisations- 
verständnis in dieser Bewegung überhaupt 
nicht greifen kann. Das würde voraussetzen, 
daß ich wie in den 20er Jahren sage, Orientie- 
rung: Sowjetunion, Modell: Bolschewiki, 
zweitens: Weltrevolution, kein Problem, Kom- 
munistische Internationale. Das waren ganz 
konkret Projekte, die gesagt haben, die Partei 
ist alles. In den 30er hatte das einen ganz an- 
deren Stellenwert. 

Jedes klassische Organisationsmodell 
wird hier und heute versagen und deshalb gibt 
es auch nur irgendwelche orthodoxen Splitter- 
gruppen, weil die Mehrheit der Leute nicht 
sagt, das wäre unsere Zukunft. Dennoch be- 
wegst du dich in diesem Widerspruch und 
wirst damit leben müssen, die Leute möglichst 
hochgradig einzubinden und deren Politisie- 
rung hochgradig voranzutreiben, sie zu schu- 
len in der Zeit, wo sie ihr Leben zur Verfü- 
gung stellen, um etwas zu verändern in dieser 
Gesellschaft. Das ist die Aufgabe einer Orga- 
nisation. Wir sind Teil einer Bewegung, wo 
alle die Möglichkeit haben, organisiert zu 
sein. 

Die Organisation muß bestimmte Aufga- 
ben wahrnehmen innerhalb dieser Bewegung. 
Sie muß ein organisatorisches Rückgrat bie- 
ten, welches Kontinuität gewährleistet und die 
Möglichkeit bietet, daß es Kongresse gibt, daß 
es Diskussionen gibt. 

Aus sich selbst heraus, wird sich das nicht 
ergeben. Ich weiß nicht, wieviel Einblick du 
hast, aber die Antifa ist teilweise sehr formali- 
stisch, viel formalistischer als uns teilweise 
lieb ist, trotzdem gibt es Verbesserungen zu 
machen. Das Problem ist nach wie vor, daß 
sich die Leute nicht allgemein der Bewegung 
zuordnen. Sie müssen Verantwortung überneh- 
men und ihre Konsumhaltung ablegen. 

Das kann man nur dann aufbrechen, wenn 
sich Leute selber beteiligen. Dann ändert sich 
ihre Haltung und das müssen die Gruppen als 
Schritt vollziehen. Dann können sich auch to- 
tal kleine Gruppen, als Teil einer Bewegung 
denken. Dann ist es auch nicht mehr möglich, 
Detailfragen im Lokalen zu diskutieren, ohne 
Veränderungen in den Positionen der Linken 
mit zu betrachten. 

Alle müssen sich auf dieses Organisati- 
onsmodell beziehen und sagen: „Eh, ich bin 
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| von etwas und ich beteilige mich daran denke, daß wir eingreifen können, auch über Moderator: 5 vor zwölf. 


Rahmen der Möglichkeiten“. Das ist das eine, Diskussionsprozeß. 
zigc, was eigentlich hinter dieser Organisa- Referent: Das ist doch super, 5 vor 12, das 
isidee steht und das ist heute nicht vorhan- Referent: Wie spät ist es? ist genau das richtige Bild, um hier zu enden. 


1, Das ist auf jeden Fall ein Punkt, wo ich 
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Die Diskussionen wurden durch uns stilistisch leicht überarbeit, ansonsten - bis auf die 
Kürzungen in der Papierausgabe — unverändert gelassen. 


Es wurden alle Namen geändert. 
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